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7Vorwort
Unter dem Motto „Erneuerung des Sozialstaats in Europa – Chance gegen den
Neoliberalismus“ fand in Dortmund am 7. Oktober 2006 das gesellschaftspoliti-
sche Forum der Rosa-Luxemburg-Stiftung (RLS) NRW statt, an dem sich unter
anderem die Redaktion Sozialismus, WISSENTransfer, der Bund demokratischer
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler und Attac Dortmund als Mitveranstal-
ter beteiligten. Das Forum setzte sich somit mit einem Thema auseinander, mit
dem sich die RLS (u.a. mit der Manuskriptsammlung „Perspektiven des Europäi-
schen Sozialstaats“, erschienen 2004, und dem Workshop „Neuerfindung des So-
zialstaats“ im Jahr 2005, beide im Karl Dietz Verlag Berlin) in den letzten Jahren
vertieft beschäftig hatte. 
Der vorliegende Sammelband besteht sowohl aus Beiträgen der Konferenzteil-
nehmerInnen wie auch aus Beiträgen von Autoren, die im Anschluss der Konfe-
renz für eine Mitarbeit gewonnen werden konnten. Dabei war es den Herausge-
berInnen wichtig, dass sich in diesem Buch nicht allein verschiedene Aspekte des
komplexen Themas Europa und Sozialpolitik, sondern auch die „politische
Spannbreite“ der Linken wiederfindet. 
Der Sammelband kann und will auch keine endgültige Antwort auf die Frage
nach einer sinnvollen Strategie für eine europäische Sozialpolitik bzw. für eine Er-
neuerung des Sozialstaats in Europa geben. Seine Aufgabe ist es vielmehr, Teile
der Linke für diesen Problembereich zu sensibilisieren, zu informieren und einen
Beitrag in der Diskussion um die Möglichkeiten und Grenzen einer europaweiten
Sozialpolitik zu leisten. Die Entwicklung der Linken in Europa zu einem wichti-
gen Einflussfaktor in der politischen Landschaft wird nur gelingen, wenn diese in
der Lage sein wird, ein nachzuvollziehendes und vor allem mobilisierendes Pro-
gramm für Europa zu entwickeln. Die historische politische Domäne der Linken,
die Sozialpolitik, wird dabei eine entscheidende Rolle spielen. Ihr Zusammentref-
fen mit der „ökologischen Frage“ wird hoffentlich verdeutlichen, dass allein na-
tionalstaatlichen Lösungen bzw. Lösungsversuche schon lange nicht mehr ausrei-
chen. Die Linke ist international oder sie ist es nicht. 
Sie wird wieder international Denken lernen müssen.
Lars Dieckmann, Lena Ellenberger, Frank Nitzsche
Unser besonderer Dank gilt Peter Bathke, auf dessen Initiative und Unterstützung
sowohl das gesellschaftspolitische Forum in Dortmund wie auch die Herausgabe
dieses Buches zurückgeht. Unser weiterer Dank gilt der Arbeitsgruppe mit Elke
Gronow, Jürgen Klute und Amauri Lobo Mendes, die ebenfalls am Erfolg der Ta-
gung mitgewirkt haben und damit den „praktischen Grundstein“ für diesen Sam-
melband legten.
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LARS DIECKMANN, LENA ELLENBERGER, FRANK NITZSCHE
Visionen für die Erneuerung des Sozialstaats in Europa!?
Zwei Wertbegriffe mit metapolitischer Wirkung – „Europa“ und der „Sozialstaat“
Der Titel des Buches führt leicht in die Irre, denn wenn von der „Erneuerung des So-
zialstaats in Europa“ die Rede ist, vermutet man, es könne oder müsse etwas „re-
stauriert“ werden, das bereits existiere. Eben dies ist aber nicht der Fall, denn ein
einheitliches Konzept oder gar bindende, europäische gesetzliche Bestimmungen zu
einem europäischen Sozialstaat gibt es nicht. Allerdings treffen wir im Titel auf
zwei Identifikationsbegriffe „Europa“ und „Sozialstaat“, die mit hohen Erwartun-
gen, ideologischen Vorstellungen und Politikkonzepten aufgeladen sind. Beide Be-
griffe haben eine hohe Wirkmacht innerhalb der politischen Diskurse und sind me-
tapolitisch, d.h. sowohl Konservative, Reaktionäre, als auch Liberale und Linke
berufen sich auf sie. Und auch Vorstellungen über die Vorteile und Überlegenheiten
eines „europäischen Sozialstaatsmodells“ gegenüber dem (vorzugsweise) US-ame-
rikanischen finden sich lagerübergreifend in Presse, Politik und Öffentlichkeit. 
Der Unterschied liegt (meist) jedoch in der Deutung dieser Wertbegriffe. An
dieser Stelle ist darauf hinzuweisen, dass die Idee von Europa keine originäre Idee
der politischen Linken ist und schon seit Ende des 19. Jahrhunderts von den
großen Kapitalfraktionen1 verfolgt wurde. Auch bei der Gründung des „gemein-
samen Europas“ stand die wirtschaftliche Einheit und damit die Konzentration
von Wirtschaftsinteressen  im Vordergrund2.
Rosa Luxemburg wies bei ihrer Intervention bezüglich der inner-sozialdemo-
kratischen Diskussion um die „Vereinigten Staaten von Europa“ im Mai 1911 dar-
auf hin, dass reaktionäre Kräfte „die Idee des Europäertums, des Zusammen-
schlusses europäischer Staaten auf den Schild erhoben [haben], [...] [und dies] mit
einer offenen oder stillschweigenden Spitze gegen die ‘gelbe Gefahr’, gegen den
‘schwarzen Weltteil’, gegen die ‘minderwertigen Rassen’ [verbunden war] , kurz,
es war stets eine imperialistische Missgeburt“ (Luxemburg 1911). 
Vergleicht man diese historische Äußerung mit der aktuellen EU-Politik3 und Me-
diendebatten4, so wird die erschreckende Aktualität dieser Aussage von Rosa Luxemburg
1 Vergleiche dazu ausführlich: Opitz: Europastrategien des deutschen Kapitals 1900-1945. Köln 1977.
2 Von der EGKS (Europäische Gemeinschaft für Kohle und Stahl) 1951 über die EWG zur heutigen EU. Vgl.
auch Bischoff, Schröder, Sobich: Ex invidiis unum. In: Weltmacht Europa- Hauptstadt Berlin? Hamburg 2005.
3 Etwa die Forderungen nach einer offensiven EU-Armee, die Abschottung der Außengrenzen gegenüber
Flüchtlingen aus Afrika und die „Verteidigung von EU-Interessen“ im Kongo.
4 Vergleiche die Spiegel-Serie zum Kampf um die Rohstoffe und die damit einhergehende Warnung vor dem auf-
strebenden China. Federführend ist dabei Gabor Steingart, der mit seinem Buch „Weltkrieg um Wohlstand. Wie
Macht und Reichtum neu verteilt werden“ von 2006 die Stichwörter für Artikel über China im Spiegel gibt.
9deutlich. Dennoch gilt die EU noch in großen Teilen der Linken (vgl. Klaus Dräger i.d.B.)
als eine Möglichkeit ein „besseres Amerika“ zu schaffen, das sich gestützt auf seine wirt-
schaftliche Macht mit sozialer Gerechtigkeit, einer ausgeprägten Zivilgesellschaft, fried-
lich und ohne Eigeninteresse in den Kampf um Freiheit und Demokratie wirft. 
Die Vorstellung des „Old Europe“ als Hort der Zivilisation ist eine viel genutzte
Parole auf Demonstrationen, in Reden und Texten. Die Dichotomie gegenüber den
USA wirkt jedoch nicht zielführend. Spätestens mit der Verabschiedung der soge-
nannten Lissabon-Strategie wurde klar: Diese EU kann keine EU der Linken sein5.
Denn die in dieser Strategie aufgeführten Ziele dienen nicht als ernstgemeinte
Wegmarken zu einer besseren Gesellschaft, sondern eher als ideologisches Fei-
genblatt, um die harten Einschnitte für den größten Teil der Bevölkerung und die
Verschärfung der sozialen Gegensätze mit wohlklingenden Worten erträglicher zu
machen (vgl. zur Begriffsdeutung Christoph Butterwegge i.d.B.). 
Es gilt also, den linken Begriff von Europa scharf zu zeichnen und deutlich auf
Distanz zur zeitgenössischen EU-Konzeption zu gehen. Das heißt nicht auf eine
internationale Politkonzeption zu verzichten (ganz im Gegenteil), es gilt aber im-
mer wieder die Widersprüche der kapitalistischen Version aufzuzeigen. Um dies
jedoch leisten zu können ist u.E. eine kritische Distanz zum herrschenden Kon-
strukt „Europa“ notwendig. Eine internationale Linke muss sich von der Vorstel-
lung lösen, die EU-Strukturen an sich böten die Möglichkeit, die Gesellschaften
zu verändern. Dabei sollte die reflexhafte Verteidigung der „europäischen Idee“
ebenso wenig als Argumentation dienen wie eine Strategie der Re-Nationali-
sierung. Eine linke, internationale Politik sollte noch immer die Gesellschaft an-
streben, in der die „Umwerfung aller Verhältnisse, in denen der Mensch ein ge-
knechtetes Wesen ist“ Realität wird. Dies gilt umso mehr im politischen Feld der
Sozialpolitik, das eben nicht unabhängig von Macht- und Produktionsverhältnis-
sen, Entdemokratisierung und Militarisierung betrachtet werden kann. Sozialpoli-
tik oder Sozialstaatskonzepte der Linken sind also weiterführend zu denken und
nicht nur als Rückkehr zu einem verloren gegangen Status quo.
Sozialstaaten – Realität und Modelle
Für das „europäische Sozialstaatsmodell“ gilt tatsächlich der wortwörtliche Sinn:
Es ist ein Modell, eher gar ein Konstrukt, denn in der Realität streben die einzel-
nen nationalen Systeme auseinander und sind teilweise nicht vergleichbar.
Auch hier muss darauf verwiesen werden, dass die Idee des Sozialstaates nicht
von linken Ideengebern stammt, sondern z.B. in Deutschland seit Bismarck be-
wusst gegen die Linke gerichtet war.
5 Wir verweisen noch einmal auf Rosa Luxemburg, 1911: „Und die Losung des europäischen Zusammen-
schlusses kann objektiv innerhalb der kapitalistischen Gesellschaft nur wirtschaftlich einen Zollkrieg mit
Amerika und politisch einen kolonialpatriotischen Rassekrieg bedeuten“.
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Aller Erfolge des Modells zum Trotz sollte die Linke nicht vergessen, dass es
nicht SozialdemokratInnen, Gewerkschaften oder gar KommunistInnen (vgl. Joa-
chim Bischoff i.d.B.) waren, die den bundesrepublikanischen Sozialstaat entwarfen,
sondern die CDU unter Ludwig Erhard.6 Der Sozialstaat ist zunächst ein Kompro-
miss zwischen Kapital und Arbeit. Dieser Kompromiss wird durch die neoliberale
Politik aufgekündigt und es gilt die daraus resultierenden Widersprüche für eine
deutliche, antikapitalistische, demokratische und emanzipatorische Politik von links
zu nutzen. Der Sozialstaat darf für die Linke kein Selbstzweck sein, wie Asbjörn
Wahl aber auch Edith Bartelmus-Scholich mit ihren Beiträgen aufzeigen. Für die
Linke muss klar sein, dass wir nicht in einem „Partnerschaftsstaat“ leben, sondern
in einem System voller Gegensätze, Widersprüche und (gewollter) Ungerechtigkei-
ten, die nicht ohne Auseinandersetzungen zu überwinden sind.
Aus diesen nationalen „Klassenkompromissen“ – für die BRD zeigt dies Theo
Wentzke – ergaben sich unterschiedliche Handlungsmuster: In Deutschland führte
dies zu einer geringen Streikquote, während Frankreich oder auch Italien deutlich
kämpferischere Gewerkschaften besitzen und besaßen7.
Allerdings konnte diese ihre Erfahrungen nicht in die Gründung einer internatio-
nalen-europäischen Gewerkschaftsorganisation (vgl. Kai Burmeister i.d.B.) oder in
größere Mobilisierungen einbringen. Eine großflächige, breite Vernetzung fehlt der
Linken in Europa bisher. Die europäischen Initiativen (z.B. Transform, die Euro-
memorandum-Gruppe) sowie die gemeinsame Links-Fraktion im Europaparlament
können allenfalls Grundsteine sein, auf denen die parlamentarische und außerparla-
mentarische Gegenpolitik aufbauen muss. Denn ohne diese Vernetzung kann eine
Änderung in Europa insgesamt, aber auch national, nicht herbeigeführt werden.
Zeigen sich die Kompatibilitätsprobleme in den Konzepten, so gilt dies auch für
mögliche Bündnisse auf parlamentarischer Ebene. Die Diskussion der Linken über
neue Konzepte für einen Sozialstaat erweist sich – nicht nur international – als
schwierig. Scheinbar zu unterschiedliche Vorstellungen über soziale Sicherungssy-
stem stehen gegeneinander. Daher ist es ein ambitioniertes Unterfangen von inter-
nationalen Netzwerken und Institutionen wie „Transform“ oder der „Euromemo-
randum“-Gruppe Alternativen zu entwickeln und in die Diskussionen einzuführen.
Doch stoßen die Konzepte recht schnell nicht nur auf die pluralen Systeme und
Traditionen der Sozialstaaten in Europa, sondern auch auf die Widerstände der
heutigen Machtverteilung. 
Es zeigt sich in der aktuellen Politik der europäischen Union, dass linke Poli-
tikansätze keinerlei Wirkungsmacht haben. Die möglichen BündnispartnerInnen
bei Grünen und Sozialdemokraten haben mit Ihrer uneingeschränkten Zustim-
6 Auf dessen Vorstellungen berufen sich in der Diskussion um den Sozialstaat immer häufiger auch linke Poli-
tikerInnen, ob Erhard eine gelungene Galleonsfigur sein kann, muss an dieser Stelle offen bleiben. Ähnlich
wie die Bismarckschen Gesetze könnte die Installation der Sozialsysteme als Schutzsysteme gegen die „Ver-
suchungen“ des Sozialismus gelten (Vergleiche Bischoff, Wahl, Wentzke).
7 Siehe Neumann in diesem Band, aber auch Hälker /Vellay.
11
mung zum europäischen Verfassungsvertrag erkennen lassen, dass sie mittlerweile
weit von emanzipatorischen und sozialen Politikvorstellungen entfernt sind. 
So herrscht – nicht nur – in Deutschland ein breites Einverständnis im Partei-
enspektrum von Konservativen bis Grünen darüber, dass der Sozialstaat nach neo-
liberalem Muster zu „reformieren“ sei. Dies bedeutet übersetzt: Die Rückführung
der staatlichen, sozialen Leistungen auf ein Minimalniveau unter dem Motto:
„Wer nicht arbeitet, soll auch nicht essen“.
Und die Machtverhältnisse in Europa sind z. Zt. klar auf diesen Kurs gerichtet;
daran änderten auch die linken Erfolge mit den ablehnenden Referenden in den
Niederlanden und Frankreich8 wenig. Eine Änderung der neoliberalen Politik ist
momentan nicht in Sicht, der Protest der Gewerkschaften gegen die sogenannte
„Bolkestein- Richtlinie“ verlief zwar zunächst stürmisch, änderte jedoch nichts an
der Umsetzung zentraler Punkte in den späteren Papieren (vgl. dazu Juri Häl-
ker/Claudius Vellay). Und auch die Kirchen stehen im Widerspruch zu ihren ei-
genen sozialen Grundsätzen und konkreter Politik (vgl. Jürgen Klute).
Sozialpolitische Reformen im Postfordismus – Eine Illusion?
„Der heutige Staat ist (...) Vertreter der kapitalistischen Gesellschaft, d.h. Klas-
senstaat. Deshalb ist auch die von ihm gehandhabte Sozialreform (...) eine Kon-
trolle der Klassenorganisation des Kapitals über den Produktionsprozess des Ka-
pitals. Darin, d.h. in den Interessen des Kapitals, findet denn auch die
Sozialreform ihre natürlichen Schranken“ (Luxemburg 1987: 72f.).
Für die Autoren des Bandes stellt sich nicht die Frage, ob Reformen möglich sind
(sonst müsste man nicht mehr dieses Buch veröffentlichen), sondern ob diese in
der Nachära des „Goldenen Zeitalters des Kapitalismus“, also in der sogenannten
neoliberalen Epoche des Kapitalismus, dann auch gehalten und ausgebaut werden
können und inwieweit sie eine Perspektive zur Überwindung kapitalistischer Ver-
hältnisse beinhalten.
Um diese Fragen zumindest im Ansatz beantworten zu können, muss zunächst
geklärt werden, was politische Akteure als Reformen verstehen bzw. wie weitrei-
chend (oder modern: nachhaltig) im Sinne einer antikapitalistischen Politik diese
sein können. Dies wiederum wirft die Frage von Verhandlungsmacht auf, oder
konkreter: Es stellt sich die Frage von politischen Perspektiven und Machtver-
hältnissen.
Diejenigen, die meinen, dass sich die sozial weitest entwickelte Form des ka-
pitalistischen Systems, der keynesianische Wohlfahrtsstaat (auch soziale Markt-
8 Trotz oder wegen der erfolgreichen Proteste in Frankreich gegen das CPE und den Verfassungsvertrag regiert
nun Sarkozy mit einer komfortablen konservativen Mehrheit ohne das eine linke Formation Stimmen dazu ge-
winnen konnte (vgl. auch Neumann in diesem Band).
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wirtschaft genannt), wiederherstellen, erhalten und unter den Bedingungen einer
verschärften Weltmarktkonkurrenz und einer in weiten Teilen passiven Arbeiter-
bewegung ausbauen lässt, werden ihre Forderungen notwendigerweise an den mo-
difizierten, d.h. zur Zeit neoliberalen, Rahmen der Sozialpartnerschaft anpassen
und so vor allem an die Vertreter von Politik und Kapital appellieren und auf diese
Druck ausüben müssen. Eine exemplarische Forderung wäre hier: „Ausgleich der
Interessen von Kapital und Arbeit“. 
Diejenigen, die meinen, dass obiges möglich ist, aber nur als erster Schritt zur
Sammlung neuer Kräfte dient, um dann in einem zweiten Schritt das neoliberale
Profitsystem zugunsten eines weiterentwickelten Sozialsystems und einer Wirt-
schaftsdemokratie zurückzudrängen, werden bei ihren Forderungen (z. B. massive
Staatsinterventionen) über die traditionellen Modelle der Sozialpartnerschaft hin-
ausgehen und Kapitalinteressen beschneiden wollen. Eine exemplarische Forde-
rung wäre hier: „Menschen vor Profite“. 
Diejenigen, die meinen, dass der keynesianische Wohlfahrtsstaat aufgrund der
Weltwirtschaftskrise von 1929 und der geopolitischen Folgen des Zweiten Welt-
krieges ein historisches Ausnahmeprodukt war, werden notwendigerweise auf
eine Überwindung des kapitalistischen Systems setzen müssen und Reformforde-
rungen mit der Perspektive einer sozialistischen Gesellschaft verknüpfen. Ihr
Adressat ist dabei – wahlweise nach politischer Sozialisation – die ArbeiterInnen-
bewegung (-klasse), die sozialen Bewegungen oder die Bevölkerung im Allge-
meinen. Eine exemplarische Forderung wäre hier: „Menschen statt Profite“.
Reformen sind somit bei allen drei Positionen anvisiert, allerdings werden sie
sich in ihrer Reichweite und damit Radikalität erheblich voneinander unterschei-
den. Sie sind allerdings alle davon abhängig, inwieweit ökonomischer und politi-
scher Druck zur Durchsetzung reformpolitischer Maßnahmen von der Arbeiterbe-
wegung und den sozialen Bewegungen entfaltet werden kann und inwieweit das
Kapital diesem Druck nachzugeben bereit ist. 
Dies wirft gleichzeitig die Frage auf, ob der Sozialstaat aus Sicht der Vertreter
des Kapitals ein überflüssiges Übel oder eine sinnvolle Einrichtung war und ist.
Würde erstes zutreffen, dann müssten weitgehende Reformen gegen das Kapital,
das sich den Wohlfahrtsstaat in seinem heutigen Ausmaß nicht mehr leisten kann
und will, durchgesetzt werden. Wenn man aber eine solche politische Macht hätte,
dann stellt sich die Frage, warum man „auf halber Strecke“ stehen bleiben sollte?
Außer man behauptet, dass die Macht des Kapitals demokratischen Interessen un-
tergeordnet werden kann. Dies kann aber nur derjenige, der vorher die Macht des
Kapitals gebrochen hat9, denn die Mächtigen ordnen sich eben nicht einfach unter
– außer, sie haben für einen gewissen Zeitraum davon einen Vorteil.
Würde aber letzteres zutreffen – Sozialpolitiker und Gewerkschaftsführer werden
nicht müde zu betonen, dass der Sozialstaat ein Standortvorteil für das deutsche/eu-
9 „Aus der Geschichte haben wir gelernt, dass Macht niemals freiwillig aufgegeben wird. Sie muss zur Aufgabe
gezwungen werden” (Asbjörn Wahl in diesem Band).
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ropäische Kapital darstellt –  dann könnten durch Druck und Kompromisse sozial-
politische Reformen durchgesetzt werden. Auch die bürgerlichen Parteien sind
natürlich nicht grundsätzlich gegen den Erhalt des Sozialstaates, sie begründen ge-
rade den Umbau desselben mit dem Ziel seines Erhaltes: „Wer soliden Wohlstand,
nachhaltige Entwicklung und neue Gerechtigkeit will, der wird Verständnis dafür
aufbringen, dass man bei bestimmten staatlichen Leistungen auch einmal langsa-
mer treten muss, dass auf das erreichte Leistungsniveau des Staates und der Sozial-
versicherungen nicht fortwährend draufgesattelt werden kann“ (Schröder 2002). 
Auch die Unternehmer wissen, dass der sozialpolitische Frieden einen Stand-
ortvorteil darstellt, und dass der Sozialstaat nicht nur etwas kostet, sondern auch
Löhne niedrig hält, da soziale Risiken eben vom Sozialstaat aufgefangen werden
und somit die Risikovorsorge der Lohnabhängigen nicht in die Lohnsumme ein-
geht. Zudem erleichtern Renten- und Arbeitslosenkassen die Entlassung „über-
flüssiger“ und älterer Arbeitskräfte. Somit wird zwar der Sozialstaat von Teilen
des Kapitals (vor allem von den Vertretern der Export- und Finanzbranchen) des
Öfteren als ein Übel denunziert, er ist aber funktional im Sinne der kapitalisti-
schen Produktionsweise. Es stellen sich hier die Fragen, welchen Profitanteil das
Kapital zu opfern bereit ist und inwieweit es eine Umverteilung innerhalb der
Klasse der Lohnabhängigen durchsetzen kann – was uns zur Frage von Macht-
verhältnissen führt. Paradoxerweise führt oftmals führt die richtige Analyse, dass
der Wohlfahrtsstaat für das Kapital kein Übel, sondern ein funktionales Moment
ist, innerhalb der reformistischen Teile der Bewegung zur falschen Schlussfolge-
rung, dass man durch genügenden ökonomischen und politischen Druck die „per-
manente Reform“ durchführen könnte, ohne zu bedenken, dass der „ausufernde
Sozialstaat“ eben nicht mehr funktional im Sinne der herrschenden Politik und des
Kapitals ist, sondern eben ein Übel:
“Der allgegenwärtige Wohlfahrtsstaat, der den Menschen die Entscheidungen
abnimmt und sie durch immer mehr Bevormundung zu ihrem Glück zwingen will,
ist nicht nur unbezahlbar. Er ist am Ende auch ineffizient und inhuman” (Schrö-
der 2002: 10).
Um das Verhältnis von Kapital und Politik zum Sozialstaat näher zu beleuch-
ten, muss man sich noch einmal den Konstituierungsrahmen des modernen Sozi-
alstaats vergegenwärtigen.
Der Sozialstaat als Klassenkompromiss
Mehrere AutorInnen in diesem Band betonen die Bedeutung des Sozialstaates als
komplexen Kompromiss zwischen den Klassen und kommen zu der Schlussfol-
gerung, dass ohne die Perspektive einer Überwindung des Wohlfahrtsstaates, und
der dafür notwendigen Konfrontation mit dem Kapital und der bürgerlichen Poli-
tik, der Sozialstaat nicht verteidigt und ausgebaut werden kann. Sie argumentie-
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ren dabei mit folgenden Punkten: Der Wohlfahrtsstaat ist nicht das Ergebnis eines
sozialen Dialogs und einer erwünschten sozialen Kooperation, sondern das Er-
gebnis einer langen Periode harter gesellschaftlicher Kämpfe und Klassenkon-
frontationen. Damit ist er Ausdruck konkreter Machtverhältnisse in der Gesell-
schaft. Er ist aber auch in der geregelten Form der Sozialpartnerschaft der
Ausdruck eines historischen Kompromisses zwischen den Klassen. Asbjörn Wahl
sieht in seinem Beitrag den Sozialstaat als Ausdruck eines Kompromisses vor al-
lem von Seiten der Arbeiterbewegung, denn der Wohlfahrtsstaat sei vor seiner
Herausbildung nie ein Ziel der Bewegung gewesen. Stattdessen habe das erklärte
Ziel in der Erkämpfung des Sozialismus bestanden, und nur die Furcht der Kapi-
talbesitzer vor diesem erkläre, warum sich die Kapitaleigner (vor allem in West-
europa) vielen Forderungen der Arbeiterbewegung beugten.
Da unbestreitbar die Konstitutionsbedingungen des alten Wohlfahrtsstaates
weggefallen sind – „Es dürfte davon auszugehen sein, dass eine Bewahrungs-
option gegenstandslos geworden ist – die alten Systeme gibt es einfach nicht
mehr“ (Lutz Brangsch i.d.B.) –  liegt es nun rein an der zukünftigen Möglichkeit
einer Bewegung von Lohnabhängigen, ökonomischen und politischen Druck zu
entfalten, um zunächst die Macht des Kapitals zu beschränken und die Wirtschaft
sukzessive demokratischer Kontrolle zu unterstellen: „Das wird nicht mit sozialem
Dialog und trilateraler Zusammenarbeit zu erreichen sein, sondern durch Klassen-
kampf und soziale Auseinandersetzungen“ (Asbjörn Wahl i.d.B.). Dass dies aber nur
ein vorläufiger Schritt sein kann, darauf wird später noch einzugehen sein.
Nicht nur der Sozialstaat kann als ein historischer Klassenkompromiss ver-
standen werden, sondern auch eine Reihe von Verfassungen in Europa, die nach
dem 2. Weltkrieg entstanden, können auf das Kräftegleichgewicht der Klassen
zurückgeführt werden.10 So findet sich auch im deutschen Grundgesetz die Ab-
sichtserklärung „Eigentum verpflichtet“, ein Passus, der sich im neoliberal ausge-
richteten Entwurf für einen Verfassungsvertrag für Europa nirgends findet. Dage-
gen soll aber ein neues Grundrecht, die „unternehmerische Freiheit“, im
Verfassungsvertrag verankert und die neoliberale Ideologie für die EU fest ge-
schrieben werden. Demokratische Reformforderungen machen in Bezug auf den
Verfassungsvertragsentwurf (und die europäischen politischen Institutionen) we-
nig Sinn, solange die gesamte Grundtendenz aufgrund der sich verschobenen ge-
sellschaftlichen Machtverhältnisse neoliberal ausgerichtet ist und sich die politi-
sche Gestaltungsmacht in den Händen der „Technokraten“, unkontrolliert von
ohnmächtigen Parlamenten (vgl. Canfora i.d.B.), befindet. Um es zu pointieren:
Sowohl die bürgerlich-demokratischen Errungenschaften wie auch der Sozial
(versicherungs)staat stellen als Klassenkompromiss in einem gewissen Sinne Nie-
derlagen der sozialistischen Arbeiterbewegung dar. Wie schon die Einführung der
allgemeinen Zwangsversicherungen zum Ende des 19. Jh. (Bismarcksche Sozial-
10 Siehe dazu im Besonderen: Luciano Canfora: Eine kurze Geschichte der Demokratie.
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reformen), die nur gegen den erbitterten Widerstand von Gewerkschaften und
SPD – und mit Hilfe des deutschen Industrievereins – möglich wurde (vgl. Bu-
chenberg 2003), so stellte der Ausbau des Sozialstaates nach dem Zweiten Welt-
krieg ebenso ein funktionales Moment für die kapitalistische (Re-)Produktion als
ein „Instrument der Formierung von Arbeitskraft“ und zur „Sicherung politischer
Stabilität“ (Lutz Brangsch i.d.B.) dar. 
Ein neues historisches Projekt
Folgt man dem Gedanken, dass der Sozialstaat einen Kompromiss gleich starker
gesellschaftlicher Klassen darstellt – in der Diktion Poulantzas: „Der Staat ist die
materielle Verdichtung gesellschaftlicher Kräfteverhältnisse“ – der aber nur mög-
lich wurde, weil, laut Wahl, das ursprüngliche Ziel der Arbeiterbewegung vor lan-
ger Zeit einmal der Sozialismus war, stellt sich die Frage, welches neue histori-
sche Projekt breite Schichten der Lohnabhängigen heute erneut mobilisieren
könnte, um über die Möglichkeit des Erzwingens neuer Kompromisse, zur Mög-
lichkeit des Erkämpfens einer neuen Gesellschaftsform, zu gelangen. Denn „die
Klasse oder das soziale Subjekt, das einer systematisierten Zukunftsversion ent-
behrt und folglich spontan, ohne historisches Projekt agiert, (wird) niemals Eig-
ner seiner Zukunft sein, sondern immer nur Wegbereiter und Handlanger der tri-
umphierenden Klasse“ (Dieterich 2006: 21). Für die Entwicklung eines neuen
historischen Projektes sind vor allem solche Strukturen sozialer Interaktionen von
Interesse, die über die bürgerliche Gesellschaft hinaus weisen und Alternativen zu
nationalstaatlich organisierter Marktwirtschaft und bürgerlicher Demokratie ent-
wickeln. In diesem Band werden mehrere solcher Entwicklungen angerissen (eu-
ropaweit koordinierte sozialpolitische Maßnahmen, das Genossenschaftswesen,
zivilgesellschaftliches Engagement, die Targeted Intelligence Networks, die Rolle
von Gewerkschaften und sozialen Bewegungen als potentielle Gegenmacht etc.),
offen bleibt aber die Frage (die von den Autoren auch nicht beantwortet werden
sollte), in welcher „systematisierten Zukunftsvision“ diese Entwicklungen kulmi-
nieren könnten. Verbleiben wir zunächst einen Moment bei solcher Art sozia-
ler Interaktionen, die Selbstbestimmung, -verantwortung und -gestaltung zumin-
dest potentiell ermöglichen und damit emanzipative Potentiale beinhalten können.
Birke Bull bspw. thematisiert in ihrem Beitrag das Verhältnis von Staat und Zivil-
gesellschaft. Die notwendige „Entstaatlichung“ sozialer Sicherungssysteme durch
die Beteiligung der Bürger auf kommunaler Ebene verlangt nach mehr Eigenver-
antwortung und eben nicht nach einem Ausbau sozialstaatlicher Institutionen.
Kommunale Politik könne so aufgrund ihrer räumlichen Überschaubarkeit und
Bürgernähe bürgergesellschaftliches Engagement befördern, indem zivilgesell-
schaftliche Strukturen zu einem Träger sozialer Infrastruktur ausgebaut würden.
Der damit einhergehende grundlegende Wandel der Sozialpolitik würde einerseits
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die Nachfrager stärken und damit Emanzipationspotentiale ermöglichen, anderer-
seits Ressourcen, u.a. durch den Wettbewerb um Qualität, schonen. 
Gerade aufgrund der Unterschiedlichkeit der Sozialsysteme in Europa könnte
dabei die Forderung nach einem Grundeinkommen bei einem wachsenden zivil-
gesellschaftlichen Engagement eine Perspektive sein – allerdings ist zu befürch-
ten, dass die Forderung nach zivilgesellschaftlichem Engagement (gerade durch
die bürgerlichen Politiker) dazu dienen kann, den forcierten Abbau des Sozial-
staates ideologisch zu bemänteln und den zivilgesellschaftlich engagierten Bürger
zum willigen Vollstrecker der „Die Kassen sind leer“-Politik zu machen.
Edith Bartelmus-Scholich, die in ihrem Beitrag betont, dass Sozialpolitik zu
den regulierenden Instrumenten bürgerlicher Politik gehört, sieht dagegen durch
die Auflösung der sozialen Milieus in Deutschland eine Vereinzelung der Men-
schen und damit die fehlenden Voraussetzungen für ein leistungsfähiges, zivilge-
sellschaftliches Engagement. Statt einer „Entstaatlichung“ sozialer Sicherungssy-
steme auf kommunaler Ebene muss sich die Linke ihrer Meinung nach „gegen
Privatisierung öffentlichen Eigentums und für die Schaffung zeitgemäßer Formen
gesellschaftlichen oder genossenschaftlichen Eigentums“ einsetzen. Es wird wohl
weiterhin ein Streitpunkt sein, inwieweit zivilgesellschaftliche Infrastruktur
oder vergesellschaftetes Eigentum zur Emanzipation gegenüber Staat, Wirt-
schaft und halbstaatlichen Verbänden/Institutionen beiträgt.
Dass Konzepte von Selbstverwaltung und Selbstorganisation funktionieren, die
nicht nur den Sozialstaat verändern und ergänzen, sondern die auch über die Be-
schränkungen der kapitalistischen Vergesellschaftung hinausreichen, zeigt u.a. Pe-
ter Fleissner anhand des Peer Group Care, der Studienzirkel, der Arbeitermedizin
und der Intrapreneur-Gruppen. Diese können beispielhafte Antworten im Sinne
der Frage von Judith Dellheim sein, wie zugleich individuelle Lernprozesse und
neue politische Bündnisse für eine demokratische, soziale, zivile, gerechte und
ökologische Entwicklung befördert werden können (siehe Dellheim i.d.B.). Dass,
wie Dellheim berichtet, Ansätze zur Solidarischen Ökonomie von den Akteuren
zunächst nicht als Widerspruch zu kapitalistischen Verhältnissen begriffen wer-
den, ist dem politischen Entwicklungsniveau der Bewegung geschuldet und muss
erst einmal hingenommen werden. So kam man im Vorfeld des 1. Kongresses zur
Solidarischen Ökonomie in Deutschland zu dem Schluss, dass dem Aufbau eige-
ner wirtschaftlicher Strukturen und dem Verständnis von Solidarischer Ökonomie
als einem Wirtschaftssektor der Vorzug vor umfassenden gesellschaftspolitischen
Strategien, einer breiten Debatte über gesellschaftspolitische Reformalternativen
und dem Verständnis von Solidarischer Ökonomie als einer Wirtschaftsweise der
Vorzug gegeben wurde. Gleichwohl sieht Dellheim die Möglichkeit für die Ak-
teure der Solidarischen Ökonomie „das emanzipative und transformatorische Po-
tenzial der Sozialen Ökonomie zunehmend erschließen” zu können. Dies bedeute,
konsequente Kapitalismuskritik und sozialistische Reformpolitik miteinander ver-
knüpfen, Lernprozesse befördern, Individuen zur Initiative ermutigen und befähi-
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gen, Akteure für politisches Handeln gewinnen und organisieren, Ressourcen mo-
bilisieren – um gesellschaftliche Probleme zu lösen und gesellschaftspolitische
Reformalternativen einzuleiten.
Dass die Erneuerung eines (europäischen) Sozialstaates eines neuen ökonomi-
schen und demokratischen Modell bedarf, ist relativ unstrittig. Strittig dagegen ist,
ob bereits heute ein antikapitalistisches Modell der Ausgangspunkt strategischer
Überlegungen sein muss. Verschiedene Modelle werden zur Zeit diskutiert, eines
davon ist das von Heinz Dieterich vorgestellte, das demokratisch geplante „Äqui-
valentenökonomie“ (wertgleicher Austausch realer Arbeitsleistungen) in Wechsel-
wirkung mit einer „partizipativen Demokratie“, dem „Nicht-Klassenstaat“ und
dem „rational-ethisch-ästhetischen Subjekt“ verbindet. 
Die Dialektik von Reform und Revolution
Man muss nun nicht jeden Aspekt von Dieterichs Vorstellungen teilen, wichtig er-
scheint uns aber, dass er grundlegende – und anscheinend vergessene? – Einsich-
ten sozialistischer Theorien plausibel darlegt. Bei der Feststellung „Der Unter-
schied zwischen Reformatoren und Revolutionären liegt darin, dass erstere die
existierende Institutionalität durch Modifikation zu erhalten suchen, während letz-
tere sie durch eine neue Institutionalität ersetzen wollen“ warnt Dieterich gleich-
zeitig vor einem mechanischen Reform-Revolution-Verständnis: „Revolutionäre
Praxis bedarf also unabdingbar der Fähigkeit, die Transformationsschritte der
Wirklichkeit prozesshaft-dialektisch zu verstehen, also in der reformistischen
Maßnahme das revolutionäre Potential, in der ökonomischen Konfliktstrategie
das Übersprungspotential zum politische und militärischen Konflikt und in der
revolutionären Institutionalisierung das Entwicklungspotential zum Reformis-
mus, zur Bürokratisierung und zur Involution (Rückentwicklung)“ (Dieterich
2006: 122; 123).
Reformprogramme und deren Umsetzungen sind in diesem Verständnis kein
„Wert-an-sich“, sondern erhalten ihren Wert dadurch, dass sie einen nächsten
Schritt zu einer qualitativen Veränderung – also transformierende Alternativen zu
einer neuen Institutionalität – darstellen. Diese Programme müssen, laut Diete-
rich, dabei die aktuellen Bedingungen der Realität bürgerlicher Vergesellschaf-
tung mit den Erfordernissen zukünftiger „Institutionalität partizipativer Demokra-
tie“ verknüpfen, sie müssen lokal wie global sein und sich auf plurale „Subjekte
der Befreiung“ stützen. 
Die Absenz des „einen“ historischen Subjektes (ArbeiterInnenklasse, Bauern-
klasse, nationale Bourgeoisie, soziale Bewegung etc.) sollte weder zur Schluss-
folgerung führen, dass nur Verbesserungsvorschläge im Rahmen der herrschenden
Verhältnisse möglich sind, noch im Gegenteil dazu, dass man gebetsmühlenartig
die baldige Bewusstwerdung des revolutionären Subjekts behauptet. Aufgrund der
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Ausdifferenzierung in modernen Industrie- bzw. Dienstleistungsgesellschaften
(gerne auch: Spätkapitalismus) werden sich systemtransformierende kollektive
Subjekte (Lohnarbeiterklasse, marginalisierte Schichten etc.) durch neue Erfah-
rungen in neuen Auseinandersetzungen herausbilden. Die dabei entstehenden For-
derungen bedürfen eines Programms, das sowohl den aktuellen reformorientierten
wie auch antisystemischen Interessen der kollektiven Subjekte Ausdruck verleiht.
Dabei geht es um die Verknüpfung und den Übergang von aktuellen zu zukünfti-
gen Forderungen, in dem Sinne, dass die Durchsetzung heute nur ein Schritt für
die nächsten Forderungen bedeutet. 
Übergangsprogramme und -forderungen
Übergangsprogramme müssten in ihren Forderungen nach Angleichung und Aus-
bau des Sozialstaates im europäischen Rahmen zwar beachten, dass in den ver-
schiedenen Ländern unterschiedliche (wirtschaftliche, soziale, politische und kul-
turelle) Traditionen bezüglich des Sozialstaates existieren, allerdings muss es
nationenübergreifende Forderungen im Rahmen des Umbaus der Ökonomie und
der demokratischer Partizipation geben, die von der Politik des notwendigen Wi-
derstandes zu einer offensiven Strategie überleiten. 
Dazu gehören 
• der europaweit koordinierter Widerstand und Kampf von Lohnabhängigen
und Jugendlichen für Arbeitsplätze, Sozialleistungen, freie Bildung, einen für ein
würdiges Leben ausreichenden Lohn und Wochenarbeitszeitverkürzung bei
vollem Lohn- und Personalausgleich, eine soziale Mindestsicherung und inflati-
onsgesicherte Mindestlöhne etc.,
• der Widerstand gegen Kürzungen bei sozialen Diensten, gegen Deregulierun-
gen und Privatisierungen und die Wiederherstellung und der Ausbau des öffentli-
chen Eigentums unter demokratischer Kontrolle und Selbstverwaltung der Bevöl-
kerung und der Beschäftigten,
• ein öffentliches europäisches Investitionsprogramm, das durch eine massive
Besteuerung von Gewinnen und Vermögen finanziert wird und dessen wichtigsten
Investitionsentscheidungen von lokaler bis zur nationalen Ebene demokratisch
kontrolliert werden,
• demokratische Entscheidungsmöglichkeiten sowohl über die zur Bedürfnis-
befriedigung hinausgehende Arbeitszeit (Mehrarbeitsrate) in den Betrieben wie
auch über die Ausgestaltung der sozialen Sicherungssysteme,
• demokratische Planung der Produktion.
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Widerstandsstrategien
Die AutorInnen dieses Sammelbandes stimmen darin überein, dass die Zukunft
des Sozialstaats auf europäischer Ebene gedacht werden muss. Viele AutorIn-
nen sehen in Arbeitskämpfen und in den Gewerkschaften die Akteure mit Hand-
lungsoptionen und -verantwortung (vgl. v.a. Brangsch, Hälker/Vellay, Burmeister
i.d.B.). Dies beinhaltet die Verknüpfung von nationalstaatlicher wie europäischer
Strategie des Widerstandes. Wenn die Gewerkschaften (wie die IG Metall) natio-
nale Kampagnen wie z.B.  gegen die Rente mit 67 nicht mit dem Widerstand ge-
gen gleichlautende Direktiven des EU-Parlaments verbinden, wird das Bewusst-
sein der Bevölkerung in den europäischen Nationen für eine europaweite
Gegenwehr nicht wachsen können. Gleichzeitig müssen europäische Direktiven
auf nationaler Ebene gemeinsam in möglichst vielen Ländern der EU bekämpft
werden. Dazu ist der Ausbau von schlagkräftigen Netzwerken auf euroäischer.
Ebene notwendig. Dementsprechend fordern mehrere Autoren mehr internationale
und europäische Vernetzung, Koordination und eine Überarbeitung der EBR-
Richtlinie (vgl. Burmeister, Hälker/Valley i.d.B) sowie breitere Bündnisse der
Linken mit Kirchen und sozialen Bewegungen (vgl. Klute, Kreutz, Dellheim
i.d.B.). 
Ohne den Aufbau einer europäischen Bewegung, die von Institutionen wie
den Gewerkschaften, NGOs, Basisbewegungen etc. getragen wird, ist die Forde-
rung nach einem europäischen sozialstaatlichen Programm (expansive Lohnpo-
litik, Investitionsprogramme, Arbeitszeitregelungen, Mindestlöhne und -sicherun-
gen) eine ehrenvolle Angelegenheit, doch wenn überhaupt, bleiben sie kosmeti-
sche Korrekturen des sozialstaatlichen Umbaus, da sie den privatwirtschaftlichen
Profitinteressen gegenüberstehen.
Da Sozialpolitik weiterhin die Domäne der Nationalstaaten ist und bleibt, und
die europäischen Direktiven die Regierungen unter (selbstgewählten) Druck set-
zen, muss sich die Verteidigung und Weiterentwicklung des Sozialstaates (und de-
mokratischer Verfahrensweisen) vor allem auf nationaler Ebene vollziehen, darf
aber hierbei die internationale und europäische Perspektive nicht außer Acht
lassen. Eine Möglichkeit der Angleichung auf europäischer Ebene ist die Ein-
führung von Sozialkorridoren, was bedeutet, dass die reichsten Länder zwar wei-
terhin sozialstaatlich „aufrüsten“ sollten – aber langsamer – und dass die är-me-
ren Länder schneller sozialstaatliche Umverteilung durchführen sollten (vgl.
Brangsch, Recht, Hälker/Vellay i.d.B.). Recht schlägt als eine mögliche Variante
zudem den Ersatz nationaler durch europäische sozialstaatliche Maßnahmen vor.
Ebenso ist für Hälker und Vellay das Ziel der Regulierung und Harmonisierung
von sozialen Standards auf dem höchsten europäischen Niveau denkbar. Süssner
macht allerdings darauf aufmerksam, dass ein solches einheitliches europäisches
Sozialstaatsmodell in der Praxis nicht auf dem hohen Leistungs- und Umvertei-
lungsniveau der skandinavischen Länder durchführbar und auf einem europäi-
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schen, also niedrigen Leistungs- und Umverteilungsniveau „politisch kaum wün-
schenswert“ (Süssner, i.d.B.) sei.
Zudem ist die Angleichung zur Zeit nur durch eine Umverteilung in den Staa-
ten selber möglich, da es keine europäische Steuerbehörde, sondern nur national-
staatliche gibt. Insoweit ist die Konfrontation mit dem Kapital weiterhin auf na-
tionalstaatlicher Ebene nötig, wenn auch durch den Druck auf die europäische
Gesetzgebung flankiert (europaweite Tobin-Tax, eine an der Produktivität anset-
zende relative Mindestbesteuerung auf Zins- und Kapitaleinkommen etc.).
Dem Ziel der Bürgerlichen, einen neoliberalen kapitalistischen Staatenbund
von Europas zu errichten, muss im Rahmen dieser Strategie ein alternatives Ziel
entgegengestellt werden. Die Forderung nach einer EU-Sozialpolitik, um erst ein-
mal Akteure mobilisieren und organisieren zu können bzw. die weitergehende
Forderung nach einem demokratischen, sozialstaatlichen Europa als einer Zwi-
schenetappe, ist notwendig und sinnvoll, allerdings müssen sie mit einer antikapi-
talistischen Perspektive verknüpft werden, die die vorangegangenen Forderungen
als Zwischenetappen begreift. Unseres Erachtens ist es an der Zeit, dass in der so-
zialistischen Linken erneut über folgende Ziele diskutiert werden muss:
Für einen demokratischen sozialistischen Staatenbund von Europa – 
Für ein vereinigtes sozialistisches Europa!
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Kapitel 1
Erneuerung des Sozialstaats – Chancen, Grenzen und Kritik
JOACHIM BISCHOFF 
Das Europäische Sozialmodell – Krise und Erneuerung 
Die Gewerkschaften und die politische Linke berufen sich in den gesellschaftli-
chen Auseinandersetzungen auf das „europäische Sozialmodell“ und haben dabei
eine Kombination von demokratischer Willensbildung, sozialer Regulation, öf-
fentlichen Diensten und öffentlichem Eigentum, sowie ein umfassendes System
sozialer Sicherheit vor Augen. Allerdings: Es existiert weder in der offiziellen Eu-
ropapolitik noch in den politisch-gesellschaftlichen Debatten eine genaue Vorstel-
lung darüber, was unter dem europäischen Sozialmodell zu verstehen ist. Erst seit
Anfang der 1990er Jahre taucht dieser Begriff als Positions- und Perspektivbe-
stimmungen offizieller EU-Politik auf. Mit dieser politischen Formel sollte
zunächst eine doppelte Abgrenzungsrealität markiert werden: zum einen gegen
den gerade implodierten Staatssozialismus sowjetischen Typs, mit dem das „kurze
20. Jahrhundert“ sein Ende fand; zum anderen gegen das neoliberale Modell eines
entfesselten Kapitalismus, das von den angelsächsischen Ländern her Ausstrah-
lungskraft entfaltete. Der europäische Integrationsprozess sollte sich durch die
Koppelung von wirtschaftlicher Dynamik mit sozialer Sicherheit gegenüber an-
deren Gesellschaftskonzeptionen als überlegen erweisen. 
Dass es trotz dieser Abgrenzungen gegenüber anderen Gesellschaftsmodellen
schwierig ist, eine genauere Bestimmung des europäischen Sozialmodells vorzu-
nehmen, liegt zudem offenkundig an der Krise der vermeintlich für Europa be-
stimmenden gesellschaftspolitischen Konzeption. Zurecht konstatiert A. Giddens:
„So gut wie alle, Unterstützer wie Gegner gleichermaßen, sind sich einig, dass das
Europäische Sozialmodell gegenwärtig unter hohem Druck steht – oder sogar zu
scheitern droht“ (Giddens 2006: 2). Diese aktuelle Bedrohung hängt damit zusam-
men, dass das System sozialökonomischer Regulierungen der hochentwickelten
kapitalistischen Länder abgebaut wird. Fakt ist, dass es keine allgemein anerkannte
Begriffsbestimmung von einem europäischen Sozialmodell gibt und dass die ge-
genwärtige Konzeption einem starken Veränderungsdruck ausgesetzt ist. Zurecht
konstatiert Schuster (2006: 7): „Ein europäisches Sozialmodell beschreibt die Ziel-
setzung, sich neuen Herausforderungen zu stellen und verweist auf die notwendige
transnationale Dimension der zukünftigen Sozialstaatsentwicklung.“ Offenkundig
befinden sich die Mitgliedsländer der Europäischen Union, aber auch die europäi-
sche Wirtschafts- und Währungsunion in einer gravierenden Umbruchkonstella-
tion, so dass in den Vorstellungen und Forderungen nach einem europäischen So-
zialmodell eben auch normative Zielvorstellungen eingeschlossen sind.
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Der ehemalige Präsident der Europäischen Kommission Delors benennt zu-
sammen mit dem früheren dänischen Ministerpräsidenten Rasmussen die Bedro-
hung und die Herausforderungen des europäischen Sozialmodells genauer: „Un-
ser soziales Europa steht auf dem Spiel, denn nach Aussage der Konservativen
können sich die europäischen Staaten ihr Wohlfahrtssystem nicht länger leisten.
Die einzige Antwort der marktradikal dominierten Europäischen Kommission auf
die Herausforderung von 18 Millionen Arbeitslosen und 68 Millionen in Armut le-
benden Menschen in Europa ist die Liberalisierung des Binnenmarktes“ (Delors
2006). Wir haben es auf der europäischen Ebene mithin mit der bekannten gesell-
schaftspolitischen Auseinandersetzung zu tun, die seit Jahren gleichermaßen die
nationalstaatliche Ebene beherrscht: Ist unter den gegenwärtigen Bedingungen
eine sozialstaatliche Regulation des Kapitalismus aufrecht zu erhalten bzw. zu er-
neuern, oder ist die Aufwertung der Marktsteuerung zwangsläufig mit einer um-
fassenden Deregulierung der sozialen Dimensionen verbunden?
Verteidigung des europäischen Sozialmodells?
In der Entwicklung des europäischen Projektes war noch in den 1980er Jahren des
20. Jahrhunderts im Rahmen eines einheitlichen Binnenmarktes auch eine soziale
Dimension vorgesehen. Allerdings hatte die Mehrheit der konservativ regierten
Mitgliedsstaaten der Europäischen Gemeinschaft dafür gesorgt, dass die Deregu-
lierungspolitik dominierte und die europäische Ebene mehr und mehr zu einem
Faktor einer neoliberalen Hegemonie wurde. „Das Projekt des damaligen Kom-
missionspräsidenten Jacques Delors, eine ›soziale Dimension‹ des Binnenmarktes
zu schaffen, scheiterte klar am Widerstand des konservativ geführten Mehrheit
der Mitgliedsstaaten“ (Dräger 2003: 197). In der zweiten Hälfte der 1990er Jahre
schienen sich die politisch-gesellschaftlichen Kräfteverhältnisse in Richtung einer
sozialen Regulation des Kapitalismus zu verschieben. Aber die Hoffnung des
langjährigen Kommissionspräsidenten Delors auf eine gemeinsame makroökono-
mische Strategie zur Herstellung der Vollbeschäftigung und einer sozialen Di-
mension des gemeinsamen Binnenmarktes wurde auch unter diesen günstigen
Kräfteverhältnissen nicht eingelöst. 
„Spätestens mit den Beschlüssen des Lissabonner EU-Gipfels im Jahr 2000
wurde der Dritte Weg zur dominanten Strategie in der EU“ (Dräger 2003: 203).
„Dritter Weg“ heißt, dass über eine Angebots- und Deregulierungspolitik die Kon-
kurrenzfähigkeit verbessert und die sozialen Sicherungssysteme umgebaut wer-
den sollten; zum politischen Selbstverständnis gehörte allerdings auch, die Aus-
prägung einer Marktgesellschaft zu unterbinden (vgl. Blair, Schröder 1999). In
diesem Sinne zielt die Lissabon-Strategie darauf, die EU bis zum Jahre 2010 zum
„wettbewerbsfähigsten und dynamischsten wissensbasierten Wirtschaftsraum der
Welt zu machen – einem Wirtschaftsraum, der fähig ist, ein dauerhaftes Wirt-
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schaftswachstum mit mehr und besseren Arbeitsplätzen und einem größeren so-
zialen Zusammenhalt zu erzielen.“ Mit einem realen Wirtschaftswachstum von
drei Prozent pro Jahr und einer Steigerung des Anteils der Ausgaben für Wissen-
schaft von zwei Prozent auf drei Prozent des Bruttoinlandsproduktes sollten die
USA bis zum Jahr 2010 überholt werden. Eingeschlossen in dieser Zielsetzung ist
die Wiederherstellung der Vollbeschäftigung und eine Modernisierung der sozia-
len Sicherungssysteme. Insofern wurde auch die sozialpolitische Agenda auf den
Lissabon-Prozess ausgerichtet. Im Zusammenhang mit dieser sozial moderaten
Angebotspolitik der Verbesserung der Wettbewerbsfähigkeit des europäischen
Kapitals finden wir eine inhaltliche Bestimmung des europäischen Sozialmodells.
Im Schlussprotokoll der Konferenz von Nizza (2000) heißt es: „Das europäische
Gesellschaftsmodell, das sich insbesondere durch Sozialschutzsysteme von ho-
hem Niveau, die große Bedeutung, die dem sozialen Dialog zukommt, und durch
gemeinwohlorientierte Leistungen auszeichnet, deren Feld Tätigkeiten umfasst,
die für den Zusammenhalt von grundlegender Bedeutung sind, beruht heutzutage
bei aller Unterschiedlichkeit der Sozialsysteme auf einem Sockel von gemeinsa-
men Werten“ (Kom 2001).
Wir kommen zu der vorläufigen Schlussfolgerung, dass das europäische So-
zialmodell keine klar umrissene Konzeption ist. „Vielmehr handelt es sich um ein
Gemisch aus Werten, Errungenschaften und Hoffnungen, die hinsichtlich ihrer
Form und des Grades ihrer Verwirklichung in den einzelnen europäischen Staaten
unterschiedlich ausfallen“ (Giddens 2006:1). Von einer präzisen inhaltlichen Be-
stimmung oder Zieldefinition kann man nicht sprechen. Gleichwohl steckt bei
aller Differenzierung und Relativierung hinter der Idee eines europäischen So-
zialmodells eine Abgrenzung, auf die der Sozialwissenschaftler Alber zurecht hin-
weist. „Implizit sowie in letzter Zeit zunehmend auch explizit liegt der Rede vom
europäischen Sozialmodell in diesem umfassenden Sinne oftmals der Vergleich mit
dem anders begriffenen amerikanischen Sozialmodell zugrunde“ (Alber 2006:
209). Dieser konkurrierende Vergleich mit der Konzeption eines US-Gesellschafts-
modells macht die Substanz der so genannten Lissabon-Strategie aus, die die Eu-
ropäische Union seit Beginn des neuen Jahrtausends dem gesamten politischen
Handeln zugrunde gelegt sehen will. Bei der Lissabon-Strategie, die im Jahr 2000
vom Europäischen Rat beschlossen wurde, handelt es sich um eine umfassende
Agenda von Strukturreformen mit dem Ziel, die EU zum „wettbewerbsfähigsten
und dynamischsten wissensbasierten Wirtschaftsraum der Welt“ zu machen.
Die Absetzung vom US-amerikanischen Gesellschaftsmodell hat eine umfas-
sende Reichweite: „In der Dimension Wirtschaft bedeutet das, dass Europa die
Wachstumsdynamik der Marktwirtschaft mit dem sozialen Dialog der Sozialpart-
nerschaft verknüpft: In der Dimension des Staates heißt es, dass europäische Staa-
ten sowohl freiheitliche Demokratien sind, als auch umverteilende Sozialstaaten,
die eine zweite, Ungleichheiten glättende Arena der Verteilung von Lebenschan-
cen neben dem Markt aufbauen. In der Dimension Gesellschaft schließlich, be-
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deutet es, dass Freiräume für die individuelle Entfaltung ebenso geboten werden
wie darüber hinaus auch Sicherheit und Zusammenhalt stiftende Bindungen zwi-
schen den Menschen“ (Alber 2006: 209). Diese Kombination von wirtschaftlicher
Dynamik, sozialer Gerechtigkeit und sozialem Ausgleich ist sicherlich Programm
oder Zielvorstellung und nicht gesellschaftliche Realität. Im Prinzip werden die
Vielfalt der Sozialsysteme und die unzureichende Wachstumsdynamik in Europa
nicht in Frage gestellt.
Angesichts der realexistierenden Vielfalt wird die Unterscheidung von europäi-
schen und amerikanischem Gesellschaftstypus in Frage gestellt. So kommt auch Al-
ber in Auswertung von empirischen Entwicklungstendenzen zu folgenden Schlus-
sfolgerungen: „Erstens wird (…) ein fundamentaler Unterschied zwischen Europa
und den USA unterstellt, den die meisten Daten nicht belegen. In der Mehrzahl der
Fälle finden wir die USA innerhalb des sozialen Raumes angesiedelt, der die Ge-
sellschaften Europas umspannt. Die Vielfalt innerhalb der europäischen Union ist
häufig größer als der Abstand zwischen dem europäischen Mittelwert und den USA.
(…) Die zweite Schlussfolgerung ist, dass sich die Vorstellung eines europäischen
Sozialmodells nicht auf die Ähnlichkeit europäischer Gesellschaften im Sinne eines
Kranzes von Eigenschaften, den alle gemeinsam hätten, gründen lässt. Die Vielfalt
innerhalb Europas ist vielmehr so groß, dass der Unterschied zwischen Europa und
den USA demgegenüber in aller Regel verblasst“ (Alber 2006: 227). Wichtig ist
schließlich die dritte Schlussfolgerung: „Weder die Globalisierung noch die offene
Methode der Koordination (basierend auf der Lissabon-Strategie) haben zu einer
durchgängigen Konvergenz der Mitgliedsländer der Europäischen Union geführt.
(…) Anstelle eines einheitlichen europäischen Sozialmodells finden wir eine bunte
Vielfalt von Nationalstaaten mit ausgeprägten Eigentümlichkeiten sowie unter-
schiedlichen Entwicklungspfaden“ (Alber 2006: 227).
Im Folgenden soll eine Gegenargumentation entwickelt werden. Die Vielfalt
der nationalen Ausprägungen des europäischen Gesellschaftstypus soll nicht be-
stritten werden. Allerdings soll verdeutlicht werden, dass in den 1980er Jahren in
den USA und Großbritannien der Übergang von einem sozial-ökonomisch regu-
lierten Kapitalismus zu einer vermögensgetriebenen Akkumulation (entfesselter
Finanzmarktkapitalismus) erfolgt ist, dass in den 1990er Jahren auch die konti-
nentaleuropäischen Gesellschaften diese Transformation vollzogen haben und
dass hinter der Auseinandersetzung um das europäische Sozialmodell nicht die
Verteidigung eines sozialregulierten Kapitalismus steht, sondern dass es um den
Anspruch geht, ob eine finanzmarktgetriebene Kapitalakkumulation mit einer so-
zialen Regulierung vereinbar ist. 
Auch Schuster geht von der Grundüberlegung aus, dass das System sozia-
ler Regulation und sozialer Sicherheit im Kontext mit den ökonomischen Ent-
wicklungstendenzen gesehen werden muss. Eine Absetzung gegenüber neolibera-
len Konzeptionen scheint ihm geboten, nicht aber eine Abgrenzung gegenüber
dem angelsächsischen Typus der „Shareholder-Gesellschaft“: „Der rheinische Ka-
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pitalismus als ökonomische Basis des bisherigen nationalen Sozialmodells in
Deutschland gehört der Vergangenheit an. Damit ist jede Strategie, das bisherige
Sozialsystem schlicht zu verteidigen, unzureichend. Es geht darum, einen mit der
neuen Entwicklungsetappe des Kapitalismus vereinbaren Sozialstaat zu entwickeln.
(…) Eine krasse Frontstellung des europäischen Sozialmodells gegen ein amerika-
nisches Modell scheint dabei wenig hilfreich zu sein, weil auch diese Gesellschaf-
ten vor ähnlichen Veränderungsnotwendigkeiten stehen“ (Schuster 2006: 7).
Die bei Schuster deutlich hervortretende Ambivalenz ist charakteristisch für
den Großteil der Vertreter der in der Sozialdemokratischen Partei Europas zusam-
mengeschlossenen Parteien. Delors behauptet, dass in dieser politischen Forma-
tion die Herausorderungen erkannt seien und man gemeinsam die Vision eines
neuen sozialen Europas anstrebe. „Europas Wohlfahrtsstaaten müssen erneuert,
also umgebaut und nicht abgebaut werden, um den Herausforderungen gerecht zu
werden. Wir brauchen Reformen, die das Sozialmodell, um das uns so viele be-
neiden, zu neuem Erfolg zu führen“ (Delors 2006). Eine Übereinstimmung tritt in
der Krisendiagnose deutlich hervor und an dem politischen Willen, die nationalen
Sicherungssysteme europaweit zukunftssicher zu machen, ist nicht zu zweifeln.
Allerdings bleiben die konkreten Schritte der Erneuerung unklar. Die Beziehun-
gen zwischen den BürgerInnen und den sozialen Sicherungssystemen müssten neu
austariert werden. Die Verständigung auf europäische Mindeststandards und eine
makroökonomische Strategie, gestützt auf abgestimmte nationale Investitions-
pläne, könnten entscheidende Schritte der Realisierung sein; aber ob durch diese
Maßnahmen, die bisher wirkenden Erosionskräfte für die überlieferten Siche-
rungssysteme neutralisiert werden, bleibt völlig offen. Die Warnungen vor einem
hemmungslosen Wettlauf um größere Wettbewerbsfähigkeit oder falsche Konkur-
renz ist keine nachvollziehbare Handlungsagenda für eine soziale Gestaltung des
Aktionärs- oder Finanzmarktkapitalismus.
Ende des Rheinischen Kapitalismus
Die politischen, sozialen und kulturellen Umbrüche der letzten Jahrzehnte des
20. Jahrhunderts und des beginnenden 21. Jahrhunderts können in eine epochale
Transformation des Kapitalismus eingeordnet werden. Die Konzeption und Praxis
eines regulierten Kapitalismus wuchs aus den Katastrophen der ersten Hälfte des
20. Jahrhunderts hervor und hatte in verschiedenen Ländern unterschiedliche Aus-
prägungen. Beispielsweise basierte die Entwicklung in den USA nicht auf dem
Ausbau eines gewichtigen öffentlichen Sektors, dem selbst einige Schlüsselsekto-
ren der Wirtschaft einverleibt wurden, sondern auf einer umfassenden wirtschaft-
lichen Regulierung. Diese Entwicklung unterschied sich vom Vorgehen in Europa
und den Entwicklungsländern, wo die gemischte Ökonomie auf einem öffentli-
chen Sektor und einer wirtschaftlichen Regulierung beruhte.
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Mit Beginn der 1970er Jahre erleben wir zunächst in den USA und Großbri-
tannien nicht nur die Entfesselung der Finanz- und Vermögensmärkte, die Her-
ausbildung von neuen Anlageprodukten, sondern auch die zunehmende Vernet-
zung der Aktionäre, Investoren und Finanzmarktakteure. In Frankreich und
Deutschland setzt diese Entwicklung mit einiger Verspätung ein. Im Laufe der
1990er Jahre haben sich auch hier andere Machtverhältnisse etabliert. Jetzt sind
die organisierten Vermögensverwalter das Zentrum des Machtgefüges.
Das Akkumulationsregime des 20. Jahrhunderts ist durch die gesellschaftliche
Betriebsweise des „Fordismus-Taylorismus“ geprägt. Zunächst registrieren wir
starke gesellschaftliche Widersprüche bei der Durchsetzung dieser Arbeits- und
Produktionsorganisation in Europa und ökonomische Blockaden bei der Verall-
gemeinerung dieses Typus in den USA. Nach den „goldenen Jahren“ der Nach-
kriegszeit zeigt sich in den 1970er Jahren die Dynamik erschöpft. Diese Ent-
wicklungsdynamik wird nicht nur durch einen spezifischen Modus von techno-
logischen Innovationen bestimmt. Entscheidend ist vielmehr, dass der gesell-
schaftlichen Betriebsweise ein spezifisches Finanzregime, eine abgestimmte Han-
delspolitik der hochentwickelten kapitalistischen Länder und eine Reihe national-
staatlich geprägter institutioneller Kompromisse im Bereich des Arbeitsrechtes,
der Einkommens- und Verteilungspolitik sowie der Ausgestaltung der sozialen Si-
cherheit korrespondiert. „Aus der Sicht des Kapitalismus war das 20. Jahrhundert
das Jahrhundert der Organisation. Es ist ein Kapitalismus der Organisation auf in-
dustriellem und finanziellem Gebiet, der zur eigentlich treibenden Kraft der Ak-
kumulation geworden ist, anstelle von einzelnen Unternehmen. (…) Es ist auch
ein Kapitalismus der Organisation, der die Lohnarbeitermassen in der Industrie in
hierarchische Schichten gegliedert hat“ (Aglietta 2000: 24). Aus dieser Machtver-
teilung – sowohl in den großen Kapitalgesellschaften als auch im gesamtgesell-
schaftlichen Kräfteverhältnis – resultierte ein System sozialer Sicherheit, das frei-
lich nationalstaatlich durch etliche Besonderheiten geprägt blieb. Beispielsweise
ist es der Gewerkschafts- und Arbeiterbewegung in den USA nicht gelungen, eine
weitgehende Verallgemeinerung dieser sozialen Rechte für alle BürgerInnen
durchzusetzen; gleichwohl existierte auch hier für mehrere Jahre ein sozial regu-
lierter Kapitalismus.
Das Europäische Sozialmodell kennzeichnet – bei aller Verschiedenheit der na-
tionalen Systeme – eine spezifische Regulationsweise des Kapitalismus. Die
Stärke der nationalen Organisationen der Arbeiterbewegung sorgte dafür, dass
sich die Sozialstaaten in West- und Nordeuropa – im Unterschied zu den USA und
Japan – zu einem starken Stabilitätsfaktor des fordistischen Akkumulationsregi-
mes durch eine Trias von gewerkschaftlicher Verteilungspolitik, sozialen Siche-
rungssystemen und keynesianischer Nachfragepolitik entwickelten. Dabei bilde-
ten sich unterschiedliche transnationale Entwicklungspfade heraus, die wiede
rum durch unterschiedliche Rollenzuweisungen und institutionelle Verankerungen
der Gewerkschaften geprägt sind. Das Jahrzehnt, in dem das Europäische Sozial-
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modell schließlich selbst zum Gegenstand der Politik von Europäischer Kommis-
sion und Europäischem Rat wurde, war jedoch – mehr als jedes andere Jahrzehnt
in der zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts – eines der Schwächung und Erosion
der Gewerkschaften in den Arenen der nationalen Verteilungs-, Beschäftigungs-
und Sozialpolitik. Zwar erfuhren sie eine Aufwertung als Akteure in den Arenen
der europäischen Politik (z.B. mit der Schaffung Europäischer Betriebsräte), ohne
jedoch Einfluss auf die hegemonialen Integrationsprojekte (wie die Wirtschafts-
und Währungsunion oder die Lissabon-Strategie) zu erlangen.
Die mit dem Schlagwort von der „Globalisierung“ behauptete neue Qualität der
Kapitalakkumulation seit dem letzten Jahrzehnt des 20. Jahrhunderts verschleiert
die wirklichen Entwicklungstendenzen. Die eigentliche Veränderung bezieht sich
auf eine umfassende Umbruchsituation des Produktionsmodells (Fordismus), das
internationale Währungs- und Kreditsystem und eine massive Verschiebung in
den Verteilungsverhältnissen. In der Reaktion auf diese Entwicklungstendenzen
bildet sich eine Vorherrschaft der Finanzmärkte und eine beschleunigte Akkumu-
lation des Geldkapitals heraus (Shareholder value). Gleichsam hinter dem Rücken
der wirtschaftlichen Elite und der politischen Akteure hat sich der sozial-regulierte
Kapitalismus in ein höchst eigenartiges System transformiert. Die regulierte Ka-
pitalakkumulation wurde durch die Erosion der fordistischen Strukturen der Wert-
schöpfung unterminiert.
Durch die Rationalisierung in der industriellen Produktion wurde die für die
Herstellung eines Produkts erforderliche Arbeitsmenge drastisch vermindert. Zu-
gleich waren die hochentwickelten kapitalistischen Gesellschaften nicht in der
Lage mit diesem „Fortschritt“ verteilungspolitisch umzugehen: Der Anteil der Ar-
beitseinkommen am Gesamtergebnis der Produktion ging zurück, der Anteil der
Gewinne und Vermögenseinkommen stieg entsprechend an. Mit dem enormen
Wachstum der Eigentums- und Besitztitel entwickelt sich eine umfangreiche
Branche von Finanzleuten, Vermögensverwaltern, Maklern etc., die gleichwohl
immer größere Schwierigkeiten hatten, die akkumulierten Ersparnisse profitabler
anzulegen. Die wachsende Ungleichheit in der Verteilung stellte die erkämpften
Systeme sozialer Sicherheit in Frage und macht das Thema sozialer Gerechtigkeit
wiederum zu einem gesellschaftlichen Schlüsselthema.
Shareholder Value Revolution
In den beiden letzten Jahrzehnten des 20. Jahrhunderts wurde auf Basis einer Li-
beralisierung des Kapitalverkehrs und einer starken Expansion der Finanzmärkte
der Shareholder value zur dominierenden Unternehmensphilosophie der Kapital-
gesellschaften. Aus den Betrieben werden überdurchschnittliche Gewinne heraus-
gepresst – zum Nachteil der Beschäftigten, zum Nachteil der Lieferanten und Ko-
operationspartner und zum Nachteil der Innovationspotenziale gerade durch die
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Rekommodifizierung des lebendigen Arbeitsvermögens. Eine solche Unterneh-
menspolitik liefert dem Bereich der Kapitalgesellschaften auf kürzere Sicht durch-
aus Impulse und stützt zunächst die Shareholder-Orientierung. Auf mittlere Sicht
lässt sich diese Verschlankung der Unternehmenssubstanz nicht durchhalten.
Der Rückschlag der unter dem Imperativ des Shareholder value veränderten
betrieblichen Wertschöpfungsprozesse auf die Makroökonomie zeigt sich zum ei-
nen in höherer Volatilität der Finanzmärkte, Rückkehr der Finanzkrisen, hohem
Niveau von Unternehmenszusammenbrüchen über den gesamten ökonomischen
Zyklus und der Verdichtung deflationärer Tendenzen. Die zeitweilige Steigerung
der Aktienwerte ist Ausdruck der Tatsache, dass keine nachhaltige Wertschöpfung
implementiert wurde. Durch massiven Aufkauf von und Fusionierung mit anderen
Unternehmen ist die strukturelle Verschlankung der Wertschöpfung (Kernkompe-
tenz) nicht zu kompensieren.
„Das ›goldene Zeitalter‹ fand abrupt mit Ölkrise, Massenarbeitslosigkeit und
Entstehung des informellen Sektors (...) und (...) mit dem Zusammenbruch des
Weltwährungssystems von Brettons Woods ein Ende. (…) Innovative Institutio-
nen (Investmentfonds, Private Equity-Fonds, Hegde-Fonds etc.) benutzen innova-
tive Finanzinstrumente zur Ausplünderung ganzer Nationen. (…) So wie sie heute
unreguliert funktionieren, sind die Finanzmärkte dabei, alle Bedingungen von
ökonomischer Effizienz, sozialer Kohäsion und politischen Friedens zu untergra-
ben. (…) Das Ensemble von Deregulierung, Liberalisierung und Privatisierung ist
die Kehrseite der Globalisierung. (…) Der Markt ›entbettet‹ sich aus der Gesell-
schaft“ (Altvater 2005: 110).
Der Übergang zu weitgehend unregulierten Geld- und Kreditmärkten setzte
eine beschleunigte Akkumulation des Finanzkapitals in Gang. In den letzten bei-
den Jahrzehnten des 20. Jahrhunderts hat sich ein gegenüber dem „goldenen Zeit-
alter des Fordismus“ radikal verändertes Finanzregime herausgebildet. Dem ent-
spricht ein Paradigmenwechsel in der Wirtschaftspolitik. Die Hegemonie des
Neoliberalismus erstreckt sich auch auf die europäische Ebene.
Zunächst wanderten große Investoren und Unternehmen auf die Finanzmärkte
und deren Produkte ab; diese Verlagerung schuf zugleich einen wachsenden
Druck in Richtung Entfesselung der Geldkapitalbewegungen, so dass in der Kon-
sequenz die Bankeinlagen und Kredite mehr und mehr an Bedeutung gegenüber
den Finanzmarktprodukten verloren. „Strukturelle Verschiebungen im Finanzsy-
stem und auf den Finanzmärkten sind hauptsächlich durch die Streichung oder
Lockerung von Regulierungen innerhalb des Finanzsektors verursacht worden.
Deregulierung und Globalisierung haben zur Expansion der Produktpalette sowie
auch in geographischer Hinsicht geführt, und die Umsetzung von neuen Techno-
logien hat diesen Prozess beschleunigt“ (Siebert 2005: 318). 
Die Deregulierungsschritte auf den Finanz- und Kapitalmärkten in Großbritan-
nien und den USA wurde von der EU aufgegriffen und eine EU-getriebene Libe-
ralisierung der Finanzmärkte schuf gleichfalls einen breiten, liquiden Markt mit
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neuen Produkten. „Aus deutscher Perspektive war die Europäische Union der
wichtigste Treiber in diesem Prozess; ihr Konzept eines einheitlichen Marktes
brach den heftigen Widerstand, den die Interessengruppen in Deutschland der Li-
beralisierung entgegensetzten, und die entsprechenden EU-Richtlinien trieben die
Regulierung voran. Dazu gehören die EU-Richtlinien zum öffentlich-rechtlichen
Rundfunk und Fernsehen (1989), zur Telekommunikation (1988, 1990 und 1995),
zum Schienenverkehr (1991 und 1995), zum Postwesen (1997), zur Stromversor-
gung (1997) und zur Gasversorgung (1998)“ (Siebert 2005: 273).
Neben den Versicherungen sind die Kapitalmarkt- und Geldmarktfonds zu den
wichtigsten Akteuren – national und international – der Finanzmärkte aufgestie-
gen. „Investmentfonds sind neben den Banken ein weiterer Intermediär. Zu ihnen
gehören die im Jahr 1994 eingeführten Geldmarktfonds, Wertpapierfonds (Ren-
tenfonds, Aktienfonds); offene Immobilienfonds und Altersvorsorgefonds; neben
diesen Publikumfonds gibt es Spezialfonds. Seit Anfang 2004 sind auch Hedge-
fonds an den Kapitalmärkten zugelassen.“ (Siebert 2005: 306) Ergänzt werden
diese Publikumfonds durch Versicherungen und Beteiligungsgesellschaften (pri-
vat equity-fonds). „Die Unterschiede zwischen Hegde-Fonds, Private Equity und
den Akteuren an öffentlichen Kapitalmärkten verschwimmen. Die Konturen wei-
chen auf: Private-Equitiy-Gesellschaften gründen Hedge-Fonds, kaufen Unter-
nehmen von der Börse- und werden in Zukunft an der Börse selbst zunehmend
Kapital aufnehmen.“ (Schäfer 2006a: 23) Diese Fonds haben seit den 1990er Jah-
ren nicht nur in Deutschland einen rasanten Aufstieg erlebt und einen beträchtli-
chen Anteil an den Finanzanlagen der Haushalte des nichtfinanziellen Sektors er-
obert.
Die Auflösung der sozialen Regulation des Rheinischen Kapitalismus erstreckt
sich über einen längeren Zeitraum. Unter der herausragenden Rolle der Deregu-
lierungsrichtlinien der EU setzt sich eine Flexibilisierung der Arbeitsmärkte und
eine Vorherrschaft der auf den Finanzmärkten agierenden Fonds und institutionel-
len Vermögensverwaltern durch. „Doch das Tüpfelchen auf das i setzte schließlich
die rot-grüne Bundesregierung. (...) Denn die rot-grüne Steuerreform hat maßgeb-
lich dazu beigetragen, dass sich die alte Deutschland AG mit ihren Überkreuzver-
flechtungen weitgehend in Luft aufgelöst hat. Warum? Weil erstmals die mit dem
Verkauf von Unternehmensbeteiligungen erzielten Gewinne steuerfrei gestellt
wurden. Eine Einladung an alle Konzern, sich endlich den seit Jahrzehnten in den
ihren Büchern schlummernden Beteiligungen an anderen Konzernen zu entledi-
gen. Seither haben der rheinische Kapitalismus und dessen Klüngelnetzwerke ei-
nem modernen, rendite- und aktionärsorientierten angelsächsischen Kapitalismus
Platz gemacht“ (Schäfer 2006b: 159).
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Anhaltende Krise oder neue Entwicklungsetappe des Kapitals
Von der Herausbildung eines modernen, expansiven, aktionärsorientierten Kapita-
lismus mit erneuerter Akkumulationsdynamik kann keine Rede sein. Wir haben es
nicht mit dem Übergang zu einer neuen Ära der Prosperität zu tun, sondern mit ei-
ner Entwicklung, die gravierende Strukturprobleme einschließt, zu einer Zuspit-
zung der Risiken und Widersprüche der weltwirtschaftlichen Entwicklung führt
und mit einem hohen Grad von Unsicherheit verbunden ist: Loslösen der
Währungsrelationen von der realen Ökonomie, „spekulative Blasen“, verschärfte
soziale Polarisierung im Innern der kapitalistischen Metropolen sowie im Verhält-
nis zur Peripherie.
Die finanzgetriebene Akkumulation ist letztlich „kapitalzerstörend, investiti-
ons- und innovationsfeindlich und führt zur einer Fehlallokation von Ressourcen.“
Sie „steht in letzter Konsequenz weder im Interesse der Aktionäre (...) noch des
Managements, schon gar nicht im Interesse eines funktionierenden Unterneh-
mens“; denn sie führt keineswegs zu höheren Erträgen, sondern zur rein mo-
netären Orientierung und Geldgetriebenheit (Malik 2005: 129). Schwache Realin-
vestitionen der Unternehmen und öffentliche Investitionen sind die desaströsen
Ergebnisse einer neoliberalen Wirtschaftspolitik, die seit Jahren die Verbesserung
der Angebots- und Wertschöpfungsbedingungen proklamiert und durch Aushöh-
lung der gesamtwirtschaftlichen Nachfrage doch nur einen Circulus vitiosus von
immer neuen Runden der Nachfrageschwächung und Verschlechterung der Ver-
wertungsbedingungen zustande gebracht hat. Statt einer Steigerung der Wert-
schöpfung und Erhöhung der Beschäftigung wird eine zunehmende Fehlalloka-
tion von Kapital zugunsten unproduktiver Verwendungen marktwirtschaftlich
hervorgebracht: Der Verwertung der Eigentumstitel wird die produktive Aktivität
der Volkswirtschaft geopfert. Es gibt Ansätze oder Elemente eines neuen Produk-
tionsmodells, aber kein neues Produktionsmodell, in dem die bisherigen Gesetze
der Verteilungsverhältnisse ausgehebelt worden wären. Jede Betonung der Be-
deutung des Finanzsektors muss durch eine Analyse der Produktionsstrukturen
untersetzt werden, weil die Verwertung von Eigentums- und Vermögenstiteln
letztlich aus dem wirklichen Arbeits- und Verwertungsprozess gespeist wird. Fak-
tisch zeigen sich deutlich Fehlentwicklungen einer finanzgetriebenen Akkumula-
tion. Die Krisensymptome zeigen sich auch bei der Rückkehr der strukturellen
Unsicherheit, der Zerstörung der sozialen Sicherungssysteme und der Krise der
europäischen Institutionen.
Prekarität in Europa
Die europäischen Arbeitsmärkte haben sich in den letzten Jahren stark verändert
und es ist in der Beschäftigungsstruktur zu erheblichen Umwälzungen gekommen.
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Diese Veränderungen stehen im Zusammenhang mit der verfestigten chronischen
Massenarbeitslosigkeit, die sich in allen europäischen Ländern eingenistet hat.
Begleitend zur Arbeitslosigkeit breiten sich informelle oder ungeschützte, gesell-
schaftlich nicht regulierte Arbeitsverhältnisse aus. Beweis hierfür sind auch der
Rückgang unbefristeter („dauerhafter“) Vollzeitbeschäftigungsverhältnissen und
ein Anstieg von Teilzeitarbeit, befristeten Arbeitsverträgen, Leiharbeit, (Schein-)
Selbstständigkeit und Niedriglohnjobs – mit anderen Worten von Arbeitsformen,
die häufig als „atypische“, „unsichere“ oder „nicht genormte“ Beschäftigung an-
gesehen werden. Lohnarbeit ist unter bestimmten sozialen Umstände als prekär
oder atypisch einzustufen. Prekarität ist ein Ausdruck eines gesellschaftlichen
Machtverhältnisses, das sich auch auf politischer Ebene auswirkt. Die neoliberale
Strategie der Verunsicherung prägt den Umbau der sozialen Sicherungssysteme,
die Repression gegenüber Erwerbslosen und so genannten Randgruppen (Migran-
tInnen, Flüchtlingen), die Ausweitung von Niedriglohnbereichen und die Angriffe
auf tarifierte Arbeitsverhältnisse (Kündigungsschutz, Arbeitszeit).
Prekarität ist nicht nur das Charakteristikum bestimmter Beschäftigungsgrup-
pen, sondern wir müssen diese Tendenz in einen Formwandel des Kapitalismus
und eine Umwälzung der gesamten Arbeits- und Lebensverhältnisse der Lohnab-
hängigen einordnen. Im Unterschied zu anderen abhängigen Beschäftigungsfor-
men wird oder wurde doch zumindest lange Zeit von regulärer, normaler Er-
werbsarbeit immer dann gesprochen, wenn mit ihrer Ausübung spezifische
Sicherheitsgarantien und Rechtsansprüche verbunden sind. Ein Normalarbeitsver-
hältnis basiert auf gesetzlichen Schutzrechten, kollektiven Tarifleistungen und be-
triebliche Vergünstigungen (Betriebsrenten, Sozialpläne, Qualifizierungsmaßnah-
men), wobei hervorzuheben ist, dass das Niveau der sozialen Absicherung
national unterschiedlich ausgeprägt ist. Der Anteil der „fest angestellten“ Arbeit-
nehmer (d.h. mit unbefristetem Arbeitsvertrag) ist zwischen 1995 und 2000 stabil
geblieben und lag in beiden Jahren bei etwa 82% der Beschäftigung in der eu-
ropäischen Union. „Bis 2005 ist laut einem (...) Grünbuch der EU-Kommission
der Anteil der Beschäftigten mit einem unbefristeten Vollzeitvertrag auf 60% ge-
sunken, während 25% Nicht-Standard-Varianten wie befristete Verträge und Teil-
zeit- oder Leiharbeitsverträge hatten und weitere 15% selbständig waren – letzte-
res zum Teil als Folge von Outsourcing und Ähnlichem“ (NZZ 23.11.2006: 10).
Scheitern der Lissabon Strategie
Bereits Ende 2004 stellte eine hochrangige Kommission unter dem ehemaligen
niederländischen Ministerpräsidenten Win Kok fest, dass die Lissabon Strategie –
ebenso wie der Stabilitäts- und Wachstumspakt – gescheitert ist. „Die Wachstums-
performance der EU ist weit hinter den in der Lissabon-Strategie vorgegebenen
Zielen zurückgeblieben. Der Rückstand der Europäischen Union gegenüber den
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Vereinigten Staaten im Lebensstandard, ausgedrückt als Pro-Kopf-Bruttoinlands-
produkt, hat sich nicht verringert. Die Gesamtbeschäftigungsquote hat sich zwar
erhöht, jedoch nicht in dem Maße, dass ein Erreichen der Zielvorgaben von Liss-
abon in Sichtweit rückt.“ Auch die anderen Ziele blieben unerreicht: Steigerung
der Arbeitsproduktivität, Sanierung der öffentlichen Haushalte und Erhöhung der
Ausgaben für Forschung und Entwicklung.
Das Scheitern der Lissabon-Strategie ist nicht überraschend, denn die einge-
setzten Instrumente bewirken eine weitere Schwächung der Wachstumskräfte.
Vorgesehen waren weitere Schritte der Marktöffnung und Deregulierung; Flexibi-
lisierung der nationalen Arbeitsmärkte; Entfesselung der Finanzdienstleistungen;
Marktöffnung für die Dienstleistungsbereiche.
Im März 2005 haben die Staats- und Regierungschefs der EU auf dem Früh-
jahrsgipfel des Europäischen Rates über die Zwischenergebnisse der so genannten
Lissabon-Strategie beraten und ein wirtschaftpolitisches Programm für die nächsten
fünf Jahre verabschiedet. Seine Hauptpunkte sind erstens die strikte Konzentration
der Politik auf die beiden Ziele Wachstum und Arbeitsplätze, zweitens die stärkere
Einbindung der Mitgliedsländer, der Sozialpartner und der Zivilgesellschaft in die
Umsetzung der Strategie und drittens die Vereinfachung der Verfahren.
Die überwiegend auf Liberalisierung und Flexibilisierung der Märkte gerich-
tete Stoßrichtung der Politik wurde ebenso wenig in Frage gestellt wie die wirt-
schaftspolitischen Instrumente. Der Gipfel hat die unsinnigen Defizitbeschrän-
kungen des Stabilitäts- und Wachstumspaktes zwar modifiziert. Er hat sie aber
nicht durch das Konzept einer abgestimmten expansiven Finanzpolitik ersetzt. Die
soziale Qualität von Arbeitsplätzen und die ökologische Qualität fallen der Kon-
zentration und Vereinfachung der Strategie zum Opfer.
Die widersprüchliche Zielsetzung – Erhöhung der Wettbewerbsfähigkeit und
Stärkung des sozialen Zusammenhalts – hat durchweg ein negatives Resultat ge-
bracht. Die Kommission stellt selber fest, dass die Lissabon-Strategie und die Me-
thode der offenen Koordination „sensible Bereiche nationaler Zuständigkeiten“
tangiert: „Mitunter wird sie als Auslöser unpopulärer Reformen empfunden, etwa
in der Rentenfrage und der Gesundheitsfürsorge, im Arbeitsrecht, bei der Anhe-
bung des Rentenalters“ (SEK 2005: 60). Die so genannte Business-Agenda ist
nicht allein für die Transformation des europäischen Sozialmodells verantwort-
lich, allerdings ist sie komplementär zu entsprechenden Politiken auf nationaler
Ebene. Daher lassen sich folgende Thesen festhalten:
1. In den Ländern zeichnet sich durch die Kombination von nationalen Dere-
gulierungsprogrammen und der Lissabon-Strategie eine Transformation der so-
zialen Sicherungssysteme, eine Öffnung der Kluft zwischen Arm und Reich und
damit eine Tendenz der Verschärfung sozialer Konflikte ab.
2. Diese politischen Strategien stoßen nicht nur in den von den Gewerkschaf-
ten geführten Abwehrkämpfen auf wachsende Ablehnung. Auch auf dem politi-
schen Terrain werden die Vorbehalte großer Bevölkerungsteile stärker. Die Ab-
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lehnung des Verfassungsvertrages in Frankreich und den Niederlanden ist auch
Ausdruck dieser Entwicklung. 
Der europäische Einigungsprozess in der Krise
Der europäische Einigungsprozess steckt nach dem Scheitern des Verfassungsver-
trages, der anhaltenden Wachstumsschwäche und den daraus resultierenden sozio-
ökonomischen Folgen in einer Krise. Europa ist bei der Bekämpfung von Mas-
senarbeitslosigkeit und sozialer Ausgrenzung in den letzten Jahren kaum voran
gekommen. Weder in den politischen Eliten noch in den Bevölkerungen der Mit-
gliedstaaten existiert ein breit geteiltes Selbstverständnis davon, was Europa sein
soll und wohin es sich entwickeln muss. Die niedrige Wahlbeteiligung bei den
Parlamentswahlen ist ein deutliches Symptom.
Giddens wischt die realen Widersprüche und die verbreiteten Befürchtungen
mit einer optimistischen Geste beiseite. „Die Befürchtungen einer sozialen und
wirtschaftlichen Abwärtsspirale als Folge der Erweiterung der Europäischen
Union erscheint unbegründet“ (Giddens 2006: 15). Gerade weil einige der wich-
tigsten Schwierigkeiten, mit denen das Europäische Sozialmodell heute fertig
werden muss, nicht von außen eindringen, sondern aus den inneren Verhältnissen
der europäischen Gesellschaften selbst erwachsen (ebd.), kommt den national-
staatliche Bewältigungen des historischen Umbruchs zum Shareholder-Kapitalis-
mus große Bedeutung zu. In der modifizierten Lissabon-Strategie ist daher die
Schwerpunktsetzung auf die Handlungen der Nationalstaaten gelegt. Im Klartext
heißt dies: Die Herausbildung eines erneuerten europäischen Sozialmodells ist
zunächst eine Aufgabe der nationalen Politik und der Kompromissfähigkeit unter
den Mitgliedsstaaten. „Es geht darum, die nationalen Handlungsspielräume für
eine an sozialer Gerechtigkeit orientierten Politik sowohl auf den Feldern der Wirt-
schafts- und Sozialpolitik sowie der sozialen Sicherung auszunutzen“ (Schuster
2006: 53). Aber weil eines der Hauptmerkmale des neuen Umsetzungsrahmens der
Lissabon-Strategie in der Stärkung des Handelns auf einzelstaatlicher Ebene liegt,
kommt der Verständigung auf einen weiteren Ausbauprozess des Binnenmarktes
und ein gemeinsames europäischen Sozialmodell eine große Bedeutung zu.
Z. Zt. verläuft die Debatte um die Erneuerung des europäischen Sozialmodells
eher in den bekannten Gleisen: Auf der einen Seite steht die These, dass eine
höhere Akkumulations- und Wachstumsdynamik neuartige Formen der Eigenbe-
teiligung aller Bürgerinnen und Bürger ermöglicht. Auf der anderen Seite wird be-
hauptet, dass das erneuerte europäische Sozialmodell zutreffend als sozialer Inve-
stitionsstaat beschrieben werden könne (Giddens 2006: 13). Ob sich eine solche
Erneuerung verstärkt auf die Privatisierung von öffentlichen Diensten und auf das
Gebührenprinzip stützen kann, wird freilich in den Gewerkschaften und der poli-
tischen Linken sehr kontrovers debattiert. Eine neue Stufe der Konkretisierung ist
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wohl daran gebunden zu klären, „welche sozialen Ziele ein fortschrittliches Eu-
ropa haben sollte und wie sich der Kapitalismus gestalten ließe, um diese Ziele
durchzusetzen“ (Pontusson 2006: 538).
Neuerfindung des Europäischen Sozialmodells
Die Neuerfindung der sozialen Sicherheit oder des Sozialstaats steht auf der eu-
ropäischen Tagesordnung. Die politische Linke beharrt auf der Notwendigkeit ei-
ner sozialen Regulierung des Kapitalismus: eine Reform im Sinne sozialstaatli-
cher Regulierungen, aber keine Zerstörung des Prinzips der Verwirklichung einer
demokratisch und sozial strukturierten Wirtschafts- und Rechtsordnung. Wir wol-
len nicht den Abschied, sondern die reformpolitische Weiterentwicklung des Eu-
ropäischen Sozialmodells. 
Eine wirksame gesellschaftliche Reformpolitik ist an einen radikalen Kurs-
wechsel geknüpft: Mit einer Ausweitung der Staatsausgaben für öffentliche Inve-
stitionen oder zur qualitativen Veränderung des Massenkonsums kann ein neuer
Typus von Vollbeschäftigung erreicht werden. Anders als bei den bisher prakti-
zierten Ansätzen zur gesamtwirtschaftlichen Globalsteuerung müssen diese Maß-
nahmen sowohl bei der Besteuerung wie auch bei der Ausweitung von öffentli-
chen Investitionen und des Massenkonsums mit einer langfristig angelegten
Strukturpolitik verknüpft sein. Ohne expansive Lohnpolitik ist kein dauerhaftes
binnenwirtschaftliches Wachstum zu organisieren. Es geht nicht um mehr Wirt-
schaftswachstum innerhalb der überlieferten Einkommens- und Konsumstruktu-
ren, sondern um die Herausbildung einer sozial und ökologisch verträglicheren
Lebensweise. Eine grundlegende Reform der kapitalistischen Wirtschaft muss so
anlegt sein, dass über das Mittel der Bekämpfung der bestehenden Ungleichheit in
der Einkommensverteilung eine langfristige Strukturpolitik verfolgt wird.
Eine solche Umgestaltung muss sich zentral auf vier Dimensionen konzentrie-
ren: Zum einen müssen die großen Einkommens- und Vermögensunterschiede
zurückgedrängt werden; in erster Linie müssen die „accumulated Claims upon
production“ (Marx) durch Besteuerung beschnitten werden: Zweitens müssen die
Dimensionen der Flexibilisierung – betrieblich wie gesamtgesellschaftlich – re-
guliert werden; zum dritten muss die faktische Prekarisierung von Teilen der
Lohnarbeit und der Bedeutungszuwachs von Zins- und Vermögenseinkommen bei
jedweder Reform der sozialen Sicherungssysteme berücksichtigt werden. Wir
müssen die Finanzbasis der sozialen Sicherheit vom Arbeitseinkommen auf an-
dere Einkommens- oder Revueformen (Zins, Rente, Vermögenseinkommen) er-
weitern, wenn wir ein universelles Sicherungssystem für alle Gesellschaftsmit-
glieder verwirklichen wollen. Und viertens brauchen wir ein neues Regime von
Kapitalverkehrskontrollen und der Steuerung und Besteuerung der internationalen
Finanzströme. 
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Wenn wir ein gemeinsames Sozialmodell in Europa haben wollen und uns als
ein gemeinsamer Wirtschafts- und Lebensraum begreifen, dann brauchen wir auch
gemeinsame soziale Regeln. Nach fast drei Jahrzehnten Veränderung des die ka-
pitalistischen Gesellschaften im Kern bestimmenden Produktionstypus und Regi-
mes der Lohnarbeit sowie eines Umbaus der national geprägten Systeme sozial-
staatlicher Regulierungen muss sich jede reformpolitische Konzeption der
Herausforderung einer Auffächerung des Systems sozialer Sicherheit stellen. Eine
Rückkehr zur strikten Koppelung von Lohnarbeitsentgelt und sozialer Sicherung
ist wegen der Flexibilisierung der Beschäftigungsverhältnisse irreal. Zugleich
kann damit die Kritik an der Fixierung der sozialen Sicherheit auf das männliche
Arbeitsverhältnis aufgegriffen werden.
Weil die Lohnarbeit immer noch für die große Mehrheit der Bevölkerung für
die soziale Sicherheit zentral ist, muss unter den Bedingungen eines flexiblen Fi-
nanzmarktkapitalismus eine Rekonstruktion der Umlageversicherung auf Basis
der Beitragsbezogenheit erfolgen. Dies schließt ein:
• Stabilisierung der sozialversicherungspflichtigen Beschäftigungsverhältnisse;
• Zugang der atypischen Beschäftigungsformen zum lohnbasierten Sicherungs-
system;
• Übertragung der Rechte auf die Lohnabhängigen, sodass bei Wechsel des Un-
ternehmens, Fortbildung oder beruflichen Umorientierungen die Sicherheit ge-
währleistet bleibt; eine Verallgemeinerung der Betriebsrenten wird kaum durch-
setzbar sein.
• Der Übergang zu personenbezogenen Rechten in der Sozialversicherung
könnte mit Mindeststandards (Grundsicherung, Existenzsicherung) gekoppelt
werden, was zur Finanzierung einen Rückgriff auf Steuerressourcen erfordert.
• Für die bestehenden Kapitalmarktanlagen ist der Verbraucherschutz auszu-
bauen.
• Die Finanzierung ist ergänzend zum Arbeitsentgelt auf andere Einkommens-
arten (Zinsen, Mieten) auszuweiten.
Der Ausbau sozialer Grundrechte in der Sozialversicherung ermöglicht die In-
tegration einer bedarfsorientierten Mindestsicherung für die sozialen Gruppierun-
gen, die wegen der Ausgrenzung aus dem System gesellschaftlicher Arbeit keine
eigenen Ansprüche aufbauen können. Im Finanzmarktkapitalismus können immer
häufiger auftretende und immer gewichtiger werdende „Randgruppen“ nur durch
den BürgerInnenstatus ein Recht auf soziale Sicherheit geltend machen. Auf der
anderen Seite gibt es eine massive Ausweitung von Eigentumstiteln, mit denen
Ansprüche auf das Surplus der gesellschaftlichen Arbeit durchgesetzt werden.
Ohne Zurückdrängung dieser leistungslosen Einkommen und des damit verbun-
denen Müßigganges kann es ebenfalls keine sozial gerechte Verteilung von Arbeit
und sozialer Sicherheit geben. Kapital- und Vermögensansprüche können vermin-
dert, die Arbeit verallgemeinert, die Lohnarbeit radikal verändert und auf das un-
bedingt notwendige Maß beschränkt werden. Verallgemeinerung der Lohnarbeit
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bei gleichzeitiger Aufwertung der Arbeit, Ausbau demokratischer Rechte auch im
Betrieb und Beschränkung der Arbeitszeit – das sind die Elemente der Richt-
schnur für eine „Agenda sozialer Emanzipation“. Die Forderung nach umfassen-
der Arbeitszeitverkürzung ist für den Prozess der Demokratisierung und die Über-
windung der politischen Ökonomie der Unsicherheit unverzichtbar. Nur wenn die
BürgerInnen nicht mehr weitgehend von den Belastungen der „Lohnarbeit“ ab-
sorbiert werden, sind die gesellschaftlichen Rahmenbedingungen für eine neue
Qualität der Erwerbsarbeit gegeben. Reduktion, Verallgemeinerung, Verwissen-
schaftlichung und bewusste Vergesellschaftung der Arbeit gehören zusammen –
dies eröffnet eine völlig neue Dimension der „frei verfügbaren Lebenszeit“ für
alle.
Die verschiedenen Formen des Protestes und Widerstands gegen die neolibe-
rale Deformation des regulierten Kapitalismus können in einem umfassenden Pro-
jekt der Demokratisierung der Wirtschaft und der Rekonstruktion sozialer Sicher-
heit gebündelt werden. Es gilt die Demokratisierung ausgehend vom
Unternehmen auch auf die Verteilung und die Kontrolle der Finanzmärkte zu er-
strecken. Die kapitalistische Gesellschaft muss einer umfassenden demokrati-
schen Kontrolle und sozialen Steuerung unterworfen werden. Es geht um ein
komplexes Reformprogramm – in kritischer Anknüpfung an die Vorzüge und
Schwächen der untergehenden Lohnarbeitsgesellschaft.
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CHRISTOPH BUTTERWEGGE
„Reformpolitik“ gegen den Sozialstaat.
Das deutsche Beispiel und seine europäische Dimension
Deutschland, seit Schaffung der gesetzlichen Kranken-, Unfall- und Rentenversi-
cherung im 19. Jahrhundert ein Pionier wie ein Paradebeispiel für das „europäi-
sche Sozialmodell“ (vgl. dazu: Kaelble/Schmidt 2004), hat sich zuletzt aufgrund
meist als „Reformen“ bezeichneter Maßnahmen, die neben unzähligen Leistungs-
kürzungen für sozial Benachteiligte und offenen oder heimlichen Verschärfungen
der Anspruchsvoraussetzungen gravierende Strukturveränderungen beinhalteten,
in Richtung eines bloßen Fürsorge-, Almosen- und Suppenküchenstaates ent-
wickelt. Seit die kapitalistische Weltwirtschaftskrise gegen Mitte der 1970er-Jahre
die Illusion eines kontinuierlichen Wachtums zerstörte und sich das Versprechen
von einem „Wohlstand für alle“ (Ludwig Erhard) weniger denn je einlösen ließ,
wurde der Sozialstaat von seinen neoliberalen Kritikern nach dem Motto „Haltet
den Dieb!“ zum Problemverursacher erklärt. Zuerst die sozial-liberale Regierung
unter Bundeskanzler Helmut Schmidt, dann die 16 Jahre lang amtierende
CDU/CSU/FDP-Koalition unter seinem Nachfolger Helmut Kohl, anschließend
die rot-grüne und schließlich die Große Koalition bemühten sich, den bestehenden
Wohlfahrtsstaat nach den Ratschlägen von Neoliberalen und Wirtschaftslob-
byisten um- bzw. abzubauen (vgl. dazu: Butterwegge 2006: 115 ff.). Hier soll un-
tersucht werden, warum dieser Versuch kurz nach der Jahrtausendwende ausge-
rechnet von SPD und Bündnis 90/Die Grünen radikalisiert wurde, welche Struk-
turveränderungen die beiden Koalitionspartner im Sozialstaat vornahmen und wie
man die bisher für ihn konstitutiven Gerechtigkeitsvorstellungen verändert hat. 
Ausgangspunkt und Grundlage der neoliberalen Sozialreformen:
die Lissabon-Strategie
Kurz vor der Jahreswende 2002/03 formulierten Mitarbeiter/innen der Planungs-
abteilung des damals vom heutigen Außenminister Frank-Walter Steinmeier ge-
leiteten Kanzleramtes ein Thesenpapier mit dem Titel „Auf dem Weg zu mehr
Wachstum, Beschäftigung und Gerechtigkeit“, das die Politik der Bundesregie-
rung fortan maßgeblich beeinflusste. Es basierte auf der sog. Lissabon-Strategie,
deren Leitbilder sie für die Bundesrepublik nutzbar machte: Auf dem dortigen
EU-Sondergipfel am 23./24. März 2000 hatte man für das laufende Jahrzehnt als
„strategisches Ziel“ festgelegt, „die Union zum wettbewerbsfähigsten und dyna-
mischsten wissensbasierten Wirtschaftsraum der Welt zu machen – einem Wirt-
schaftsraum, der fähig ist, ein dauerhaftes Wirtschaftswachstum mit mehr und
besseren Arbeitsplätzen und einem größeren sozialen Zusammenhalt zu erzielen“
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(Europäischer Rat 2000). Hierin drückte sich der wirtschaftsimperiale Wunsch
aus, die US-Hegemonie auf dem Weltmarkt zu brechen und selbst eine wissen-
schaftlich-technisch begründete Führungsrolle zu übernehmen. „Die sozialpoliti-
sche Zurichtung der EU steht damit ausschließlich unter der Prämisse, den öko-
nomischen Krieg um Märkte und Technologievorsprünge zu gewinnen“ (Klein
2004: 175). Die umfassende „Modernisierung“ und Anpassung der Sozialstaaten
in den Mitgliedsländern an Markterfordernisse bzw. Wirtschaftsinteressen ver-
stand man als Instrument, das der Verwirklichung des Lissabon-Ziels dient.
Die nationale Sozialpolitik ist nur noch begrenzt souverän, weil sie im Mehr-
ebenensystem der EU vor allem über die gleichfalls bei der Ratstagung in Liss-
abon vereinbarte neue „Offene Methode der Koordinierung“ – auch als „Methode
der Offenen Koordinierung“ bezeichnet, was ein Indiz für die Beliebigkeit der Eti-
kettierung neoliberaler Polittechniken darstellt – supranationaler Kontrolle unter-
liegt. Gemeinsam vereinbaren die Regierungen (sozial- oder beschäftigungs-)po-
litische Ziele bzw. Leitlinien, bei deren Umsetzung sie miteinander wetteifern und
sich gleichzeitig unter Rückgriff auf die Ressourcen der Brüsseler Kommission
gegenseitig überwachen (vgl. dazu: Schulte 2005: 105 ff.). So werden die natio-
nalen Parlamente ausgeschaltet oder auf eine Nebenrolle verwiesen. Durch
Benchmarking, Rankings und die fortlaufende Evaluation der Reformmaßnahmen
soll zwischen den Mitgliedstaaten eine Wettbewerbsdynamik entstehen. „Entspre-
chend sind auch die aktuellen Sozialstaatsreformen in der Bundesrepublik im
Kontext des europäischen Integrationsprozesses zu betrachten“ (Behning 2005:
219).
Einleitend bemerkte das erwähnte Thesenpapier des Bundeskanzleramtes
(Chef BK 2002: 2), die „an sich hervorragenden Systeme der sozialen Sicherung“
in Deutschland müssten aus mehreren Gründen tiefgreifend reformiert werden:
„Erstens lastet auf den Systemen, dass die Wiedervereinigung neben Verschul-
dung in erster Linie über die Belastung des Faktors Arbeit finanziert wurde. Zwei-
tens müssen unsere Systeme zukunftsfest für die von der Globalisierung aus-
gehenden Veränderungen gemacht werden. Drittens haben sich in den vergange-
nen Jahrzehnten Verkrustungen und Vermachtungen gebildet, die zu hohen Effizi-
enzverlusten führen.“ In einer Senkung der Steuer- und Abgabenbelastung sah das
Bundeskanzleramt einen „Königsweg“, um mehr Beschäftigung und Vertrauen
bei den Bürger(inne)n zu schaffen. „Es entwickelt sich eine dreifach positive Wir-
kung auf die Investitionen: Unternehmer erwarten, dass die Menschen mehr kon-
sumieren; niedrigere Steuern verbessern die Möglichkeit der Gewinnerzielung;
niedrigere Abgaben verbilligen die mit einem Beschäftigungsaufbau verbundenen
Investitionen“ (ebd.: 12). Da mehr Arbeitsplätze wiederum den Konsum stärkten
und die sozialen Sicherungssysteme entlasteten, erhalte die positive Wirkung der
ursprünglichen Steuer- und Abgabenentlastung „Nahrung aus sich selbst“, sodass
sich der Kreislauf spiralförmig nach oben gerichtet fortsetzen könne. Hier wird
deutlich, dass die Planer ihr Hauptaugenmerk auf das Kapital und seine Möglich-
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keiten der Profitmaximierung richteten, weil sie dessen Interessen mit dem Allge-
meinwohl gleichsetzten und spekulative Erwartungen im Hinblick auf die arbeits-
platzschaffende Wirkung von Unternehmensgewinnen hegten. 
Folgen der hohen Arbeitslosigkeit und der kollektiven Alterung stellten die So-
zialsysteme nach Ansicht des Bundeskanzleramtes überall auf der Welt vor große
Probleme. Zwar gebe es keinen grundsätzlichen Gegensatz zwischen internatio-
naler Wettbewerbsfähigkeit und Sozialpolitik, wie häufig behauptet werde. „Die
Globalisierung führt nicht zwangsläufig zu einer Erosion der sozialen Siche-
rungssysteme, sie verändert allerdings die Bedingungen für ihren Erfolg“ (Chef
BK 2002: 14). Für die weiter zunehmende Arbeitslosigkeit wurde in erster Linie
die Entwicklung der Personalzusatzkosten verantwortlich gemacht: „Wie schäd-
lich steigende Lohnnebenkosten sind, zeigt die Entwicklung seit der Wiederverei-
nigung: 1990 betrugen die Beitragssätze zur Sozialversicherung noch 35,5%. Bis
1998 waren sie auf den historischen Höchstwert von 42% gestiegen. Im gleichen
Zeitraum ist die Arbeitslosigkeit von 2,6 Mio. auf 4,28 Mio. Arbeitslose im Jah-
resdurchschnitt gestiegen“ (ebd.: 15). So berechtigt es zu sein scheint, zwischen
den Zahlen der beiden genannten Zeitreihen einen Zusammenhang herzustellen,
so unrichtig ist es, die Massenarbeitslosigkeit auf gestiegene Personalzusatzkosten
zurückzuführen. Denn hier wurden Ursache und Wirkung miteinander verwech-
selt: „Die hohe Erwerbslosigkeit ist die Ursache für die hohen Lohnnebenkosten
und nicht umgekehrt“ (Buntenbach 1998: 163).
Die fehlerhafte Analyse des Kanzleramtes führte fast zwangsläufig zu einer
falschen Strategie, die das o.g. Thesenpapier so umriss: „Deswegen und vor dem
Hintergrund des demographischen Wandels (immer weniger Junge müssen in Zu-
kunft immer mehr Alte unterstützen) ist eine der Kernstrategien der Bundesregie-
rung die auf eine Absenkung der Lohnnebenkosten abzielende Modernisierung
der sozialen Sicherungssysteme“ (Chef BK 2002: 15). Erwerbslosigkeit und Un-
ternehmensgewinne hatten schon während der Kanzlerschaft von Helmut Kohl
(1982 bis 1998) gleichermaßen Rekordhöhen erreicht, weshalb es völlig abwegig
war anzunehmen, die Senkung der (gesetzlichen) Lohnnebenkosten werde einen
Beschäftigungsboom auslösen. Vielmehr dürfte sich der Glaube, die Umstellung
des Sozialsystems von Beitrags- auf Steuerfinanzierung und die einseitige, nicht
mehr paritätisch, sondern privat finanzierte Versicherung von Lebensrisiken
schaffe zusätzliche Arbeitsplätze, wirtschaftliche Stabilität und mehr soziale Ge-
rechtigkeit, als Illusion erweisen – genauso wie die deutlich durchschimmernde
Hoffnung, das Kapitaldeckungsprinzip löse die Probleme der Alterssicherung ei-
ner schrumpfenden Erwerbsbevölkerung (zumindest besser als das Umlagever-
fahren der Gesetzlichen Rentenversicherung). Denn in beiden Fällen handelt es
sich um eine bloße Problemverschiebung, die nichts an den Ursachen des Ko-
stenanstiegs ändert. Erleichtert wurde den „Modernisierern“ die Verschärfung des
Regierungskurses zur Umstrukturierung der Sozialsysteme dadurch, dass die EU-
Kommission am 21. Januar 2003 ein Defizitverfahren gegen die Bundesrepublik
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einleitete, weil sie bei der Neuverschuldung im abgelaufenen Haushaltsjahr die
3-Prozent-Grenze des Stabilitäts- und Wachstumspakts überschritten hatte.
Nachdem sich die Massenmedien über mehrere Wochen hinweg darüber aus-
gelassen hatten, wie die in demoskopischen Umfragen ermittelten Ansehensverlu-
ste des Bundeskanzlers und seiner Regierung in der Öffentlichkeit durch mög-
lichst „einschneidende“ oder „schmerzhafte“ Reformen behoben werden könnten,
gab Gerhard Schröder am 14. März 2003 vor dem Bundestag eine Regierungser-
klärung ab, die eine kleine Arbeitsgruppe unter maßgeblicher Mitwirkung von
Kanzleramtsminister Steinmeier entworfen hatte, den hochtrabenden Namen
„Agenda 2010“ trug und unter dem Doppelmotto „Mut zum Frieden und Mut zur
Veränderung“ stand. Deutschland kämpfe derzeit, sagte Schröder am Beginn sei-
ner Rede, mit einer Wachstumsschwäche, die nicht zuletzt strukturell bedingt sei:
„Die Lohnnebenkosten haben eine Höhe erreicht, die für die Arbeitnehmer zu ei-
ner kaum mehr tragbaren Belastung geworden ist und die auf der Arbeitgeberseite
als Hindernis wirkt, mehr Beschäftigung zu schaffen“ (Presse- und Informations-
amt 2003: 7). In dieser Situation müsse seine Regierung entschlossen handeln, um
die Rahmenbedingungen für mehr Wachstum und Beschäftigung zu verbessern:
„Wir werden Leistungen des Staates kürzen, Eigenverantwortung fördern und
mehr Eigenleistung von jedem Einzelnen abfordern müssen. Alle Kräfte der Ge-
sellschaft werden ihren Beitrag leisten müssen: Unternehmer und Arbeitnehmer,
freiberuflich Tätige und auch Rentner“ (ebd.: 8).
Zu den weitreichenden Strukturreformen, die Deutschland bei Wohlstand und
Arbeit wieder an die Spitze bringen sollten, gehörten Schröder zufolge die Locke-
rung des Kündigungsschutzes in Kleinbetrieben (Ankündigung, befristet Beschäf-
tigte sowie Leih- bzw. Zeitarbeiter/innen nicht mehr auf die geltenden Obergren-
zen anzurechnen), eine Umgestaltung der Regeln für die Sozialauswahl, eine
Vereinfachung des Steuerrechts für Kleinbetriebe, die Verringerung der Höchst-
bezugszeit des Arbeitslosengeldes auf 12 bzw. (für Über-55-Jährige) auf 18 Mo-
nate, eine „Nachjustierung“ bei der Rentenversicherung, eine Revision des Lei-
stungskatalogs der gesetzlichen Krankenkassen und eine private Versicherung für
das Krankengeld. Die gesetzliche Krankenversicherung sollte auch von einer
Reihe sog. versicherungsfremder Leistungen befreit und beispielsweise das Mut-
terschaftsgeld aus dem allgemeinen Steueraufkommen finanziert werden. Durch
eine Erhöhung der Zuzahlungen bei Medikamenten, Krankenhausaufenthalten
und Kuren sowie die Einführung von Praxisgebühren und Selbstbehalten könne
man „es schaffen, die Beiträge zur Krankenversicherung unter 13 Prozent zu
drücken“ (Presse- und Informationsamt 2003: 43).
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Wie der Sozialstaat hierzulande nach neoliberalen Prinzipien um- bzw. abgebaut
wird
Legitimiert durch den in Fach- und Medienöffentlichkeit ständig wiederholten
Hinweis auf Sachzwänge haushaltspolitischer Art bzw. tiefgreifende gesellschaft-
liche Wandlungsprozesse (Globalisierung sowie „Vergreisung“ und „Schrump-
fung“ der Bevölkerung durch die demografische Entwicklung), wird der Wohl-
fahrtsstaat mittels verharmlosend und beschönigend „Reformen“ genannter
Maßnahmen der Großen wie der schwarz-gelben und der rot-grünen Koalition vor
ihr nicht nur systematisch demontiert, sondern auch in mehrfacher Hinsicht trans-
formiert (vgl. Butterwegge 2006: 335 f.):
1. Aus dem Wohlfahrtsstaat wird ein „nationaler Wettbewerbsstaat“ (Joachim
Hirsch), der die Aufgabe hat, durch seine Politik die Konkurrenzfähigkeit des „ei-
genen“ Wirtschaftsstandortes auf dem Weltmarkt, Wachstum und Beschäftigung
zu fördern. Sozialstaatlichkeit, die eigentlich Verfassungsrang hat, besitzt für Neo-
liberale keinen Eigenwert mehr, sondern muss sich nach der Standortlogik wirt-
schaftlichen und Machtinteressen unterwerfen. Dies zeigt sich etwa bei Debatten
über die Lockerung des Kündigungsschutzes oder die Aufweichung des Flächen-
tarifvertrages. Da fast alle Gesellschaftsbereiche im Zuge einer Ökonomisierung,
Privatisierung und Liberalisierung nach dem Vorbild des Marktes umstrukturiert
werden, hält die Konkurrenz auch Einzug im Sozialstaat. 
2. Aus dem Sozialstaat wird ein Minimalstaat. Der „schlanke Staat“, wie er dem
Neoliberalismus vorschwebt, ist im Hinblick auf die Sozialpolitik eher mager-
süchtig, aber keineswegs frei von bürokratischen Auswüchsen – ganz im Gegen-
teil! Leistungskürzungen und die Verschärfung von Anspruchsvoraussetzungen
gehen mit Strukturveränderungen einher, die nicht nur mehr Markt, sondern teil-
weise auch mehr staatliche Administration bedeuten. Beispielsweise werden für
Zertifizierungsagenturen, Evaluationsbürokratien und Leistungskontrollen aller
Art womöglich mehr Sach- und Personalmittel benötigt als vorher.
3. Der neoliberale Residualstaat ist eher Kriminal- als Sozialstaat, weil ihn die
drastische Reduktion der Wohlfahrt zur Repression gegenüber jenen Personen-
gruppen zwingt, die als Modernisierungs- bzw. Globalisierungsverlierer/innen zu
Opfern seiner rückwärts gerichteten „Reformpolitik“ werden. Je weniger großzü-
gig die Sozialleistungen einer reichen Gesellschaft ausfallen, umso schlagkräfti-
ger muss ihr Sicherheits- bzw. Gewaltapparat sein. Was sie an der Wohlfahrt spart,
geht für Maßnahmen gegen den Drogenmissbrauch, Kriminalität und Gewalt
drauf.
4. An die Stelle des aktiven Sozialstaates, wie man ihn bei uns bisher kannte,
tritt – sehr stark vom Kommunitarismus, einer US-amerikanischen Denkrichtung,
beeinflusst – ein „aktivierender“, Hilfebedürftige nicht mehr ohne entsprechende
Gegenleistung alimentierender Sozialstaat. Der „welfare state“ wandelt sich zum
„workfare state“, wenn man den Arbeitszwang ins Zentrum der Beschäftigungs-
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und Sozialpolitik rückt. Ausgerechnet in einer schweren Beschäftigungskrise, wo
Millionen Arbeitsplätze – nicht: Arbeitswillige – fehlen, wird so getan, als seien
die von Erwerbslosigkeit unmittelbar Betroffenen an ihrem Schicksal selbst
schuld. Trotz des wohlklingenden Mottos „Fördern und fordern!“, das Leistungs-
zusagen von Gegenleistungen der Begünstigten abhängig macht, bemüht man sich
gar nicht mehr ernsthaft darum, die Chancen von sozial Benachteiligten zu ver-
bessern, wie die Tatsache zeigt, dass im Weiterbildungsbereich immer stärker
kurze Trainingsmaßnahmen dominieren.
5. Der deutsche Sozial(versicherungs)staat, seit seiner Begründung durch Bis-
marck im Kern darauf gerichtet, die männlichen Industriearbeiter mit ihren Fami-
lien vor Standardrisiken wie dem Tod des Ernährers, der Invalidität und der Armut
im Alter zu schützen, wird zu einem Fürsorge-, Almosen- und Suppenküchenstaat
gemacht, der nicht mehr den Lebensstandard seiner Klientel erhält, sondern ihr
nur noch eine Basisversorgung angedeihen lässt. Hartz IV war mit seiner Ab-
schaffung der Arbeitslosenhilfe ein wichtiger Zwischenschritt auf diesem Weg
und eine historische Zäsur in der Entwicklung des Arbeits- und Sozialrechts. Man
spricht von „Eigenverantwortung“, „Selbstvorsorge“ und „Privatinitiative“, meint
aber die öffentliche Verantwortungslosigkeit sowie eine Mehrbelastung von Ar-
beitnehmer(inne)n und Rentner(inne)n.
6. Gleichzeitig wird das Gemeinwesen in einen Wohlfahrtsmarkt und einen
Wohltätigkeitsstaat gespalten. Auf dem Wohlfahrtsmarkt kaufen sich jene Bür-
ger/innen, die es sich finanziell leisten können, das für sie erschwingliche Maß an
sozialer Sicherheit (z.B. Altersvorsorge durch Versicherungspolicen der Asseku-
ranz). Ergänzend stellt der postmoderne Fürsorgestaat als „Grundsicherung“ be-
zeichnete Minimalleistungen bereit, die Menschen vor dem Verhungern und Er-
frieren bewahren, sie jedoch der Privatwohltätigkeit überantworten. Folgerichtig
haben karitatives Engagement, das Ehrenamt im Sozial- und Gesundheitsbereich,
persönliche Spendenfreudigkeit und die Gründung gemeinnütziger Stiftungen
(wieder) Hochkonjunktur.
7. Die sozialpolitische Postmoderne trägt beinahe mittelalterliche Züge und
lässt einen Rückfall in den Feudalismus befürchten. Durch die schrittweise Rein-
dividualisierung, Reprivatisierung und Rückverlagerung sozialer Risiken auf die
Familien, wie sie CDU-Generalsekretär Pofalla im August 2006 mit seiner Idee
untermauerte, im Falle der Arbeitslosigkeit nicht nur – wie im Zweiten SGB-II-Än-
derungsgesetz geschehen – die Eltern für ihre erwachsenen Kinder, sondern auch
die volljährigen Kinder für ihre Eltern zahlen zu lassen, lässt man Errungenschaf-
ten des gesellschaftlichen Modernisierungsprozesses hinter sich.
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Ein anderer Gerechtigkeitsbegriff als Flankenschutz für die neoliberale Re-
formpolitik
Mit den Plänen zum Um- bzw. Abbau des Sozialstaates, also Konzepten wie der
sog. Hartz- und der sogenannten Rürup-Kommission und Gerhard Schröders
„Agenda 2010“, häuften sich Bemühungen, die in der Gesellschaft bis dahin gül-
tigen Gerechtigkeitsvorstellungen grundlegend zu verändern. Reformen der o.g.
Art hätten ohne eine solche Legitimation kaum Chancen, auf Massenakzeptanz zu
treffen und nachhaltig zu wirken. Der dominierende Gerechtigkeitsbegriff wurde
in mehrfacher Hinsicht modifiziert; sein Inhalt verschob sich etwa von der Be-
darfs- zur „Leistungsgerechtigkeit“, von der Verteilungs- zur „Beteiligungsge-
rechtigkeit“ und von der sozialen zur „Generationengerechtigkeit“.
Statt der Bedarfs- wird Leistungsgerechtigkeit zum Kriterium für sozialstaatli-
ches Handeln gemacht. Peer Steinbrück (2003), seinerzeit nordrhein-westfälischer
Ministerpräsident, nahm eine totale Deformation des Gerechtigkeitsbegriffs vor
und brach im Grunde mit dem Sozialstaatspostulat des Grundgesetzes, als er die
soziale Gerechtigkeit auf die Sorge des Staates um die Leistungsträger verkürzte:
„Soziale Gerechtigkeit muss künftig heißen, eine Politik für jene zu machen, die
etwas für die Zukunft unseres Landes tun: die lernen und sich qualifizieren, die ar-
beiten, die Kinder bekommen und erziehen, die etwas unternehmen und Arbeits-
plätze schaffen, kurzum, die Leistung für sich und unsere Gesellschaft erbringen.
Um die – und nur um sie – muss sich Politik kümmern.“
Verteilungsgerechtigkeit, traditionelles Ziel sozialstaatlicher Politik, die nicht auf
Armutsbekämpfung reduziert werden darf, wird durch Teilhabe- oder Beteiligungs-
gerechtigkeit ersetzt. Der am 2. März 2005 vom rot-grünen Bundeskabinett gebil-
ligte 2. Armuts- und Reichtumsbericht behauptet, es komme nicht so sehr auf die
Umverteilung von materiellen Ressourcen, vielmehr die Bereitstellung von „Teil-
habe- und Verwirklichungschancen“ (Lebenslagen o.J.: XVII) an. WZB-Präsident
Jürgen Kocka (2004: 62) behauptet, dass die Verteilungs- nicht durch Teilhabege-
rechtigkeit ergänzt, sondern ersetzt werden müsse: „Mehr Teilhabegerechtigkeit ist
derzeit nur durch einen Verzicht auf mehr Verteilungsgerechtigkeit zu haben.“
Dass junge Menschen möglichst problemlos Zugang zu den über ihre Berufs-
perspektiven entscheidenden Bildungsinstitutionen und Erwerbslose möglichst
umgehend Zugang zum ersten Arbeitsmarkt finden müssen, bestreitet niemand.
Zu fragen wäre freilich, weshalb ausgerechnet zu einer Zeit, wo das Geld fast in
sämtlichen Lebensbereichen wichtiger als früher, aber auch ungleicher denn je
verteilt ist, seine Bedeutung für die Teilhabe der Bürger/innen am gesellschaftli-
chen Leben gesunken sein soll. Damit sie in Freiheit (von Not) leben, ihre Be-
dürfnisse befriedigen und ihre Pläne verwirklichen können, brauchen die Indivi-
duen nach wie vor Geld, das sie bei Erwerbslosigkeit, Krankheit und im Alter als
soziale bzw. Entgeltersatzleistung vom Sozialstaat erhalten müssen. Mehr soziale
Gleichheit bzw. Verteilungsgerechtigkeit bildet die Basis für Teilhabechancen be-
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nachteiligter Gesellschaftsschichten. Dies gilt beispielsweise für die (Aus-)Bil-
dung und den Arbeitsmarkt. Ohne ausreichende materielle Mittel steht die
Chance, an Weiterbildungskursen teilzunehmen und ihre persönlichen Arbeits-
marktchancen zu verbessern, etwa für Erwerbslose nur auf dem Papier.
Unglaubwürdig wird, wer Bildungs- zur (besonders modernen Variante der)
Sozialpolitik uminterpretiert und gleichzeitig von der Schule über den Weiterbil-
dungssektor bis zur Hochschule alle Institutionen dieses Bereichs privatisieren
möchte. Denn das heißt letztlich, sie für Wohlhabende und die Kinder besser situ-
ierter Familien zu reservieren. Kontraproduktiv wirken die Beschneidung der
Lernmittelfreiheit und die Schließung von (Schul-)Bibliotheken aus Kostengrün-
den. Wenn alle Kinder mehr Bildung bekommen, konkurrieren sie um die we-
nigen Ausbildungs- bzw. Arbeitsplätze womöglich nur auf einem höheren Niveau,
aber nicht mit besseren Chancen. Um die Erwerbslosigkeit und die (Kinder-)
Armut als gesellschaftliche Phänomene zu beseitigen, bedarf es der Umverteilung
von Arbeit, Einkommen und Vermögen (vgl. Butterwegge u.a. 2005: 277 ff.).
Neben der „Chancengleichheit“, die einen Zugang zu Bildungsinstitutionen
und zum Arbeitsmarkt voraussetzt, erfuhr besonders die „Generationengerech-
tigkeit“ im 2. Armuts- und Reichtumsbericht der Bundesregierung eine demon-
strative Aufwertung. Dabei handelt es sich weniger um eine analytische Katego-
rie als um einen politischen Kampfbegriff, der verhüllt, dass sich die soziale
Ungleichheit seit geraumer Zeit innerhalb jeder Generation verschärft und die
zentrale soziale Trennlinie nicht zwischen Alt und Jung, sondern immer noch, ja
mehr denn je zwischen Arm und Reich verläuft. Oft scheint es, als sei der Anta-
gonismus zwischen Kapital und Arbeit durch einen neuen Grundwiderspruch,
nämlich denjenigen zwischen Jung und Alt, abgelöst und Klassenkampf durch ei-
nen „Krieg der Generationen“ ersetzt worden. Damit lenkt man von den eigent-
lichen Problemen wie der ungerechten Einkommens- und Vermögensverteilung
ab. Durch das Schlagwort „Generationengerechtigkeit“ wird die soziale Spaltung
unserer Gesellschaft biologisiert, auf ein Verhältnis zwischen Alterskohorten re-
duziert und relativiert. Letztlich handelt es sich bei der Generationengerechtig-
keit um ein Konstrukt, das bestimmten Kräften ganz unabhängig von deren Al-
tersgruppenzugehörigkeit dazu dient, im Rahmen sozialökonomischer und
Verteilungskonflikte ihre eigene Position zu bestimmen und gegenüber anderen
zu verbessern.
Wenn ein Wohlfahrtsstaat demontiert wird, seine Transferleistungen für Be-
dürftige gesenkt und die gültigen Anspruchsvoraussetzungen verschärft werden,
obwohl das Bruttoinlandsprodukt wächst und der gesellschaftliche Reichtum zu-
nimmt, kann weder von sozialer noch von Generationengerechtigkeit die Rede
sein. Denn offenbar findet eine Umverteilung statt, von der gerade die Mitglie-
der bedürftiger Alterskohorten nicht profitieren. Die im März 2007 von Bundes-
tag und -rat beschlossene Erhöhung des gesetzlichen Rentenzugangsalters von
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65 auf 67 Jahre verschlechtert eher die Arbeitsmarktchancen künftiger Generatio-
nen, statt Vorteile für diese mit sich zu bringen. Überhaupt müsste, wer in den Ruf
nach „Generationengerechtigkeit“ einstimmt, darum bemüht sein, dass Heranwach-
sende auch später noch einen hoch entwickelten Wohlfahrtsstaat und das früher ge-
wohnte Maß an sozialer Sicherheit vorfinden, statt Letztere immer mehr zu be-
schneiden und die Menschen der privaten Daseinsvorsorge zu überantworten.
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LUCIANO CANFORA
Mill unser Zeitgenosse?
„Im Umgang mit Barbaren ist der Despotismus eine legitime Regierungsform, vor-
ausgesetzt, dass sie darauf abzielt, diese höher zu entwickeln, und die Mittel dadurch
gerechtfertigt sind, dass sie tatsächlich zu diesem Ziel führen. Als Prinzip ist Freiheit
nicht anwendbar auf Zustände vor der Zeit, in der die Menschheit die Fähigkeit er-
langte, sich durch die freie Diskussion unter Gleichen fortzuentwickeln. Bis dahin gibt
es für sie nichts als den absoluten Gehorsam gegenüber einem Herrscher wie Akbar
oder Karl dem Großen, sofern sie das Glück haben, einen solchen zu finden.“ (John
Stuart Mill, aus Utilitarismo, Libertà, Governo rappresentativo). 
Wie man aus dieser und anderen Äußerungen erkennen kann, liegt für Stuart
Mill das Hauptaugenmerk auf dem Zusammenhang zwischen Demokratie und po-
litischer „Reife“. Die Betrachtung dieses Zusammenhangs bringt uns dazu, über
den von Mill geprägten Begriff der Grenzen der Demokratie nachzudenken. 
Als Einstieg in die Thematik oder besser gesagt als Gesprächspartner wähle ich
das Buch meines lieben Freundes Domenico Losurdo, welches einem inzwischen
weit zurückliegenden Abschnitt unserer geistigen und politischen Geschichte an-
gehört: Democrazia o bonapartismo. Trionfo e decadenza del suffragio univer-
sale, erschienen im Februar 1993. Ohne über die Intentionen urteilen zu wollen -
die im Übrigen ebenfalls ein hermeneutisches Instrument sind - würde ich sagen,
dass dieses Buch als spontane Reaktion unter dem Eindruck eines extremen Er-
lebnisses geschrieben wurde: dem Ende der Sowjetunion (Dezember 1991), eines
der Protagonisten der Geschichte des 20. Jahrhunderts. Demnach war es eine lei-
denschaftliche Antwort auf die „Sieger“ von damals. 
Seit der Entstehung der UdSSR und, nach der Zeit des Bündnisses von 1941-
1945, in besonderer Weise während des gesamten kalten Krieges (1947-1989/91)
deklamierten die großen und weniger großen Westmächte in der täglichen Ge-
genüberstellung den Gegensatz „Demokratie“ vs. „Kommunismus“. Da der Kom-
munismus als politische Staatsform nunmehr verloren hatte (und selbst die Sieger
von der Schnelligkeit der Entwicklungen seiner letzten Krise verblüfft waren),
galt es die Wahrheit über den undemokratischen Charakter der selbsternannten
„Demokratien“ aufzudecken. D a h e r die hartnäckigen und wahrhaft erleuchten-
den Analysen im Werk von Losurdo. Sie bewegten sich nicht nur auf der Ebene
der konkreten Ausführung (Geschichte des allgemeinen Wahlrechts und seiner
Schwierigkeiten), sondern auch auf der Ebene der Theorien der großen Vertreter
des Liberalismus (unter ihnen und vielleicht vor allen anderen Mill; in der Ana-
lyse von Losurdo steht vielleicht höchstens noch Tocqueville über ihm). 
Jedes Abgehen vom Gleichheitsprinzip (und davon gibt es zahlreiche Beispiele) im
Denken dieser „Maîtres à penser“ derjenigen Welt, die am Ende als Sieger dasteht, und
ebenso jede praktische Konsequenz dieser begrenzten Auffassungen der absoluten
49
Gleichheit wird in diesem Buch aufgedeckt, philologisch dokumentiert und – ohne
Zorn, sondern mit eiskalter Unerbittlichkeit – angeklagt und implizit verurteilt. 
Der Sinn des ganzen Buches lautet: Ihr habt uns vor allem deshalb besiegt, weil
ihr die Völker des „Realsozialismus“ glauben machtet, dass eure Demokratie die
einzig wahre sei, und hier seht ihr nun, was sie wirklich war! 
Es war ein gesunder Kampf. Auch mich hat es mehrmals zu dieser grundle-
genden Auseinandersetzung hingezogen und zieht es noch heute. Es hat sehr gut
getan. Man denke nur daran, dass es inzwischen wieder zum allgemeinen Ver-
ständnis gehört (wie im Übrigen auch während des Übergangs vom 19. zum 20.
Jahrhundert in weiten Kreisen des kritischen Denkens), die Selbstdarstellung un-
serer parlamentarischen Systeme als reine Rhetorik anzusehen (dies gilt für parla-
mentarische Systeme jeder Art, für vom Absentismus geprägte und tendenziell
monarchische Systeme wie in den USA bis hin zu gemäßigten und mehr oder we-
niger heimlich oligarchischen Systemen wie in Europa). Man braucht auch nur
daran zu denken, wie es in der Sprache der Soziologie inzwischen, diesseits und
jenseits des Atlantiks, zur Normalität geworden ist, unsere sogenannten Demo-
kratien als „Mischsysteme“ zu bezeichnen. Das ist ohne Zweifel ein hervorragen-
des Ergebnis. Aber ist es auch genug?
Vor allem ist es jetzt wichtig, dass man versucht zu verstehen, 1) warum die
Ordnung, die alle sogenannten Systeme „parlamentarischer Demokratie“ mehr
oder weniger heimlich anstreben, eine oligarchische ist, 2) welcher Schaden aus
der Tatsache erwächst, dass dieser nie unterbrochene Prozess im Verborgenen und
damit unkontrolliert abläuft (würde er offen ausgerufen, würden sich die „Demo-
kratien“ selbst verleugnen!), 3) welche Vorteile aus einer expliziten Annahme und
rechtlichen Kodifizierung dessen, was de facto passiert, entstünden. 
Hier hilft uns – teils wegen der darin enthaltenen Intuitionen, teils als Ausgangs-
punkt – die Überlegung von John Stuart Mill über das so genannte „Pluralwahlrecht“.
Ich weiß, dass jetzt der peinliche Eindruck entstehen könnte, dass ich im Begriff sei,
der Oligarchie ein Loblieb zu singen. Man wird jedoch, denke ich, am Schluss er-
kennen, dass dem nicht so ist. Es handelt sich jedoch um eine Forschungsarbeit, die
ich mit dem problematischen Charakter präsentiere, mit dem Forschung präsentiert
werden muss. Diese kann um eine makroskopische Tatsache nicht umhin: Mill ver-
fasste seine Schriften, bevor „fast alles“ passiert ist; wir reflektieren heute darüber,
nachdem eine Reihe von Experimenten im Versuchsjahrhundert der „realisierten“ De-
mokratie, also im 20. Jahrhundert, titanenhaft durchgeführt wurden und in die Sack-
gasse geraten sind: Kommunismus, Faschismus, New Deal, reiner Freihandel. Ganz
zu schweigen von der Tatsache, dass überall in Europa sämtliche Regierungen (ob
links- oder rechtsgerichtet) mit ein und demselben Problem zu kämpfen haben, näm-
lich wie der Sozialstaat (der vom 20. Jahrhundert, in allen seinen Ausprägungen mit
Ausnahme des extremen Freihandels, das Hauptergebnis ist) ohne allzu viel Aufhe-
bens abgebaut werden kann. [Die USA brauchen nicht besonders erwähnt zu werden,
da der New Deal sehr früh begraben wurde und auch nie wieder auferstanden ist]. 
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All diese Experimente haben, jedes auf seine Art und mit seiner eigenen Inter-
pretation, versucht, sich als das geeignetste zur Verwirklichung, zur Umsetzung
des abstrakt-egalitären Dogmas darzustellen, das sich 1789 wieder in Bewegung
setzte und – nach unzähligen Wechselfällen – zumindest seit 1917 fast universell
akzeptiert wird. 
Und wenn nun die Überlegung, die mit einigen Ausführungen von Platon und
Aristoteles aufkam und im „Pluralwahlrecht“ von Mill kulminierte, ein Element
erfasst hätte, von dem sinnvollerweise nicht abgesehen werden sollte? 
Vorsicht! Die oben erwähnten Denker haben den Eindruck erweckt, die Un-
Gleichheit zu verfechten (und einige von ihnen haben es auch tatsächlich getan).
Das ist nicht der Gedankengang, den ich vorschlage, und es war auch nicht das
Ziel von Mill. Meine Argumentation lässt sich wie folgt zusammenfassen: Das ab-
strakt-egalitäre Dogma in seiner empirischen Umsetzung (die einzige, von der es
sich zu sprechen lohnt) läuft Gefahr, zum wertvollsten Verbündeten der unkon-
trollierten, unsichtbaren (oder wenig sichtbaren) Oligarchien zu werden. Es ist ihr
Alibi. Um diese unkontrollierten Oligarchien aus ihrer Deckung zu holen, muss
ihnen demnach dieses Alibi genommen werden. 
Um in meinen Überlegungen fortzufahren, möchte ich Bezug nehmen auf eine
Gegenüberstellung einiger Äußerungen von Mill mit einer berühmten, aber oft falsch
verstandenen Seite aus Numero e qualità nei sistemi rappresentativi von Gramsci: 
„Ein Arbeitgeber ist intelligenter als ein Arbeiter, da er mit dem Gehirn und
nicht nur mit seinen Muskeln arbeiten muss […]. Ein Bankier, ein Kaufmann,
werden höchstwahrscheinlich intelligenter sein als ein Krämer, da sie weitrei-
chendere und komplexere Interessen verfolgen […]. Unter diesen Bedingungen
könnte man jeder Person, die solche Funktionen von größerer Bedeutung ausübt,
zwei oder drei Stimmen zusprechen.“ „In dieser Situation bestünde die große
Mehrheit der Wähler fast aller Länder, ganz sicher auch in unserem Land, aus
Handarbeitern; und die zweifache Gefahr eines zu niedrigen Niveaus der politi-
schen Intelligenz einerseits und einer Klassengesetzgebung andererseits würde
weiterhin in erheblichem Maße fortbestehen“ (Mill). 
„Von der Kritik (oligarchischen Ursprungs und nicht der Elite) am parlamenta-
rischen System (und es ist merkwürdig, dass dieses nicht deshalb kritisiert wird,
weil die historistische Rationalität des numerischen Konsenses systematisch vom
Einfluss des Reichtums verfälscht wird) wurden diese banalen Behauptungen auf
jedes repräsentative System ausgedehnt, auch auf nichtparlamentarische und nicht
nach den Maßstäben der formalen Demokratie gebildete Systeme. Dabei sind
diese Behauptungen noch nicht einmal korrekt. In diesen anderen Systemen er-
schöpft sich der Konsens nicht mit den Wahlen, ganz im Gegenteil. Der Konsens
wird als permanent aktiv angenommen, bis zu dem Punkt, dass die Zustimmenden
als „Funktionäre“ des Staates angesehen werden könnten und die Wahlen als eine
Art freiwillige Rekrutierung von Staatsbeamten eines bestimmten Typs, was in ge-
wisser Weise (auf unterschiedlichen Ebenen) an die Selbstverwaltung anknüpfen
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könnte. Da die Wahlen nicht auf allgemeinen und vagen Programmen, sondern
auf konkreter, unmittelbarer Arbeit beruhen, verpflichten sich die Zustimmenden,
mehr als der gewöhnliche Rechtsbürger zu tun, um sie zu verwirklichen, und so-
mit eine Avantgarde der aktiven und verantwortungsbewussten Arbeit zu sein. Das
Element der Freiwilligkeit in der Initiative könnte auf keinem anderen Wege für
die breiteren Massen angeregt werden, und wenn diese nicht aus amorphen Bür-
gern, sondern aus qualifizierten produktiven Elementen bestehen, kann man die
Bedeutung erkennen, die die Ausübung des Wahlrechts haben kann“ (Gramsci:
1625-1626, in der italienischen Ausgabe von Gerratana). 
Es braucht niemand so zu tun, wie es manchmal geschieht, als verstünde er
nicht, dass Gramsci hier das zur damaligen Zeit in der UdSSR vorherrschende
Wahlsystem beschreibt und seine Würdigung eben genau dem „differenzierten“
Wahlrecht gilt, wie aus der Unterscheidung zwischen einer „Avantgarde der akti-
ven und verantwortungsbewussten Arbeit“ und „gewöhnlichen Rechtsbürgern“
klar hervorgeht. Es ist im Übrigen bekannt, dass in der UdSSR in der Zeit Stalins
Modelle eines „Pluralwahlrechts“ zugunsten der Arbeitereliten umgesetzt wurden
(vgl. A. Bavaj, Il principio rappresentativo nello Stato sovietico, Rom, herausge-
geben von Anonima Romana Editoriale, 1933: 108-111). 
Daher ist es sinnvoll, aus diesem breiteren Blickwinkel die Frage des „Wahl-
rechts“ zu betrachten. Die Unterscheidung Gramscis zwischen „einfachem
Rechtsbürger“ und „politisch aktivem Bürger“ steht der Millschen Auffassung
nahe, die letzten Endes von der auf dem Wissenskriterium gründenden Anschau-
ung Platons abgeleitet ist. Alle drei sind sowohl von dem allein auf dem Vermö-
gen beruhenden Wahlrecht als auch von dem völlig abstrakten Wahlrecht des 1=1
(dessen „Kehrseite“ das Mehrheitsprinzip ist) weit entfernt. 
Da für alle nunmehr offenkundig ist, dass die wahre, aber unsichtbare Regie-
rung in die Hände der TECHNOKRATEN gefallen ist (vor allem der Ökonomen),
ist das für die Wahl der immer pleonastischer werdenden Parlamente eingesetzte
gleiche Wahlrecht ein bequemes Instrument zur Wahl von Organen, die in keinster
Weise die wahre Regierung kontrollieren und noch nicht einmal deren Handeln
verstehen können. Daraus folgt, dass eine vage und (scheinbar) allmächtige „Ge-
samtbürgerschaft“ die beste Voraussetzung dafür ist, dass die wahre Macht ver-
deckt bleibt und verdeckt handeln kann. 
Das Aufbrechen dieses auf seine Weise perfekten Systems (Oligarchie verklei-
det als Demokratie, aber immer offener ein „Mischsystem“) könnte – da die Hy-
pothese der „palingenetischen“ Revolution bereits seit einiger Zeit gescheitert ist
– durch eine Rückkehr zu einer explizit differenzierten Bürgerschaft geschehen,
wie es Platon in seiner Republik vorausahnte. Man könnte einwenden, dass dies
faktisch bereits geschieht. Aber dem ist nicht wirklich so: eine breite und ernsthaft
ausgewählte Gemeinschaft kompetenter Bürger, die eine „höhere“ und daher mit
größerer Verantwortung und echter Kontrollbefugnis ausgestattete Bürgerschaft
darstellen würde, nähme den herrschenden „technischen“ Eliten (deren Können
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außer Frage steht, die jedoch unbedingt kontrolliert werden müssen) ihre privile-
gierte, unsichtbare, ungestörte Abgeschiedenheit. 
In diesem Zusammenhang weise ich darauf hin, dass nach dem Ende der pa-
lingenetischen und utopistischen Phase auch die spätsowjetische Gesellschaft
dazu neigte, sich in dieser Weise zu konstituieren. Dabei beziehe ich mich insbe-
sondere auf das engmaschige Netz und den beachtlichen Einfluss der Akademien
der Wissenschaften. Aber gerade die Tatsache, diese Realität mit der Fiktion der
Gleichheit in Einklang zu bringen, führte am Ende – wohlverstanden, zusammen
mit vielen anderen Faktoren – zum Zusammenbruch. 
Auch darf man nicht verhehlen, dass in unseren Systemen gerade die illusorische
Allmacht der unterschiedslos gleichberechtigten und nicht auf der Grundlage eines
wie auch immer gearteten Prinzips oder Kriteriums rekrutierten Wähler einerseits
den tatsächlichen Führungsgruppen die Ungestörtheit und absolute Ferne von poli-
tisch-parlamentarischer Kontrolle gestattet und andererseits den Massen die Illusion
gibt, zu entscheiden und zu wählen. (Der Euro ist ein Beispiel dafür: Von oben ent-
schieden, hat er ohne viel Aufhebens einfach so die Gehälter halbiert).
Ich verstehe sehr wohl, dass diese geniale Erfindung, die im Westen vor-
herrscht und die einerseits (im Wesentlichen) den gesellschaftlichen Frieden si-
chert und zum anderen gleichzeitig die ungestörte Macht der Führungsgruppen
garantiert, so gut durchdacht ist und kurzfristig so viele Vorteile aufweist, dass be-
fürchtet wird, sie anzugreifen oder zu ersetzen, könnte gefährlich oder zumindest
mit Risiken behaftet sein. Das sind keine unbedeutenden Bedenken. Allerdings
gibt es noch ein tiefer liegendes Risiko: nämlich dass diese Gruppen, wenn sie wie
heute vollkommen ungestört und auf sich selbst bezogen sind, wirklich Szenarien
erschaffen können, die immer schwieriger zu reparieren sein werden. Sicherlich
keine klassischen Kriege, aber vorgetäuschter Demokratieexport, mehr oder we-
niger fiktiver Terrorismus und finanzielle Abenteuer mit globalen Auswirkungen. 
Die Abhilfe liegt demnach immer noch in der Erweiterung des Wissens über
die wirtschaftlichen und finanziellen Geheimnisse und in der Rekrutierung (aber
wie?) und Konstituierung einer Schicht von „Kompetenten“, die nicht nur die
Wählerreserve der Führungsgruppen (die heute ausschließlich kooptiert werden)
darstellt, sondern diese auch sachlich kontrolliert und sie notfalls wieder absetzt. 
Den Parlamenten ist bereits jetzt nur eine Beiwerksfunktion vorbehalten: Sie dür-
fen sich über künstliche Befruchtung, eheähnliche Gemeinschaften und Ähnliches
auslassen. Aber die Autobahn Salerno-Reggio Calabria wird nicht zu Ende gebaut, da
die Mafia ein zu großes Gewicht hat und dies nicht will. Da eine Aufgabenteilung be-
reits besteht, sollte man sie auch konsequent zur Kenntnis nehmen. Vielleicht wäre es
demnach gar nicht schlecht, einer faktisch bestehenden Situation eine rationale und
explizite Ordnung zu verleihen (also nicht nur eine unausgesprochene Ordnung ohne
festgeschriebene Regeln), da ihr nur auf diese Weise Kontrollen und Prüfungen,
Bremsmechanismen und eine Rechenschaftspflicht auferlegt werden können. 
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THEO WENTZKE
Erneuerung des Sozialstaats in Europa als Wegwerfaktion
Vom internationalen Vergleich der Arbeitslöhne im
Zeichen der „Globalisierung“
Der Nutzen, den Europas bedeutende kapitalistische Nationen im letzten Jahrfünft
des vergangenen und im ersten des 21. Jahrhunderts aus dem Weltgeschäft zogen,
war prekär. Die alte Gleichung: „Globalisierung“ schafft Wachstum weltweit, an
dem die führenden Weltwirtschaftsmächte ganz von selbst partizipieren – ging
nicht mehr auf. Es fehlte an allgemeinem Wachstum. Das gaben die zuständigen
Regierungen mit jedem neuen Haushaltsplan bekannt: Trotz aller Schwüre, am
Ziel des Haushaltsausgleichs festzuhalten, wuchsen von Jahr zu Jahr die Schul-
den, mit denen sie neues Wachstum „anstoßen“ wollten, die aber lange nur eines
bewirkten: die Finanzierung unproduktiver Defizite. Die Bilanz der „verloren ge-
gangenen sozialversicherungspflichtigen Arbeitsplätze“ und der Jubel über den
„Jobmotor“ Zeitarbeit ließen keinen Zweifel: Das alte Märchen aus „Wirtschafts-
wunderzeiten“, dass der Aufschwung der Wirtschaft steigenden Wohlstand auch
bei denen anstößt, die ihn mit ihrer Arbeit produzieren, wird endgültig aus dem
Verkehr gezogen und durch die neue Parole ersetzt: „Hauptsache Arbeit!“ Von die-
sem Maßstab aus, der offensiv mit der Verheißung aufräumt, die Arbeit sei ein
Mittel für – womöglich steigendes – Einkommen der Beschäftigten, wird das
Anschwellen der Zahl „prekärer Arbeitsverhältnisse“ zum „Jobwunder“, die
wachsende „Masse der ‚arbeitsamen Armen‘“ (K. Marx, Das Kapital, Bd. 1,
MEW 23: 643) zum Zeichen einer Trendwende auf dem Arbeitsmarkt. 
Die Unternehmerschaft, der alle fortschrittlichen Nationen den Gebrauch des
produktiven Reichtums und das Kommando über die gesellschaftliche Arbeit
überantwortet haben, konkurriert schon seit Jahren nicht mehr um Anteile an ei-
nem flott wachsenden Weltgeschäft. Ihr Wettbewerb tobt um die Aneignung neuer
Wachstumsmärkte und die Eliminierung von Konkurrenten. Verwertung suchen-
des Kapital, das keine lukrativen Anlagemöglichkeiten findet, übernimmt Firmen,
denen es keineswegs an Profit mangelt, deren Überschüsse vielmehr „nur durch-
schnittlich“ sind, die sich aber durch Abstoßen der unterdurchschnittlich rentablen
Abteilungen und durch Benutzung der überdurchschnittlich profitablen Unterneh-
mensteile als Basis für neue Kredite – zumindest vorübergehend – auf Spitzen-
werte hochhebeln lassen. Der Kampf darum, die Verluste dieser weltweiten Kon-
kurrenz den Konkurrenten aufzuhalsen, trifft freilich vor allem die Belegschaften:
Die erfolgreichen Firmen behaupten sich am Markt mit gesenkten Lohnstückko-
sten, also geringeren Löhnen für eine geringere Anzahl verschärft ausgenutzter
Mitarbeiter; die anderen verschwinden vom Markt und hinterlassen zusätzliche
Arbeitslose. Die Folgen ihrer Konkurrenz rechnen die Unternehmer gerne in Ar-
beitsplätze um – in die nämlich, die sie durch die Streichung anderer bis auf wei-
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teres vor der Vernichtung gerettet haben. Die Staaten kamen nicht umhin, die Ver-
luste zusammenzuzählen; sie bilanzierten die Wachstumserfolge, die die interna-
tional tätigen Kapitalgesellschaften außerhalb der Grenzen einfahren, als Schädi-
gungen des Standorts. Und bei jeder Fusion über die Staatsgrenzen hinweg droht
das Risiko, dass die „Synergieeffekte“ zu Lasten des eigenen Standorts gehen.
Entsprechend heftig reagieren die Regierenden. Sie agieren je nach dem relati-
ven Stand ihrer Wachstums- bzw. Stagnationsraten im internationalen Vergleich
vom Standpunkt potentiell geschädigter Konkurrenten aus. Dabei muss diese
Schädigung noch keineswegs eingetreten sein. Die Staaten nehmen in ihrer Indu-
strie- und Sozialpolitik die möglicherweise eintretenden Schäden vorweg, die dem
Bruttoinlandsprodukt durch Verlagerung von Wachstumsquellen an andere Stan-
dorte entstehen könnten: Selbst den Vorstehern erfolgreicher Standorte, wie des
„Exportweltmeisters“ Deutschland, fehlt es immer vergleichsweise an gesamt-
wirtschaftlichem Wachstum, das anderswo stattfindet, weil heimische Kapitalisten
und internationale Anleger sich dort höhere Renditen und bessere Akkumulati-
onsbedingungen versprechen. Den Unternehmern, denen sie im Zeichen der Glo-
balisierung den ganzen Globus als Geschäftsfeld erschlossen und verfügbar ge-
macht haben, kommen die Regenten demonstrativ kritisch – mit dem Vorwurf des
„mangelnden Patriotismus“ – und fordernd – mit dem Imperativ „Hier geblieben!“
–, tatsächlich jedoch werbend – mit dem Angebot „bester Investitionsbedingun-
gen“. Anderen Nationen wird alles zum Vorwurf gemacht, was sich als unfaires
Werbemittel denunzieren lässt: Elende soziale Verhältnisse, die das selektive En-
gagement der Geschäftswelt in vielen Weltgegenden geschaffen hat, insbesondere
die verheerenden Folgen des Systemwechsels in Osteuropa, mit dem eine Un-
menge sozialer Errungenschaften als wertlose Belastung des einzig wahren kapi-
talistischen Reichtums abgeschrieben und liquidiert worden ist, werden als
„Lohn“, „Sozial-“ oder „Umweltdumping“ angeklagt; die Forderung nach einer
weltweit gültigen oder wenigstens innereuropäischen „Sozialcharta“, die anderen
Staaten eine Verelendungspolitik als Konkurrenzmittel verbieten würde, wird be-
rechnend erhoben und ebenso berechnend im Namen des freien Wettbewerbs
zurückgewiesen. Ans jeweils eigene Volk schließlich ergeht die Ansage: Lohn, Ar-
beitszeiten, Krankenversorgung, Altersrente, Sozialhilfe – alles muss „auf den
Prüfstand“ und für die Zwecke eines für den Erfolg des nationalen Standorts un-
umgänglichen Sozialdumpings zurechtgemacht werden, das dann natürlich nicht
so heißt, sondern „Modernisierung des Arbeitsmarkts“ und Beseitigung „struktu-
reller Wachstumshindernisse“.
Mit dieser entschlossenen Antwort auf ihr Leiden an der internationalen Kon-
kurrenz sorgen Europas demokratische Regierungen in mehreren Punkten für
klare Verhältnisse:
Erstens gibt es kein Zurück hinter „die Globalisierung“. Auch wenn das große
Weltgeschäft für das nationale Wachstum zu wenig abwirft; auch wenn in der Po-
lemik gegen „vaterlandslose“ Kapitalisten und gegen die Arbeitsplätze in deren
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ausländischen Filialen noch so nationalistische Töne angeschlagen werden: An
eine Kündigung des freien Geschäftsverkehrs über die Grenzen hinweg, an Ein-
schränkungen der Bewegungsfreiheit des kapitalistischen Eigentums denken die
Standortverwalter nicht. Die Chefs der großen Nationen verstehen gut genug, dass
es für ihre Macht entscheidend auf die Finanzmacht ankommt, die aus der freien
Benutzung des Weltmarkts durch die kapitalistischen Zentren unter ihrer Obhut
erwächst.
Damit ist zweitens entschieden, dass aus der im Geiste der Konkurrenz vorge-
nommenen Diagnose, auf dem heimischen Markt sei das Wachstum zu gering,
weil es stattdessen auf fremden Standorten stattfinde, nur ein Schluss zu ziehen
ist: Die international tätigen Investoren finden andere Standorte attraktiver. Also
muss die Nation sich dem Weltkapital als ein allen konkurrierenden Ländern über-
legener Standort präsentieren, damit Wachstum hier statt anderswo stattfindet.
Wie das zu bewerkstelligen ist, steht drittens für die politisch Verantwortlichen
erst recht fest: Die Konkurrenz der Nationen um Kapitalanlage wird durch den in-
ternationalen Vergleich der Arbeitslöhne und -bedingungen entschieden. Diese
Maxime hat den Rang eines nicht mehr bestrittenen Patentrezepts erobert.
Mit diesem Beschluss verabschieden sich die großen Demokratien von ihrer
alten Erfolgsgleichung, wonach überlegene „Produktivität“ – gemeint ist in Wahr-
heit die Rentabilität des in modernsten Produktionsmitteln angelegten und für die
Ausbeutung der Arbeitskraft aufgewandten Kapitals – „Verteilungsspielräume“
schafft und für Wachstum und Lohnhöhe sorgt. Dass überlegene Produktivkräfte
Konkurrenzmittel des Kapitals und als solche allein dazu da sind, Arbeitern das
Leben nicht etwa gemütlicher und sie wohlhabender zu machen, sondern mehr aus
ihnen herauszuholen und dadurch die Bezahlung überflüssiger Arbeit einzusparen,
war in der Praxis – auch in den Zeiten des rückblickend verklärten „rheinischen
Kapitalismus“ oder des „europäischen Sozialmodells“ – sowieso immer klar.
Durch die Folgen der globalisierten Krise haben die zuständigen Wirtschafts- und
Sozialpolitiker sich belehren lassen, dass die perfekte Herrichtung ihrer Länder zu
den denkbar fortschrittlichsten Kapitalstandorten allein Wachstumseinbußen nicht
verhindert, also die Überlegenheit im internationalen Wettbewerb nicht wirklich
sichert. Also kommen sie auf die elementare kapitalistische Weisheit zurück, dass
der Lebensunterhalt der Lohnabhängigen überhaupt eine Last fürs Kapital und nur
in dem Maß zu rechtfertigen ist, wie der gezahlte Lohn die geleistete Arbeit nicht
bezahlt. Dieses schlichte Prinzip machen sie zur Richtschnur staatlicher Politik
und verschreiben sich dem Ziel, dem Kapital auf Biegen und Brechen zu verbil-
ligter Arbeit zu verhelfen.
Dafür räumen sie auf mit „überholten“ sozial- wie christlich-demokratischen
Dogmen von der Bekömmlichkeit der Lohnarbeit im Allgemeinen, einem Gleich-
klang zwischen kapitalistischem Fortschritt und proletarischem Wohlstand im Be-
sonderen und stellen die Logik ihres überkommenen Sozialsystems auf den Kopf.
100 Jahre lang hat der bürgerliche Klassenstaat sich darum gekümmert, die Aus-
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beutung, zu der er seine Kapitalisten ermächtigt, so zu beschränken, dass die lohn-
abhängige Klasse ihre kapitalistische Ausnutzung überlebt; so hat er das unwei-
gerlich anfallende Elend sozialfriedlich entsorgt. Jetzt gilt umgekehrt: Wenn der
Sozialstaat dafür sorgt, dass das lohnabhängige Volk seine Lohnabhängigkeit aus-
hält und seinen Arbeitgebern immer und überall in brauchbarer Verfassung ver-
fügbar bleibt, versorgt er die Leute – zu gut. Eine moderne Sozialpolitik hat daher
vorauseilend mehr Armut, billigere Löhne, längere Arbeitszeiten zu organisieren,
damit mehr Kapital den so zurechtgemachten Standort aufsucht und dort statt an-
derswo für Wachstum sorgt. 
Galt früher einmal für die staatliche Armutsbetreuung der Kausalzusammen-
hang: Weil das kapitalistische Wachstum „prekäre Lebensverhältnisse“ schafft,
muss die Obrigkeit sich dieser Verhältnisse annehmen und der Verelendung Gren-
zen setzen, so gilt im heutigen Europa die finale Umdrehung: Der Staat mit sei-
nem durchorganisierten Zugriff auf Lohn und Arbeitsbedingungen muss die Le-
bensverhältnisse der Lohnabhängigen umfassend verschlechtern, damit das
Wachstum wieder in Schwung kommen kann. Und er muss mit der alten Illusion
aufräumen, dass dem Wiederaufschwung des Kapitalwachstums dann auch der
Wiederaufschwung des Lebensstandards der Beschäftigten folge. Die „Reformen“
der letzten Dekade sind daher ausdrücklich nicht als vorübergehende Opfer der
Lohnabhängigen zur Bewältigung einer vorübergehenden „Wachstumsdelle“
gedacht, sondern als dauerhafte Senkung des nationalen Lohnniveaus. Der Sozi-
alstaat erklärt sich und die von ihm organisierte Beschränkung der Ausbeutung zu
„Besitzständen“ und meint damit keineswegs, dass die staatlich gewährten
Rechtsansprüche der Besitzlosen Eigentumscharakter hätten, also ebenso sakro-
sankt seien wie der wirkliche Besitz – der an den kapitalistischen Reichtums-
quellen. Ganz im Gegenteil, weil die proletarischen Besitzstände die Attraktivität
des Standorts für Kapitalanleger beeinträchtigen, haben sich die großen kapitali-
stischen Nationen verordnet, den „Sozialstaat zu erneuern“ – ein Euphemismus
für eine beispiellose Wegwerfaktion all der sozialen Errungenschaften, mit denen
bis zur Mitte des 20. Jahrhunderts die „Ausbeutung“ abgeschafft, die „alte soziale
Frage“ erledigt und die „Systemfrage“ auch im Sinne des „Proletariats“ überflüs-
sig gemacht worden sein sollen, weil sich der „Kapitalismus“ in die „soziale
Marktwirtschaft“ transformiert habe…
Der Fortschritt, den Europas Modernisierer inszenieren, ist also ausdrücklich
als Epochenwende gemeint: als Übergang zu einem historisch neuen Erfolgs-
rezept, mit dem sie die Konkurrenz der kapitalistischen Nationen gewinnen wol-
len. Ihr Ziel, für das sie ihre Völker derart in die Pflicht nehmen, ist nicht einfach
mehr kapitalistisches Wachstum – geschweige denn nur die Vermeidung und Ab-
wälzung von Schäden, die die zur „globalisierten“ Konkurrenz ermächtigten
„transnationalen Konzerne“ an ihrer Volkswirtschaft anrichten. Sie haben den im-
perialistischen Zweck wachsender nationaler Wirtschaftsmacht im Auge: den er-
folgreichen Aufstieg zur Weltmacht, die sich die Richtlinien der globalen Ordnung
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nicht mehr vorgeben lassen muss, sondern selber diktiert. Die großen kapitalisti-
schen Nationen der Europäischen Union nehmen daher Maß an den Freiheiten,
über die die einzige verbliebene Weltmacht verfügt. 
In ihrem nationalen Konkurrenzkampf begnügen sich Europas regierende Re-
former also nicht mit immanent ökonomischen Erfolgs- und Risikokalkulationen.
Das Fitmachen ihrer Standorte gehen sie unter dem übergeordneten Gesichtspunkt
an, dass mit ihrer nationalen Wachstumsbilanz die imperialistische Kompetenz ih-
rer Nation auf dem Spiel steht. Mit der Zurichtung ihrer Klassengesellschaft fol-
gen sie den Anforderungen der Kriegslage, die sie mit ihrem von den USA nach
dem 11. September 2001 zwar vorgegebenen, dann aber durchaus in
eigener Regie gefassten und national modifizierten Beschluss zum Umbau der
Staatenwelt heraufbeschworen haben. So versucht sich jedes ambitionierte EU-
Mitgliedsland auf seine Art und mit seinen landesspezifischen Voraussetzungen
daran, mit dem Mittel der organisierten Verelendung der Lohnabhängigen den
Kampf um Reichtum und Macht der Nation zu gewinnen.
Theo Wentzke gehört zur Redaktion der politischen Vierteljahreszeitschrift Ge-
genStandpunkt.
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Kapitel 2
Wohin will die Linke? Visionen eines neuen Sozialsystems/
europäischen Sozialstaats
KLAUS DRÄGER
Visionen für ein neues Sozialsystem:
Hat die Linke ein Projekt für Europa?
Die Erneuerung des Sozialstaats ist ein Thema, das nicht nur zwischen links und
rechts, sondern auch quer zu den politischen Spektren kontrovers diskutiert wird.
Kaum eine politische Formation tritt offen für den Abbau des Sozialstaats ein. Von
Mitte-Rechts bis Mitte-Links wird vielmehr spätestens seit den 1980er Jahren
vom nötigen „Umbau“ und der „Modernisierung“ des Sozialstaates gesprochen,
welche durch die Herausforderungen der Globalisierung und der demografischen
Entwicklung (Alterung und Schrumpfung der Gesamtbevölkerung) erforderlich
seien. Nur der linke Rand des politischen Spektrums verteidigt noch die Kernele-
mente des keynesianischen Wohlfahrtsstaats und verbindet zuweilen die Forde-
rung nach Umbau des Sozialstaates mit der Perspektive seines Ausbaus.
Unter dem Slogan der „Modernisierung des Sozialstaates“ hat in den vergan-
genen Jahren allerdings ein tief greifender Übergang von schrittweisen Einschnit-
ten (parametrische Kürzungen) in den sozialen Sicherungssystemen zu einer Po-
litik der „radikalen systemischen Sozialstaatsreformen” stattgefunden, welche
die Überreste des keynesianischen Wohlfahrtsstaats der 1970er Jahre bereits
grundlegend transformiert haben. Die Stichworte sind der Vorrang der privaten
Eigenvorsorge, Kostendämpfung und Einführung wettbewerbsorientierter Wohl-
fahrtsmärkte, Teilprivatisierung von Systemen der Alterssicherung, der Pflege und
der Gesundheitsvorsorge sowie eine „aktivierende Arbeitsmarktpolitik“ (vgl. Drä-
ger 2004: 505ff.). Im Ergebnis bewegen sich die radikalen Sozialstaatsreformen in
Richtung auf ein neues markt- und wettbewerbsorientiertes Sozialmodell, in dem
der Sozialstaat die Angebotsbedingungen der Wirtschaft zu verbessern und nicht
mehr die materielle Gewährleistung unteilbarer und universeller sozialer Rechte
durch (möglichst flächendeckende) Sozialschutzsysteme und Leistungen der öf-
fentlichen Daseinsvorsorge zu garantieren hat.
Erneuerung des Sozialstaats: Die Rolle der EU
Auf den ersten Blick fällt auf, dass die EU laut geltendem EG-Vertrag keine Kom-
petenz in Fragen der Gestaltung der sozialstaatlichen Systeme der Mitgliedstaaten
59
hat. Sozialstaatspolitik ist nach dem Vertragstext weitgehend eine Domäne der
Mitgliedstaaten. Auch der von der Regierungskonferenz der EU-Mitgliedstaaten
beschlossene Vertrag über eine Verfassung für Europa kennt keine solchen Be-
griffe und Konzepte wie Sozial- oder Wohlfahrtsstaat, öffentliche Güter, öffentli-
che Daseinsvorsorge usw. – einzig die „Dienste von allgemeinem wirtschaftlichen
Interesse“ (gemeint sind z.B. Energieversorgung, Telekommunikation, Post, Bahn
usw.) finden Erwähnung und werden generell den Binnenmarktregeln und dem
Wettbewerbsrecht unterworfen. Die EU präsentiert sich so vorwiegend als ein
„Binnenmarkt mit freiem und unverfälschtem Wettbewerb“.
Zwar enthält der geltende EG-Vertrag Kapitel zur Sozial- und Beschäftigungs-
politik. Was die EU an harter, einklagbarer Rechtsetzung bietet, ist aber im We-
sentlichen ein System der Koordinierung der sozialen Sicherungssysteme der Mit-
gliedstaaten (z.B. zum Erhalt von Rentenansprüchen aus Erwerbstätigkeit in
einem anderen EU-Mitgliedstaat usw.) und soziale Mindestvorschriften im Eu-
ropäischen Binnenmarkt (z.B. Richtlinien über Sicherheit und Gesundheitsschutz
am Arbeitsplatz, zum Mutterschutz, zur Arbeitszeit, zu Europäischen Betriebsrä-
ten usw.). Als Mindestvorschriften bieten sie meist Schutzstandards, die unter je-
nen der entwickelteren nationalen Sozialstaaten liegen.
Dennoch hat die EU ein umfangreiches Instrumentarium zur Verfügung, mit dem
sie auf die Rahmenbedingungen für die Gestaltung des Sozialstaats in den Mit-
gliedstaaten Einfluss nimmt. Zu nennen ist das eiserne Korsett der Maastricht-Kri-
terien für Haushaltsdefizite, welches von den Mitgliedstaaten meist genutzt wird,
um soziale Einschnitte als unausweichlich zu begründen. Oder die zahlreichen
Richtlinien zur Schaffung eines liberalisierten Binnenmarkts, die große Teile der
früheren öffentlichen Daseinsvorsorge bereits für Markt und Wettbewerb geöffnet
haben und umfassende Privatisierungsprogramme nach sich zogen – die EU-Dienst-
leistungsrichtlinie ist nur das jüngste Beispiel. Und nicht zuletzt die verschiedenen
Koordinierungsprozesse auf EU-Ebene – Lissabon-Strategie, Europäische Beschäf-
tigungsstrategie, wirtschaftspolitische Leitlinien, offene Koordination in den Berei-
chen Sozialschutz (Rente, Pflege, Gesundheitswesen) und soziale Eingliederung –
welche gestützt auf EU-weit vereinbarte Ziele und Indikatoren die EU auf den Pfad
gestärkter internationaler „Wettbewerbsfähigkeit“ bringen sollen.
Die Koordinationsprozesse schaffen nicht unmittelbar EU-Rechtsakte, sondern
sie erzeugen durch Vergleiche „bester Praktiken“ usw. einen subtilen, aber stetigen
Druck auf die Mitgliedstaaten (soft law approach). Eine Regierung, die den EU-
Zielvorgaben nicht folgt, muss sich gegenüber den anderen Mitgliedstaaten recht-
fertigen. Sie wird in der Öffentlichkeit madig gemacht, wenn sie z.B. die „Moder-
nisierung der Sozialsysteme“ nicht in der von den EU-Institutionen vorgezeichneten
Richtung vorantreibt. Andere Regierungen wiederum ziehen die Ziele der Lissabon-
Strategie heran, um eigenständig geplante nationale „Sozialstaatsreformen“ mit
höheren europapolitischen Weihen zu versehen (vgl. Brie 2004: 33-53).
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Das Projekt der Eliten: Die Hayeksche EU
Die Vision der EU-Eliten und die Praxis der real existierenden EU-Institutionen
ist somit die Transformation zum „marktorientierten Wettbewerbsstaat“, der le-
diglich symbolisch noch auf eine „neue Balance zwischen Flexibilität und sozia-
ler Sicherheit“ (Flexicurity) abzielt (zur Flexicurity vgl. Seifert/Tangian 2006).
Peter Gowan hat diese Entwicklung des europäischen Integrationsprojekts seit
Mitte der 1980er Jahre treffend auf eine etwas sperrige Formel gebracht: die Hay-
eksche EU. Der mit der Einheitlichen Europäischen Akte 1985 eingeleitete
„Strukturwandel der europäischen Integration“ (vgl. Ziltener 1999) hat ihm zu-
folge als „passive Revolution“ stattgefunden. Die wirtschafts- und sozialpoliti-
schen Ziele waren in diesem Prozess die gleichen wie jene der neoliberalen Wende
unter Reagan und Thatcher in den USA und Großbritannien. Die passive europäi-
sche Revolution vollzog sich aber mit sanfteren Methoden: der Einbindung der
Sozialdemokratie und williger Teile der Gewerkschaften in das Projekt einer
„Hayekschen Föderation“, und nicht so sehr als Folge einer nationalistischen
Konfrontationsstrategie gegen die Arbeiterbewegung.
Für Friedrich Hayek, einen der geistigen Väter des Neoliberalismus, „gründe-
ten die Probleme Europas im Aufstieg der Volkssouveränität und demokratischer
Kontrolle über die Wirtschaftspolitik. Seine Lösung, die er erstmals 1939 veröf-
fentlichte, war eine Europäische Föderation, welche den demokratischen ‘Weg in
die Knechtschaft’ versperren würde, indem die europäischen Staaten vertragliche
Verpflichtungen zur Beendigung öffentlicher, demokratischer Kontrolle über die
Wirtschafts- und Sozialpolitik eingehen. Seine brillante Erkenntnis war, dass un-
ter internationalem Vertragsrecht die normalen parlamentarischen Gesetze und
Politiken einzelner Staaten unterlaufen werden können. Somit kann ein Vertrag,
der innerstaatliche Angelegenheiten betrifft, demokratische Politikgestaltung
blockieren (Gowan 2004).“
„In seinem Buch Der Weg zur Knechtschaft“, so Gowan weiter, „beschrieb er
die Aufgabe der Föderation sehr klar als ‘eine Macht, die verschiedene Nationen
in Schranken halten kann (...) eine Reihe von Regeln, die festlegen, was ein Staat
tun kann, und eine Behörde, die autorisiert und in der Lage ist, diese Regeln
durchzusetzen. Die Befugnisse, welche eine solche Behörde bräuchte, sind im
Wesentlichen negativer Art: sie muss vor allem in der Lage sein, zu jeder Art von
einschränkenden Maßnahmen ‘Nein’ sagen zu können.“
In der Tat verordnen die einschlägigen Bestimmungen des geltenden EG-Ver-
trags wie des Vertrages über eine Verfassung für Europa einerseits regelgebunde-
ne Verfahren außerhalb jeder demokratischen Rechenschaftspflicht und jedes
demokratisch legitimiertem politischen Zugriffs (z.B. Unabhängigkeit der Eu-
ropäischen Zentralbank und ihrer Geldpolitik), und andererseits eine Reihe von
Verboten (Beschränkungen des Wettbewerbs im Binnenmarkt) sowie eine bloß
negative Koordinierung der Wirtschaftspolitik (Mitgliedstaaten dürfen keine
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‘übermäßigen Defizite’ machen). Verbindliche Maßnahmen und Instrumente zur
positiven Koordination (z.B. in der Wirtschafts-, Sozial- und Beschäftigungspoli-
tik) sind hingegen weitgehend nicht vorhanden. Die bestehende Hayeksche EU
verhindert somit ein positives europäisches Integrationsmodell: eine demokrati-
sche Europäische Föderation, das soziale Europa.
Wozu noch Europa?
Unter diesen Bedingungen ist es nicht verwunderlich, dass die bislang eher pas-
sive Zustimmung zur europäischen Integration in der Bevölkerung dramatisch ab-
genommen hat. Auch jene, die in den 1980er und 1990er Jahren mit dem Eu-
ropäischen Binnenmarkt und dem Euro noch Hoffnungen auf eine florierende
Wirtschaft verbanden oder daran glaubten, dass Liberalisierung und Wettbewerb
bei Strom und Gas, Bahn und Post usw. zu sinkenden Preisen und besserem Ser-
vice führen würden, sind über die tatsächlichen Ergebnisse der EU-Politik ent-
täuscht. Die Lissabon-Strategie wird von einer Mehrheit der Bevölkerung in der
EU inzwischen als das wahrgenommen, was sie im Kern auch ist: eine Agenda zur
Durchsetzung der Interessen des ‘Big Business’. Selbst von bisher eher euro-
pafreundlich gesinnten Wählerinnen und Sympathisanten der Linken in Deutsch-
land hört man immer öfter die Frage: Wozu brauchen wir ‘Europa’, wenn es uns
überwiegend ein Programm sozialer Zumutungen beschert?
Gerade in der politisch sensiblen Frage der Erneuerung des Sozialstaats produ-
ziert die ‘Europafrage’ einen Riss, der quer durch das bekannte politische Koor-
dinatensystem von links bis rechts hindurchgeht. Linke und soziale Bewegungen
versuchen diesen Riss zwar durch die wohlklingende Formel vom „anderen Eu-
ropa in einer anderen Welt“ zu kitten, doch unter diesem harmonischen Dach geht
es in Wirklichkeit recht kontrovers zur Sache.
Die Idee Europa: Föderalisten versus Souveränisten
Linke wie rechte Verteidiger größerer nationalstaatlicher Souveränität argumen-
tieren, dass ein so großer Zusammenschluss wie die EU nicht demokratiefähig sei.
Ökologisch orientierte EU-Gegner (Skandinavien, Großbritannien) behaupten,
dass wirkliche Demokratie nur kleinräumig auf regionaler oder lokaler Ebene zu
verwirklichen sei. Andere glauben hingegen, dass Demokratie und Volkssouverä-
nität aus historischen Gründen an den demokratischen parlamentarischen Natio-
nalstaat gebunden sind – insbesondere gelte dies für den Sozial- und Wohlfahrts-
staat. In einer EU von 27 Mitgliedstaaten fehle eine gemeinsame Sprache, eine
gemeinsame Kultur, eine funktionierende europäische Öffentlichkeit und ein „eu-
ropäisches Volk“ (Demos), die als Unterbau für die Ausübung demokratischer
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Volkssouveränität und demokratischer Legitimität unerlässlich seien. Dies verbin-
den die Souveränisten mit eindringlichen Warnungen vor einem „europäischen
Superstaat“ – ins gleiche Horn stieß früher übrigens auch Friedrich Hayek – und
weiteren Integrationsfortschritten.
Im Lager der Souveränisten stehen die EU-Kritiker schon etwas näher bei den
Föderalisten, die Übergänge sind fließend. Sie lehnen die EU-Integration nicht
grundsätzlich ab, wollen aber ihre erfahrbaren negativen Auswirkungen begren-
zen. Aus diesem EU-kritischen Spektrum wird argumentiert, dass die Verfassun-
gen einiger Mitgliedstaaten (z.B. Deutschland, Frankreich, Portugal) auf ein So-
zialstaatsgebot verweisen, welches im EU-Vertrag gänzlich fehlt. Daher gelte es,
den Sozial- und Wohlfahrtsstaat vorrangig auf nationaler Ebene gegen die Zumu-
tungen aus Europa zu verteidigen und eine europäische Vergemeinschaftung der
Sozialpolitik oder gar die Schaffung eines europäischen Sozialstaats abzulehnen.
Das „andere Europa“ der „linken Souveränisten“ (oder „Öko-Regionalisten“)
läuft damit auf eine lockere europäische Zusammenarbeit progressiv erneuerter
und ausgebauter nationaler Wohlfahrtsstaaten hinaus, welche die „Demokratie“
im Wesentlichen über die nationalstaatliche Ebene organisiert und die bisherigen
Integrationsfortschritte (EU-Binnenmarkt, Währungsunion etc.) tendenziell dort
rückgängig macht, wo sie negative Auswirkungen auf den nationalen Wohlfahrts-
staat haben.
Doch auch der Gegenpol der Föderalisten ist sich in wesentlichen Fragen un-
einig. Ein Teil – vornehmlich aus Sozialdemokratie, Grünen und Teilen der Ge-
werkschaften – wirbt trotz eigener inhaltlicher Kritik am Verfassungsvertrag für
dessen Ratifizierung. Man sieht ihn als Grundlage, weitere Fortschritte in Rich-
tung auf ein soziales Europa in der Zukunft zu erreichen. Die Devise ist: Vertie-
fung und Erweiterung der EU müssen zusammengehen, Stillstand bringt einen
Rückfall zur Konkurrenz der Nationalstaaten in Europa und gefährdet damit po-
tenziell den Frieden.
Ein anderer Teil fordert einen radikalen Bruch mit der Hayekschen EU und eine
ökologisch-solidarische Neugründung der Europäischen Union, mit demokrati-
schen europäischen Institutionen, Sozialstaatlichkeit, Umverteilung und Nachhal-
tigkeit als Grundlage. Auch hier sind Übergänge zum Lager der EU-Kritiker
fließend: Welche Kompetenzen stehen der europäischen Ebene zu, welche den
nachfolgenden Gliederungen; wie können die Rechte von kleineren Mitgliedstaa-
ten oder Minderheiten gesichert werden; wie verbindlich oder wie locker soll die
EU als Föderation und Politische Union gestaltet werden?
Unter dem Strich bleibt: Linke und soziale Bewegungen haben kein gemein-
sam getragenes ‘Projekt für Europa’. In der Diskussion tauchen stets Fragestel-
lungen auf, die in den Europadebatten seit dem Ersten Weltkrieg immer wieder
eine Rolle spielten, aber bisher kaum überzeugend gelöst wurden. So haben wir
auf der einen Seite immer noch linke und rechte Anhänger des Vorrangs der na-
tionalstaatlichen Souveränität, auf der anderen Seite linke wie rechte „föderalisti-
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sche Fabeln, nach denen Europa eine Kultur hat und das Europäische Parlament,
nach einigen falschen Wendungen auf seinem Weg, langfristig gesehen die logi-
sche Konsequenz von Karl dem Großen ist. (...) Bei beiden fehlt die politische
Ökonomie völlig - die Interessen der meisten Leute, warum sie so wählen wie sie
es tun, und wie das System von unten gestaltet wird“ (Milward 1996: 57). Die
Idee Europa wurde so den Deutungsmustern des Liberalismus überlassen: ökono-
mische und politische Interdependenzen und zunehmende Globalisierung erzwin-
gen es nahezu, dass supranationale Governance den zu klein werdenden europäi-
schen Nationalstaat ersetzt. Zur supranationalen Governance verhält man sich
entweder bloß anklagend oder euro-phorisch verklärend, kommt aber deshalb
nicht zum Kern des demokratischen Legitimationsproblems der EU. Die Linke
bräuchte aber eine politische Ökonomie und eine Demokratietheorie der europäi-
schen Integration, genauso wie sie diese in früheren Zeiten für den „Sozialismus“
beanspruchte.
Historische Euro-Visionen – von rechts nach links
Wer heute Visionen für ein neues Europäisches Sozialmodell diskutieren will,
kommt aus diesen Gründen um eine Auseinandersetzung mit den unterschiedlichen
historischen Ideen für ein vereintes Europas nicht herum. Motive, strategische Ori-
entierungen, Interessenlagen und ungelöste Probleme der Idee Europa sind durch-
aus noch jenen vergleichbar, die seit dem Ersten Weltkrieg die verschiedensten Sei-
ten des politischen Spektrums umtrieben. Dies gilt für wirtschaftliche, soziale wie
geopolitische (Europas Rolle in der Welt) Fragestellungen.
Bürgerliche (konservative wie liberale) Theoretiker griffen die Parole Ernest
Renans (1862) von den Vereinigten Staaten von Europa auf. Gestützt auf die „un-
bezwingbare Trinität Englands, Frankreichs und Deutschlands“ (Renan 1995: 70)
sollte ein wirtschaftlicher und politischer Integrationsprozess in Gang gesetzt wer-
den, mit der ein ökonomisch gestärktes Europa „die neue Welt beherrschen und
die östliche Welt in Schach halten“ (ebd.: 60) könne. Im Sieg dieses Europas tri-
umphiere der „indoeuropäische Geist“ über den rückständigen Islamismus, wel-
chem die „Verachtung der Wissenschaft“, die „Unterdrückung der bürgerlichen
Gesellschaft“ und die „vollkommene Negation Europas“ (ebd.: 152f.) zugeschrie-
ben wird. Die Nation als Kampfgemeinschaft und „Pakt auf Leben und Tod“ wird
so gleichermaßen durch eine europäische Dimension als Schutzschild in der Kon-
kurrenz der Kontinente und Kulturen erweitert. 
Weniger martialisch im Ton, aber ähnlich in der Absicht waren die Paneuropa-
Vision des Grafen Richard Coudenhove-Kalergi (1923) oder die Vorschläge des
Heidelberger Programms der SPD (1925) und des französischen Außenministers
Aristide Briand (1929), eine europäische Föderation als Regionalorganisation des
Völkerbundes zu schaffen. Trotz zum Teil deutlicher Unterschiede in der sozialen
64
Orientierung einte diese Vorschläge der Drang nach Zollunion und wirtschaftli-
cher Integration durch einen Gemeinsamen Markt. Bei Coudenhove-Kalergi er-
klang gar der Ruf nach einem Europäischen Parlament, einer europäischen Armee
und einer europäischen Polizei. Sein Credo lautete, „dass nur ein einiges Europa
sich militärisch gegen die russische Drohung und wirtschaftlich gegen die wach-
sende amerikanische Konkurrenz schützen könnte” (Coudenhove-Kalergi 1964:
27). Das bürgerliche Projekt der „Vereinigten Staaten von Europa“ nach dem Er-
sten Weltkrieg bemüht die Mythologie vom „christlichen Abendland“ gleicher-
maßen gegen den Orient (Islam) und den „Bolschewismus“ und verbindet sie mit
der Vision einer Rückgewinnung wirtschaftlicher Stärke gegenüber den USA. 
Auch die faschistische Ideologie bemühte im Zweiten Weltkrieg diese „Abend-
land“-Metaphorik, verkoppelte sie jedoch mit der „Reichsidee“ und der Kon-
zeption einer euro-asiatischen Großraumwirtschaft: Hitler mit der Vision eines
„arischen Europa“, das den eurasischen Osten als „Lebensraum“ kolonisiert; Mus-
solini mit dem Projekt eines „Dritten Römischen Imperiums“, welches die Mittel-
meeranrainerstaaten umfasst. An bürgerliche wie faschistische Europa-Traditio-
nen knüpfte Silvio Berlusconi mit seiner Inszenierung des EU-Gipfels in Rom im
Oktober 2003 symbolisch an. Frohgemut tagte man in einem marmornen Protzbau
der Mussolini-Ära – der Konferenzsaal geschmückt mit kitschigen Monumental-
reproduktionen, die die „große Vision“ des Duce in Erinnerung riefen. Das Rei-
terstandbild des Faschistenführers vor dem Pressezentrum des EU-Gipfels war
zuvor eigens instandgesetzt und aufpoliert worden. Die EU-Regierungschefs nah-
men dies damals vielleicht irritiert, aber ansonsten gut gelaunt und gleichmütig
hin. Nicht einmal der damalige grüne Außenminister Joschka Fischer ließ sich als
„bekennender Antifaschist“ zu einem bissigen Kommentar hinreißen.
Das alte bürgerliche Projekt der „Vereinigten Staaten von Europa“ mutet wie
eine historische Inszenierung der Gegenwart an – erinnert sei nur an die Debatte
über den Beitritt der Türkei, den „globalen Krieg gegen den islamistischen Terro-
rismus“, die „Selbstbehauptung Europas“ im Kampf um „internationale Wettbe-
werbsfähigkeit“ gegen die USA und die „asiatischen Angreiferstaaten“ (Der Spie-
gel), den „clash of civilizations“ (Samuel Huntington) oder die Europäische
Sicherheitsstrategie.
Mitten im Ersten Weltkrieg versuchte die revolutionäre Linke, auf die bürger-
liche Europadebatte zu antworten. Teile der Zimmerwalder Linken warben für
einen „Frieden ohne Kontributionen, das Recht jeder Nation auf Selbstbestim-
mung und die Vereinigten Staaten Europas ohne ständige Heere, ohne regierende
Feudalkasten, ohne Geheimdiplomatie.“ Lenin fand zunächst „die Losung der re-
publikanischen Vereinigten Staaten von Europa im Zusammenhang mit dem re-
volutionären Sturz der drei reaktionärsten Monarchien Europas (...) völlig unan-
fechtbar als politische Losung“ (Lenin Werke, Bd. 21, 1972: 342 ff.). Dennoch
führe sie letztlich zu einer falschen politischen Orientierung, da die Vereinigten
Staaten von Europa auch als demokratische Republik dem ökonomischen Inhalt
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nach kapitalistisch sein müssten, was mit einem von Sozialisten abzulehnenden
„Übereinkommen über die Teilung der Kolonien“ verbunden sei.
Leo Trotzki warb bald darauf für die Perspektive der Vereinigten Sozialisti-
schen Staaten von Europa: „Es kann davon nicht die Rede sein, dass ein zersplit-
tertes Europa wirtschaftlich sich wird halten können, auch unter der Diktatur des
Proletariats nicht, wenn es seine Zersplitterung beibehält. Proletarische Revolu-
tion bedeutet Zusammenschluss Europas. (...) Aber die durch und durch von Wi-
dersprüchen zersetzte europäische Bourgeoisie ist dieser Aufgabe nicht gewach-
sen. Nur das siegreiche Proletariat wird Europa vereinigen können. Wo die
Revolution auch anfangen mag, in welchem Tempo sie sich auch entfalten mag –
die unbedingte Voraussetzung für den sozialistischen Umbau Europas ist ein wirt-
schaftlicher Zusammenschluss“ (Trotzki 1924, Hervorhebungen im Original).
Ihm ging es in erster Linie um ein geostrategisches Projekt: „Es versteht sich von
selbst, dass die Sowjetunion einer föderativen Vereinigung Europas mit Europa
nicht im Wege sein wird. Dadurch wird eine dauerhafte Brücke zwischen Europa
und Asien geschlagen“ (Trotzki 1923). ‚Arbeitereinheitsfront’ und ‚Arbeiterregie-
rung’ als Instrumente zur Beförderung der Revolution in Westeuropa, Sowjet-
macht in Russland und antikoloniale Revolution in Asien (China und Indien) soll-
ten als Schrittmacher für die sozialistische Weltrevolution wirken. Konkreteres
zur institutionellen Ausgestaltung eines sozialistischen Europa oder zu seiner po-
litischen Ökonomie hatte aber auch Trotzki nicht zu sagen. Es blieb – ziemlich ty-
pisch für die Politik der Kommunistischen Internationale in der Zwischenkriegs-
zeit – bei einem bloßen Streit um die „richtige Losung“ zur Aufrüttelung und
Einigung „der Massen“, während die bürgerlichen Kräfte und die Sozialdemokra-
tie durchaus mit Vorschlägen zur institutionellen Gestaltung Europas aufwarten
konnten.
Die Parole der „Vereinigten Sozialistischen Staaten von Europa“ wurde nach
dem Zweiten Weltkrieg von unabhängigen Sozialisten und Minderheitsströmun-
gen in der Sozialdemokratie wieder aufgegriffen. Ausgehend von einer 1947 von
der Independent Labour Party in London organisierten Konferenz entwickelte sich
die „Bewegung für die Vereinigten Sozialistischen Staaten von Europa“. An den
folgenden Namensänderungen dieser Bewegung lässt sich bereits absehen, wie sie
ihren „sozialistischen“ Gestaltungsanspruch zunehmend aufgab und versuchte,
auf die Vorläufer der EWG und diese selbst Einfluss zu nehmen: „Sozialistische
Bewegung für die Vereinigten Staaten von Europa“ (MSEUE) ab 1951, dann „Be-
wegung der Europäischen Linken“ (MGE) ab 1959, anschließend Selbstauflösung
zugunsten des Verbindungsbüros der Sozialistischen Parteien in der Europäischen
Gemeinschaft ab 1974.
Während MSEUE und MGE stets eine Minderheitsströmung in der breiteren
Europabewegung nach dem Zweiten Weltkrieg blieben, punktete anfangs die von
einem breiten antifaschistischen Bündnis (Sozialchristen, Sozialliberale, Sozial-
demokraten und Sozialisten, unabhängige Antifaschisten aus der französischen
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Résistance und der italienischen Partisanenbewegung) ins Leben gerufene Union
Europäischer Föderalisten (UEF). Ihr Projekt war ein „integraler europäischer Fö-
deralismus“ mit dem Ziel, wirtschaftliche, soziale, kulturelle und andere Funktio-
nen in einer Europäischen Föderation „so weit unten wie möglich“ und „so weit
oben wie nötig“ anzusiedeln. 
Anfangs dominierte auch hier das Ideal eines freiheitlichen, demokratischen
und europäischen Sozialismus. So forderte das von Altiero Spinelli und seinen
Mitstreitern des sozialistisch-libertären italienischen Partito d‘ Azione inspirierte
„Manifest von Ventotene“ bereits 1942 eine Neuordnung Europas, die auf eine
gemischte Wirtschaft mit Sozialisierung der Schlüsselindustrien gerichtet war:
„Die europäische Revolution muss sozialistisch sein, um unseren Bedürfnissen
gerecht zu werden; sie muss sich für die Emanzipation der Arbeiterklasse und die
Schaffung menschlicherer Lebensbedingungen einsetzen. Die Nadel dieses
Kompasses darf jedoch nicht in eine rein theoretische Richtung ausschlagen, wo-
nach der private Besitz der Produktionsgüter grundsätzlich abzuschaffen ist oder
dann vorübergehend zu dulden, wenn es nicht anders geht. (...) Das Privateigen-
tum muss, von Fall zu Fall, abgeschafft, beschränkt, korrigiert oder erweitert und
nicht nach einer rein dogmatischen Prinzipienreiterei gehandhabt werden. Diese
Richtlinie fügt sich blendend in den Entstehungsprozess eines vom Alptraum des
Militarismus oder der nationalen Bürokratie befreiten europäischen Wirtschafts-
lebens. Die rationelle Lösung soll die irrationelle erlösen, auch im Bewusstsein
der Arbeiter.“
Das Hertensteiner Programm der UEF von 1946 ging schon stärker in die Rich-
tung der Einigung Europas auf Basis eines „sozialstaatlichen Klassenkompromis-
ses“. Wirtschaftspolitisch wurde ein Mittelweg zwischen reiner Markt- und Plan-
wirtschaft (Planisme concurrentiel) angestrebt: „Die Europäische Union sorgt für
den planmäßigen Wiederaufbau und für die wirtschaftliche, soziale und kulturelle
Zusammenarbeit sowie dafür, dass der technische Fortschritt nur im Dienste der
Menschheit verwendet wird. Die Europäische Union richtet sich gegen niemand
und verzichtet auf jede Machtpolitik, lehnt es aber auch ab, Werkzeug irgendeiner
fremden Macht zu sein“ (Hertensteiner Programm der UEF 1946). Noch 1950 for-
derten die Gewerkschafter in der UEF die Schaffung eines „einheitlichen eu-
ropäischen Sozialversicherungs- und Fürsorgerechts“ und damit den Aufbau eu-
ropäischer sozial- und wohlfahrtsstaatlicher Strukturen (vgl. Mühlbach 1950). In
ihrer Entschließung zur Wirtschaftspolitik verband die UEF aber bald „föderali-
stische Grundsatztreue mit freihändlerischem Pathos“ (Niess 2001: 112). Die
„freie Zirkulation von Gütern, Kapitalien und Menschen“ und eine Europäische
Währungsunion mit einheitlicher Europawährung schrieb sie auf ihre Fahnen, das
Projekt einer Europäischen Verteidigungsgemeinschaft begrüßte sie euphorisch.
11 Dies kann als frühe Kritik am bis heute wirksamen Prinzip der bloßen „Regierungszusammenarbeit“ (im Eu-
rosprech: Intergouvernementalismus) verstanden werden, welches den Kern des demokratischen Legitimati-
onsdefizits der EU ausmacht.
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Hart blieb sie lediglich bei ihrem Ideal des „integralen Föderalismus“, verstan-
den als gesellschaftspolitischem Ordnungsprinzip sowie als politischer Rege-
lungstechnik. Wechselseitige wirtschaftspolitische Vereinbarungen zwischen sou-
veränen Staaten könnten nicht von selbst zu einer wirklichen föderalen Union
Europas führen.11 Dabei spielte das aus der französischen Résistance hervorge-
gangene Konzept des „Personalismus“ eine herausragende Rolle. Dieses meint,
dass die Menschen nicht als atomisierte Individuen Zukunft gestalten können,
sondern jeweils aus ihrer Einbettung in soziale Zusammenhänge – Familie, Ar-
beitskollektive, nachbarschaftliche Netzwerke, Gewerkschaften, demokratische
Massenorganisationen usw. – heraus handeln. Hier ergibt sich eine deutliche Pa-
rallele zum heutigen „postmodernen Kommunitarismus“.
Obwohl die UEF sich als Sammelbecken europäisch orientierter Antifaschi-
sten verstand, betonte sie ähnlich wie die italienische faschistische Theorie
(Giovanni Gentile) oder die katholische Soziallehre (Sozialenzyklika des Pap-
stes Pius XI von 1931) die Rolle der „Korporationen“, d.h. ein Modell der Re-
präsentation im europäisch-föderalen Gefüge, das auf „Gemeinschaften“ wie
Gemeinden, Kirchen, Berufsständen, Gewerkschaften, Schulen, Familien etc.
beruhte und den Antagonismus zwischen Kapital und Arbeit zusehends als ob-
solet betrachtete.12
Das geopolitische Projekt der UEF war die Vereinigung West- und Osteuropas
(der damals entstehenden osteuropäischen „Volksdemokratien“), um Europa
gleichermaßen einer Dominierung durch die USA und durch die Sowjetunion zu
entziehen. Dagegen wandten sich die kommunistischen Parteien West- wie Ost-
europas, die in der aufkommenden Systemkonkurrenz auf nationalstaatliche Sou-
veränität und die Einhaltung der Aufteilung der Interessenssphären gemäß der Be-
schlüsse der Siegermächte des Zweiten Weltkriegs von Potsdam und Jalta
pochten. Aber auch in den sozialdemokratischen Parteien regte sich Widerstand
gegen die Europapläne – allen voran der SPD-Vorsitzende Kurt Schumacher, der
die Einheit Deutschlands und in diesem Rahmen den „Sozialismus als Tagesauf-
gabe“ als vorrangig betrachtete und – meiner Meinung nach ansonsten nicht zu
Unrecht – gegen Kirche, Kapitalismus und Kartelle wetterte.13
12 Diese ständestaatliche Orientierung blieb auch innerhalb der UEF heftig umstritten. Für die heutige Debatte
um ein ‘Projekt für Europa’ bleibt daraus die Fragestellung nach der Rolle des Subsidiaritätsprinzips (Rechte
und demokratische Mitwirkung der „unteren“ Ebenen wie Regionen und Kommunen) und der Beteiligung zi-
vilgesellschaftlicher Akteure in der europäischen Politik.
13 In der britischen Labour Party verteidigten viele das Britische Empire gegen „Europa“, welches mit dem kon-
servativen Winston Churchill assoziiert wurde. Bei den französischen Sozialisten gab es angeblich „so viele
Meinungen zu Europa wie Abgeordnete in der Nationalversammlung“ (vgl. Loth 1977 und Griffiths 1993).
Auch zur Rolle der Kommunisten siehe Deppe 1976.
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Die reale (west)europäische Einigung: funktionale Marktintegration
Die durch die aufkommende Systemkonkurrenz geschaffenen gesellschaftlichen
und politischen Kräfteverhältnisse, die europapolitische Zerstrittenheit in der Lin-
ken und das Einschwenken der UEF auf die Parole „westeuropäische Integration
zuerst“ bei Hintanstellung ihrer ursprünglichen sozialstaatlichen Anliegen führten
dazu, dass Winston Churchill´s „Bewegung für ein vereintes Europa“ (UEM) die
Oberhand in der europäischen Bewegung gewann. Nun kam die Stunde des
„transatlantischen Elitenpakts“, welcher zur Bildung der EWG nach dem Para-
digma rein funktionaler (Markt-) Integration führte.14 Er verband die „Amerikani-
sierung“ Westeuropas mit einer Politik der Eindämmung (containment, westeu-
ropäische Integration als ‚Bollwerk gegen den internationalen Bolschewismus’)
gegenüber der Sowjetunion. Die US-Regierung unterstützte die Schaffung eu-
ropäischer Institutionen und eines Gemeinsamen Marktes, weil so die Wirkung
der US-Wirtschaftshilfe maximiert und mittelfristig deren Kosten durch einen
selbsttragenden Aufschwung in Westeuropa minimiert werden konnten. Viele Ak-
tivisten der UEF und des sozialistischen Flügels der Europabewegung um das
MSEUE wandten sich anschließend enttäuscht von der EWG als europäischem
Westblock ab. Ihre föderalistischen Träume wurden ebenso durch die reale Ent-
wicklung der europäischen Integration düpiert wie Trotzkis Hoffnungen auf einen
neuen „Aufschwung der Weltrevolution“ in Europa als Reaktion auf die Verhee-
rungen des Zweiten Weltkrieges.
Immerhin handelte es sich bei der EWG noch um ein Projekt des „eingebette-
ten Liberalismus“, der den Aufbau des Wohlfahrtsstaats und einer „gemischten
Wirtschaft“ auf nationalstaatlicher Ebene nicht berührte und einen freihändleri-
schen „Gemeinsamen Markt“ nur als Ergänzung zum Sozialstaatskompromiss auf
nationaler Ebene verstand. Diese Konstellation änderte sich erst mit dem „Struk-
turwandel der europäischen Integration“ ab Mitte der 1980er Jahre. Als Reaktion
auf die „Eurosklerose“ seit Mitte der 1970er Jahre, als sich die Mitgliedstaaten vor
dem Hintergrund des Endes des „langen Aufschwungs der Weltwirtschaft“ weder
auf eine weitergehende Liberalisierung noch auf eine stärkere „Wirtschaftspro-
grammierung“ und den Übergang zur Währungsunion (Werner-Plan 1970) ver-
ständigen konnten und stattdessen eine Renationalisierung der Wirtschaftspolitik
betrieben, gewann in den 1980er Jahren das Projekt eines einheitlichen, liberali-
sierten Europäischen Binnenmarkts zusehends an Fahrt. Der damalige Kommis-
sionspräsident Jacques Delors versprach zwar, eine „soziale Dimension“ des Bin-
14 Zu nennen sind hier insbesondere die American Europeanists (Wirtschaftswissenschaftler, Industriekapitäne,
Politiker) und das vom französischen Planungsminister Jean Monnet gegründete Aktionskomitee für die Ver-
einigten Staaten von Europa. Jean Monnet, Robert Schumann, Konrad Adenauer, die gewendeten früheren Ra-
dikalsozialisten Altiero Spinelli und Paul Henri Spaak sowie der spätere Kommissionspräsident Walter Hall-
stein entwickelten trotz bisweilen gegensätzlicher Interessen untereinander in enger Kooperation mit
US-Außenminister John Foster Dulles die wesentlichen Etappen zur Europäischen Gemeinschaft. Zum trans-
atlantischen Elitenpakt im weiteren Sinne siehe van der Pijl 1984 und Ziltener 1999, S. 84 -125.
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nenmarkts schaffen zu wollen, doch diese materialisierte sich nur in bescheidenen
Ansätzen. Ergebnis des eingeleiteten „Umbaus der Integrationsweise“ (Ziltener
1999: 132 ff.) ist die heutige Hayeksche Europäische Union.
Die europäische Gewerkschaftsbewegung propagiert zwar immer noch das Ziel
eines „sozialen Europa“, doch dessen Inhalt war lange Zeit im Vergleich zu den
früheren Positionen von UEF und MSEUE sehr moderat auf die Einlösung der ur-
sprünglichen Ankündigungen Jacques Delors’ fixiert. Erst jetzt beginnt man zag-
haft, einige der Grundprämissen der neoliberalen EU zu hinterfragen und eigene
Handlungsmöglichkeiten im Sinne von Gegenmachtentwicklung zu erörtern (vgl.
den Entwurf der europapolitischen Thesen der IG Metall).
Die Behauptung, wir hätten es mit einer einheitlichen, im Kern von allen de-
mokratischen Kräften geteilten „Idee Europa“ zu tun, erweist sich somit als My-
thos, der die gegensätzlichen Interessen der gesellschaftlichen Akteure verdeckt.
Es gab im bisherigen Integrationsprozess immer sehr verschiedene Vorstellungen
darüber, welches Gesellschaftsprojekt mit der europäischen Einigung erreicht
werden und welche Rolle Europa in der Welt spielen soll. Der Streit darum spitzte
sich vor allem in jenen Phasen zu, in denen historisch gewachsene weltweite He-
gemonialordnungen im Umbruch waren: Nach dem Ersten Weltkrieg, als sich er-
wies, dass das britische Empire seine vormals dominante Rolle verlieren würde,
und nach dem Zweiten Weltkrieg, welcher die USA als neuen Hegemon der kapi-
talistischen Weltordnung hervorbrachte, die in der Sowjetunion ihren Gegenspie-
ler fand.
Die Wiedergeburt Europas: Welches Projekt, wer treibt es voran?
Erste Anzeichen für ein Wiederaufflammen einer grundsätzlicheren Diskussion
um die Zukunft der europäischen Integration und über Europas Rolle in der Welt
sind daher nicht von ungefähr mit dem Irak-Krieg und der Frage verbunden, wie
lange die USA noch ihre Rolle als hegemoniale Weltmacht behaupten können.
Jürgen Habermas und Jacques Derrida sahen in den großen Protestdemonstratio-
nen gegen den Irakkrieg am 15. Februar 2003 ein Signal für die „Wiedergeburt
Europas“. In ihrer Sicht erscheint Europa als zivilisiertere Alternative gegenüber
einer auf unilateralistische kriegerische Machtpolitik setzenden USA. Der tiefere
Grund für diese Verschiedenheit liege in einer anderen Verarbeitung der Erfah-
rungen zweier Weltkriege, die sich zum großen Teil auf dem eurasischen Konti-
nent abspielten: „Europäer haben ein relativ großes Vertrauen in die Organisati-
onsleistungen und die Steuerungskapazitäten des Staates, während sie gegenüber
der Leistungsfähigkeit des Marktes skeptisch sind. Sie besitzen einen ausgepräg-
ten Sinn für die Dialektik der Aufklärung, hegen gegenüber technischen Fort-
schritten keine ungebrochen optimistischen Erwartungen. Sie haben Präferenzen
für die Sicherheitsgarantien des Wohlfahrtsstaates und für solidarische Regelun-
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gen (...) Der Wunsch nach einer multilateralen und rechtlich geregelten interna-
tionalen Ordnung verbindet sich mit der Hoffnung auf eine effektive Weltinnen-
politik im Rahmen reformierter Vereinter Nationen“ (Habermas/Derrida 2003).
Es gelte nun, die nationalen Identitäten durch eine europäische Dimension auf-
zustocken.
Bezüglich der Aufgaben einer europäischen Verfassung bemerkte Habermas
bereits zuvor: „Denn die vor uns liegende Herausforderung besteht nicht darin, et-
was neues zu erfinden, sondern die großen demokratischen Errungenschaften des
europäischen Nationalstaats zu bewahren, über seine eigenen Grenzen hinaus.
Diese Errungenschaften schließen nicht nur die formale Garantie der Bürgerrechte
ein, sondern auch die Niveaus von sozialer Wohlfahrt, Erziehung und Freizeit, die
die Voraussetzung sowohl für eine effektive private Autonomie als auch demo-
kratischer Bürgerschaft sind“ (Habermas 2001: 6). Habermas’ Kernanliegen ist
die Einigung Europas, um den sozialstaatlichen Klassenkompromiss in wie auch
immer modernisierter Form zu bewahren. Er übersieht das Offensichtliche: Die-
ser Klassenkompromiss ist seit Ende der 1970er Jahre längst durch die weltweite
Unternehmeroffensive aufgekündigt. Die heutige „Hayeksche EU“ ist ein Instru-
ment, um ihn vollends zu zerstören.
Jürgen Elsässer bringt diesen Widerspruch auf den Punkt: „Habermas ist dort
am besten, wo er sich zu einer europäischen Identität bekennt, die ‚etwas Kon-
struiertes von Anfang an’ wäre, sich also nicht ontologisch, völkisch oder kultura-
listisch missversteht. Identität wäre also das Resultat eines politischen Verständi-
gungsprozesses, der allerdings – siehe 1789 – von einem Aufstand getragen sein
müsste, der das politische Subjekt dieses Staatskonstruktes im Kampf gegen das
Ancien régime überhaupt erst hervorbringt. Die französische Nation wurde in der
französischen Revolution geboren, und deren Träger war ein politisches Bündnis
unter Führung des Dritten Standes. Mit der europäischen Nation wird es sich ana-
log verhalten, allerdings würde die Führung beim Vierten Stand, bei der Arbeiter-
schaft, liegen“ (Elsässer 2003).
Seine Argumentation ist zwar wie mit dem Presslufthammer gemeißelt und der
Rückgriff auf das Schema der französischen Revolution in punkto „Nationsbil-
dung“ m. E. auch fragwürdig – wenn man die Analogie zu weit treibt, wäre ein
mögliches Ergebnis, dass die zu konstituierende „europäische Nation“ ähnlich wie
Napoleon gegen die „Ancien régimes“ der restlichen Welt „Befreiungskriege“ zu
führen hätte.15 Ihren Kern halte ich dennoch für richtig: eine Konfrontation um den
sozialen Gehalt der europäischen Einigung entlang unterschiedlicher gesellschaft-
15 Sofern die erste Bemerkung ernst gemeint ist – keine ontologische, völkische oder kulturalistische Bestim-
mung ‚europäischer Identität’ – so ist die Formel von der „europäischen Nation“ zumindest stark erklärungs-
bedürftig. Die Schattenseiten von Nationsbildung, Nationalismus usw. sind durch eine umfangreiche kritische
Literatur hinreichend dokumentiert (z.B. Anderson 2006, Gellner 1991, Hobsbawm 2005, Langerwiesche
2000), d.h. die Tendenz, Zugehörigkeiten scharf zwischen „eigenen und fremden“ abzugrenzen, was in fatale
„Freund-Feind“-Schematisierungen und Ausgrenzungsprozessen bis hin zu kriegerischen Konflikten mün-
dete.
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licher Interessen, mit der Überwindung des „ancien régime“ der neoliberalen EU
als zentralem Kampffeld.
Auch die Formel vom „Vierten Stand“ als Subjekt der Veränderung birgt auf
den zweiten Blick mehr Probleme, als ihre eingängige Schlichtheit vermuten lässt.
In soziologischer Betrachtung gehören wohl mehr als 90 Prozent der Bevölkerung
der EU zur Kategorie der von Lohn- oder Erwerbsarbeit Abhängigen. Hier macht
Marx’ klassische Unterscheidung von der ‚Arbeiterklasse an sich“ und „für sich“
auf die realen Schwierigkeiten aufmerksam, ein Subjekt der Gesellschaftsverän-
derung daraus zu konstituieren. Das ‚abgehängte Prekariat’, oftmals rechtlose Mi-
grantInnen in der Schattenwirtschaft, weibliche Teilzeit- und Flexiarbeitskräfte in
den Dienstleistungen, traditionelle männliche Industriefacharbeiter, hochqualifi-
zierte Ingenieure und Techniker, Angestellte mit Managementfunktionen in öf-
fentlicher Verwaltung und Privatwirtschaft oder ‚moderne Wissensarbeiter’ in der
IT-Branche und den Medien haben ganz unterschiedliche spezifische Interessen-
lagen und Mentalitäten, die nicht gerade dazu beitragen, sich als gemeinschaftlich
handelndes Subjekt zu verstehen. Wie die Geschichte der historischen Arbeiterbe-
wegungen gezeigt hat, bedurfte es immer langwieriger Prozesse gegenseitiger An-
erkennung und interner Kompromisse, um wirkungsmächtige ‚kritische Massen’
für Veränderungen zu erschaffen.
Gerade im Hinblick auf die europäische Dimension sind die derzeitigen
Schwächen offenkundig. Gewerkschaften und soziale Bewegungen wollen auf eu-
ropäischer Ebene handlungsfähiger werden, doch bislang gibt es wenig vorzeig-
bare Ergebnisse (vgl. die Beiträge von Hälker/Vellay und Kreutz in diesem Band).
Die IG Metall strebt immerhin an, mit ihren Partnern in der EU eine europäische
Betriebs- und Tarifpolitik in Angriff zu nehmen, was schon mal ein Anfang wäre.
Das Europäische Sozialforum (ESF) leistet seit 2002 einen eigenständigen Beitrag
von links, die Schaffung einer europäischen demokratischen politischen Öffent-
lichkeit zu befördern. Während kämpferische Gewerkschaftsströmungen schon
seit geraumer Zeit im ESF mitarbeiten, entwickelt sich zunehmend ein Dialog mit
den offiziellen Gewerkschaftsverbänden auf nationalstaatlicher Ebene und mit
dem Europäischen Gewerkschaftsbund (EGB).
Trotzdem scheint es schwierig, über gemeinsame Diskussionen hinaus zu
konkreten Verabredungen zu kommen und diese auch über längere Zeiträume ge-
meinsam umzusetzen. Ein Beispiel dafür ist der Kampf gegen die EU-Dienstlei-
stungsrichtlinie, bei dem nach anfangs guten Mobilisierungserfolgen (Großde-
monstrationen in Brüssel im März 2005, Straßburg und Berlin im Februar 2006)
den Akteuren zum Endspurt im November 2006 bereits die Puste ausgegangen
war. Die Auseinandersetzung mit der europäischen Dimension ist immer noch
stark geprägt vom Eventcharakter der Gegenmobilisierung zu EU-Gipfeln und an-
deren Großereignissen und einem damit verbundenen ‚Themenhopping’ (z.B. von
‚Bolkestein’ zum G8-Gipfel in Heiligendamm als Schwerpunkt). Für eine dauer-
haftere Verankerung der europäischen Dimension in die Politik von Gewerk-
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schaften und sozialen Bewegungen erscheint es aber geboten, diese an entspre-
chender Stelle in die Auseinandersetzungen auf der nationalstaatlichen Ebene
einzubetten (z.B. die Revision der EU-Arbeitszeitrichtlinie in den Abwehrkämp-
fen gegen Arbeitszeitverlängerungen; die Kritik der Lissabon-Strategie bei der
Mobilisierung gegen die Rente mit 67 usw.). So würde vielleicht für breitere, eu-
ropapolitisch nicht so umfassend informierte Kreise nachvollziehbar, wie die neo-
liberale Politik gleichgerichtete Umwälzungen in einem europäischen ‚Mehrebe-
nensystem’ betrifft, auf welche die Gegenstrategien in gleicher Weise (europäisch,
nationalstaatlich, regional, lokal) schlüssige Alternativen in Stellung zu bringen
hätten.
Visionen der Linken für ein soziales Europa
Um aus einer Minderheitenposition heraus für die Anliegen von Bevölkerungs-
mehrheiten ausstrahlungs- und anschlussfähig zu werden, ist die Frage der Ent-
wicklung ‚gegenhegemionaler’ Leitbilder und Visionen natürlich zentral. Diese
müssen in der Lage sein, unterschiedliche Mentalitäten und Interessen der von
neoliberaler Politik negativ betroffenen Bevölkerungsmehrheiten zu vermitteln
und auf gemeinsame Ziele zu bündeln. So sympathisch die aus Lateinamerika
herüberschwappende Diskussion über einen „Sozialismus des 21. Jahrhunderts“
in dieser Hinsicht auch ist, so berührt sie bisher nur Minderheiten innerhalb der
gesellschaftlichen Minderheit der ‚alternativen Linken’. Salz in der Suppe des
globalen und europäischen Widerstands gegen neoliberale Globalisierung ist sie
durchaus. In Europa gibt es aber bislang keine politische oder soziale Kraft, die
ein in sich konsistentes und vermittelbares nationales oder europäisches Pro-
gramm in dieser Perspektive vorzuzeigen hätte.16
Die alternativen Europa-Visionen von sozialen Bewegungen und Linken be-
wegen sich vielmehr auf dem Feld der „alternativen Politik“ oder des „Poli-
tikwechsels“. Fragen der Wirtschafts- und Gesellschaftsordnung werden als sol-
che kaum angesprochen. Der Grund hierfür liegt auf der Hand: Nach vielen
16 Auch in Venezuela oder Bolivien ist bei weitem nicht klar, was mit dieser Formel konkret gemeint ist. Die
durchaus begrüßenswerte Diskussion steckt erst in den Anfängen. Im europäischen Kontext bietet sie An-
knüpfungspunkte an die historischen Debatten über die „Vereinigten Sozialistischen Staaten von Europa“ oder
den heute weitgehend vergessenen „Eurokommunismus“ und „Eurosozialismus“ der 1970er und 1980er
Jahre. Dies alles hat wiederum wenig zu tun mit dem Streit innerhalb der sich formierenden neuen Linkspar-
tei in Deutschland, ob der „demokratische Sozialismus“ als Endziel in deren programmatischen Eckpunkten
genannt werden soll oder nicht. Was unter „demokratischem Sozialismus“ zu verstehen ist, ist auch unter den
Befürwortern dieser Formel in der ehemaligen PDS unklar und umstritten. Mich erinnert das an den un-
fruchtbaren Streit um die „richtigen Losungen“ aus der Komintern-Zeit. Um die Frage des „Sozialismus des
21. Jahrhunderts“ positiv zu wenden, wären ja erst mal in sich einigermaßen schlüssige Vorschläge für eine
funktionstüchtige‚ alternative Wirtschafts- und Gesellschaftsordnung“ gefragt, die in den bisherigen Debatten
schlicht nicht vorhanden sind. Was nicht ist, kann ja vielleicht noch werden. Meine volle Anerkennung gilt Er-
hard Crome, der mit seinem jüngsten Essayband (Crome 2006) dieses Thema in die Debatte der deutschen
Linken und der Sozialforumsbewegung eingebracht hat.
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Niederlagen – sowohl des „realen Sozialismus“ in der Sowjetunion und Osteuropa
als auch der sozialdemokratischen Vision vom „parlamentarischen Weg zum So-
zialismus“ – steht zunächst die Bündelung des Widerstands gegen den „Neolibe-
ralismus“ im Vordergrund. Ein weiterer Faktor ist die eigene Zerstrittenheit über
die „Finalität der europäischen Integration“, also zwischen linkem Souveränismus
und linkem Föderalismus.
Die deutsche Bundestagsfraktion der Linken hat deshalb Eckpunkte für einen al-
ternativen europäischen Verfassungsvertrag vorgelegt, der eine klare Abkehr von
neoliberalen Grundsätzen, eine Demokratisierung der EU und eine zivile Ausrich-
tung der Außenpolitik fordert, aber gleichzeitig eine neutrale Haltung der Verfas-
sung zu Fragen der Wirtschafts- und Gesellschaftsordnung der Mitgliedstaaten ein-
klagt (vgl. Gysi/Lafontaine 2006). Unter dem Gesichtspunkt, eine hinreichende
Handlungsfähigkeit der Linken jenseits der verschiedenen grundsätzlichen Haltun-
gen zur europäischen Integration zu schaffen, ist dies durchaus nachvollziehbar.
Eine ganz ähnliche Methodik unterliegt auch den Vorschlägen der Euromemo-
Gruppe (alternative Wirtschaftspolitik für Europa) und des Europawahlpro-
gramms der ehemaligen PDS von 2004, welche sich auf Forderungen nach einem
generellen „Politikwechsel“ in der EU konzentrieren. Linke Souveränisten, EU-
Kritiker und Föderalisten können sich darauf verständigen, eine wirksame Koor-
dinierung von EU-Politik mit nationalstaatlichen Politiken für einen ökologisch-
solidarischen Politikwechsel einzuklagen. Selbst viele grundsätzliche linke
EU-Gegner können dieser Methode einiges abgewinnen. So können die linken
Ansätze sich bündeln, statt sich in der Kontroverse um ein föderales Europa als
Endziel gegenseitig zu blockieren.
Das PDS-Europawahlprogramm von 2004 orientiert deshalb auf eine Politik
„mittlerer Reichweite“, welche die gegenwärtige neoliberale Lissabon-Strategie
durch eine zwischen der EU und ihren Mitgliedstaaten positiv koordinierte inte-
grierte Strategie für „Nachhaltigkeit und Solidarität“ ablöst. Das Leitbild einer
nachhaltigen oder zukunftsfähigen Entwicklung der EU stützt sich zunächst auf
drei Säulen: die ökonomische, die soziale und die ökologische. Diese werden er-
gänzt durch eine vierte „institutionelle“ Dimension der Nachhaltigkeit, die im en-
geren Sinne die Organisations- und Steuerungsformen nachhaltigkeitsorientierter
Politik beinhaltet, im weiteren Sinne Fragen von Partizipation und Demokratie.
Eine integrierte EU-Strategie für Nachhaltigkeit und Solidarität beinhaltet dann
die möglichst kohärente Verknüpfung dieser Aspekte durch verbindliche europäi-
sche Ziele und Leitlinien. 
Das gesellschaftspolitische Projekt des PDS-Europawahlprogramms macht da-
bei Anleihen bei wirtschaftspolitischen Theorien von John Maynard Keynes,
Michail Kalecki und Karl Marx und greift Jacques Delors Forderung nach einer
„Europäischen Wirtschaftsregierung“ positiv auf. Es verbindet die Idee einer stär-
keren binnenwirtschaftlichen Orientierung der EU (höhere Löhne, expansive
Geld- und Haushaltspolitik, „doppelte Koordinierung“ der makroökonomischen
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Politiken der EU-Ebene und jener der Mitgliedstaaten) als Alternative zur bisher
vorherrschenden Fixierung auf Exporterfolge und „internationale Wettbewerbs-
fähigkeit“ mit sozial-ökologischen Strukturreformen im EU-Binnenmarkt.
Gemeint ist damit: Die EU und die Mitgliedstaaten müssen veränderte Rah-
menbedingungen schaffen, damit die EU-Wirtschaft sich dauerhaft erholen kann.
Dazu müsse die Geldpolitik ein realistischeres Inflationsziel (mehr als 2 Prozent),
einen Zinssatz für den Euro unterhalb der Wachstumsrate des EU-Bruttosozial-
produkts ansteuern und die Ziele Vollbeschäftigung, Bekämpfung des Preisan-
stiegs und Ermöglichung einer ausgeglichenen wirtschaftlichen Entwicklung als
gleichberechtigt anerkennen. In der Haushalts- und Finanzpolitik müssten die EU
und die Mitgliedstaaten eine positive „doppelte Koordinierung“ ihrer Politiken
einleiten: ein Europäisches Zukunftsinvestitionsprogramm, welches von gleichge-
richteten nationalstaatlichen Programmen gestützt wird, um die EU-Binnenwirt-
schaft zu beleben.
Im Unterschied zu traditionellen Vorstellungen von „Mehr Wachstum bringt
Aufschwung und mehr Arbeitsplätze“ setzt das Programm aber auf sozial-ökolo-
gische Strukturreformen im Europäischen Binnenmarkt. Gemeint ist damit, dass
die vorgeschlagenen europäischen und nationalstaatlichen Investitionsprogramme
und begleitende Regulierungsmaßnahmen dazu dienen sollen, den Ausstoß von
Treibhausgasen, den Verbrauch von Energie- und Rohstoffen drastisch zu redu-
zieren und die Qualität sozialer Dienstleistungen zu stärken. Es geht in dieser Dik-
tion um eine weitgehende Dematerialisierung der europäischen Wirtschaft: CO2-
Reduktion und Minderung des Einsatzes fossiler Primärenergieträger um 80 % bis
2050, Verringerung des Rohstoffverbrauchs der Wirtschaft um 90 %, vorsorgende
Chemiepolitik und Entgiftung der Produktion, Kontrolle bzw. Auslaufen von Ri-
sikotechnologien, Atomausstieg, drastische Trendumkehr bei Verkehrswachstum
und intensivierter Flächennutzung, Erhalt der biologischen Vielfalt. 
Dies erfordert ein umfassendes Stoffstrommanagement, welches beim „Hin-
weg“ (Gewinnung der erforderlichen Rohstoffe und ihre Umwandlung in Pro-
dukte) eine Erhöhung der Ressourceneffizienz um den Faktor 10 anstrebt und den
„Rückweg“ (Abfälle, Wiederverwendung und -verwertung) deutlich optimiert.
Ein solcher Politikwechsel befördere umweltgerechte Innovation, neue Produkte,
Verfahren, Infrastrukturen und ökoeffiziente Dienstleistungen: z.B. energiespa-
rende Superfenster, Passiv-Solarhäuser, das „grüne Schiff“, Brennstoffzellen,
Kraft-Wärme-Kopplungs-Anlagen unter Nutzung von fester oder gasifizierter
Biomasse-Reste, Windkraftanlagen, Kleinwasserkraftwerke, eine neue pflanzen-
basierte Chemie, Ethnobotanik, Energierückgewinnung aus industrieller Ab-
wärme, Energiespardienstleistungen, Mobilitätsdienstleistungen, den Übergang
zu einer Solar-Wasserstoffwirtschaft, Bionik usw. Gleichermaßen geht es um die
soziale Dimension der Nachhaltigkeit: den Ausbau von sozialen, Gesundheits-
und Pflegediensten, Bildung und Kultur, nicht-kommerziellen oder öffentlich-
rechtlichen Informationsdiensten usw. Die bisherige Liberalisierung von Leistun-
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gen der öffentlichen Daseinsvorsorge (z.B. Energie, Telekommunikation, Fernse-
hen, Bahn, Post usw.) soll schrittweise rückgängig gemacht und diese wieder de-
mokratischer, öffentlicher Kontrolle unterworfen werden.
Außenwirtschafts- und handelspolitisch orientiert dieses Projekt auf eine Ab-
kehr von Liberalisierung und Freihandel als Instrumente neoliberaler Globalisie-
rung. Stattdessen gilt es, eine binnenwirtschaftsorientierte Politik für nachhaltige
Entwicklung in der Zusammenarbeit mit anderen regionalen Blöcken und Staaten
zu fördern. Solidarischer und fairer Handel für Entwicklung wie das ALBA-Ab-
kommen zwischen Venezuela, Bolivien und Kuba stehen für eine neues Para-
digma, dem sich die EU-Politik als Förderin einer ökologisch-solidarischen Welt-
wirtschaft zu verschreiben hätte. Die Rolle Europas in der Welt wird darin
gesehen, militärischer Interventionspolitik und einem neuen Wettlauf zwischen
großen Staaten und Wirtschaftsblöcken um Groß- und Hegemonialmachtstatus
eine klare Absage zu erteilen.
Die soziale Dimension der EU wird mit der Perspektive einer Beschäftigungs-
und Sozialunion angesprochen. Es geht dabei um die Wiedergewinnung sozial-
und tarifpolitisch abgesicherter Vollbeschäftigung, welche durch Maßnahmen wie
kollektive Arbeitszeitverkürzung, den Ausbau öffentlich geförderter Beschäfti-
gung, den ökologischen und sozialen Umbau der Industriegesellschaft, alternative
Arbeitsmarktpolitik und die Förderung „Guter Arbeit” erreicht werden könne
(siehe hierzu ausführlicher Brie 2002).
Erneuerung und Ausbau des Sozialstaates sollen durch koordinierende Politi-
ken der EU gefördert werden. Im ersten Schritt müsse die EU einen neuen insti-
tutionellen Mechanismus einführen, um Sozialdumping zu verhindern (sozialer
Stabilitätspakt). Man greift dabei ein Konzept des Osnabrücker Politikwissen-
schaftlers Klaus Busch auf, der ein Modell von Sozialpolitik-Korridoren ent-
wickelt hat (Busch 1998). Dieses geht davon aus, dass der Anteil der Sozial-
schutzausgaben am Bruttoinlandsprodukt (die Sozialleistungsquote) nicht sinken
darf, wenn wirtschaftlicher und sozialer Fortschritt Hand in Hand gehen sollen.
Mitgliedstaaten mit einem ähnlichen Niveau der Sozialleistungsquote werden zu
einer Gruppe zusammengefasst (Sozialkorridor). Fällt die Sozialleistungsquote ei-
nes Mitgliedstaates in den Folgejahren gegenüber dem Ausgangswert ab, so käme
es zu einem Konsultationsverfahren auf europäischer Ebene. Dort müsste der be-
troffene Mitgliedstaat einen Maßnahmenplan vorlegen, um die ursprüngliche So-
zialleistungsquote wieder herzustellen. So würde zumindest jeder Anpassungs-
druck nach unten vermieden. Die Politik der Mitgliedstaaten in den „unteren”
Sozialkorridoren müsste darauf ausgerichtet sein, in den nächst höheren aufzu-
steigen.
Zweitens müssten quantitative und qualitative Vorgaben z.B. zur Verbesserung
des Gesundheitsschutzes, zum Mindestniveau einer armutsfesten sozialen Grund-
sicherung (z.B. 60 % des Bruttonationaleinkommens pro Kopf), zu einer EU-Min-
destnorm für Mindestlöhne (z.B. 65 % des nationalen Durchschnittslohns), zur
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Überwindung der Wohnungslosigkeit oder des Analphabetismus vereinbart wer-
den. Sozialpolitische Konvergenzziele und Sozialpolitik-Korridore zeigen somit
einen mittelfristig gangbaren Weg zum „sozialen Europa“ – ohne langwierige und
unrealistische Angleichung der sehr unterschiedlichen nationalstaatlichen Siche-
rungssysteme.
Unter dem Strich zeichnet der Vorschlag einer integrierten EU-Strategie für
Nachhaltigkeit und Solidarität also ein mittelfristiges Projekt vor, Fortschritte zu
einem “sozialen Europa” mit Instrumenten eines “qualitativen Keynesianismus”
zu erreichen, ohne bereits endgültige Antworten über die endgültige Gestalt der
europäischen Integration zu beanspruchen.
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LUTZ BRANGSCH
Szenarien des Sozialen in der EU
Die Frage nach der Zukunft der Sozialstaaten in Europa ist eine Frage, die weit
über die nach Höhe und Zugänglichkeit von Sozialleistungen hinausgeht. Der Ter-
minus selbst und sein Gebrauch als Abgrenzung gegen das in den USA entstan-
dene System sozialer Sicherung verweist darauf, dass wir es hier immer mit einem
bestimmten Weg der Etablierung komplexer Klassenkompromisse zu tun haben.
Das Zusammenwirken wirtschaftlicher Interessen, staatlicher Strukturen, gesell-
schaftlicher Machtverteilung und kultureller Werte prägen die Spezifik und die
Veränderung sozialer Sicherungssysteme. Dies ist gerade in einer sich erweitern-
den EU ein Faktor, der die Perspektiven des Sozialen künftig in höherem Maße als
bisher vermutet beeinflussen dürfte.
Soziale Sicherung wurde und wird bis heute in zweifacher Hinsicht entwickelt
– einerseits als Instrument der Formierung von Arbeitskraft, andererseits als
Instrument zur Sicherung politischer Stabilität. Hierbei wurden ausgehend von
der Eigenart der beteiligten Akteure in Kontinentaleuropa und in den USA zwei in
wichtigen Bereichen unterschiedliche Wege gewählt – aber auch in Kontinental-
europa selbst haben die Sozialsysteme hinreichend unterschiedliche Ausprägun-
gen erfahren. Für das Europa des späten 19. und frühen 20. Jahrhunderts sind
dabei die wachsende Macht der Gewerkschaftsbewegung, die stürmische Ent-
wicklung der Sozialdemokratie und deren internationale Vernetzung unter dem
Banner der Internationale von herausragender Bedeutung. Gleichzeitig traf die
sich entwickelnde Bourgeoisie auf Traditionen einer ständischen Gesellschaft, die
nicht nur dem Adel eine in Missverhältnis zu ihrer ökonomischen Macht stehende
Rolle zuschrieb, sondern gleichermaßen bereits bestimmte Systeme sozialer Absi-
cherungen und Reglementierungen setzten. Nur das Zusammenwirken der vor
diesem Hintergrund notwendigen Kompromisslinien und der Rolle sowie die
Berücksichtigung der Veränderungen der verschiedenen Akteure dieser Auseinan-
dersetzungen und Kompromisse erklärt die Spezifik wie auch die Veränderungs-
richtungen des Sozialen in der EU.
Wenn heute über das Soziale in der EU oder über ein (West-)Europäisches Mo-
dell eines Sozialstaates gesprochen wird, spricht man von einer politischen Kon-
stellation, die die wichtigsten Akteure ihres Zustandekommens verloren hat. Vor-
aussetzungen dieses Modells waren zwei gut organisierte Kontrahenten: eine
Gewerkschaftsbewegung, die sozialdemokratische, kommunistische und weitere
linke Parteien im Rücken hatte, und ein gut organisiertes Kapital, durch Erfah-
rungen der Zeit nach dem Ersten Weltkrieg und der Weltwirtschaftskrise, der
Machtergreifung des Faschismus und des Aufstiegs der Sowjetunion sowie später
die Entstehung des sozialistischen Weltsystems für Kompromissorientierungen
sensibilisiert. Da es sich in den einzelnen Ländern immer um spezifische Kon-
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stellationen mit spezifischen politischen, sozialen und kulturellen Eigenarten han-
delte, erschien die weitgehende sozialpolitische Abstinenz der verschiedenen Eu-
ropäischen Gemeinschaften in den fünfziger und sechziger Jahren als angebracht,
möglich und nötig. Im Verein mit gemeinsamen wirtschaftlichen Interessen ergab
sich eine Tendenz in der Politik, die man als europäisches Sozialstaatsmodell
charakterisieren konnte: die Verhinderung extremer Armut, die Form staatlich ga-
rantierter und teilweise selbstverwalteter Sicherungssysteme mit einer starken Po-
sition der Gewerkschaften, Kompromissorientierung beim Austragen von Kon-
flikten, vielfältige Formen der Regulierung der Arbeitsverhältnisse, die den
Beschäftigten einen relativ hohes Maß an Schutz bot, ein öffentlicher Sektor in
Bildung, Gesundheit und Kultur, der vielfältige Zugänge für breite Teile der Ge-
sellschaft bot. Bei aller Repression und Exklusion, die diesen Systemen gleicher-
maßen eigen waren, grenzten und grenzen sich die benannten Konstellationen so-
zialpolitische Konzeption und Praxis in der EU und ihren Mitgliedsstaaten bis
heute von dem US-amerikanischen Weg ab.
Der Verlust der Positionen der Gewerkschaften und die wachsenden Widersprüche
innerhalb der linken Parteien- und Bewegungslandschaft haben die Rahmenbedin-
gungen für die Entwicklung sozialstaatlicher Elemente in den letzten
zwanzig Jahren drastisch verändert. Die dem alten Sozialstaat als gesellschaftspoliti-
schem Kompromiss innewohnenden Widersprüche haben sich vor diesem Hinter-
grund verschärft. Der Ausbau der repressiven Seiten, die den Sozialsystemen immer
auch eigen waren, wurde zum Ausgangspunkt für die qualitative Umgestaltung sozia-
ler Sicherung. Neben den offenen und verdeckten Angriffen auf dem Feld der Ideolo-
gie und ideologisierter Wissenschaft trat als wahrscheinlich viel bedeutenderer Faktor
die Delegitimierung durch Ausbau eben der repressiven Seiten und Abbau von Lei-
stungen. Vor allem die Privatisierung oder faktische Privatisierung von Teilen sozialer
Leistungen, etwa in der Altersvorsorge, in der Pflege oder in der gesundheitlichen Ver-
sorgung (durch Zuzahlungen und Ausdünnung des Leistungskataloges) hat diese De-
legitimierung vorangetrieben. Der Zerfall der klassisch-gewerkschaftlichen Solidarität
in allen ihren kulturellen und politischen Facetten dürfte gleichfalls als Moment der
Delegitimierung betrachtet werden. Leistungsabbau, Erweiterung der Möglichkeiten
von und Zwänge zu privater Absicherung, politische Schwächung der Gewerk-
schaftsbewegung sowie Erweiterung repressiver Momente in den verbleibenden Sy-
stemen selbst leiten so eine Spirale der Erosion sozialer Sicherung ein, die derzeit in
die Suche nach einer neuen Struktur derselben mündet. Es gehört zum Problem, dass
es offensichtlich mehr die Eigendynamik der bestehenden Institutionen, als die
Kampfkraft der sozial-orientierten Kreise ist, die Elemente des alten Sozialstaates
weiterleben lassen. Unter dem wirtschaftlichen Gesichtspunkt steht dahinter der Um-
bruch in Technologien und Unternehmenskonzepten, die den tradierten Formen ge-
werkschaftlicher Organisation die Basis entziehen. Das Zusammenspiel zwischen Ver-
änderungen der politischen Kräfteverhältnisse und Veränderungen des Produktions-
und Unternehmensapparates stellen den klassischen Sozialstaat zur Disposition.
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Vor diesem Hintergrund hat sich nicht nur das grundlegende Machtverhältnis
zwischen UnternehmerInnentum und Lohnabhängigen17 verschoben, sondern ver-
schiebt und verändert sich auch der Wertehaushalt und der ideologische Hinter-
grund, mit dem die verschiedenen Akteure in die Auseinandersetzungen um die
Zukunft sozialer Sicherung gehen. Den verschiedenen Formen sozialstaatlichen
Kompromisses in der alt-EU lag der in den bürgerlichen Revolutionen entwickelte
Kanon von Menschenrechten, eine durch handwerkliche Traditionen geprägte
Kultur der Facharbeiterschaft (hier ausdrücklich in der gebrauchten männlichen
Form) mit ihren Organisationstraditionen und Riten und eine wie auch immer
durch bolschewistisch-kommunistische oder sozialdemokratisch-reformistisch-re-
visionistische Rezeption des Marxschen Erbes zugrunde. Andere Traditionslinien
der Arbeiterbewegung, etwa die anarchistisch, trotzkistisch oder auch religiös in-
spirierte, treten, bei aller Bedeutung, dahinter zurück. Die Voraussetzung aller die-
ser Linien war aber letztlich die gleiche – die Fabrik als Ort von Produktion und
Kulturalisierung, als Ort gleichermaßen ökonomischer wie auch sozialer Repro-
duktion, wirtschaftlicher und politischer Kämpfe. 
Alle diese Tendenzen lassen sich in allen EU-Ländern beobachten – in jeweils
spezifischen Formen und mit spezifischen Schwerpunkten. Verschärft wurde dies
weiter dadurch, dass die Beitrittsländer bereits in den neunziger Jahren vor dem
gleichen politischen Hintergrund den Aufbau sozialer Sicherungssysteme reali-
sierten, die eher an neoliberalen Mustern, denn an traditionellen westeuropäisch-
sozialstaatlichen Idealen orientiert waren. Verbunden war dies mit ausgeprägt
wirtschaftsliberalen Ansätzen in den andern Bereichen der Gesellschaftspolitik,
die diese Länder z.T. haushaltspolitisch gut dastehen lassen – und somit gewollt
oder ungewollt Druck auf die Durchsetzung der Maastricht-Kriterien und damit
auf das Niveau sozialer Sicherung in anderen EU-Staaten ausüben.
Untrennbar mit dieser Veränderung der Akteure und Rahmenbedingungen in-
nerhalb der EU sind Veränderungen auch der äußeren Bedingungen, der Bedin-
gungen der internationalen Arbeitsteilung und der internationalen Konkurrenz
verbunden. Sind es EU-intern vor allem die aus den bescheidenen Sozialsystemen
der Neumitglieder ausgehenden Wirkungen, so müssen bei der Bewertung der
Perspektiven der Sozialsysteme in der EU die Wirkungen der Konkurrenz vor al-
lem Chinas und Indiens (aber möglicherweise auch Russlands) berücksichtigt
werden – nicht nur hinsichtlich der Kostenkonkurrenz und der daraus erwachsen-
den Konsequenzen für den Arbeitsmarkt und die Wirtschaftsstrukturen der EU-
Länder, sondern auch der kulturellen und politischen Wirkungen. Die wachsende
Innovationsfähigkeit dieser Länder stellt langfristige Überlegungen zur Zukunft
17 Dieser unbestimmte Begriff wird hier benutzt, weil hier sowohl die Arbeiter und Angestellten in klassischem
Sinne, wie auch neue Schichten, wie prekäre Selbstständige, illegal Beschäftigte, Dauerarbeitslose usw. er-
fasst werden können. Genauer wäre vielleicht Lohnabhängige/Leistungsabhängige/-berechtigte. Auch könnte
man Proletariat sagen, doch verdeckt dies einfach die abgelaufenen Differenzierungsprozesse, die für den hier
zu betrachtenden Gegenstand eigentlich maßgeblich sind.
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der EU als Wirtschaftsmacht prinzipiell in Frage. Wenn es etwa China gelingt,
gestützt auf den eigenen unermesslichen Binnenmarkt im Bereich der Hochtech-
nologien standardsetzend zu agieren, würden Strategien der wissensbasierten
Wirtschaft, wie sie in der EU mit dem impliziten Gedanken der Weltmarktführer-
schaft präferiert werden, gegenstandslos. Diese wirtschaftliche Standardsetzung
könnte auch in politischen Druck bezüglich sozialer Standards umgesetzt werden,
wie dies faktisch im Bereich der Umweltstandards ja bereits geschieht. In diesem
Windschatten könnten sich die Spielräume für radikal-wirtschaftsliberale Vorstel-
lungen wieder erweitern. Inwieweit es gelingt, dieser unausgesprochenen Allianz
des Unternehmertums und teilweise der Staaten in den aufstrebenden Wirtschafts-
mächten und in der EU eine Allianz der Beschäftigten in beiden Wirtschaftsräu-
men entgegenzusetzen ist bisher nicht absehbar. Der desolate Zustand der Bewe-
gungen in beiden Räumen lässt hier keine verlässliche Prognose zu. 
Will man Tendenzen der Zukunft sozialer Sicherung in der EU erfassen, müssen
also wirtschaftliche, soziale, politische und kulturelle Komponenten gleichermaßen,
und zwar global, berücksichtigt werden. Zentral wird sein, wie die Akteure des be-
reits ablaufenden Wandels in diesen eingreifen werden. Nimmt man diese Frage zum
Ausgangspunkt, muss man einen dreifachen Umbruchscharakter, in der Alt-EU, in
den Beitrittsstaaten und in den aufstrebenden Wirtschaftsmächten, konstatieren. 
Tatsächlich ist den hier betrachteten Räumen gemeinsam, dass die Unstetigkeit
und die sinkende Bindungskraft der Lohnarbeitsverhältnisse die Akteursspektren
wesentlich verändert haben, wenn auch aus unterschiedlichen Richtungen. Die Fa-
brik, wie wir sie noch in den siebziger und achtziger Jahren gesehen haben, wird
für einen immer kleineren Teil der Beschäftigten und Lohnabhängigen zum Ort
der Sozialisierung und der wirtschaftlichen und politischen Auseinandersetzun-
gen. Bedeutet diese Verunsicherung in der EU, dass massenhaft vorhandene so-
ziale und kulturelle Bindungen aufgelöst werden, so tritt daneben (auch hier
findet eine Desorganisation der alten ArbeiterInnenschaft statt) bei den „neuen
Konkurrenten“ der Sachverhalt, dass neuproletarisierte Schichten nicht auf die
traditionelle Arbeiterbewegung treffen, sondern sich gemeinsam mit den Trüm-
mern derselben neu organisieren müssen oder müssten. In den neu-EU-Staaten
Osteuropas mag dieser Konstituierungsprozess eine Mischung eigener Art dar-
stellen. Die Eigentümlichkeit der Entwicklung der wirtschaftlichen und politi-
schen Eliten dieser Staaten, die ja aus denen der realsozialistischen Zeit her-
vorgegangen sind, sind ein nicht zu unterschätzender Faktor. Der z.T. hier anzu-
treffenden demonstrativ zur Schau getragene tiefgehende Antikommunismus
dürfte als Synonym für eine prinzipiell neoliberale Gesellschaftssicht verstanden
werden – dies gilt übrigens auch für Russland. Inwieweit diese Eigenarten die
Konstituierung der in diesem Sinne neuen EU-Oberschicht in Wirtschaft, Ideolo-
gie, Politik und Kultur beeinflussen wird, ist im Moment nicht abschließend zu sa-
gen. Dabei geht es nicht nur um die konkrete Organisation und um das Niveau so-
zialer Sicherung. Wir beobachten in allen EU-Beitrittstaaten eine grundsätzlich
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andere Art der Einbettung von Sozialpolitik in Gesamtpolitik: In Polen etwa ha-
ben sich rechte Kräfte zu den entscheidenden Trägern des Begriffs soziale Ge-
rechtigkeit gemacht, nachdem die Schocktherapie in den neunziger Jahren vor al-
lem von links geltenden Kräften durchgesetzt wurde; in Estland wird mit Stolz auf
die flat tax geschaut, jenseits der sozialen Wirklichkeit. Das jüngste EuroMemo-
randum verweist entsprechend auf den Widerspruch zwischen der Entwicklung
der ökonomischen Kennziffern und der sozialen Situation. Es wird in diesem Zu-
sammenhang von einer sich anbahnenden Entwicklung lateinamerikanischen Typs
gesprochen, der gegenwärtig keine Kraft bereit bzw. fähig sei, entgegen zu treten. 
Der Entwurf von Szenarien einer die EU prägenden Form sozialer Sicherung
muss also zwei Seiten berücksichtigen – sie muss der Organisationswirklichkeit der
beteiligten Akteure Rechnung tragen und muss gleichzeitig der Organisationsfähig-
keit der Lohnabhängigen Raum geben. Es setzt allerdings voraus, dass die Unter-
nehmerInnenseite gezwungen ist, einen Kompromiss einzugehen, also ein Mindest-
maß an Organisation bzw. wenigstens Unruhe auf der Gegenseite vorhanden ist –
also ohne einen Kompromiss die gesellschaftliche Stabilität nicht zu sichern ist. Po-
litische Lethargie oder auch scharfe Konkurrenz bzw. andere Gegensätze zwischen
den verschiedenen Gruppierungen innerhalb der Bewegung der Lohnabhängigen
macht einen Kompromiss im Sinne eines öffentlichen Systems sozialer Sicherung
aus der einen Sicht unmöglich, aus der anderen Sicht überflüssig.
Aus der hier diskutierten Sicht ist die Frage nach der Zukunft sozialer Siche-
rung in der EU also vor allem erst einmal eine Frage nach der Fähigkeit der Be-
wegungen der Lohnabhängigen in allen ihren Facetten und in den verschiedenen
einzelnen EU-Ländern zu Organisation und Kompromiss. Hier liegt die entschei-
dende Variable, wenn es um diese Frage geht. Die Interessenlage der Unterneh-
merInnenschaft, der einzelnen Staaten wie auch der EU als Institution werden sich
bei allem Eigengewicht letztendlich immer darauf beziehen.
Es dürfte davon auszugehen sein, dass eine Bewahrungsoption gegenstandslos
geworden ist – die alten Systeme gibt es einfach nicht mehr. Die Forderung nach
Wiederherstellung der zerstörten Systeme hat weder Adressaten noch staatliche
Fundierung, auf die sich vielleicht eine sich avantgardistisch verstehende Grup-
pierung in ihren Forderungen beziehen könnte. Diese simple Tatsache darf nicht
verwechselt werden mit der Realisierung von Forderungen, die von den sozialen
Sicherungssystemen über einen mehr oder weniger langen Zeitraum mehr oder
weniger gut erfüllt wurden – etwa Verhinderung extremer Armut, relativ ausge-
baute Absicherung bei Arbeitslosigkeit, im Alter oder bei Krankheit. Diese For-
derungen sind aktuell und aktueller denn je – es geht darum, dass die Art und
Weise der Realisierung dieser Aufgaben nicht mehr wiederbelebt werden kann.
Ob die Forderungen durchsetzungsfähig sind, eine Frage der künftigen politischen
Kräfteverhältnisse.
Mit dem Ausschluss dieser Option des Zurück endet aber auch jede Sicherheit
in Überlegungen zur Zukunft sozialer Sicherung in der EU. Das Handeln der Mit-
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gliedsstaaten und der EU selbst ist in sich zutiefst widersprüchlich, den neuen Mit-
gliedsstaaten ist das „alte“ System fremd. Die volle Entfaltung der Konkurrenz,
inspiriert von einem meist unkritischen oder/und naiven Blick auf die Wirklich-
keit der USA, und die Nutzung des Standortvorteils sozialer und politischer Sta-
bilität sollen irgendwie zusammengebracht werden. Dienstleistungsrichtlinie,
Freiheit des Kapitalmarktes usw. auf der einen Seite, Projekte zur Armuts-
bekämpfung, Regionalentwicklung usw. auf der anderen Seite spiegeln das Un-
entschiedene der Situation wider, bei allem Einfluss neoliberaler Ideologie. Die
Wirkungslosigkeit der Lissabon-Strategie etwa dürfte zu einem erheblichen Anteil
auf dieses Unentschiedene in der Bestimmung des Verhältnisses von Sozialem
und Wirtschaftlichem zurückzuführen sein. 
Trotz gegenläufiger Tendenzen scheint vor diesem Hintergrund die Vision der
standardsetzenden EU wahrscheinlich. Geht man davon aus, dass die sozialen Si-
cherungssysteme als Kostenfaktor und Formierungsmoment von Arbeitskraft wir-
ken, könnte diese Richtung einer EU-Sozialpolitik als Ausweg aus dem angedeu-
teten Dilemma betrachtet werden. So könnte die Auseinandersetzungen um die
Standards zentral werden und neben die Kämpfe innerhalb der Länder hinsichtlich
der Art und Weise der Umsetzung der Standards treten. Die Aktionen der Ge-
meinschaft zur Verhinderung von gesellschaftlicher Exklusion oder zur Regional-
enwicklung markieren eine solche Richtung. Sozialpolitik wird den Balanceakt
zwischen der Formierung der Kräfteverhältnisse zwischen Kapital und Arbeit in
den einzelnen Ländern, der Konkurrenz zwischen den Ländern und der zwischen
der EU und den USA, Japan, China/Indien/Russland halten müssen. Sie wird spe-
zifische Wachstumsquellen, die in der Eigenheit der in der EU historisch gewor-
denen Arbeitskraft wurzeln, eröffnen müssen, die andere sind als in den USA; eine
Blaupause des US-amerikanischen Systems ist nicht möglich, wenn man diese
Kopie denn will, kann man analoge Ergebnisse nur auf anderen Wegen erreichen. 
Das bereits erwähnte EuroMemorandum geht im Kern auch von einer stan-
dardsetzenden EU-Sozialpolitik aus, indem etwa Veränderungen der Arbeitszeit-
richtlinie in Richtung Arbeitszeitverkürzung, eine Erhöhung der Verbindlichkeit
der EU-Programme und der entsprechenden Nationalen Aktionspläne gegen Ex-
klusion und Armut, die Durchsetzung von sozialen Mindeststandards, Mindest-
löhnen und „solidaristic wage coordination“ fordert. 
Allerdings wäre dies allein wahrscheinlich nur eine Übergangsphase. Ohne das
Auftreten eines entsprechend handlungsfähigen Gegengewichtes wird sich die
Waage langsam zu einer Amerikanisierung europäischen Typs neigen, darüber
sollte man sich keine Illusionen machen. Hier könnte der Einfluss des Neu-Kapi-
talismus in den Beitrittsländern als Katalysator wirken. Ein weiteres Moment die-
ses Übergangs könnten die neoliberalen Grundeinkommenskonzepte, teilweise,
wie bei Götz Werner mit deutlich paternalistischen Zügen versehen, werden. Zu-
mindest in der Form der negativen Einkommensteuer und in verschiedenen natio-
nalen Ausprägungen ist diese Debatte in allen Ländern mehr oder weniger präsent.
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Die Stärkung von Formen sozialer Absicherung auf betrieblicher Basis, etwa
durch Betriebsrenten, wäre mit einer normensetzenden EU-Sozialpolitik durchaus
kompatibel und würde den Erosionsprozess öffentlicher und solidarischer sozialer
Absicherung verstärken. Die zu erwartende Langsamkeit des Übergangs hängt
auch damit zusammen, dass Entscheidungen über die Gestaltung sozialer Siche-
rungssysteme eben auch und nicht zuletzt kulturelle, also langwirkende Entschei-
dungen sind. Ob mit der skizzierten Option die Ambitionen der Eliten der EU auf
die führende Rolle in der Weltwirtschaft realisierbar sind, steht auf einem anderen
Blatt.
Noch differenzierter als das Bild der Eliten hinsichtlich der Bestimmung der
Zukunft des Sozialen in der EU stellt sich das Bild derjenigen dar, die auf das
Funktionieren der sozialen Sicherungssysteme existenziell angewiesen sind.
Die Formulierung einer gemeinsamen Idee, und sei es nur in Grundzügen, bzw.
einer EU-Sozialpolitik, wäre eine elementare Voraussetzung, um von einem wirk-
samen Akteur in der hier betrachteten Zukunftsdiskussion sprechen zu können.
Mit der Sozialforumsbewegung, verschiedenen europaweiten Vernetzungen wie
z.B. Euromarsch, mit dem BIEN (Basic Income Earth Network), mit Europäi-
schen Betriebsräten oder dem EGB existieren Ansätze einer derartigen Selbstfin-
dung, die aber in vielen Punkten, und sei es aus personellen Gründen, weit aus-
einander liegen. 
Unterstellt man eine faire, offene Diskussion in der Bewegung der Lohn- und
Leistungsabhängigen (diese Diskussion gibt es momentan nicht) könnte vielleicht
unter zwei grundlegenden Herangehensweisen an die Entwicklung sozialer Si-
cherungssysteme in und der EU gesprochen werden. 
Die erste Option würde ich Grundeinkommensszenario nennen. Die Orien-
tierung auf eine konkrete Leistung, ein existenzsicherndes und bedingungsloses
Grundeinkommen18, letztlich als staatliche Leistung konzipiert, sieht hier bei aller
Unterschiedlichkeit hinsichtlich der Ausgestaltung dieser Leistung in der Bewe-
gung selbst, den entscheidenden Schritt zu einer emanzipatorisch geprägten So-
zialpolitik. Das Basic Income Earth Network betrachtet das Grundeinkommen gar
als einzig lebensfähiges Konzept: „basic income is increasingly viewed as the
only viable way of reconciling two of their respective central objectives: poverty
relief and full employment.“19 Über die Befreiung des Individuums soll eine Welle
der Selbstorganisation in Gang gesetzt werden, die sowohl die in klassischer Be-
schäftigung stehenden Menschen eine bessere Stellung auf dem Arbeitsmarkt ga-
rantieren als auch denen, die sich den Zwängen des Arbeitsmarktes nicht unter-
ordnen wollen oder können Freiräume für Selbstentfaltung schaffen soll. Dabei
wird die Zerschlagung der bestehenden Sicherungssysteme wegen ihrer kri-
tikwürdigen repressiven Seite durchaus mindestens in Erwägung gezogen, für die
18 Vgl. dazu z.B. Rätz,W./Paternoga,D./Steinbach,W.: Grundeinkommen: bedingungslos. Hamburg 2005 oder
aktuell Berliner Debatte Initial 2/2007 Themenheft Grundeinkommen. Konzepte sozialer Sicherung
19 http://www.etes.ucl.ac.be/bien/BI/Definition_temp.htm Stand 14.4.07
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Arbeitslosenversicherung wäre dies definitiv die Konsequenz. Betrachtet man die
EU-Aktivitäten zur Verhinderung von gesellschaftlicher Exklusion von Teilen der
Bevölkerung gemeinsam mit der in Deutschland derzeit laufenden neoliberal in-
tendierten Bürgergelddebatte zeigt sich, dass diese Option durchaus mit der Op-
tion einer standardsetzenden EU kompatibel ist. Betrachtet man nüchtern die
Kräfteverhältnisse, so wird eine Bewegung pro Grundeinkommen nach Auffas-
sung des Autors stark genug sein, die tradierten Systeme zu zerstören, aber nur,
weil ein komplementäres Interesse in anderen Schichten vorliegt, wird aber zu
schwach sein, um das Grundeinkommen armuts- und exklusionsverhindernd oder
gar inklusionsfördernd auszugestalten. Da helfen auch polemische Anklagen, die
von Götz Werner, Dieter Althaus oder Thomas Staubhaar vertretenen Konzepte
seien gar nicht „wirkliches“ Grundeinkommen, wenig. Wie schon der Begriff der
Grundsicherung inkorporiert und damit diskreditiert wurde, ist dies auch mit dem
Begriff des Grundeinkommens geschehen. Die Ursache dafür liegt darin, dass
leichter noch als im Falle der Grundsicherung das Element des Solidarischen
(nicht als Solidarität im Verzicht, sondern als Solidarität bei der Realisierung so-
zialer Rechte) gegenüber dem Recht auf ein Einkommen verdrängt werden kann.
Die Frage nach der Höhe des Einkommens wird in den bestehenden Rahmen im-
mer die nach der Art und Weise seiner Entstehung in den Hintergrund drängen.
Die damit tatsächlich gegebene Verschiebung des Wertehaushaltes auch in der lin-
ken Bewegung beunruhigt verständlicherweise die Gewerkschaften. Die implizite
und von einigen GrundeinkommensbefürworterInnen auch ausgesprochene Dis-
kreditierung der in kapitalistischer Abhängigkeit geleisteten Lohnarbeit stellt alle
Forderungen nach Verbesserung von Arbeitsbedingungen, aktiver Beschäfti-
gungspolitik usw. in Frage. Aus dieser Sicht bedeutet Grundeinkommen Auflö-
sung von Gesellschaftlichkeit, die durch die Lohnarbeit immer noch hergestellt
wird. Grundeinkommen blendet so tendenziell das zentrale Feld der Realisierung
von Macht in der Gesellschaft, die Sphäre der Produktion und der Verfügung über
die Produktionsmittel, aus. Ein sozialpolitisches Konzept als Konzept der Macht-
realisierung muss neben der Möglichkeit der Selbstorganisation auch einen Raum
dieser Selbstorganisation anbieten, in dem hier zu betrachtenden Falle gar der in-
ternationalen Selbstorganisation. Diese Selbstorganisation müsste die in kapitali-
stischer Lohnarbeit stehenden gleichermaßen erfassen, wie die heute von Sozial-
transfers betroffenen. Nachdem Bewegungen und Gewerkschaften sich als
unfähig erwiesen haben, die Potenziale der Selbstverwaltung der bestehenden Si-
cherungssysteme zu nutzen, geht die skizzierte Erwartung eines Teils der Grund-
einkommensbefürworterInnen an einen sich spontan entfaltenden Selbstorganisa-
tionsprozess aus der Sicht des Autors an der Organisationswirklichkeit alternativer
Bewegung vorbei und ist so irreal. Konsequenz wäre eher eine Fragmentierung
der Kämpfe. Aus der Sicht des Autors kann also ein alternatives Szenario sozialer
Sicherung in der EU sich nicht auf die unterstützenswerte Forderung nach einer
robusten Regelung zur Verhinderung von Armut beschränken – diese muss viel-
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mehr mit einer mindestens genauso robusten Einflussmöglichkeit der Lohnabhän-
gigen auf die Ausgestaltung der Leitung verbunden sein.
Eine solche Option für eine alternative Gestaltung der EU-Sozialpolitik könnte
die Orientierung auf die Demokratisierung der Systeme (Demokratisierungsszen-
ario) sein. Die unter dieser Bezeichnung zu summierenden Konzepte umfassen
das Grundsicherungskonzept der PDS20 genauso wie etwa das des demokratischen
Sozialstaates von Stephan Lessenich und steht in der Herangehensweise den von
EuroMemorandum vertretenen Auffassungen nahe. Sie orientieren auf eine solche
Ausgestaltung sozialer Sicherungssysteme, die die Entscheidungsprozesse in ihrer
Ganzheitlichkeit ins Visier nehmen. Es geht um eine bewusste Zusammenführung
sozialpolitischer und wirtschaftspolitischer Strategien – insbesondere Orientie-
rung auf die Einheit von Armutsprävention, aktiver Beschäftigungspolitik, Ar-
beitszeitverkürzung, Entwicklung regionaler Wirtschaftskreisläufe, Demokratisie-
rung von Haushaltspolitik, Beeinflussbarkeit von Innovationsprozessen u.a.
Versucht das Grundeinkommenskonzept über das Recht auf ein Einkommen das
Problem der Exklusion zu lösen, soll die Demokratisierungsoption Recht auf Ein-
kommen mit dem Recht auf Gesellschaftlichkeit unmittelbar verbinden. Sehr grob
gesagt versucht dieses Konzept nicht nur die individuellen Rechte als Bezugs-
punkt zu betrachten, sondern gleichermaßen die Gesellschaftlichkeit auch mit al-
len ihren Zwängen bewusst zu machen. Es wird versucht, Individualitätsentfal-
tung und Solidarität in ein gleichgewichtiges Verhältnis zu bringen. Die Linke
wird die Frage zu beantworten haben, wie sie in ihren Organisationen und den von
ihr vorgeschlagenen Organisationsformen sowohl von Arbeit wie auch von sozia-
ler Sicherung der Subjektivität des Menschen als gesellschaftlichem Wesen Ent-
wicklungsspielräume schafft. Als Mensch kann sich Mensch nur als der anderen
Menschen bedürftig (Marx) entwickeln, bereichern. Dies bedeutet übrigens auch,
dass Menschen anderen Menschen nicht nur als virtuelle Gegenüber, sondern als
Gegenüber von Fleisch und Blut begegnen können müssen. Das trifft, wenn diese
Annahme richtig ist, vor allem auch für die Sphäre des Sozialen und Sozialpoliti-
schen zu. Achse eines alternativen Wegs in der EU-Sozialpolitik sollte daher die
Demokratisierung der Systeme sozialer Sicherung sein, die Überwindung der po-
litischen Entfremdung der Menschen von den Systemen sozialer Sicherung, sei es
in ihrer staatlichen Form oder in Form selbstverwalteter Systeme. Hierbei wird die
Frage nach den Konsequenzen von Migrationsprozessen und dem Prinzip des
Multikulturellen im Bereich sozialer Sicherung in neuer Art stehen. Bei der Aus-
einandersetzung mit diesen und weiteren ablaufenden offenen und verdeckten Ex-
klusions-, Segmentierungs- und Privatisierungsprozessen müssen und können ge-
rade unter dem Fokus der Aneignung der Hoheit über die Gestaltung der
Entscheidungsprozesse (und so würde ich hier Demokratisierung verstehen) Mög-
lichkeiten sozialer Selbstorganisation, Solidarisierung und Sozialisierung ge-
20 Vgl. dazu näher: Brangsch, L. Grundsicherung: Ein vergessenes PDS-Konzept. in: Utopie kreativ 187 Mai
2006.
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schaffen werden. Es werden keine vorrangig virtuellen Organisationsformen sein
können, wenn auch die elektronische Vernetzung eine große Rolle spielen wird.
Insbesondere Massenarbeitslosigkeit und Prekarisierung, aber auch die Aufsplit-
terung von Produktionsprozessen (bei hoher Konzentration des Verwertungs- bzw.
Profitbildungsprozesses) machen soziale Sicherungssysteme erforderlich, die so-
zialisierend wirken und Gesellschaft als Gesellschaft erkennbar und sinnlich-kör-
perlich erlebbar werden lassen. Dies wird aber nur gelingen, wenn die Subjekte
sozialer Sicherung sich als Subjekte verhalten können – also die Gestaltung der
Leistungen und die Auseinandersetzungen um diese Leistungen selbst in der Hand
haben und gestalten können. In einem stabilen Rahmen sozialer Standards bzw.
als Element dieser Standards selbst könnte also die Demokratisierung der Ent-
scheidungsprozesse ein wesentliches Merkmal eines alternativen Sozialmodells
sein. Natürlich unterliegen auch soziale Leistungen ökonomischen Beschränkun-
gen, auch wenn die Spielräume heute bei weitem nicht ausgeschöpft sind. Nicht
zuletzt stellt die Forderung nach einer Verankerung des Prinzips der Nachhaltig-
keit in politischem und wirtschaftlichem Handeln auch neue Fragen nach der
Gestaltung sozialer Sicherung. Diese grundsätzlichen Grenzen, wie natürlich
auch die Machtverhältnisse, die Umverteilung verhindern, können und sollen so
thematisierbar gemacht werden. Soziale Sicherung kann heute nicht nur aus der
Perspektive der Oben-Unten-Umverteilung verstanden und entwickelt werden,
sondern auch unter dem Gesichtspunkt der tatsächlichen Komplexität der Umver-
teilungsströme, die durchaus Teile der Lohnabhängigen privilegieren.
Dazu erscheinen die in Deutschland entstandenen vom Ansatz her selbstverwal-
teten Systeme sozialer Sicherung ein tragfähiger Ausgangspunkt zu sein. Freilich
sind die Ausgangspunkte und konkreten institutionellen Bedingungen in den ver-
schiedenen EU-Mitgliedsländern unterschiedlich, es stellt sich jedoch in allen Län-
dern aus der Sicht der Leistungsberechtigten und BeitragszahlerInnen immer wieder
die Frage nach der Legitimität von Entscheidungen über Art der Gewährung und
Höhe sozialer Leistungen. Die betreffenden Entscheidungsprozesse sollen aus der
Hand des Staates oder abgehobener Vertretungskörperschaften genommen und ei-
nem demokratischen Willensbildungsprozess unterworfen werden. Möglicherweise
kann sich auf dieser Grundlage ein neuer Ort der Solidarisierung, der Konstituierung
wirtschaftlicher und politischer Kämpfe entwickeln, der die klassische Fabrik in
dieser Funktion ablöst, übrigens auch die Industriezentriertheit sozialer Sicherungs-
systeme überwinden hilft, die verschiedenen Formen von Teilnahme an gesell-
schaftlicher (Re-)Produktion – klassische LohnarbeiterInnen, Outgesourcte, Schein-
selbstständige, prekär Beschäftigte, Beschäftigungslose usw. - zusammenführt und
sich ihrer gemeinsamen Interessen bewusst werden lässt. Insofern könnte man auch
vom Übergang von einer Philosophie produktionsorientierter zu einer Philosophie
reproduktionsorientierter sozialer Sicherung sprechen. Freilich würde dieses Szena-
rio einen Zwang kennen – den zur Teilnahme an einem deliberativen Prozess der
Entscheidungsfindung und damit den Zwang zur Emanzipation.
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Ein solches Konzept wäre durchaus als EU-weite Prinzipentscheidung denkbar,
die der Spezifik der bestehenden nationalen Institutionen Rechnung tragen
könnte. Auch wenn dieses Konzept die Bedingtheit sozialer Leistungen akzeptiert,
dürfte der breite Ansatz für einen größeren Anteil der abhängig Beschäftigten ak-
zeptabel sein. Er knüpft durchaus auch an die kämpferische Seite von Solidarität
und die darauf beruhenden Werte der traditionellen ArbeiterInnenbewegung an.
Sie knüpft auch an die Erfahrung an, die das Bürgertum in der ersten Hälfte des
zwanzigsten Jahrhunderts machen musste – eine Politik, die den KontrahentInnen,
den Beschäftigten und Arbeitslosen, keine politische Handlungsfähigkeit ein-
räumt, sie versucht ideologisch und materiell zu korrumpieren, und der Verwer-
tung im Interesse eines kleinen Teils der eigenen Klasse unbedingte Priorität ein-
räumt, führt in die Katastrophe. Freilich fehlt diesem Konzept einer
Demokratisierung sozialer Sicherung der Charme der „einfachen Lösung“, es ist
schwer zu leben, setzt auch Selbstveränderungen in Gewerkschaften, Parteien und
Bewegungen voraus. 
Ein realistisches Szenario kurzfristiger Erfolge aufzumachen ist also zum ge-
genwärtigen Zeitpunkt schwierig. Aber man kann durchaus ausgehend von den
Entstehungsbedingungen des europäischen Sozialstaates Umrisse von Utopien
skizzieren. Die zentrale Frage wird, wie sich zeigte, die Organisationsfähigkeit der
Kontrahenten sein. Zu untersuchen wäre, inwieweit die Organisationsgeschichte
linker und sozialer Bewegung, Gewerkschaften und des karitativen wie auch bür-
gerlich-wohlfahrtsstaatlichen Spektrums Erfahrungen hinsichtlich der Erfolge und
Misserfolge bieten. Es wäre zu untersuchen, welche Rolle internationale Solida-
rität in diesem Prozess tatsächlich gespielt hat und wo auch in der Bewegung My-
then gepflegt wurden. Der Sachverhalt eines relativ hohen Niveaus sozialer Absi-
cherung im Rahmen der EU wird gemeinhin nicht als Erfolg dieser Bewegungen
wahrgenommen, sondern oft als Resultat der Bemühungen revisionistischer und
reformistischer Kreise um Systemsicherung. Dies spiegelt sich in Positionen, dass
die Unterschicht (gemeint sind auch die Lohnabhängigen generell) des Nordens
ohnehin korrupt und deshalb zu einer Erneuerung unfähig sei; diese These ist si-
cher nicht zu halten – das ist nie eine Frage der Theorie, sondern immer des Han-
delns. Aber sie ist trotzdem in der globalen Debatte durchaus, wenigstens impli-
zit, präsent. Diese Position ist aber eben auch eine Flucht vor dem Problem der in
den letzten einhundert Jahren durch die ArbeiterInnenbewegung und anderer so-
zialer Bewegungen errungenen Erfolge. Die hierarchisch und patriarchal organi-
sierte Bewegung (und hier sind soziale Bewegungen, Gewerkschaften und Par-
teien gleichermaßen gemeint) war nicht in der Lage, die Erfolge auf dem Feld der
Sozialpolitik in voller Breite in adäquate Emanzipationsschübe umzusetzen. Es
mussten immer wieder neue Erfolge organisiert werden, die den artikulations-
mächtigen Teilen der Bewegung zeigen mussten, dass sich Engagement und Bei-
tragszahlung lohnen. Das bis heute komplizierte Verhältnis von erheblichen Tei-
len der Bewegung zur Frage der Geschlechtergerechtigkeit ist nur ein Indikator
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für diesen Aushöhlungsprozess. Eine derartige Aushöhlung von Solidarität darf
sich eigentlich angesichts der Massivität des laufenden Angriffs auf elementare
Rechte breiter Teile der Bevölkerung nicht wiederholen. Die Verantwortung für
die Zukunft der sozialen Sicherungssysteme liegt vor allem bei denen, die diese
Sicherung wollen und brauchen; Regierungen und EU werden sich nur ihrer
Macht beugen; die Macht des besseren Arguments ist eine Fiktion: Kein noch so
schlüssiges und rethorisch schlagkräftig vorgetragenes akademisches oder politi-
sches Konzept der Neugestaltung von Umverteilung wird sie zu einem Mehr und
Besser sozialer Sicherung zwingen können.
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Kapitel 3
3.1. Soziale Sicherung in ihrer europäischen Verschiedenheit
ALEXANDER RECHT
Europäische Sozialsysteme in ihrer Verschiedenheit
Alles Europa oder was?
Das europäische Sozialmodell wird oft dem US-amerikanischen gegenübergestellt
– nicht ganz zu Unrecht: Staatliche oder durch öffentliche Selbstverwaltungen or-
ganisierte Sozialsysteme haben in Europa eine stärkere Bedeutung als in den
USA, wo öffentliche Sozialsysteme weniger und private Sicherungsformen mehr
Relevanz haben. Wird der Begriff des Sozialsystems weiter ausgelegt, kommt
hinzu, dass das europäische sich vom US-amerikanischen durch eine andere Re-
gulationsweise auszeichnet: Der öffentliche Sektor hat in Europa einen größeren
Stellenwert, die institutionelle Verankerung der Gewerkschaften im zivilgesell-
schaftlichen und politischen Bereich ist stärker ausgeprägt, und die industriellen
Beziehungen sind in höherem Maße kollektiv und flächendeckend reguliert, als es
in den USA der Fall ist (vgl. Bischoff/Detje 2007: 9 f.).
Gleichwohl sollte nicht der Blick dafür verstellt werden, dass es den europäi-
schen Kapitalismus und das europäische Sozialsystem nicht gibt. Vielmehr beste-
hen auch innerhalb der EU große Unterschiede zwischen den Sozialsystemen. Teils
sind die Unterschiede zwischen den Ländern der EU sogar größer als jene zwi-
schen dem europäischen Durchschnitt und den USA (vgl. Alber 2006, S. 227). Im
Folgenden soll ein knapper Überblick über die Unterschiede innerhalb der EU ge-
geben werden. Zudem soll angerissen werden, was bei der Erarbeitung einer linken
Antwort auf die bestehende Vielfalt europäischer Sozialsysteme zu beachten ist.
Abgrenzungen landesspezifischer sozialer Sicherungssysteme
In der wissenschaftlichen Debatte findet sich eine Vielzahl an Abgrenzungen von
Sozialsystemen, was Ausdruck von deren Vielschichtigkeit ist. Diese unterschei-
den sich danach, ob die Finanzierung über Steuern, Beiträge oder Prämien erfolgt.
Sodann gibt es verschiedene Formen der Zirkulation der Mittel: einerseits die Um-
lagefinanzierung, bei der Einnahmen unmittelbar an die Transferempfänger wei-
tergeleitet werden, andererseits die Kapitaldeckung, bei der Einnahmen auch ver-
zinslich angelegt und um den Gewinnanspruch der Privatversicherungen gekürzt
an die Transferempfänger ausgezahlt werden. Beträchtliche Differenzen gibt es in
Europa auch bei Leistungshöhe und Dauer des Leistungsanspruchs sowie mit
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Blick auf die Frage, ob die Ansprüche aus dem Sozialsystem garantiert oder an die
Erfüllung von Bedingungen geknüpft sind. Erhebliche Unterschiede lassen sich
beim Verhältnis von Einzahlung und Auszahlung konstatieren: Es gibt das Äqui-
valenzprinzip, dem zufolge Ein- und Auszahlung in einem mehr oder weniger aus-
geprägten funktionalen Zusammenhang stehen, das Solidarprinzip, wonach die
Leistungshöhe unabhängig von der Höhe der Einzahlung ist, und das Risikoprin-
zip, bei dem trotz gleicher Leistungsansprüche die Finanzierung sich nach der
Risikoklasse der Versicherten bemisst. Schließlich lassen sich staatliche Sozialsy-
steme, öffentliche Selbstverwaltungseinrichtungen, Privatversicherungen und Be-
triebsversicherungen unterscheiden.
Jedem dieser Kriterien sind mehrere Alternativen zugeordnet, so dass es viele
theoretische Kombinationen der Kriterien gibt. Keines der Sozialsysteme der
knapp 30 EU-Staaten gleicht exakt dem anderen, vielmehr herrscht ein Kessel
Buntes an Sozialsystemen. Um den Wald vor lauter Bäumen nicht zu übersehen
und trotz aller Unterschiede ähnliche Muster verschiedener Ländern kategorial zu
identifizieren, wird oftmals mit Typologien operiert, die die Grundblöcke sozial-
staatlicher Systeme voneinander abgrenzen sollen (vgl. Schmid 2002, S. 69-100).
Eine mögliche Typologie ist die Unterscheidung zwischen primär beitragsfinan-
zierten Sozialversicherungssystemen in der Tradition der Bismarckschen Sozialge-
setzgebungen und primär steuerfinanzierten Fürsorgesystemen in der Tradition des
britischen Lord Beveridge. In idealtypischer Anordnung werden der Bismarckschen
Konzeption folgende Merkmale zugeschrieben: Versicherung nur der Arbeitnehmer,
Verbeitragung der Lohneinkommen, paritätische Verwaltung der Mittel durch Ar-
beitgeber und Arbeitnehmer, finanzielle Kompensation privat angebotener Leistun-
gen im Gesundheitssystem sowie niedriges Transferniveau. Der Konzeption des
Fürsorgesystems werden gängigerweise folgende Charakterzüge attestiert: Versi-
cherung aller Bürger, Finanzierung durch Besteuerung aller Einkünfte, staatliche
Verwaltung der Mittel, kostenlos und staatlich angebotene Leistungen im Gesund-
heitssystem sowie hohes Transferniveau (vgl. ebenda: 88 f.).
Dass eine solche idealtypische Zuordnung von Merkmalen in der Realität auch
anzutreffen ist, soll nicht bestritten werden – auch nicht, dass manche Merkma-
le gehäuft kombiniert vorkommen, etwa lohnbezogene Beiträge in Kombination
mit paritätischer Verwaltung bei beitragsfinanzierten Sozialversicherungssyste-
men oder steuerfinanzierte Leistungen in Begleitung von kostenlosen Angeboten
bei Fürsorgesystemen. Dennoch ist hieraus nicht zu folgern, eine solche Kombi-
nation von Merkmalen sei zwingend. Empirisch sind auch steuerfinanzierte
Fürsorgesysteme anzutreffen, die sich durch niedriges Transferniveau auszeich-
nen, etwa die niederländische Grundrente, die durch Zusatzversorgungen ergänzt
werden muss, um einen angemessenen Lebensstandard im Alter zu sichern
(vgl. ebenda: 187 f.). Vorfindbar sind auch beitragsfinanzierte Systeme mit hohem
Transferniveau, etwa die dänische Arbeitslosenversicherung, bei der vor allem Ar-
beitgeber lohnbasierte Beiträge entrichten (vgl. ebenda, S. 130 ff.).
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Ein behutsamer Umgang empfiehlt sich auch mit der Typologie des dänischen
Sozialstaatsforschers Esping-Andersen. Dieser unterscheidet zwischen dem „sozi-
aldemokratischen“ nordischen, dem „konservativen“ deutschen und dem „libera-
len“ englischen Wohlfahrtsstaat (vgl. Esping-Andersen 1990 und 1999: 85). Auch
hier gibt es Tendenzen, die eine solche Kategorisierung rechtfertigen. Es gibt nor-
dische Länder, in denen sozialdemokratische Parteien Sozialsysteme etabliert ha-
ben, deren Leistungen universalistisch an alle Bürger unabhängig vom familialen
Status gezahlt werden und wo die Rolle des Marktes durch politische Interventio-
nen eingeschränkt wird. In der BRD wiederum lassen sich Tendenzen feststellen,
wonach christdemokratische Parteien an der Errichtung von Sozialsystemen mit-
gewirkt haben, bei denen zwar auch die Rolle des Marktes modifiziert wird, bei
denen aber anders als in Skandinavien die Gewährung von Leistungen nicht uni-
versalistisch ist, sondern der Ehestatus mal Vor-, mal Nachteile gewährt. So wir-
ken bei der Gesetzlichen Arbeitslosenversicherung die Einkünfte des Lebenspart-
ners mindernd auf die Sozialleistung des Arbeitslosen, wohingegen umgekehrt
derjenige, der verheiratet ist und nicht arbeitet, in der Gesetzlichen Krankenversiche-
rung kostenlos mitversichert wird. Liberale Wohlfahrtsstaaten wie England unter-
scheiden sich in der Typologie Esping-Andersens tendenziell dadurch von den bei-
den genannten Typen, dass hier marktbezogene Versicherungsformen dominieren.
Auch für die Typologie Esping-Andersens gilt, dass sie zwar Punkte trifft, je-
doch nicht absolut gesehen werden darf. Denn es gibt Fakten, die quer zu Esping-
Andersens Typologie stehen: Das Gesundheitssystem des vermeintlich liberalen
Englands etwa basiert auf kostenlosen staatlichen, nicht marktförmigen Angebo-
ten (auf allerdings teils bescheidenem qualitativem Niveau). Beim schwedischen
Rentensystem wiederum erhalten hohe Renten nur jene Personen, die beschäftigt
sind und durch ihre Arbeitgeber Zusatzbeiträge abführen können. Kurzum: Es
kommt immer auf den Einzelfall an – eine eindeutige Zuordnung von Ländern zu
einem idealtypischen Block ist nicht sinnvoll.
Diese Buntscheckigkeit wird dadurch verstärkt, dass es auch innerhalb eines
Landes unterschiedlichste Kombinationen besagter Kriterien gibt, wenn die je-
weiligen Teilsysteme betrachtet werden. Die Krankenversicherung eines Landes
gehorcht eben nicht derselben Logik wie etwa die Renten- oder Arbeitslosenver-
sicherung.
Unterschiede innerhalb eines Landes: das Beispiel BRD
Welche Vielfältigkeit sich auch innerhalb eines Landes beim Vergleich von Teil-
systemen sozialer Sicherung feststellen lässt, zeigt das Beispiel der Bundesrepu-
blik. Bei der Gesetzlichen Arbeitslosenversicherung gibt es die paritätische Bei-
tragsfinanzierung des ALG 1 und die Steuerfinanzierung des ALG 2. Da sich beim
ALG 1 die Leistungshöhe proportional zum vorherigen Nettoarbeitseinkommen
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verhält, liegt hier das Äquivalenzprinzip vor. Einschränkend ist allerdings darauf
hinzuweisen, dass zwar ein äquivalenter Zusammenhang zwischen vorherigem
Einkommen als Bemessungsgrundlage der einzuzahlenden Beiträge und auszu-
zahlendem ALG 1 besteht, dass aber keine Äquivalenz zwischen Dauer der Ein-
zahlung und Höhe der Auszahlung besteht. Dies weist darauf hin, dass der Begriff
der Äquivalenz einer genauen Bestimmung bedarf.
Beim ALG 2 hingegen herrscht das Solidarprinzip vor, da unabhängig vom vor-
herigen Einkommen jeder den gleichen Regelsatz erhält – allerdings auf niedri-
gem Niveau. Sowohl beim ALG 1 wie auch ALG 2 ist die Leistungsgewährung
konditioniert und tendenziell repressiv, da sie an die Bereitschaft der Leistungs-
empfänger zur Annahme angebotener Arbeiten geknüpft ist, deren Zumutbar-
keitsrahmen von den Behörden festgelegt wird.
Bei der Gesetzlichen Krankenversicherung handelt es sich um eine durch
Arbeitnehmeraufschlag leicht eingeschränkte paritätische Beitragsfinanzierung,
die durch steuerfinanzierte staatliche Zuschüsse und private Zuzahlungen der
Versicherten ergänzt wird. Das hier obwaltende Prinzip ist eine Variante des
Solidarprinzips, genauer: das Sachleistungsprinzip. Unabhängig vom Einkommen
(mit Ausnahme des Krankengeldes) erhält jeder Versicherte die Gesundheitslei-
stungen, deren er nach Auffassung der Kassen, der kassenärztlichen Vereinigun-
gen und der Politik medizinisch bedarf – dies kann weniger als nötig sein. Die ge-
währten Leistungen sind nicht konditioniert.
Zum Vergleich: Bei den privaten Krankenversicherungen erfolgt die Finanzie-
rung über risikogestaffelte Prämien incl. Altersrückstellungen. Wer ein höheres
Risiko aufweist, muss mehr zahlen. Die Mittel werden nicht nur an die Versicher-
ten ausgeschüttet, sondern auch auf dem Kapitalmarkt angelegt. Ein Teil der Prä-
mien und der Zinseinnahmen verbleibt als Gewinn in den Versicherungen selbst
bzw. wird an deren Aktionäre ausgeschüttet. Die gewährten Leistungen sind wie
bei der Gesetzlichen Krankenversicherung unkonditioniert. Neben der Risikostaf-
felung besteht ein weiterer Unterschied zu Gesetzlichen Krankenversicherungen
darin, dass letztere Beschäftigte mit einem Einkommen unterhalb der Versiche-
rungspflichtgrenze pauschal aufnehmen müssen, wohingegen Privatversicherun-
gen Beschäftigte oberhalb der Versicherungspflichtgrenze und Selbständige nur
dann aufnehmen müssen, wenn diese deren Basistarif akzeptieren.
Bei der Gesetzlichen Rentenversicherung liegt paritätische Beitragsfinanzierung
vor, die ebenfalls durch steuerfinanzierte staatliche Zuschüsse aufgestockt wird. Das
Rentenniveau ist mittlerweile deutlich abgesenkt worden – und zwar politisch ge-
wollt, so dass die Versicherten, wenn sie es sich denn leisten können, zu einem
Großteil dazu veranlasst werden, private Zusatzrentenverträge abzuschließen. Die
Gesetzliche Rentenversicherung ist durch das Äquivalenzprinzip geprägt: Wer mehr
und länger einzahlt, erwirbt mehr Entgeltpunkte und damit eine höhere Rente. Dies
gilt auch in die umgekehrte Richtung, weswegen Personen, denen der Zugang zum
Arbeitsmarkt versperrt ist, vom Risiko der Altersarmut bedroht sind.
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Das bundesdeutsche System zeichnet sich also durch eine vielfältige Mix-
tur aus Äquivalenz-, Solidar-, Sachleistungs- und Risikoprinzip aus, ist teils bei-
trags-, teils prämien-, teils steuerfinanziert und weist in der Tendenz, namentlich
beim ALG 2 und der Rente, sinkende Niveaus auf. Die Bundesrepublik sei hier als
pars pro toto genommen – die beschriebene Vielfalt kennzeichnet auch andere
Länder und unterstreicht, dass sich simple Kategorisierungen verbieten.
Die Linke steht angesichts der Veränderungen ökonomischer Rahmenbedin-
gungen vor der schwierigen Aufgabe, sich in die Auseinandersetzungen um sozi-
alpolitische Reformen sowohl auf nationalstaatlicher wie auf europäischer Ebene
einzuschreiben (vgl. Bischoff/Detje 2007: 46 ff.). Dies erfordert eine Auseinan-
dersetzung mit dem Zusammenhang von Ökonomie und Sozialstaat, eine Antwort
auf die Frage europäischer Angleichung und die Ausarbeitung von Kriterien eines
linken Sozialstaatsmodells.
Zusammenhang von Ökonomie und Sozialstaat
Zum einen stellt die wirtschaftspolitische Steuerung der Ökonomie selbst einen
Bestandteil des Sozialmodells dar, das nicht auf Sozialversicherungssysteme re-
duziert werden kann. Eine makroökonomische Steuerung kann beitragen zur Ver-
stetigung des Wachstums, Abmilderung ökonomischer Krisen, Ausdehnung von
Beschäftigung, Absicherung gegen Lebensrisiken, Umverteilung von oben nach
unten und damit allgemein zur Stärkung der Kampfbedingungen der Lohnabhän-
gigen. Die Ausrichtung der Wirtschaftspolitik bildet damit neben den Sozialversi-
cherungen einen wichtigen Baustein des Sozialmodells und damit der jeweils hi-
storisch spezifischen Regulation der kapitalistischen Produktionsweise (vgl.
Hirsch 2005: 118 ff.). Dies gilt umso mehr, als die Ausgestaltung der Sozialsy-
steme selbst bedeutsame Auswirkungen auf die gesamtwirtschaftliche Nachfrage
als wichtigem Zielaggregat der Wirtschaftspolitik hat.
Zum anderen ist die Finanzierungsbasis der Sozialversicherungen auch an die
ökonomische Performance rückgekoppelt. Sozialpolitik verfügt zwar über Frei-
heitsgrade, ist aber auch durch den ökonomischen Rahmen begrenzt. Sozialpoli-
tik unterliegt der Budgetbedingung, dass die Ausgaben den Einnahmen entspre-
chen müssen. Die Pro-Kopf-Einnahmen des Sozialstaats ergeben sich aus einem
durch einen Finanzierungssatz t geregelten Anspruch auf das Pro-Kopf-Einkom-
men Y/B. Dies ergibt sich als Produkt von Arbeitsstundenproduktivität Y/H, Ar-
beitsstunden je Erwerbstätigem H/E und Erwerbsrate der Bevölkerung E/B. Die
Pro-Kopf-Ausgaben bemessen sich als Produkt von Sozialleistungshöhe je Sozi-
alleistungsempfänger S/C und Anteil der Sozialleistungsempfänger an der Bevöl-
kerung C/B (vgl. Ganßmann 2004: 380 f.).
Es gilt: t . Y/H . H/E . E/B = S/C . C/B.
Dies zeigt sich deutlich an einer Problematik, der jedes Sozialsystem unter-
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worfen ist. In Zeiten steigender Arbeitslosigkeit sinkt die Erwerbsrate der Bevöl-
kerung, ergänzt durch reduzierte Arbeitsstunden je Erwerbstätigem im Zuge von
Kurz- und Teilzeitarbeit. Dies schmälert die Einnahmenbasis des Sozialsystems.
Zugleich erhöht sich bei zunehmender Arbeitslosigkeit der Anteil der Soziallei-
stungsempfänger an der Bevölkerung – die Ausgabenseite der Budgetgleichung
steigt. Das Sozialsystem gerät somit von zwei Seiten unter Druck (vgl. Zinn 1999:
56-60).
Daher muss die Linke das Ziel einer Wirtschaftspolitik für mehr qualitatives
Wachstum offensiv zum Gegenstand ihrer politischen Agenda machen und darf
sich programmatisch nicht auf die sozialpolitische Verteilung erzeugter Werte be-
schränken. Nötig sind eine Steigerung von Beschäftigung und Arbeitsprodukti-
vität sowie eine Erhöhung des Finanzierungssatzes der Sozialpolitik. Während das
Ziel steigender Beschäftigung und Arbeitsproduktivität auf linker wie rechter
Seite proklamiert wird, treten Unterschiede auf, wenn es um die Frage geht, wie
Beschäftigung und Arbeitsproduktivität erhöht werden können und welche Wir-
kung von höheren Sozialfinanzierungssätzen ausgeht.
Die Rechte deutet die Lage angebotspolitisch verkürzt: Höhere Sozialquoten
werden nur als Abzug vom Profit vorgestellt – ihre Bedeutung für die Realisierung
von Profit wird ausgeblendet. Ohne Bezug auf die Konsumnachfrage der Lohnab-
hängigen zu nehmen, wird behauptet, hohe Profite infolge niedriger Löhne seien
die verteilungspolitische Bedingung für mehr Beschäftigung und mehr Investitio-
nen, die zu einer Steigerung von Arbeitsproduktivität führten. Dieses angebotspo-
litische Mantra wird seit langem gepredigt und umgesetzt – mit fatalen Auswir-
kungen: die Ökonomie stagniert bei hoher Arbeitslosigkeit und zerfasernden
sozialstaatlichen Strukturen in großen Teilen der EU (vgl. Bischoff 2006: 207 f.).
Alternativ dazu muss die Linke, will sie soziale Sicherheit und Gerechtigkeit
erweitern, eintreten für mehr Binnennachfrage, höhere Lohneinkommen und öf-
fentliche Transferleistungen, Arbeitszeitverkürzung, mehr öffentliche Beschäfti-
gung und Investitionen, Re-Regulierung der sozialversicherungspflichtigen Be-
schäftigung sowie eine Neujustierung des Verhältnisses von Realökonomie und
Finanzmärkten. Zu verdeutlichen wäre dabei, dass andere Verteilungsverhältnisse
nicht nur ein Gebot der Gerechtigkeit sind, sondern auch funktionale Notwendig-
keit für mehr Nachfrage und eine Revitalisierung der Wertschöpfung in den sta-
gnierenden Ökonomien (vgl. Zinn 2006: 173 ff.; Bischoff 2006: 226 ff.).
Europäische Angleichung
Angesichts der Tatsache, dass die Europäische Kommission im Rahmen der „of-
fenen Methode der Koordinierung“ eine Angleichung der europäischen Sozialsy-
steme durch Wettbewerb verfolgt, stellt sich für die europäische Linke nicht mehr
die Frage, ob sie überhaupt für Angleichung ist, sondern: wie, in welche Richtung
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und wie schnell? Ein linkes sozialstaatliches Angleichungskonzept bedarf erst
noch einer kollektiven Erarbeitung durch die europäische Linke, was mit erhebli-
chen Anstrengungen verbunden sein dürfte. Allerdings lohnt es sich, einige Vor-
und Nachteile einer politisch gesteuerten Alternative zur wettbewerbsinduzierten
Angleichung gegenüberzustellen.
Die Vorteile einer sozialstaatlichen Angleichungsstrategie bestünden darin,
dass möglicherweise Einheitlichkeit der sozialpolitischen Lebensverhältnisse in
Europa auf hohem Niveau erzielt und ein leistungsstarker Anker gegen Abwer-
tungswettläufe der nationalen Wettbewerbsstaaten geschaffen würde. Überdies
würden die Europäer kollektiv und miteinander ihre Lebensverhältnisse abstim-
men und damit eine europäisierte Form von Demokratie vorantreiben. Schließlich
wäre eine erfolgreiche Vereinheitlichung auch eine adäquate Reaktion auf stei-
gende Mobilitätswünsche der Menschen in Europa.
Es ist allerdings keineswegs gewiss, dass die Möglichkeit eines Erfolgs auch
Wirklichkeit wird. Vielmehr besteht auch die Möglichkeit, dass Türen für eine An-
gleichung geöffnet würden, bei der für Menschen in Nationalstaaten mit besseren
sozialstaatlichen Systemen Verschlechterungen einträten, ohne dass es für Men-
schen, die mit rudimentären sozialstaatlichen Systemen auf nationaler Ebene kon-
frontiert sind, zu Verbesserungen käme.
Einen neoliberalen Angleichungsprozesses nach unten, forciert durch eine de-
mokratisch wenig kontrollierte EU-Bürokratie, die auf nationalstaatlicher Ebene
demokratische sozialstaatliche Spielräume aushebelt, ohne demokratische Partizi-
pationsräume für soziale Regulierung auf europäischer Ebene zu ermöglichen,
lehnen die Menschen aber zu Recht ab.
Die Linke muss kommunizieren, welche alternativen Formen europäischer Re-
gulierung sie anstrebt. Hier bestehen folgende abzuwägende Optionen: Erstens
könnten unverbindliche europäische Richtwerte für die Länder bei weitgehend au-
tonomer Sozialstaatlichkeit auf nationaler Ebene gesetzt werden. Zweitens be-
stünde die Möglichkeit, die Autonomie von Sozialstaatlichkeit auf nationaler
Ebene zwar aufrechtzuerhalten, diese aber durch europäische Pflichtvorgaben po-
litisch einzuhegen, und zwar über Festwerte oder Schwankungsbreiten innerhalb
von Korridoren. Eine dritte Variante wäre der Ersatz nationaler durch europäische
sozialstaatliche Maßnahmen. Hinzu kommt die Möglichkeit, zusätzlich zur natio-
nalstaatlichen eine europäische Sozialpolitik auszubauen, etwa über erweiterte
EU-Kohäsionsfonds oder über die Gewährleistung der Übertragung von An-
sprüchen bei Umzügen in der EU (vgl. Krätke 2002: 90 f.). Grundsätzlich besteht
die Notwendigkeit, dass die europäische Linke über die berechtigte Ablehnung
neoliberaler Politik hinaus endlich eine eigenständige Reformkonzeption für eu-
ropäische Sozialstaatlichkeit entwickelt.
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Kriterien linker Sozialstaatlichkeit
Ein linkes Sozialstaatsmodell auf europäischer Ebene ist auf die Formulierung
von Kriterien angewiesen. Ein notwendiges lautet, dass Menschen ohne Arbeit,
Einkommen und Vermögen einen Anspruch auf Mindestsicherung haben. Die Lei-
stungen bislang bereits existierender Mindestsicherungen sind nach Höhe und
Dauer anzuheben, und repressive Konditioniertheit ist abzubauen. Anspruch lin-
ker Politik muss es überdies sein, folgende neoliberale Praktiken von Sozialstaat-
lichkeit zu stoppen und zurückzunehmen: die Privatisierung der Finanzierung und
Leistungserbringung sozialer Sicherungssysteme; die Umstellung von Mittelfi-
nanzierung und -verteilung auf Kapitaldeckung; die Ausdehnung von Zuzahlun-
gen und gedeckelten Arbeitgeberbeiträgen.
An die Stelle treten muss ein schlüssiges linkes Modell europäischer Sozial-
staatlichkeit – hierüber eine Verständigung unter Linken zu erzielen dürfte ge-
nauso schwierig sein, wie den gemeinsamen Protest gegen Sozialabbau effektiv zu
koordinieren. Der Konzipierung eines solchen Modells müsste die Absicht voran-
gehen, schematische Reflexe zu vermeiden. Es gilt etwa, dass weder Steuer- noch
Beitragsfinanzierung per se gerechter ist und es immer auf die konkrete Verteilung
der Einkommen und Lasten ankommt.
Selbiges gilt für den Zusammenhang von Einzahlung und Auszahlung. Die Al-
ternative ›Äquivalenz- oder Solidarprinzip‹ ist nicht sinnvoll. Für das Äquiva-
lenzprinzip spricht, dass hier der lebensstandardbezogene Zusammenhang von Ar-
beit und sozialer Sicherheit gewahrt wird (vgl. Bischoff/Detje 2007: 15) und der
Anreiz besteht, nicht nur mehr Gleichheit im Sozialstaatsbereich, sondern auch
höhere Gleichverteilung in der ökonomischen Primärverteilung zu erzielen. Ein
weiterer Vorteil des Äquivalenzprinzips besteht darin, dass eine Verallgemeine-
rung des Elends durch Gleichheit auf niedrigem Niveau vermieden und Akzeptanz
durch soziale Sicherheit auch bei Versicherten der mittleren Einkommensgruppen
geschaffen wird. Allerdings wohnt dem Äquivalenzprinzip auch ein konservatives
Element inne: Unterschiede in der Primärsphäre werden zementiert, und Perso-
nen, die vor Eintritt des Risikofalls nicht oder kaum erwerbstätig waren, werden
nur sehr unzureichend abgesichert. Daher ist das Äquivalenz- zwingend um das
Solidarprinzip zu ergänzen.
Ein Vorteil des Solidarprinzips ist, dass es umverteilt, Grundgarantien gewährt
und unbegründete ökonomische Unterschiede nivelliert. Sein Nachteil ist: Per se
wird nur in der Sekundärsphäre nivelliert, ohne die Primärsphäre zu tangieren,
woraus die Gefahr einer Nivellierung auf niedrigem Niveau mit Akzeptanzverlust
resultieren kann – wobei nicht zu bestreiten ist, dass beim Solidarprinzip auch
höhere Niveaus etabliert werden können.
Die Linke tut also gut daran, nicht gegeneinander zu diskutieren, was gar nicht
prinzipiell einander entgegensteht. Solidar- und Äquivalenzprinzip ergänzen sich
sinnvoll, und Ähnliches gilt für die Finanzierung der Sozialsysteme. Der aktuelle
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Bedeutungszuwachs der Gewinn-, Zins- und Vermögenseinkommen erfordert es,
neben einem durchaus aufrechtzuerhaltenden Sockel lohnbasierter Beitragsfinan-
zierung eine komplementäre Verbeitragung und Besteuerung von Gewinneinkom-
men zur Finanzierung der Sozialsysteme anzuvisieren (vgl. Bischoff/Detje 2007:
46).
Dabei wird die Linke auch verdeutlichen müssen, dass soziale Sicherung in öf-
fentlicher Hand den Präferenzen der Individuen wirksam genügt und anders als
bei privater Bepreisung durch private Versicherungen keine Menschen undemo-
kratisch ausschließt.
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HENNING SÜSSNER
Die Transformation des schwedischen Sozialstaates.
Auf dem Weg in die europäische Normalität
Am 17. September 2006 verlor Schwedens Sozialdemokratische Arbeiterpartei
(SAP) die Regierungsmacht an eine bürgerliche Vierparteienallianz. Laut der
Wahluntersuchung des staatlichen schwedischen Fernsehens SVT waren es in er-
ster Linie die Verluste in der Stammwählerschaft, die das Ende der sozialdemo-
kratischen Regierung Persson besiegelten. Besonders deutlich war darüber hinaus
die Abwanderung von weiblichen Mitgliedern des Industriegewerkschaftsdach-
verbandes LO, Erstwählern und Arbeitslosen ins bürgerliche Lager. Interessanter-
weise sind dies dieselben Wählergruppen, die zu den großen Verlierern der neuen
bürgerlichen Regierungspolitik zählen, die im Oktober präsentiert wurde und u.a.
Einschnitte in der Arbeitslosenversicherung, Einsparungen bei Beschäftigungs-
maßnahmen und verschlechterte Sozialversicherungsleistungen beinhaltet. Wei-
terhin stehen auf dem Programm der neuen schwedischen Regierung eine umfas-
sende Steuerreform, der Ausverkauf von staatlichem Eigentum und das Ende der
staatlichen Arbeitsmarktpolitik, die ebenso wie zentralisierte Verhandlungen zwi-
schen den Tarifpartnern über Jahrzehnte zu den Säulen des so genannten Schwe-
dischen Modells gehörte (Olsson 1993; Thullberg/Östberg 2000).
Eine Erklärung für den sozialdemokratischen Wahlverlust, der das Ende einer
zwölf Jahre andauernden sozialdemokratischen Regierungsperiode bedeutet, ist
das verlorene Vertrauen der Wahlberechtigten in die Fähigkeit der Sozialdemo-
kratie, die gewohnte Leistungskraft des Sozialstaates zu garantieren. Wie ver-
schiedene Studien (Svallfors 1999, Nordlund 2002) belegen, ist die Legitimität
des schwedischen Systems der „generellen Wohlfahrt“, d.h. eines umfassenden
öffentlichen Sektors, der durch vergleichsweise hohe direkte Besteuerung fi-
nanziert wird, hoch. Allerdings haben viele Akteure wie auch Nutzer offen-
sichtlich das Vertrauen in die Funktionalität, Bürgernähe und Leistungskraft des
öffentlichen Sektors verloren, was den neoliberalen Gegnern des Systems Tür
und Tor geöffnet hat. Die größte Oppositionspartei, die konservative Moderata
samlingspartiet, die sich in mehreren vorangegangenen Reichstagswahlen als
Steuersenkungspartei profilierte, konnte sich so plötzlich als „neue Arbeiterpar-
tei“ zu Markte führen und Stimmen aus der sozialdemokratischen Traditions-
wählerschaft gewinnen. 
Diese Wahltaktik war nicht zuletzt erfolgreich, weil mit den Worten des Ideen-
historikers Göran Häggs (2006: 445) ausgerechnet das vergangene Jahrzehnt so-
zialdemokratischer Regierungsmacht den „Zusammenbruch“ des schwedischen
Modells herbei führte. Unter sozialdemokratischer Ägide wurden nämlich in den
späten 1990er Jahren im Rahmen der schwedischen Anpassung an die Konver-
genzforderungen der Europäischen Währungsunion21 die Grundlagen der sozial-
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demokratischen Wirtschafts- und Finanzpolitik an die Richtlinien der Europäi-
schen Zentralbank angepasst. Dies hatte weitreichende Folgen für die Entwick-
lung des schwedischen Sozialstaats. Bereits im Jahr 2000 kam so das von der Re-
gierung berufene „Komitee Wohlfahrtsbuchschluss“ zu dem Ergebnis, dass die
Lebensbedingungen in Schweden in den 1990er Jahren „dramatischen“ Verände-
rungen und einer „generellen Verschlechterung“ unterworfen gewesen seien. So
sei die Durchschnittsarbeitslosigkeit stark gestiegen, Sozialleistungen drastisch
gekürzt und die Verantwortungsbereiche des Sozialstaates „begrenzt“ worden. Vor
allem Migranten, alleinerziehende Mütter und junge Erwachsene wurden als die
Verlierer dieser Entwicklung identifiziert (SOU 2000:41: 10f, 156f). 
Der schwedische Sozialstaat
Gleichwohl lässt sich nach wie vor konstatieren, dass das schwedische Sozial-
staatsmodell trotz einiger Deformierungen und der offensichtlichen Tendenz hin
zu einer europäischen „Normalität“ in seinen Strukturen bislang relativ stabil ge-
blieben ist. Im Vergleich mit anderen Sozialstaaten zeichnet sich der schwedische
Sozialstaat immer noch durch eine Reihe von Besonderheiten aus. 
Esping-Andersen bezeichnet in seiner inzwischen klassischen Studie Three
Worlds of Welfare Capitalism (1990) den schwedischen Sozialstaat als „sozialde-
mokratisch“. In diesem Sozialstaatsmodell, das typisch für die skandinavischen
Staaten ist, stehen individuelle soziale Rechte im Vordergrund, die durch steuerfi-
nanzierte, an das Erwerbsarbeitseinkommen gekoppelte Sozialleistungen gesi-
chert werden. Weitere Eigenschaften des skandinavischen Sozialstaatmodells sind
die hohe Reichweite der Sozialleistungen über als „bedürftig“ klassifizierte Mit-
bürger hinaus in relativ wohlsituierte Bevölkerungsschichten hinein. Außerdem
verzichtete das sozialdemokratische Sozialstaatssystem lange Zeit weitgehend auf
markorientierte Mechanismen innerhalb des öffentlichen Sektors. 
In Esping-Andersens idealtypischer Typologie stehen dem sozialdemokra-
tischen Sozialstaatsmodell das (angelsächsische) „liberale“ Wohlfahrtssystem ge-
genüber, das selektive, bedarfsabhängige und stark begrenzte staatliche Sozial-
leistungen mit privaten Versicherungslösungen kombiniert, sowie der „konserva-
tive“ Sozialstaat bismarckschen Schnitts, der die Auszahlung relativ umfassender
staatlich garantierter Sozialversicherungsleistungen an die Höhe der eingezahlten
Sozialversicherungsbeiträge bindet und darüber hinaus ein Modell der existentiel-
len Grundsicherung mit einer konservativen Familienpolitik kombiniert. 
21 Schweden ist nicht Mitglied der EWU, führte jedoch in den Jahren 1995-1999 die von den zwölf Gründungs-
mitgliedsstaaten der EWU vereinbarten finanzpolitischen Konvergenzkriterien durch. Im September 2002
lehnten die schwedischen Wahlberechtigten die Mitgliedschaft Schwedens in der Währungsunion in einer
Volksabstimmung jedoch mehrheitlich ab. 
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Ähnliche Kategorisierungen, wenn auch unter Bezug auf abweichende Be-
griffsapparate und mit teilweise anderem Fokus, nehmen auch Castles und Mit-
chel (1993) und Sainsbury (1994) vor. Auch Korpi und Palme (1998) teilen trotz
aller Kritik an Esping-Andersen die grundsätzliche Einschätzung, dass die skan-
dinavischen Sozialstaaten sich durch ihre „weitreichenden“ Sozialleistungen von
anderen Modellen unterscheiden. Berggren und Trädgårdh (2006: 69f) unterstrei-
chen in diesem Zusammenhang, dass das schwedische Sozialstaatsmodell die
Rechte des Individuums im Verhältnis zu Staat und Familie stärkt, während z.B.
der deutsche Sozialstaat das Individuum im Verhältnis zu Staat und Familie
schwächt.
Der schwedische Sozialstaat erreicht zusammenfassend eine relativ umfas-
sende Umverteilung von Privateinkommen über die öffentliche Hand, wobei z.B.
das für die meisten kontinentaleuropäischen Sozialstaaten so wichtige Subsi-
diaritätsprinzip unbekannt ist. Individuelle Ansprüche auf Sozialleistungen wer-
den also beispielsweise nicht durch die Versorgungsverantwortung von anderen
Familienmitgliedern eingeschränkt. Ein weiteres wichtiges Charakteristikum ist
hierbei ein im internationalen Vergleich sehr großer öffentlicher Sektor, der mit re-
lativ hohen Marginalsteuern solidarisch finanziert und von breiten Bevölkerungs-
teilen in Anspruch genommen wird. 
In diesem Zusammenhang ist es wichtig darauf hinzuweisen, dass im schwedi-
schen Sozialstaat der Umverteilungsaspekt nicht vom Sozialversicherungsaspekt
zu trennen ist, da sowohl die staatlichen Sozialversicherungen als auch öffentli-
cher Service sowie die Existenzsicherung direkt über Steuern und Arbeitgeberab-
gaben finanziert werden. Die Ausnahme von der Regel ist hierbei die Arbeitslo-
senversicherung, die von den Versicherungskassen der Gewerkschaften verwaltet
und von den Mitgliedern der verschiedenen Kassen direkt mitfinanziert wird. 
Europäische Harmonisierung
Da die Finanzierungsgrundlage und die soziale Reichweite des öffentlichen Sek-
tors in den 1990er Jahren stark verschlechtert worden sind, wurde von Kritikern
dieses Modells darauf hingewiesen, dass gerade das skandinavische sozialstaatli-
che System anfällig sei für die Auswirkungen von Globalisierung und institutio-
nalisierter ökonomischer Überstaatlichkeit. Hierbei wird gerne auf die erhöhte
Mobilität der Steuersubjekte hingewiesen, so dass z.B. hohe Umsatzsteuern zu
Unternehmensflucht und Vermögenssteuern zu Steuerflucht von Privatpersonen
führten (vgl. Andersen 2003, Kautto et al. 2001).
Ähnliche Argumente wurden und werden auch in der Politik angeführt, um
Eingriffe in das System der Wohlfahrtstransferierungen vorzunehmen. In den
1990er Jahren begründete die sozialdemokratische Regierung Persson so die
massiven Verschlechterungen der Sozialleistungen mit der Notwendigkeit der An-
102
passung an EU-Richtlinien und den internationalen Standortwettbewerb. Sehr in-
teressant hierbei erscheint übrigens, dass die sozialdemokratische Minderheiten-
regierung des sozialdemokratischen Premierministers Göran Persson zwischen
1998 und 2006 von den Grünen und der postkommunistischen Linkspartei (Vän-
sterpartiet) getragen wurde, also von Parteien, die zu den Gegnern der schwedi-
schen EU-Mitgliedschaft gehören. 
Die linken Kritiker der EU in Schweden bezeichnen, wie auch Göran Hägg
(2006: 444f) im oben angeführten Werk, den Beitritt Schwedens zur EU im Januar
1995 als eine der Hauptursachen für die Deformierung des schwedischen Sozial-
staats. Es wird in diesem Zusammenhang behauptet, dass das Primat der Inflati-
onsbekämpfung, das die Politik der Europäischen Zentralbank bestimmt, das Ende
für das auf Vollbeschäftigung bauende traditionelle schwedische Modell bedeute.
Außerdem, so die schwedischen EU-Kritiker, sei der solidarisch finanzierte
schwedische Sozialstaat zum Untergang verurteilt, wenn politische Entscheidun-
gen über die schwedische Finanzpolitik nicht mehr in Stockholm sondern in Brüs-
sel oder Frankfurt am Main getroffen werden würden. Ähnliches konstatieren
auch Forscher wie der Politologe Fritz W. Scharf (2002), und die Soziologinnen
Christine Cousins (1999) und Ingalill Montanari (2003). Wie dem auch sei, Links-
partei und Grüne trugen trotz ihrer grundsätzlichen Kritik an dieser Entwicklung
dennoch die politische (Mit-) Verantwortung für die Anpassung der schwedischen
Wirtschafts- und Finanzpolitik an die Richtlinien der EU-Kommission. 
Die fortschreitende Europäisierung der schwedischen Politik führt also nach
Ansicht der meisten Beobachter zu einer Unterminierung des schwedischen Sozi-
alstaatsystems, was in neueren Arbeiten z.B. von Elmbrant (2005) und Berg/Sun-
nemark (2006) ausgeführt wird. Diese Unterminierung äußert sich in einer zuneh-
mend geringeren Umverteilung von Ressourcen durch den Staat, ein Umstand, der
sich nicht zuletzt in drastisch wachsender Einkommensdisparität niedergeschla-
gen hat.
Der EU-Anpassung der mittleren und späten 1990er Jahre waren allerdings be-
reits im Jahrzehnt zuvor eine Reihe von politischen Weichenstellungen vorausge-
gangen. Auch wenn sich der schwedische Sozialstaat nach wie vor qualitativ von
anderen europäischen Sozialstaatsmodellen unterscheidet, wurden gewisse Kern-
elemente neoliberalen Gedankengutes schon in den 1980er Jahren in das Denken
der schwedischen Polit- und Verwaltungseliten integriert. So wies der Ökonom Jo-
han Lönnroth (1988) früh auf einen schleichenden Prozess hin, der dazu geführt
habe, dass neoliberale Doktrinen schon seit den 1970ern auch in Schweden in For-
schung und Lehre sowie zunehmend innerhalb der staatlichen und kommunalen
Verwaltung auf dem Vormarsch gewesen seien. Eine Folge davon war eine deut-
liche politische Zäsur in den 1980er Jahren, die auch als das Resultat der Un-
fähigkeit linker organisierter Interessen, die lange vorher eingeleitete ideologische
Gegenoffensive der rechten Mitte frühzeitig wahrzunehmen und zu bekämpfen,
bezeichnet werden kann (vgl. Hansson/Lodenius 1988).
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Laut Bo Stråth (1998: 244) verschob sich so, ganz im Gleichklang mit interna-
tionalen Entwicklungen, bereits seit den frühen 1980ern zunehmend die politische
Hauptkonfliktlinie in Schweden. Die ideologische Hauptfront verläuft seitdem in
erster Linie zwischen links und rechts innerhalb der dominanten politischen Kraft,
also der Sozialdemokratie, und nicht mehr in erster Linie zwischen Sozialdemo-
kratie und bürgerlicher Rechten. In der sozialdemokratischen Arbeiterbewegung
brach so z.B. unter Einfluss des neoliberalen Diskurses Mitte der 1980er der me-
dienträchtige „Krieg der Rosen“ zwischen „Geschäftsstellenrechten“ (kanslihö-
gern) und „Gewerkschaftslinken“ (fackföreningsvänstern) aus, der mit der Nie-
derlage der Gewerkschaftslinie endete und den Anfang vom Ende des klassischen
schwedischen Modells einleitete. Der politische Konflikt, der während der 1980er
Jahre die schwedische Sozialdemokratie erschütterte, beeinflusste übrigens in er-
heblichem Ausmaß auch die (damals) eurokommunistische Linkspartei, die zu
dieser Zeit noch „Linkspartei-Kommunisten“ (VPK) hieß, und die zwar nicht im
Selbstverständnis wohl aber in der politischen Praxis sehr von den Vorgängen in-
nerhalb der schwedischen Sozialdemokratie geprägt war und – das erlaube ich mir
hier zu sagen – ist. 
Der ideologische Rollback der 1980er führte – bekanntlich nicht nur in Schwe-
den – zu einer Abdrängung der Linken in immer weiter zurückgedrängte Verteidi-
gungsstellungen. Sehr interessant erscheint in diesem Zusammenhang eine Studie
des Soziologen Stefan Svallfors (1996, siehe auch Svallfors 1999), der bereits
Mitte der 1990er Jahre darauf hinwies, dass die Akzeptanz des schwedischen So-
zialstaates, und zwar ausdrücklich auch des Finanzierungssystems, innerhalb der
Bevölkerung stabil sei. Gleichzeitig haben jedoch Medien und politische Eliten
das Vertrauen in die Leistungskraft des Systems verloren und postulieren, dass es
einen großen Reformbedarf gebe. Die Reformen des Systems erschöpfen sich in
Schweden wie auch in anderen Ländern oft in Privatisierungen und einzelnen
„Deregulierungen“ des Sozialsystems, was in vielen Fällen gleichbedeutend mit
einer parallelen Verschlechterung von Service- und Sozialleistungen war.
Die „Europäisierung“ des schwedischen Wohlfahrtsstaates wurde also schon
lange vor dem Beitritt Schwedens zur EU eingeleitet. In Konsequenz war es die
sozialdemokratische Regierung des Olof Palme-Nachfolgers Ingvar Carlsons, die
bereits Ende der 1980er Jahre den Weg für die schwedische EU-Mitgliedschaft eb-
nete. Dies geschah durch Öffnung der schwedischen Finanzmärkte, durch eine ra-
dikale Steuersenkung Anfang der 1990er Jahre und damit verbunden, den schritt-
weisen Abbau des öffentlichen Sektors und eine umfassende Kostenumverteilung
zu Lasten der Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen (Ryner 2002, vgl. Hägg
2006).
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Schweden und das „soziale Europa“
Bereits in den 1950er Jahren versuchte der französische Regierungschef Guy Mollet,
die Harmonisierung von Sozialleistungen sowie Steuerregelwerken zu einer Bedin-
gung für die wirtschaftliche Integration in Westeuropa zu machen. Diese Forderung
fiel in den Verhandlungen, die schließlich zum Vertrag von Rom und zur Gründung
der EG (EWG/EAG) führten, bekanntlich unter den Tisch, und das Primat der Wirt-
schaftspolitik bleibt bis heute ungebrochen im Vertragswerk von EG/EU. 
Ganz davon abgesehen, dass die europäischen Sozialstaaten in den 1950ern nur
rudimentär entwickelt waren, hätte sich ein grundsätzliches Problem 1956 nicht
gestellt, nämlich die strukturelle Inkongruenz der unterschiedlichen europäischen
Sozialstaatsmodelle. Die sozialstaatlichen Systeme sämtlicher sechs Gründungs-
mitglieder der EG sind nämlich in ihren Grundzügen nach dem Modell der bis-
marckschen Sozialversicherungen gestaltet. Dieses Modell, wie auch das angel-
sächsische Sozialstaatsmodell, ist zum einen in Hinsicht auf die Reichweite der
Sozialleistungen wesentlich begrenzter als der schwedische Sozialstaat. Zum an-
deren unterscheidet sich auch die „moralische Ökonomie“ der Sozialstaaten er-
heblich in den verschiedenen EU-Mitgliedsstaaten, also die unausgesprochenen
normativen Auffassungen darüber, welche gesellschaftlichen Bereiche in öffentli-
cher bzw. privater Regie geregelt werden sollen (vgl. Esping-Andersen 1999).
Last, but not least baut das konservative Sozialstaatsmodell darüber hinaus auf
dem traditionellen Modell vom männlichen Familienversorger auf und konserviert
somit traditionelle Familienstrukturen. Im Gegensatz dazu sind die Leistungen des
schwedischen sozialdemokratischen Sozialstaatsmodells von der Konstruktion
her geschlechtsneutral und basieren, wie vorher bereits angerissen, auf individu-
ellen Ansprüchen auf staatliche Existenzsicherung (vgl. Korpi 1999).
Eine Harmonisierung der europäischen Sozialstaatssysteme, wie sie gelegent-
lich von linken Kräften in Europa gefordert wird, dürfte schon allein deswegen
nicht wünschenswert oder überhaupt politisch durchführbar sein, weil Widerstand
in den einzelnen Mitgliedsländern vorprogrammiert ist. Oder wie Scharpf (2003:
67) es treffend formuliert: „Britische Wähler würden ganz einfach das hohe Steu-
erniveau, das den generösen schwedischen Sozialstaat unterhält, nicht akzeptie-
ren, schwedische Familien würden nicht mit dem niedrigen Sozial- und Ausbil-
dungsniveau leben wollen, das in Deutschland geboten wird, und deutsche Ärzte
und Patienten würden sich im Protest gegen jeden Schritt in Richtung des Natio-
nal Health Systems der Briten vereinen.“
Die strukturellen Unterschiede der europäischen Sozialstaaten schaffen also ein
Dilemma für eine europäische Linke, die mit Recht die Unverbindlichkeit der „so-
zialen Dimension“ der EU kritisiert. Ein einheitliches europäisches Sozialstaatsmo-
dell erscheint nämlich auf einem „skandinavischem“ d.h. hohen Leistungs- und Um-
verteilungsniveau nicht praktisch durchführbar und auf einem „europäischen“ d.h.
niedrigen Leistungs- und Umverteilungsniveau politisch kaum wünschenswert.
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Aus dieser Erkenntnis speist sich dann auch der in Deutschland gelegentlich
mit Verwunderung notierte linke EU-Widerstand in Ländern wie Schweden, Dä-
nemark und Norwegen. Die politische Konsequenz, die die skandinavische EU-
kritische Linke zieht, ist die des nationalstaatlichen Egoismus, was wiederum zu
einem Dilemma führt: Die Möglichkeiten, eine nationalstaatliche Wirtschafts- und
Finanzpolitik aufrecht zu erhalten, was zur Finanzierung des skandinavischen So-
zialstaatsmodells notwendig zu sein scheint, werden nämlich immer begrenzter.
Beide Dilemmas erscheinen mir persönlich schwer zu lösen zu sein, allerdings
bin ich davon überzeugt, dass eine Lösung der Probleme nur auf europäischer
Ebene möglich ist. Mittel- bis langfristig sehe ich nämlich einen Trend zur Nivel-
lierung der europäischen Sozialstaaten, der dann durchaus das Ende des skandi-
navischen Sozialstaates (womöglich mit Ausnahme Norwegens) bedeuten könnte.
Dies zeichnet sich zur Zeit deutlich in verschiedenen Bereichen ab. Die europäi-
schen Rentensysteme sind z.B. ein Bereich, in dem seit einiger Zeit eindeutige
Trends zur europäischen Harmonisierung festzustellen sind. In den meisten EU-
Ländern wurden in den letzten Jahren Rentenreformen durchgeführt, die nach an-
gelsächsischem Vorbild Teile der Rentenversicherungsbeiträge in die Aktien-
märkte kanalisiert haben. 
Während die Rentenreformen jedoch kaum die Substanz der sozialstaatlichen
Systeme berührt haben, könnte die Verabschiedung der europäischen Dienstlei-
stungsdirektive zu sehr weitreichenden Konsequenzen für den öffentlichen Sektor
führen, und zwar nicht nur in Skandinavien. Bereits heute haben europäische Di-
rektiven zur Öffnung des bis weit in die 1990er Jahre hinein fast ausschließlich in
öffentlicher Regie geführten öffentlichen Sektors in Schweden geführt. Neben den
auch in Schweden abgeschafften staatlichen Monopolen im Telekombereich, im
Schienenverkehr und im öffentlichen Personennahverkehr sind davon v.a. der Ge-
sundheits- und Pflegebereich und in zunehmenden Ausmaß auch der Ausbil-
dungssektor betroffen. Weitere Privatisierungen sind nach dem Regierungswech-
sel in Stockholm zu erwarten.
Neben diesen direkten Einwirkungen auf das sozialstaatliche Regime wird
auch eine weitere tragende Säule des schwedischen Sozialstaates, der regulierte
Arbeitsmarkt von europäischen Direktiven stark beeinflusst. Eine entscheidende
Zäsur könnte hierbei durch die Aushebelung der Tarifhoheit durch Lohndumping
im Zusammenhang mit der Einführung des Ursprungslandsprinzips erwirkt
werden.
Inwieweit die tragenden Prinzipien des schwedischen Sozialstaates gerettet
werden können, hängt letztendlich – und dies ist eine Erkenntnis, die sich in der
schwedischen Linken leider erst noch durchsetzen muss – davon ab, ob sie zu den
Grundlagen eines europäischen Sozialstaates gemacht werden können.
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3.2. Sozialpolitik zwischen Zivilgesellschaft und
antikapitalistischer Bewegung 
BIRKE BULL
Sozialstaat in der kapitalistischen Wissensgesellschaft
Das westeuropäische Sozialstaatsmodell geht zurück auf die gesellschaftlichen
Entwicklungsbedingungen der Industriegesellschaft. Das traditionelle Normalar-
beitsverhältnis – lebenslang und abhängig vollzeitbeschäftigt - war gewisser-
maßen das Optimum für die soziale Absicherung von Lebensrisiken wie Arbeits-
losigkeit und Altersarmut. Die Kopplung des Wirtschaftswachstums an einen
quasi automatischen Zuwachs des Beschäftigungsvolumens war und ist nach wie
vor in weiten Teilen der politischen Klasse die Grundannahme für die Stabilität
der sozialen Sicherungssysteme.
Das Verhältnis von Arbeit und sozialer Sicherheit ist jedoch brüchig geworden.
Ein deutliches Indiz ist die seit vielen Jahren andauernde Massenarbeitslosigkeit
in weiten Teilen Europas. Die Prognosen zur Zukunft der Arbeit sind umstritten.
Offensichtlich ist die Frage nach der Zukunft der sozialen Sicherungssysteme
bei weitem nicht allein mit dem Verweis auf die Wiederherstellung von Vollbe-
schäftigung oder die Erschließung neuer Arbeitsfelder, wie etwa der Bereiche ge-
meinnütziger öffentlich geförderter Beschäftigung, zu beantworten. 
Auch die demokratische Linke kommt nicht umhin, die Frage nach der Zukunft
der sozialen Sicherungssysteme grundsätzlich neu zu denken. Der Umbau des So-
zialstaates ist unumgänglich für seine nachhaltige Sicherung – auch aus der Per-
spektive moderner linker Politik. Ein lernendes System ist erforderlich. Ein sol-
cher Umbau muss hier und heute beginnen. Fragt man also nach den allgemeinen
Grundprinzipien und den konkreten Stellschrauben für einen solchen Umbau bei
laufendem Betrieb, so gehören an den Beginn Überlegungen darüber, in welcher
Gesellschaft wir eigentlich leben. Anschließend sollen Vorschläge für Ansprüche
und Aufgaben an soziale Sicherungssysteme einer Wissensgesellschaft mit den ih-
nen innewohnenden Spannungsfeldern erörtert werden.
In welcher Gesellschaft leben wir?
Allgemeiner Konsens unter den Linken ist, dass es sich vor allem um eine Ge-
sellschaft kapitalistischen Typs handelt. Dass sich die Spielarten und Erschei-
nungsformen des Kapitalismus dabei sehr vielfältig zeigen - sowohl historisch als
auch gegenwärtig - ist keineswegs neu. Deshalb scheint es fraglich, ob ein einzi-
ges Label die Gesamtheit der Dimensionen und Entwicklungen in der modernen
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Gesellschaft auf einem Nenner fassen kann. In den sozialwissenschaftlichen Dis-
kussionen taucht immer öfter der Begriff der Wissensgesellschaft auf, findet
jedoch unterschiedliche Akzeptanz. Die damit einhergehenden Transformationen
in Wirtschaft, Arbeit und sozialer Welt sind jedoch nahezu unumstritten. Wissen
wird zum Maß vieler Dinge. Die wissensbasierte Ökonomie und die wissensbasierte
Arbeit waren dafür der Ausgangspunkt (vgl. u. a. Bell 1985, Drucker 1993, Stehr
2001). Wissen wird auf Wissen angewendet, um Produktivität zu steigern und um
Wohlstand zu sichern. Die Wissensakkumulation ist gewissermaßen das Fundament
von Wettbewerbsfähigkeit. Wissen dient der Rationalisierung bei der Herstellung
von Produkten, der Kostensenkung der Produktion, vor allem aber der permanenten
Neuentwicklung von Waren und Dienstleistungen. Neue Technologien bearbeiten
Informationen gewissermaßen als Rohstoff. Die Logik eines Netzwerkes wird zum
bestimmenden Prinzip der Produktionsweise, innerhalb der Organisation und hin-
sichtlich der Kooperation zwischen Unternehmen. Durch die Verschlankung der
Unternehmen steigert sich deren Produktivität. Unternehmensnetzwerke organisie-
ren die Produktionsweise des Kapitalismus in neuer Form. Auf diese Weise können
die beteiligten Unternehmen kontinuierlich und schnell auf dem neuesten Stand in-
ternationaler Standards operieren (vgl. Castels 2001: 221). Das marktwirtschaftliche
organisierte System der Wirtschaft optimiert sich fortwährend, den eigenen Funk-
tionen der Mehrwertschöpfung folgend. Das liegt in der Natur seiner Sache. 
In einer erwerbszentrierten Gesellschaft wie der unsrigen bleibt auch kein an-
derer Lebensbereich unberührt vom Wandel des Wissens und seiner Potenziale.
Soll es also um eine sozial und ökologisch vernünftige Balance innerhalb der Ge-
samtgesellschaft gehen, so bedarf es dringend ihrer politischen Gestaltung. Was
die Zukunft der Arbeit und der sozialen Inklusion betrifft, hat die These von der
Wissensgesellschaft und den hier skizzierten Entwicklungen schwergewichtige
Bedeutung, denn Arbeit verändert sich und mithin auch die Grundlage für soziale
Sicherungssysteme. 
Wenn Wissen in zunehmendem Maße die Basisressource für Wirtschaft und Ar-
beit ist, dann ließe sich Arbeit entlang der Frage charakterisieren, wie stark oder
weniger stark sie die Wissensproduktion selbst zum Gegenstand hat. In zuge-
spitzter Form unterscheidet Drucker (1993) zwischen den WissensarbeiterInnen
und den DienstleistungsarbeiterInnen. WissensarbeiterInnen seien lern- und an-
passungsfähig, im Besitz hoher formaler Bildung, ausgerüstet mit den erforderli-
chen Fähigkeiten für die Wissensproduktion, offen für lebenslanges Lernen. Wis-
sensarbeit wäre demnach hoch flexibel, ständig im Wandel, zurückgreifend auf
abstraktes und systemisches Denkvermögen (vgl. Roßmanith 2003: 25ff.). Im Ge-
genzug kristallisiere sich die Klasse der DienstleistungsarbeiterInnen heraus, ohne
hohe formale Bildung, in Ermangelung jener Ressourcen, über die die Wissensar-
beiterInnen verfügten. Auf solcher, eher monotonen Arbeit laste der permanente
Druck möglicher Standardisierung und Automatisierung. Sie liefe ständig Gefahr,
wegrationalisiert zu werden (vgl. Stehr 2000: 93). Hinzu kommt ihr niedriger so-
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zialer Status. All das brächte erhebliche Gefahren für das soziale Gefüge und den
sozialen Zusammenhalt der Gesellschaft.
Eine Reihe von Autoren prognostiziert einen signifikanten Rückgang des zur
Reproduktion notwendigen Volumens der Erwerbsarbeit: „Arbeitsformen verän-
dern sich rapide, und ebenso schnell ändert sich der Umfang der gesellschaftlich
notwendigen Arbeit. Immer geringer wird die Zahl der Beschäftigten, die weiter
wachsende Produktionsergebnisse erzielen“ (Stehr 2001: 11f). Mit dem rasanten
Fortschreiten der technologischen Entwicklung eröffnen sich immer mehr Poten-
ziale dafür, menschliche Arbeit zu ersetzen. Das Arbeitsvolumen gehe nach Auf-
fassung des Institutes für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung auch in Deutschland
spätestens seit Beginn der 90er Jahre erkennbar – nämlich um fast 10% - zurück
(vgl. Wanger 2006). Auch die stetig steigende Erwerbsbeteiligung von Frauen, als
Ergebnis eines nachhaltigen Wertewandels, geprägt vom Anspruch an eine ge-
schlechtergerechte Teilung von Arbeit, bleibt nicht ohne Folgen, auch für die Ver-
teilung der noch vorhandenen Erwerbsarbeit. 
Das Fazit könnte lauten: Eine globalisierte Welt, die Entwicklung neuer Tech-
nologien, der Wandel der Wissensproduktion, die Veränderungen in der Arbeits-
welt – all das birgt Risiken wie auch Chancen. Existenziell ist deshalb deren po-
litische Gestaltung. Wenn der Rückgang des Arbeitsvolumens unumgänglich mit
der Entwicklung der Wissensgesellschaft verbunden ist, so würde das bei ausblei-
bender politischer Intervention, z. B. bei ausbleibender sozialpolitischer Alterna-
tive, fatale Konsequenzen für die Integrationskraft in der Gesellschaft haben. 
Einer der großen Herausforderungen moderner linker Politik ist demnach, die
Gefahren und Risiken zu begrenzen und die Chancen einer Wissensgesellschaft zu
erkennen und nutzbar zu machen. 
Für das hier relevante Thema muss gefragt werden: Welche sozialpolitischen
Standards müssen gesichert sein? Welche gesellschaftlichen Aufgaben und Dyna-
miken muss ein System sozialer Sicherheit befördern respektive begrenzen? Wer
sollen die Akteure sein?
Soziale Sicherung heißt, vor Armut zu schützen
In erster Linie ist es eine Frage von Menschenwürde und Humanität, alle Mitglie-
der der Gesellschaft vor den Risiken des Lebens zu schützen: vor Krankheit und
Armut. 
Armut ist relativ. Sie ist nicht nur, und dennoch ganz erheblich eine Frage des
Geldes. Deshalb hat sich die Europäische Union darauf verständigt, den Grenz-
wert bei 60% des gewichteten Nettoäquivalenzeinkommens festzusetzen. Das
markiert einen Mindeststandard, der Menschen die Teilhabe am kulturellen und
sozialen Leben sichern kann. 
In einer modernen Gesellschaft werden die Formen des Zusammenlebens im-
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mer vielfältiger, mitunter zeitweise begrenzt oder räumlich getrennt. Maßgebend
sollen dabei die Bedürfnisse und Vorstellungen der Menschen selbst sein, wohl-
wissend, dass sich individuelle Bedürfnisse immer auch nach ihrem sozialen Um-
feld ausrichten. Ehe und Familie haben im realen Leben ihre Funktion der ökono-
mischen Absicherung längst verloren. Nicht jedoch in den sozialen
Sicherungssystemen der meisten westeuropäischen Länder – ein Anachronismus,
der den Bedürfnissen von Menschen wie auch den Erfordernissen der modernen
Wissensgesellschaft entgegensteht. Im Interesse von Selbstbestimmung und Auto-
nomie aus individueller Perspektive, aber auch im Interesse von Flexibilität und
Mobilität aus (wissens-)gesellschaftlicher Perspektive bedarf es einer Grundsi-
cherung, die sich am Individuum ausrichtet, ohne Abhängigkeit und Zwangsge-
meinschaften zu (re-)produzieren. Ein Muss also auch für soziale Sicherungssy-
steme. 
Bildungspolitik wird zu einem Kerngeschäft von Sozialpolitik
Wenn Wissen zur zentralen Ressource für alle Lebensbereiche wird, dann gehört
es zum Kerngeschäft einer Sozialpolitik, die sich als Gesellschaftspolitik versteht,
den Zugang zu Bildungsangeboten für alle gleichermaßen zu sichern. Das Recht
auf Bildung erhält das Gewicht eines Grundrechts. Das beschränkt sich nicht
nur auf nüchterne Chancengleichheit, denn Menschen verfügen über unterschied-
liche Ausgangsbedingungen an der jeweiligen Startlinie bevorstehender Lebens-
abschnitte. Notwendig ist der individuelle Nachteilsausgleich, ohne strukturelle
Stigmatisierung und Aussonderung. Bildung reduziert sich dabei nicht auf die
berufsförmige Ausbildung oder die Vermittlung arbeitsmarktrelevanter Kernkom-
petenzen. Sie ist ein gewichtiger Schlüssel zur Teilhabe an allen kulturellen,
sozialen und demokratischen Gütern. In einer Wissensgesellschaft ist Bildung un-
umgänglich auf dem Weg zu selbstbestimmtem und eigenverantwortlichem Le-
ben. Dennoch: In einer gegenwärtig noch sehr stark arbeitszentrierten Gesell-
schaft erscheint es problematisch, die Arbeitsmarktrelevanz von Bildung als
utilitaristisch22 zu diskreditieren. Die Teilhabe an Erwerbsarbeit ist für viele Men-
schen ein gewichtiges Kriterium für Lebensqualität, Bildung - auch zu diesem
Zweck- ist dann eigener Anspruch. 
Soziale Sicherungssysteme müssen den Zugang zu Bildungsangeboten für alle
ermöglichen – und zwar lebenslang. Das bedarf der Möglichkeiten und Voraus-
setzungen. Derzeit droht stattdessen denen, die aus der Langzeitarbeitslosigkeit
heraus eine Hochschulausbildung beginnen wollen, der Entzug von Leistungen
22 Utilitarismus geht davon aus, dass im Nützlichen die Grundlage des sittlichen Verhaltens liegt und ideale
Werte nur anzuerkennen sind, sofern sie dem Einzelnen oder der Gemeinschaft nützen.
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aus dem SGB II. Individuelle Bildungsbiografien werden durch geplante Studien-
gebühren behindert statt gefördert. Beides sind höchst kontraproduktive sozialpo-
litische Restriktionen in einer Wissensgesellschaft. Soziale Transferleistungen
sollten dagegen nicht mehr nur an Arbeitsleistungen bzw. die Bereitschaft dazu,
sondern vielmehr an Bildungsleistungen gekoppelt werden.
Die Frage, wie viel Anstrengung und Eigenverantwortung Menschen dabei zu-
mutbar sind, bleibt in traditionell linken Diskursen oft ausgespart. Der durch die
Linkspartei geforderte Qualifikationsschutz bei den Zumutbarkeitskriterien in der
Arbeitslosenversicherung bleibt die Antwort schuldig, wie damit lebenslanges
Lernen gefördert werden soll. Umstritten bleibt, ob allein die vorhandenen Chan-
cen ausreichend sind, um Anstrengung und Herausforderung anzunehmen oder ob
es dafür Bedingungen und Regeln geben muss, und wenn ja welche. Eine funk-
tionierende Gemeinschaft ist auf das Mittun aller angewiesen.
Selbstbestimmung und Eigenverantwortung sind die Voraussetzungen für
Emanzipation. Es ist an der Zeit, diese Begrifflichkeiten von links zu besetzen, sie
herauszuholen aus der Schmuddelecke, in der sie durch neoliberale Strategien dis-
kreditiert worden sind. Dort ist Eigenverantwortung das Privileg derer, die es sich
leisten können und das Schicksal derer, die es sich nicht leisten können, denen die
Voraussetzungen dafür versagt werden. Es bleibt auch für die sozialen Siche-
rungssysteme eine Herausforderung: einerseits vor den Lebensrisiken zu schüt-
zen, andererseits der eigenen Verantwortung, den Fähigkeiten der einzelnen Mit-
glieder der Gesellschaft, dem Gemeinsinn nicht nur ausreichend Raum zu lassen,
sondern dies auch herauszufordern.
Bedingungsloses Grundeinkommen oder bedingte Grundsicherung
Das Konzept des bedingungslosen Grundeinkommens geht von Bedingungslosig-
keit aus. Das Konzept der Grundsicherung dagegen knüpft die Transferleistung an
festzulegende Voraussetzungen, die allerdings sehr nebulös und allgemein gehal-
ten sind (vgl. oben). Die dahinter verborgenen Spannungsfelder bleiben so unaus-
gesprochen und unreflektiert. 
Für den Anspruch, Armut zu verhindern, erscheint diese Alternative unerheblich.
Andere Fragestellungen wiederum werden jeweils unterschiedlich beantwortet. Folgt
man der Annahme vom sinkenden Arbeitsvolumen, so steht die Kopplung von Arbeit
und sozialer Sicherung zur Disposition. Bliebe die Erwerbsarbeit weiter das zentrale
Kriterium, dann würde das den Druck auf Erwerbslose und Erwerbstätige enorm er-
höhen und dennoch ins Leere laufen. Ein bedingungsloses Grundeinkommen dage-
gen würde beide Systeme vollständig entkoppeln (vgl. Opielka 2002, 2004).
Die eigentliche Kontroverse eröffnet sich allerdings hinter der Frage, welche
gesellschaftlichen Dynamiken mit einem bedingungslosen Grundeinkommen in
Gang gesetzt würden. Sind Menschen dann noch bereit, ihre Leistungskraft der
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Gemeinschaft zur Verfügung zu stellen? Wer wird dann die weniger qualifizierten
Arbeiten verrichten? Fördert ein solches Konzept Innovation und Kreativität oder
erlahmten solche Potenziale dadurch? 
Von den Befürwortern des bedingungslosen Grundeinkommens wird vor allem
auf die nicht-ökonomischen Voraussetzungen für Produktivität und Entwicklung
verwiesen. Es seien vor allem die intrinsischen Motivationen – Motive aus eigenem
Antrieb heraus – die Produktivität und Leistung hervorbrächten. „Ein bedingungs-
loses Grundeinkommen ermöglichte z. B. Wissenschaftlern, die keine Anstellung
finden, dennoch zu forschen; es ermöglichte Künstlern Kunstwerke zu schaffen,
ohne der ständigen Existenznot ins Auge blicken zu müssen (..).” (Liebermann
2002: 114). Auf einen wie auch immer geregelten Arbeitszwang wird verzichtet. Der
Arbeitsmarkt könne auf diese Weise nahezu vollständig dereguliert werden (vgl.
Opielka 2002 und 2004). Das fragt nach dem zugrunde liegenden Menschenbild.
Insbesondere mit Rückblick auf typische Muster sozialen Handelns unter realsozia-
listischen Bedingungen ist eine gewisse Skepsis nicht von der Hand zu weisen. 
Die Ökonomen unter den BefürworterInnen des bedingungslosen Grundeinkom-
mens verweisen auf die Innovationspotenziale einer Wirtschaft, die damit nicht
mehr dem Erhalt oder der Schaffung von Arbeitsplätzen verpflichtet wäre. Was
sollte dagegen eingewandt werden, wenn durch ein solches Grundeinkommen das
Druckpotenzial auf Erwerbstätige und Erwerbslose deutlich zurückgedrängt würde? 
Die Debatte um beide Konzepte eröffnet den ehrlichen Streit um grundsätzli-
che Entwicklungspfade moderner linker Sozialpolitik. Allemal verlangt dies einen
sachlichen und von Kenntnis geprägten Streit. Für eine praktikable Politik sind al-
lerdings auch Einstiegsszenarien gefragt, die anschlussfähig an die öffentliche
Meinung und an die vorhandenen Strukturen der Sicherungssysteme sind - im
Sinne des Umbaus bei laufendem Betrieb.
Sozialstaat und Zivilgesellschaft
Die Rolle des Staates ist eine weitere zentrale Frage der Zukunft sozialer Siche-
rungssysteme: „Was gilt der neuen linken Partei als erstrebenswertes Verhältnis von
zivilgesellschaftlichem Engagement, Marktregulation, nationalem Sozialstaat und
internationalen Institutionen?“ (vgl. Gründungsdokumente der Partei Die LINKE.
2006). Oftmals ist dieser Streit bereits durch begriffliche Ungenauigkeit blockiert23.
Der Begriff ‚Staat’ wird mancherorts als Synonym für die Vielfalt unterschiedli-
cher institutioneller Arrangements sozialer Sicherungssysteme in ihrer Gesamtheit
gebraucht. Er ist aber lediglich ein möglicher Akteur.
23 Im Folgenden wird von einem Staatsbegriff ausgegangen, der im wesentlichen Gesetzgebung und Politik des
Bundes und der Länder einschließt. Die Frage, ob die kommunale Ebene ebenfalls zu staatlichem Agieren ge-
zählt wird, ist umstritten. Dieser Artikel schließt sich einem Verständnis an, das davon ausgeht, dass zumin-
dest die Aufgaben der Kommunen im eigenen Wirkungskreis, gemäß kommunaler Gesetzgebung, nicht zu
staatlichem Handeln gehören.
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Einige grundsätzliche Spannungsfelder verbergen sich hinter dieser Problema-
tik: Wer regelt die grundsätzlichen Standards sozialer Sicherheit? Wer hält die
tatsächlichen Angebote und Leistungen vor? Welche erwünschten oder uner-
wünschten gesellschaftlichen Dynamiken werden dabei jeweils in Gang gesetzt?
Insbesondere mit Blick auf das Bedürfnis nach Selbstbestimmung und Autonomie
auf Seiten der Bürgerschaft, unter anderem begründet in breiten Zugangsmöglich-
keiten zu Wissen und Informationen, sind diese Fragen nicht einfach zu ignorieren. 
Bereits Alexis de Toccqueville (1835, 1840, 1985) hat die Potenziale kommunaler
Politik überzeugend dargestellt. Räumliche Überschaubarkeit, Bürgernähe, geringe
Problemdistanz, Transparenz in den Zuständigkeiten, in den Wirkungen und Folgen
politischer Entscheidungen halten die Komplexität von politischen Prozessen für
BürgerInnen überschaubar. Das vor allem befördert bürgerschaftliches Engagement,
Eigenverantwortung und Selbstbestimmung, Kompetenz und Zivilcourage. Bedauer-
licherweise bleiben in der linken Debatte zivilgesellschaftliche und bürgerschaftliche
Strukturen und Institutionen als Träger sozialer Infrastruktur unterbelichtet. Stattdes-
sen werden staatlichen und Verwaltungsstrukturen hohes Gewicht und überraschend
hohes Vertrauen bei der Sicherung sozialpolitischer Standards zugeschrieben. Warum
trauen wir den zivilgesellschaftlichen AkteurInnen, der engagierten Bürgerschaft, der
Politik vor Ort in den Kommunen und Regionen so wenig zu? Was ist dagegen ein-
zuwenden, wenn soziale Beratung, Hilfe und Dienstleistungen anstelle eines Verwal-
tungsamtes von den Vereinen und Verbänden in den Landkreisen und Gemeinden an-
geboten werden – mithilfe vielfältiger weltanschaulich plural angelegter Konzepte?
Was ist dagegen einzuwenden, wenn Eltern oder ErzieherInnen selbst eine Kinderta-
gesstätte in eigener Trägerschaft unterhalten? Das unterstützt den lebendigen Wett-
bewerb unterschiedlicher Ideen und Vorstellungen. Es entwickelt Kompetenzen und
Gestaltungskraft bei den Beteiligten und Aktiven. Vor allem aber eröffnet es die
Chance, bürgerschaftliches Engagement, die Lust auf Mitgestaltung und auf konzep-
tionelle Auseinandersetzung zu wecken. Netzwerke sozialer Arbeit können sich ent-
falten, flexibler auf Bedarfe, Erfordernisse oder Wünsche reagieren. Synergien wer-
den nutzbar. Es eröffnet Raum für vielfältige Formen des Zusammenlebens und
-arbeitens, des nachbarschaftlichen Miteinanders. Die Integrationskraft der Gesell-
schaft kann sich entwickeln.
Spannungsfelder zeigen sich freilich auch hier: Das deutsche Sozialstaatsmodell,
vor allem als konservativ-korporatistisches charakterisiert, räumt den nichtstaatli-
chen zivilgesellschaftlichen AkteurInnen einen starken Einfluss und viel Gestal-
tungsmacht ein. Die so genannten Freien Träger der Wohlfahrtspflege spielen bei-
spielsweise bei der Realisierung sozialer Angebote nicht nur eine große Rolle, ihnen
gebührt bislang sogar der Vorrang vor staatlichen bzw. kommunalen Angeboten.
Problematisch erweisen sich in diesem Zusammenhang aber Monopolisierungen
und Zentralisierungen, die sich im Laufe der Jahrzehnte bei den großen Wohlfahrts-
verbänden entwickelt haben. Die Stärkung dezentraler und damit bürgernaher zivil-
gesellschaftlicher Strukturen kann und muss dabei einen Ausgleich schaffen. 
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Damit rückt das Prinzip kommunaler Selbstverwaltung ins Zentrum politischen
Agierens – auch in der Sozialpolitik. Für die Landespolitik ergibt sich im Rahmen
der Funktionalreformen ein breites Handlungsfeld. Das Sozialrecht sieht im SGB
XII derzeit getrennte Zuständigkeiten für die Sozialhilfe vor. Die ambulante Hilfe
obliegt in der Regel den Kommunen, die stationäre und teilstationäre den Ländern.
Das fördert Bürokratie, Doppelstrukturen und vor allem undurchsichtige Zuständig-
keiten und Problemdistanz. Stattdessen könnten die Kommunen neben der ambu-
lanten Sozialhilfe künftig auch die Zuständigkeit für die stationäre und teilstationäre
Sozialhilfe übernehmen. Die Eingliederungshilfe für Menschen mit Behinderungen
kann so bürgernaher und transparenter gestaltet werden. Vor allem aber politisch
wird den kommunalen Mandatsträgern eine umfangreiche politische Gestaltungs-
macht gegeben. Ebenso müssen Familienpolitik oder Kinder- und Jugendpolitik in
erster Linie vor Ort gestaltet werden. Bedürfnisse, Rahmenbedingungen und vor-
handene Ressourcen sind dort deutlich besser bekannt und abrufbar, nötige Netz-
werke und Strukturen, mögliche Synergien können sich entwickeln, weil sie ge-
braucht werden. Die Kommunalisierung von Sozialpolitik im weitesten Sinne sollte
demnach eine zentrale Forderung moderner linker Sozialpolitik sein. 
Entstaatlichung im Kontext moderner linker Sozialpolitik zielt auf Dezentrali-
sierung und auf die Stärkung zivilgesellschaftlichen und bürgerschaftlichen Enga-
gements. Das föderale System in Deutschland gehört vor allem an seiner Basis ge-
stärkt, auch in der Sozialpolitik. Die Folgen sozialpolitischen Handelns werden
für die Bürgerschaft so nachvollziehbarer, politische Interventionen werden trans-
parenter und berechenbarer, vor allem aber kann sich demokratische Mitbestim-
mung und Verantwortung entwickeln – einschließlich nötigen Protestes. 
Selbstverständlich braucht es dafür verlässliche Rahmenbedingungen. In erster
Linie ist die finanzielle Sicherung nötig, auskömmlich und perspektivisch kalku-
lierbar. Eine Reform der Gemeindefinanzen, die das Ausbluten der kommunalen
Kassen beendet, ist dringend erforderlich. 
Des Weiteren müssen durch den Gesetzgeber – die Parlamente auf Bundes-
bzw. Landesebene – als Ergebnis breit initiierter öffentlicher Debatten die grund-
legenden Standards geregelt und allgemeine Kontrollmechanismen installiert wer-
den. Umsetzung und Kontrolle sind nunmehr Aufgabe einer schlanken öffentli-
chen Verwaltung auf der Ebene der Länder und des Bundes. 
Ein solcher Gewährleistungsstaat (vgl. Nullmeier 2002) sichert allen Mitbür-
gerinnen und Mitbürgern gesetzgeberisch das Recht auf bestimmte Dienste und
Ansprüche zu, sorgt für eine ausreichende Finanzierung, überlässt die Bereitstel-
lung solcher Dienstleistungen und Angebote aber anderen: kommunalen, privat
gemeinnützigen Akteuren oder aber gänzlich privaten. Maßstab für die Wahl sind
die Stärkung bürgerschaftlichen Engagements, der gleichberechtigte Zugang aller
Bürgerinnen und Bürger zu sozialen, kulturellen und ökologischen Gütern und Le-
bensstandards sowie Effizienz und Wirtschaftlichkeit im Umgang mit gesell-
schaftlichen Ressourcen. 
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Effizienz und Wettbewerb in den sozialen Sicherungssystemen
Immer wieder wird die Frage der Effizienz im Umgang mit den Ressourcen der
sozialen Sicherungssysteme kontrovers diskutiert. Die Ängste vor einer Durchöko-
nomisierung liegen in den realen Erfahrungen der vergangenen Jahre begründet. In
der Tat ging der Ruf nach einem effizienten Umgang mit den zur Verfügung ste-
henden finanziellen, personellen und strukturellen Mitteln sehr viel stärker einher
mit dem Abbau von Qualitätsstandards und Leistungsansprüchen als mit einer effi-
zienteren Nutzung vorhandener Ressourcen. Sich dem Anspruch eines optimalen
Verhältnisses zwischen Aufwand und Nutzen (Effizienz) im Interesse der Wirk-
samkeit gesetzter Ziele gänzlich zu entziehen, hieße Verschwendung oder Wir-
kungslosigkeit in Kauf zu nehmen. Darüber hinaus würde das die Solidargemein-
schaft stark überlasten. Wer sich in ein solidarisches Verhältnis – z. B. innerhalb
der Sozialversicherungssysteme – hineinbegibt, tut dies im Vertrauen darauf, dass
mit seinem bzw. ihrem Anteil das notwendige und nicht jedes denkbare oder wün-
schenswerte Maß von Hilfe finanziert bzw. realisiert wird, im Vertrauen auf einen
sparsamen und nutzbringenden Umgang mit Ressourcen. In erster Linie sind Qua-
lität und Notwendigkeit der Hilfe das Maß der Bewertung. Kosten und Aufwand
müssen sich daran messen lassen und nicht umgekehrt. Auch das ist eine Form von
Gerechtigkeit. Diese Frage berührt eine der kontroversesten Auseinandersetzungen
unter linken SozialpolitikerInnen: Inwieweit sind Non-Profit-Unternehmungen im
sozialen Bereich in der Lage oder gar in der Pflicht, die Organisationserfahrung der
Profitwirtschaft zu nutzen? Wie können wettbewerbliche Strukturelemente imple-
mentiert werden, ohne dass durch den Kostendruck soziale Standards bei den Be-
schäftigten bzw. innerhalb der sozialen Angebote selbst preisgegeben werden
(müssen)? Ist eine solche Balance möglich und gestaltbar?
Soziale Leistungen nähern sich unter diesen Bedingungen den privaten Gütern
an, indem sie teilweise zur Ware werden. Dennoch handelt es sich dabei lediglich
um sogenannte Quasi-Märkte, da sie mittels staatlichen Regulativs weiterhin der
sozialpolitischen Kontrolle unterliegen und darüber hinaus zumeist auch mit öf-
fentlichen Geldern finanziert werden (vgl. Nullmeier 2002: 3). Damit einher geht
ein grundlegender Wandel der Sozialpolitik. Einerseits werden diejenigen, die die
Leistungen des Sozialstaates in Anspruch nehmen, in ihrer Rolle als eigenständi-
ges Subjekt gestärkt, da sie unter den Bedingungen des Wettbewerbs um Qualität
– so die formulierte Abgrenzung zu rein marktwirtschaftlichen Wettbewerbsbe-
dingungen - unter den Angeboten wählen können. Andererseits verspricht man
sich davon einen effizienteren Umgang mit den vorhandenen Ressourcen. Die
emanzipativen Potenziale eines solchen sozialpolitischen Wandels sind unver-
kennbar, die Risiken allerdings auch. Die Chancen für die Lebensqualität aller
Menschen nutzbar zu machen und die Gefahren zu begrenzen, eröffnet einen ho-
hen und undogmatischen Gestaltungsanspruch an moderne linke Sozialpolitik, für
die eine solche Sichtweise zunächst schwere Kost sein dürfte. Eine solche Auf-
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wertung eigenständigen Handelns und eigenständiger Verantwortung verweist ein
weiteres Mal auf die existenzielle Bedeutung von individuellen Bildungsressour-
cen für eine selbstbestimmte Lebensgestaltung. 
Dennoch: Es bleibt die Frage nach jenen Menschen, die in Ermangelung eines
solchen individuellen Bildungserfolges den emanzipatorischen Ansprüchen des
neuen sozialstaatlichen Gefüges nicht in ausreichendem Maße gewachsen und nur
bedingt in der Lage sind, ihre eigenen Interessen zu vertreten, Ansprüche geltend
zu machen, als selbstbewusste Subjekte zu agieren. Hier ist die traditionelle Stärke
der Linken gefragt, die mittlerweile zu ihrem Alleinstellungsmerkmal zu werden
droht. Wie kann es gelingen, auch Bürgerinnen und Bürgern in prekären Lebens-
situationen, mit mehr oder weniger gelungenen Lebensentwürfen, oder Menschen
mit Behinderungen ein selbstbestimmtes Leben weitestgehend zu ermöglichen,
ihnen selbst das Heft des handelnden Subjekts zu überlassen?24
Fazit
Der skizzierte Diskurs um die Zukunft der sozialen Sicherungssysteme ist mit ei-
ner Reihe von Ambivalenzen und offenen Fragen verbunden. Soll er nicht auf die
Kontroverse zwischen dem umfangreichen Abbau sozialpolitischer Standards für
BürgerInnen reduziert werden – als kurzfristige Reaktion auf die krisenhaften Er-
scheinungen hinsichtlich der Finanzierung auf der einen Seite und weitestgehend
quantitativ formulierten Versorgungsansprüchen an den nationalen Sozialstaat auf
der anderen Seite – so sind grundlegende Probleme diskutabel. Zentrale Konflikt-
felder sind: 
• die Frage danach, wer künftig für welche Angebote und Rahmenbedingungen
sozialer Sicherheit in welchem Umfang zuständig sein soll: der Staat, die Zivilge-
sellschaft oder die private Wirtschaft und 
• die Frage danach, welche Ziele und welche gesellschaftlichen Wirkungen mit
den sozialpolitischen Arrangements ausgelöst werden sollen und welches Men-
schenbild dabei zugrunde liegen soll. 
Alle Modelle haben jeweils ihre eigenen sozialen Dynamiken und Spannungs-
felder, die in ihren erwartbaren Konsequenzen jeweils abgewogen werden müssen. 
Wichtigste Gütesiegel für eine moderne linke Sozialpolitik sind auf der einen
Seite eine gelungene soziale Inklusion und auf der anderen Seite die Entwicklung
der Innovationskraft aller Bereiche der Gesellschaft. Dafür bedarf es sowohl der
24 Das Konzept des persönlichen Budgets im Bereich der Eingliederungshilfe für Menschen mit Behinderungen
- um ein Beispiel aus der jüngeren sozialpolitischen Geschichte zu wählen - offenbart eine solche Herange-
hensweise. Der Mensch mit Behinderungen wird zum Regisseur des Arrangements verschiedener Hilfsange-
bote. Zur Wahrheit gehört allerdings ebenso, dass die emanzipativen Potenziale dieses Konzepts durch finan-
zielle Budgetbegrenzungen in den Ländern ad absurdum geführt werden. Es illustriert aber auch, dass
Selbstbestimmung und Eigenverantwortung mithilfe eines solchen Ansatzes möglich sind. 
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sozialen Absicherung der Einzelnen als auch deren Beitrag für ein funktionieren-
des und sich entwickelndes Gemeinwesen. 
Mit anderen Worten: Einerseits ist soziale Sicherheit aus der Perspektive mo-
derner linker Politik eine notwendige Voraussetzung für die Akzeptanz des rasan-
ten sozialen Wandels, den die Wissensgesellschaft notwendigerweise mit sich
bringt. Andererseits misst sich die Innovationsfähigkeit einer Gesellschaft auch an
einem Mehr an sozialer Sicherheit.
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Stellvertretende Fraktionsvorsitzende der Linkspartei-Fraktion im sachsen-anhal-
tinischen Landtag
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EDITH BARTELMUS-SCHOLICH
Soziale Gerechtigkeit im Kapitalismus?
In Deutschland leben Ende 2006 mehr als 13,5 Millionen Menschen unter der Ar-
mutsgrenze, davon 2,5 Millionen Kinder und ca. 4 Millionen Langzeiterwerbs-
lose. Sie stehen täglich vor der Herausforderung ihr Überleben zu sichern. Hun-
dertausenden von ihnen drohen Zwangsumzüge. 200.000 Menschen haben keine
Krankenversicherung mehr. Mit der Einführung von Hartz IV ist ein Klima der
Angst in die Betriebe eingezogen. Die Aussicht bei Verlust des Arbeitsplatzes zu
verelenden, macht die Belegschaften erpressbar, wenn es darum geht Löhne zu
senken und Arbeitszeiten zu verlängern. Von sozialen Kontakten sind die Armen
meist abgeschnitten. Menschenunwürdige Praktiken der Bürokraten und men-
schenverachtende Gesetze werden von der Mehrzahl der Betroffenen als höhere
Gewalt erlebt. In den Massenmedien wird nach wie vor eine unerbittliche Hetze
gegen Erwerbslose und Arme betrieben. Millionen Menschen wird vermittelt, dass
sie selbst an ihrer Lage schuld sind. Die meisten Betroffenen haben resigniert, sie
sind unsichtbar, unhörbar und nehmen weder an Demonstrationen noch an Wahlen
teil. 
Kapitalismus und soziale Gerechtigkeit sind unvereinbar. Wo die Eigentums-
ordnung es zulässt, dass die Ressourcen für das Überleben aller Menschen, die
Produktionsmittel und der Mehrwert der Arbeit privat angeeignet und als Kapital
akkumuliert werden, ist soziale Gerechtigkeit undenkbar. Wo Menschen sich in
fast allen Lebensbereichen nur noch als MarktteilnehmerInnen und Wettbewerbe-
rInnen gegenüber treten, wo die Arbeit, so wie die lebensnotwendigen Güter und
die zwischenmenschlichen Beziehungen den Charakter von Waren annehmen,
schlagen die Gesetze der Konkurrenz und der Profitmaximierung auf alle Lebens-
bereiche durch. Ob eine solche Wirtschafts- und Gesellschaftsordnung schreiende
Not oder halbwegs erträgliche Lebensbedingungen für die kapitallosen, auf die
Verwertung ihrer Arbeitskraft angewiesenen Mitglieder einer Gesellschaft er-
zeugt, hängt nicht in erster Linie von der Ertragskraft der Produktion, sondern von
dem bewussten und gemeinsamen Kampf der Ausgebeuteten und Unterdrückten
um die Durchsetzung der eigenen Interessen ab. Der Grad an sozialer Gerechtig-
keit, der im Rahmen einer kapitalistischen Wirtschafts- und Gesellschaftsordnung
erreicht wird, spiegelt das Kräfteverhältnis der Klassen wieder. Dieses zu Gunsten
der kapitallosen Menschen zu verschieben, ist der Schlüssel zu erfolgreicher So-
zialpolitik in einer kapitalistischen Wirtschafts- und Gesellschaftsordnung. Ein
Mehr an sozialer Gerechtigkeit im Kapitalismus stellt sich nicht durch Unterord-
nung unter die Interessen des Kapitals und Anpassung an die Zwänge des Mark-
tes sondern nur durch das Durchsetzen der Interessen der kapitallosen Menschen
und das Regulieren des Marktes ein. Dies alles gilt nicht weniger, sondern um so
mehr in einer so genannten globalisierten Welt.
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Bürgerliche Sozialpolitik
Da die kapitalistische Produktionsweise die Reproduktion der notwendigen Ar-
beitskraft nicht aus sich selbst heraus sicher stellt, sondern im Wettlauf um den
Maximalprofit tendenziell gefährdet und damit zugleich die Voraussetzungen ka-
pitalistischer Produktion und Herrschaft untergräbt, gehört Sozialpolitik zu den
regulierenden Instrumenten bürgerlicher Politik. Sozialpolitik als systemerhal-
tende Komponente bürgerlicher Politik folgt dabei exakt dem Paradigma der Pro-
fitmaximierung und nicht etwa dem Gebot der Humanität. Sie zielt darauf ab, dem
Kapital die erforderliche Anzahl disziplinierter, leicht in den Produktionsprozess
integrierbarer Arbeitskräfte zu erhalten. Zudem trägt sie dazu bei die Gesellschaft
zu befrieden, indem sie denen, die unter den Bedingungen kapitalistischen Wirt-
schaftens keine existenzsichernden Einkommen erlangen können, so lange eine
hinreichende Sicherung ihres Lebens bietet, wie die Kosten dafür geringer blei-
ben, als die Kosten für die Aufrechterhaltung der öffentlichen Ordnung durch re-
pressive Maßnahmen.
Dieses Grundmuster bürgerlicher Sozialpolitik findet sich in der neoliberalen
Sozialgesetzgebung der letzten Jahre in Deutschland wieder. Die Schwäche der
Arbeiterbewegung eröffnet dem transnational agierenden Kapital neue politische
Spielräume. Immer mehr Einrichtungen der öffentlichen Daseinsvorsorge werden
durch Privatisierung der Profitlogik unterworfen. Mit dem, was für Menschen un-
verzichtbar ist, mit Wasser, Energie, Gesundheit etc. sind Höchstpreise zu erzie-
len. Gleichzeitig ziehen sich die Eigentümer der Produktionsmittel aus der Finan-
zierung des Gemeinwesens und der Solidarsysteme zurück, verlagern die Risiken
von Krankheit, Alter und Erwerbslosigkeit immer mehr ins Private. Mit diesem
von der bürgerlichen Politik unterstützten Rückzug verschärft sich die Haushalts-
lage der öffentlichen Hände. Zugzwang zu weiterem Sozialabbau wird so erst ge-
schaffen. Der Ausstieg aus dem Sozialstaat wird offensiv vertreten. Die Zivilge-
sellschaft, also die Wohltätigkeit, soll an die Stelle staatlicher Sozialleistungen
treten, obwohl durch die Auflösung der sozialen Milieus in Deutschland die Ver-
einzelung der Menschen überwiegt und die Voraussetzungen für leistungsfähiges,
zivilgesellschaftliches Engagement dadurch fehlen. Die „Neue Soziale Markt-
wirtschaft“ hat das Subsidiaritätsprinzip, die Hilfe zur Selbsthilfe, wieder entdeckt
und propagandiert eine „vorsorgende Sozialpolitik“, die auf die Förderung der Re-
produktion der Arbeitskraft gut ausgebildeter und integrierter Schichten zielt. Mit
dem zum 1.1.07 eingeführten Elterngeld wird die „vorsorgende Sozialpolitik“ ex-
emplarisch sichtbar. Das Kind gut ausgebildeter und gut verdienender Eltern ist
dem Staat ein Vielfaches gegenüber dem Kind erwerbsloser und armer Eltern
wert. 
Wie die Zurichtung von Menschen für den Markt betrieben wird, zeigt das
Konzept des „Förderns und Forderns“ in der Arbeitsmarktpolitik. Durch generelle
Absenkung der Regelleistungen, Beschränkung der Förderung auf Maßnahmen,
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die eine Verwertung der Arbeitskraft direkt im Anschluss garantieren, Demütigun-
gen und empfindlichen Strafen bei unerwünschtem Verhalten soll marktkonformes
Verhalten von Langzeiterwerbslosen erreicht werden. Das von der rot-grünen Bun-
desregierung durchgesetzte Hartz IV – Gesetzpaket bedeutet für Betroffene nicht
nur Armut, sondern auch Entrechtung, wie sie zuvor nur gegenüber Asylbewerber-
Innen und Strafgefangenen gegeben war. Wer Arbeitslosengeld II bezieht, darf
nicht mehr selbst entscheiden, wo er den Tag verbringt, wann und wohin er um-
zieht, wo und zu welchen Bedingungen er arbeitet. Jedes unerwünschte Verhalten,
jede Verweigerung gegenüber Kapital und Bürokratie, dient als Vorwand zur Kür-
zung der Regelleistung bis zur vollständigen Streichung. Es ist offensichtlich, dass
mit diesem „Sozialgesetz“ die noch verwertbare Arbeitskraft in einen Dumping-
lohnsektor gedrückt werden soll. Wer dort nicht mehr integrierbar ist, darf nichts
mehr kosten, soll aber kontrolliert und diszipliniert werden.
Linke Sozialpolitik
Dem gegenüber muss linke Sozialpolitik die Interessen der kapitallosen Menschen
in den Mittelpunkt stellen. Dabei soll sie die Wünsche, Erwartungen und Bedürf-
nisse der Menschen so aufnehmen, wie sie von diesen selbst definiert werden, und
mit ihnen gemeinsam politische Lösungen erarbeiten. Diese und nicht die Interes-
sen des Kapitals sind durchzusetzen. Dabei geht nichts ohne die Ablehnung des
Paradigmas der Profitmaximierung und damit des bürgerlichen Ansatzes in der
Sozialpolitik. Linke Sozialpolitik soll eben nicht die Arbeitskraft optimal aus-
beutbar und wettbewerbsfähig machen. Sie soll auch nicht die in der kapitalisti-
schen Wirtschaft „Überflüssigen“ ruhig stellen oder disziplinieren. Sie soll statt
dessen den Menschen helfen, die Diktatur des Marktes zunächst partiell und per-
spektivisch überhaupt zu brechen. Dazu gehört, Menschen, die zu den Bedingun-
gen des Kapitals nicht arbeiten können oder wollen gegen Armut zu sichern. Linke
Sozialpolitik soll darüber hinaus individuell und gemeinschaftlich Räume eröff-
nen für Handeln, das nicht dem Gesetz der Profitmaximierung, sondern dem
Grundsatz der Vervollkommnung menschlicher Fähigkeiten und der Befriedigung
menschlicher Bedürfnisse genügt. Konkret bedeutet dies, dass sie sich gegen Pri-
vatisierung öffentlichen Eigentums und für die Schaffung zeitgemäßer Formen
gesellschaftlichen oder genossenschaftlichen Eigentums einsetzen wird. Die Poli-
tikkonzepte linker Sozialpolitik müssen an die tatsächlichen Gegebenheiten in der
Gesellschaft anknüpfen. Der Unsicherheit der Beschäftigungsverhältnisse, der
Auflösung der sozialen Milieus und dem Absterben traditioneller Zusammenle-
bensformen wie der Ehe und der Familie muss Rechnung getragen werden, indem
individuelle Rechtsansprüche für einzelne Menschen definiert werden. Linke So-
zialpolitik erklärt den existenzsichernden Unterhalt für Kinder, alte Menschen,
Behinderte und Erwerbslose zur Gemeinschaftsaufgabe und nicht zum Privatpro-
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blem. Sie geht davon aus, dass es ein gleiches Recht auf Nahrung, Wasser, Woh-
nung, Energie, auf Zugang zu Bildung und medizinischer Versorgung für jeden
Menschen gibt und sie will alle Mitglieder der Gesellschaft entsprechend ihrer
Leistungsfähigkeit zur Finanzierung der Gemeinschaftsaufgaben heranziehen.
Linke Sozialpolitik gerät damit in einen scharfen Gegensatz zur bürgerlichen So-
zialpolitik.
Mitregieren?
In den Parlamenten finden sich derzeit keine Bündnispartner zur Durchsetzung
auch nur von Teilen eines solchen Forderungskatalogs. Die Linke kann sich genau
dann an Regierungen beteiligen, wenn sie sich dem neoliberalen Paradigma un-
terwirft. Faktisch liefen die Regierungsbeteiligungen der Linkspartei.PDS auf die
Revision des eigenen Programms hinaus. Insbesondere in der Landesregierung in
Berlin exekutierten die SenatorInnen der Linken neoliberale Grausamkeiten wie
Sozialabbau, Privatisierungen und Absenkungen von Tarifen im öffentlichen
Dienst. Die Vereinnahmung der Linkspartei.PDS schwächt die Kämpfe gegen den
Abbau des Sozialstaats. Eine mögliche Einheitsfront gegen den Neoliberalismus
wird aufgebrochen. Im Parlament erhebt sich keine Stimme mehr gegen diese Po-
litik. Gegen Demonstrierende wird auch von der rot-roten Regierung Polizeige-
walt eingesetzt. Insgesamt trägt die Beteiligung einer linken Partei an einer Re-
gierung, die ein neoliberales Programm umsetzt, zur weiteren Verschiebung des
Kräfteverhältnisses zu Gunsten des Kapitals und zur Stärkung der neoliberalen
Hegemonie bei. 
Mit Recht orientieren die WählerInnen einer Partei darauf, dass diese Partei für
sie etwas bewegt, und sicher sind vielen von ihnen auch kleine Verbesserungen
lieber als gar keine. Solche kleinen Verbesserungen für die von den negativen Fol-
gen des Sozialabbaus, der Deregulierung und der Privatisierung betroffenen Men-
schen sind aber nicht nur über eine Regierungsbeteiligung zu erreichen. Mit der
Absicht die sozialen Bewegungen in ihren Kämpfen zu stärken um mittelfristig
die neoliberale Hegemonie zu brechen, ist es viel eher sinnvoll durch den Aufbau
einer starken parlamentarischen und außerparlamentarischen Opposition und de-
ren abgestimmtes Handeln, die Regierungsparteien vor sich her zu treiben und zu
„Nachbesserungen“ ihrer Politik zu veranlassen. Wie erfolgreich dies selbst bei
größeren Gesetzesvorhaben sein kann, zeigen die Ereignisse des Jahres 2006 in
Frankreich und in Belgien. In Frankreich zwang eine Massenbewegung die Re-
gierung in die Knie. Das Gesetz, mit dem der Kündigungsschutz für Berufsanfän-
gerInnen unter 25 Jahren aufgehoben werden sollte, wurde schließlich zurück ge-
zogen. In Belgien gingen Tausende beim ersten Nachdenken der Regierung über
die Anhebung des Rentenalters auf 67 Jahre auf die Straße um ihren Unmut zu zei-
gen. Die Regierung hat es bis heute nicht gewagt, diesen Plänen näher zu treten.
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Die deutschen Verhältnisse sind gekennzeichnet durch die Bereitschaft von Tei-
len der Gewerkschaftsführung und von Teilen der Linkspartei.PDS-Führung die
den Interessen der kapitallosen Menschen zuwiderlaufende neoliberale Politik des
Sozialabbaus, der Deregulierung und der Privatisierung mit zu tragen. Da viele
Betroffene aus Gewohnheit auf die Gewerkschaftsführung orientieren, es aber von
dort bestenfalls widersprüchliche Signale gibt, bleibt der Widerstand bis jetzt
schwach. Auch das denkbare strategisches Dreieck zwischen der parlamentari-
schen Linken, den Gewerkschaften und den neuen sozialen Bewegungen der vom
Sozialabbau Betroffenen gibt es bis heute nicht als politikfähiges Bündnis. Statt
dessen läuft die partielle Zusammenarbeit mit der SPD. Dies erlaubt den Herr-
schenden die Umverteilung von unten nach oben auch im Jahr 2007 mit ca. 32
Milliarden Euro zu ihren Gunsten fortzusetzen. Es gestattet der Regierung Hartz
IV weiter zu verschärfen, den Niedriglohnsektor auszubauen und eine Gesund-
heitsreform zu Lasten der Patienten anzuvisieren. Weitere Grausamkeiten werden
folgen. Auf das Bündnis von parlamentarischer Linker, Gewerkschaften und
neuen sozialen Bewegungen darf weiter nur gehofft werden. Aus den Gewerk-
schaften kommen Forderungen, die deutlich zeigen, dass Standortdenken und So-
zialpartnerschaft noch längst nicht überwunden sind. Ein Mindestlohn von 7,50
Euro, der Armut in Arbeit bedeutet, gehört dazu. 
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ALEXANDER NEUMANN
„Französische Zustände“, 1793-2007,
frei nach Heinrich Heine
Heines Buch „Französische Zustände“ ist kurz nach dem Juliaufstand des Pariser
Volkes von 1830 in Deutschland erschienen, als die monarchistische Restauration
bereits in vollem Gange war. Der deutsche Fürstenstaat fürchtete dennoch die po-
litische Signalwirkung der Unruhen auf der anderen Rheinseite und brandmarkte
Heine als „Sprecher der französischen Partei in Deutschland“, wie es in Heines
Vorwort heißt. Die französische Partei, das bedeutet wohl Subversion, hinterli-
stige Attacken gegen das Vaterland und Majestätsbeleidigung. 
Heine antwortet den deutschen Herrschern indirekt, aus seinem Pariser Exil, in-
dem er sie an das Todesurteil gegen Ludwig den 16. erinnert, der sich zwecklos
gegen die demokratische Revolution gestellt hat : „Nur vor eins möchte ich euch
warnen, nämlich vor dem Moniteur von 1793. Das ist ein Höllenzwang, den ihr
nicht an die Kette legen könnt, und es sind Beschwörungsworte darin, die viel
mächtiger sind als Gold und Flinten, Worte womit man die Toten aus den Gräbern
ruft und die Lebenden in den Tot schickt, Worte die eure ganze Macht zerschnei-
den wie das Fallbeil einen Königshals.“25
2005 und 2006 ist die französische Bourgeoisie, die das Erbe der Monarchie
angetreten hat, bei der Durchsetzung ihrer undemokratischen Projekte und unso-
zialen Gesetze gescheitert. Das Leitmotiv der bürgerlichen Rechten lautet heute
„Die Straße regiert hier nicht“ (Domonique de Villepin). Sie wollte die Warnung
Heines nicht ernst nehmen, die besagt dass der symbolische Tyrannenmord in
Frankreich ein zugkräftiges Motiv abgibt. Der bonapartistische Nachfolger der
französischen Rechten, Monsieur Sarkozy, hat dies begriffen, indem er das kon-
servative Schema zugunsten eines konterrevolutionären Impulses aufgegeben hat.
Seine autoritäre Lösung hat Katholiken, Rassisten, Rechtsradikale, Landbevölke-
rung, Rentner, Händler und kapitalistische Energien mobilisiert. Das entspricht
genau der Klientel des Louis Bonaparte der Dritte von 1850. Der heutige Präsi-
dent gewinnt somit 18 Millionen Stimmen, 53% der Wähler.26
Heutzutage sind erneut Bücher im Umlauf, deren Titel die vorrevolutionäre Stim-
mung heraufbeschwören, die in der aktuellen Krisenlage liegt. Ein linksliberaler Ab-
geordneter, Professor Schwarzenberg, wittert etwa ein neues „1788“. Seit einigen
Jahren überschlagen sich die französischen Ereignisse: Streikwelle gegen die De-
montage der Rentenversicherung 2003, massive Ablehnung des EU-Verfassungs-
projektes 2005, gefolgt von der still abbrennenden Revolte der Vorstadtjugend und
der sozialen Bewegung gegen prekäre Beschäftigung des Frühjahrs 2006.
25 Heine, Französische Zustände (Vorrede), Verlag Philipp Reclam, Leipzig, 1921, S.17.
26 Laut Le Monde, 8.5.07, Sarkozy erhält im 2. Wahlgang der Präsidentschaftswahlen 68% aller Stimmen der
über 70-jährigen, 67% der Bauern, 82% der Kleinhändler und Handwerker, 63% der rechtsradikalen Wähler.
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In ihrer Unfähigkeit, die gesellschaftliche Krise auch nur annähernd zu begrei-
fen, wundert sich die französische Tagespresse, warum Menschen wie Frank Bsir-
ske es darauf anlegen, etwas von den französischen Zuständen auf die deutsche Si-
tuation zu übertragen. Le Monde bestraft ihn dafür im Sommer 2006 mit einem
ganzseitigen Spottartikel, in dem er als vaterlandsloser Geselle beschrieben wird.
In derselben Zeitung antwortet Axel Honneth vom Frankfurter Institut für Sozial-
forschung auf perfide Fragen eines Reporters, der offensichtlich hören möchte,
dass die französischen Massenproteste unmodern seien. Honneth hat aber festge-
stellt, dass die Revolte der Vorstadtjugend und die Sudentenbewegung ein legiti-
mer Kampf um Anerkennung sind. Gleichzeitig erscheinen die Schriften Oskar
Negts zur Frage der Gegenöffentlichkeit in einem großen Pariser Verlag27; Heine
und Marx, Rosa Luxemburg und Walter Benjamin werden neu aufgelegt. Damit
ist die französische Partei in Deutschland anscheinend perfekt. 
Auf den Spuren Heines werde ich zunächst versuchen, die gesellschaftlichen
Strukturen und Widersprüche möglichst respektlos offenzulegen, um die kritische
Analyse der jüngsten sozialen Bewegungen zu beflügeln, die in ganz Europa kom-
mentiert werden. Dabei werde ich im Weiteren insbesondere auf die siegreichen
Mobilisierungen der letzten Jahre eingehen, gegen den neoliberalen Verfassungs-
vertrag der EU und gegen die Arbeitsgesetze zu prekärer Beschäftigung.
Was sind französische Zustände? 
Französische Zustände bezeichnen keinen Zustand im eigentlichen Sinne, sondern
ein Ungleichgewicht, eine Situation der permanenten Krise und der unablässlichen
Kritik, die in diesem Land sicherlich stärker ausgeprägt ist als im übrigen Europa.
Trotz der oberflächlichen Ruhe, die Regierungsparteien und Massenmedien üb-
licherweise verbreiten, wird die französische Geschichte bis heute von heftigen,
gesellschaftlichen Konflikten unterbrochen. Die Besonderheit dieser Revolten
und Bewegungen ist, dass sie sich weitgehend unvermittelt produzieren. Die ge-
waltige und gewaltvolle Revolte der Vorstädte im November 2005 ist an allen ge-
sellschaftlichen Institutionen vorbeigelaufen, während die jüngste Studentenbe-
wegung relativ spät von Gewerkschaften und linken Parteien unterstützt wurde.
Diese Situation erinnert auch an den Generalstreik des Mai 1968, zu dem keine
einzige Massenorganisation aufgerufen hatte.
All dies zeigt, wie unbedeutend die gesellschaftlichen Gegenmächte im Nor-
malfall für das institutionelle Gefüge sind. Gewerkschaften und Parteien verfügen
nur über eine enge Basis; die Parteien der Linken besitzen z.B. alle zusammen
etwa 300.000 Mitglieder. Selbst die katholische Kirche lebt eher am Rande der
Gesellschaft. Das Vereinsleben ist reichhaltig, aber relativ unpolitisch. 
27 Negt, L’espace public oppositionnel, Payot, Paris, 2007 (Hrsg. A. Neumann).
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Seit der französischen Revolution, die auch unter dem Titel „Klassenkämpfe
unter der 1. Republik“ bekannt ist, wurde immer wieder versucht, die heftigen, ge-
sellschaftlichen Widersprüche durch den Aufbau eines sehr starken Zentralstaates
auszubalancieren. 
Das Scheitern der französischen Revolution produziert einen enormen Staats-
apparat nach dem Vorbild der Armee Napoleons, deren Rangordnungssystem
heute noch im öffentlichen Dienst zur Anwendung kommt. So können z.B. Uni-
versitätsprofessoren im Notfall als Regionalkommandeure der Armee eingesetzt
werden.
Die europäische Revolution von 1848, die u.a. von Paris ausgeht, nimmt be-
kannterweise ein ähnliches, restauratives Ende. Louis Napoleon Bonaparte der III.
ergreift die Staatsmacht mit Hilfe der Armee. Die aufständigen Arbeiterviertel von
Paris werden physisch zerstört, indem systematische Kanonenschusslinien quer
durch Paris angelegt werden, die sogenannten Boulevards. 
Nach der spektakulären Ausrufung der Pariser Kommune, 1871, und ihrer blu-
tigen Niederschlagung, versucht die 3. Republik einen staatlichen Kompromiss
durchzusetzen. Dieser wendet sich gleichzeitig gegen die radikale Arbeiterbewe-
gung, die Aristokratie und die katholische Kirche. Aristokratie und Kirche geben
sich geschlagen, nicht aber die radikale Arbeiterbewegung, wie der Generalstreik
von 1936 unter der Volksfrontregierung zeigt.
Die bürgerliche Rechte und die Armeeführung rächen sich während der deut-
schen Besatzung unter dem Staat von Vichy.
Nach der Befreiung von der Wehrmacht und der französischen Rechten, nimmt
die Arbeiterbewegung im Sommer 1944 einen neuen Anlauf. Es ist vor allem der
Kommunistischen Partei, die nicht auf ihre breite Basis, sondern auf Moskau hört,
zu verdanken, dass die demokratische Dynamik der Befreiungszeit stecken bleibt.
Schlussendlich führt die politische Krise zur autoritären Präsidentenrepublik des
Generals de Gaulle.
Der Mai 68 explodiert unter dieser autoritären und militaristischen Staatskul-
tur. KPF und Gewerkschaften werden von der Studentenbewegung und dem
anschließenden Massenstreik überrannt und laufen ihm dann hinterher. Doch die
konservativen Strukturen der 5. Republik halten durch. Der spätere Präsident
François Mitterand spricht hier ganz zurecht vom „permanenten Staatsstreich“,
den er allerdings ab 1981 mitverwaltet.
Erst im Winter 1995 rollt eine erneute, massive Protestwelle an, welche die
Nachfolger De Gaulles zum taktischen Rückzug zwingt. Die Bewegung gründet
wie schon so oft auf direkter Demokratie: Streikkomitees, Vollversammlungen
und Koordinierungen. Rein organisatorisch betrachtet sind die französischen Ge-
werkschaften heute schwach, mit einem Mitgliederanteil von etwa 3% der Be-
schäftigten in der Privatwirtschaft (im Landesdurchschnitt 8%); aber ihre mili-
tante Basis hat ein großes Mobilisierungspotenzial. Kurz nach der Streikwelle von
1995 gewinnt die parlamentarische Linke die Wahlen, verliert sie aber fünf Jahre
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später, 2002, weil sie kaum etwas aus dieser Bewegung lernen wollte. Bereits
2003 gehen wieder 2 Millionen Menschen gegen die Rechtsregierung und ihre
Rentenreform auf die Straße. 2005 sind es mehrere Millionen Menschen, die die
regressiven Arbeitsgesetze von Staatspräsident Chirac zu Fall bringen.
Die aktuelle Krisensituation der französischen Gesellschaft drückt sich an ihrer
Oberfläche in einer Reihe von Wahlniederlagen Chiracs und des bürgerlichen La-
gers aus und in ihrer Tiefe durch gewaltige soziale Explosionen. Das Ende der 6.
Republik naht ganz offensichtlich.
Die Verfassung der 5. Republik
1. Das koloniale Gründungsmoment
Ihre politische Grundlage liegt im Kolonialkrieg Frankreichs gegen die algerische
Befreiungsfront in den 50er Jahren. 
Sie wird von einem General mit Hilfe der Armee gegen die Parlamentarische
Republik durchgesetzt. 
Aus der Gründerzeit der 5. Republik stammt auch das Recht der Regierung, den
nationalen Notstand zu verkünden und Ausgangsperren zu verhängen. Das hat sie
nach dem Kolonialkrieg auch 2007 wieder getan, gegen die revoltierenden, ehe-
mals arabischen und afrikanischen Kinder der postkolonialen Vorstädte, die heute
meist französische Staatsbürger sind. Sie werden vom französischen Staat offen-
sichtlich immer noch als innere Feinde behandelt.
2. Die absolute Präsidentenmacht
Der Staatspräsident wird durch eine allgemeine Direktwahl legitimiert, die er je-
derzeit per Volksentschied über einzelne Fragen abrufen kann. Nicht das Parla-
ment, sondern er ist es, der die Regierung ernennt.
Er verfügt über umfangreiche Vollmachten und kann in weiten Feldern am Par-
lament vorbeiregieren. Auch kann er das Parlament im übrigen jederzeit auflösen. 
Er ist außerdem oberster Heerchef und hat das Recht, einen Atomschlag aus-
zulösen.
Er besitzt eine absolute Immunität, die Justiz hat keinerlei Zugriff.
3. Insgesamt beschreibt diese Rolle eine autoritäre Vaterfigur, die keine Widerrede
duldet, drohen und bestrafen kann. Die starke Personalisierung des Präsidenten
durch seine Direktwahl unterstützt diese Über-Ich Rolle, die auch in häufigen
Fernsehansprachen an die Nation zum Ausdruck kommt.
Diese autoritäre Vaterfigur stand im Mittelpunkt der Präsidentschaftskampa-
gne von 2002, deren Hauptthema Kriminalität und Unsicherheit waren. Kein
Wunder also, dass der zweite Wahlgang zwischen zwei Rechten entschieden
wurde, während der sozialdemokratische Kandidat ganz ausfiel. Der rechtsradi-
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kale Le Pen hat diese Situation voll ausgenutzt, indem er unter anderem die
Wiedereinführung der Todesstrafe forderte, die erst 1983 abgeschafft wurde. Das
hohe Mobilisierungspotential der rechtsradikalen Front national (bis zu 18% bei
Wahlen) erklärt sich aus der Anfälligkeit breiter Gesellschaftskreise für autoritäre
Diskurse, nach einem sozial-psychologischen Mechanismus der von Reich,
Fromm und Adorno erforscht worden ist. Die französische Übersetzung der „Stu-
dien zum autoritären Charakter“ ist erst 2007 erschienen.28 Vor diesem Hinter-
grund wird vermutlich klar, warum die sozialen Bewegungen in Frankreich stets
an anti-autoritäre Revolten erinnern.
Im folgenden werden wir zunächst die Gesellschaftsstrukturen der 5. Republik be-
leuchten, um dann auf die zwei wichtigsten Protestwellen der letzten Jahre einzugehen.
Die sozio-kulturellen Strukturen Frankreichs
1. Kolonialerbe und ethnozentristisches Weltbild
Oberflächlich betrachtet ist Frankreich seit Ende des Algerienkrieges kein Koloni-
alstaat mehr, doch die Tiefenstrukturen der Gesellschaft reproduzieren immer noch
auf mehr oder weniger latente Weise das Kolonialerbe. Letztes Jahr ist dieser Zu-
sammenhang besonders deutlich geworden. Zuerst mit der bereits angesprochenen
Revolte der postkolonialen Vorstädte, dann mit einem Gesetzestext, der die angeb-
lich „positive Rolle der Kolonisierung“ festgeschrieben hat. Nach zahlreichen Pro-
testen der französischen Überseeregionen, der Linken und von kritischen Akademi-
kern musste Staatschef Chirac den betreffenden Artikel zurückziehen.
Eine ganze Reihe von Studien belegen den ausgeprägten Alltagsrassismus und
berufliche Diskriminierungen der aus der Einwanderung stammenden Franzosen.
Die radikale Rechte, die sich mit Le Pen direkt auf das Kolonialerbe beruft, liegt
bei 20% der Stimmen. Laut einer repräsentativen Umfrage von 2007 kann sich die
Hälfte aller Franzosen mit den fremdenfeindlichen Ideen dieser Partei anfreunden.
Zumindest ein Teil der anderen Hälfte engagiert sich dagegen heftigst gegen ras-
sistische Gesten und Gesetzestexte, wie z.B. das aktuelle Netzwerk „Bildung ohne
Grenzen“, das sich gegen die Ausweisung von papierlosen Schulkindern wehrt.
Die Polizeirepression richtet sich in diesem Kontext vorrangig gegen die post-
kolonialen Gruppen, die oft brutal misshandelt werden, wie der Jahresbericht
2006 von Amnesty International feststellt.
Das Kolonialerbe äußert sich auch in einer ethnozentrischen Weltsicht der auf-
geklärten Öffentlichkeit, die sich nur selten auf ausländische Autoren bezieht. Das
französische Verlagswesen reagiert äußerst langatmig auf den internationalen Dis-
28 Adorno, Studien zum autoritären Charakter, Suhrkamp, Frankfurt/M, 1995; Adorno, La personnalité autori-
taire, Allia, Paris, 2007.
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kurs und nimmt sich Zeit mit der Übersetzung wichtiger Titel, wenn diese über-
haupt erscheinen. Ein Beispiel wäre das Buch „Kultur und Imperialismus“ von
Edward Saïd, das jahrelang abgelehnt wurde und erst kurz vor seinem Tod er-
scheinen konnte, nachdem sich Le Monde diplomatique dafür öffentlich engagiert
hatte. Die Herausgabe der Schriften zur Gegenöffentlichkeit von Oskar Negt und
Alexander Kluge, die der Autor dieser Zeilen geleitet hat, nahm über sechs Jahre
Vorbereitung in Anspruch.
2. Trennung von Kirche und Staat: republikanisches Schulwesen als Kirche
Die Trennung von Kirche und Staat wurde 1905 unter der III. Republik durchge-
setzt, gegen den Adel und den Vatikan. Das hält die heutigen Minister, erst Claude
Allegre, dann Luc Ferry, jedoch nicht davon ab, das „christliche Abendland“ als
Leitbild heranzuziehen.
Zeitgleich mit diesem Trennungsprozess führt die III. Republik die allgemeine
Schulpflicht ein, mit der erklärten Absicht, eine republikanische Moral im Volke
zu verbreiten. Der nationale Ethnozentrismus steht hierbei im Zentrum und der
Kolonialismus wird verherrlicht.
Heute leidet das Schulwesen an dieser Rolle als moralische Vermittlungsinstanz,
deren moralistische und disziplinäre Züge immer noch an das 19. Jhdt. erinnern. Bis
zur Oberstufe wird Diktat geübt und die Schüler werden dazu angehalten, den Un-
terricht mitzuschreiben. Diese Art der Verschulung führt zu recht unkritischen und
wenig autonomen Arbeitsweisen auch an den Universitäten. An den Schulen wird
also nachgebetet; Schule als Kirche der Republik. Arbeiter- und Migrantenkinder
werden durch diese sehr formelle Stoffaneignung systematisch benachteiligt und
marginalisiert, was nur ein Element der Misere der Vorstädte bezeichnet.
3. Reproduktion der Eliten unter Ausschluss der Öffentlichkeit
Diese kritische Einsicht ist vor allem der Soziologie von Pierre Bourdieu zu ver-
danken.29
Er hat auch erklärt, wie sich die bürgerlichen Eliten außerhalb der relativ offe-
nen Massenuniversitäten herausbilden, nämlich an den Eliteinstituten für den ho-
hen Staatsdienst wie z.B. die Ecole normale supérieure oder die Polytechnique.
Die Spitzenpolitiker stammen fast ausschließlich aus diesen „Kaderschmie-
den“, aus denen sich auch Unternehmenschefs und Spitzenpolitiker rekrutieren.
Ein Mensch wie Gerhard Schröder hätte hier keine Chance gehabt.
Die Beteiligung der Öffentlichkeit an der Auswahl des politischen Personals ist
also sehr gering. Die soziale Basis der bürgerlichen Öffentlichkeit ist dementspre-
chend eingeschränkt. Die Parlamentsabgeordneten kommen bis auf wenige Aus-
nahmen aus der höheren Beamtenlaufbahn, aus bürgerlichen Familien; sie sind
praktisch alle männlich und über 50.
29 Pierre Bourdieu, Noblesse d’Etat, Paris, Ed. de Minuit, 1978.
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Die Kernleserschaft der großen Tageszeitungen entspricht ebenfalls diesem so-
ziologischen Profil.
4. Eine autoritäre Leistungsgesellschaft
Wie bereits erwähnt hat sich der französische Staat über die napoleonische Armee
konstituiert, deren zentralistisches Befehlsprinzip erst im Laufe der gesellschaftli-
chen Demokratisierungsbewegungen gelockert wurde. Diese historische Tradition
hat eine Tiefenkultur erzeugt, die bis in den Habitus der vier wichtigsten, aktuel-
len Spitzenpolitiker nachverfolgt werden kann. Die Sozialdemokratin Segolène
Royal, eine Offizierstochter, fordert die Einweisung auffälliger Jugendlicher in
militärische Einrichtungen, wo ihnen Disziplin und Gehorsam eingetrichtert wer-
den soll. Der sogenannte „Liberale“ François Bayrou hat sich vor laufenden Ka-
meras profiliert, als er einem Migrantenkind eine Backpfeife verabreichte, das
ihm angeblich die Taschen durchsucht hat. Der rechte Ex-Innenminister und Chef
der Rechten, Nicolas Sarkozy ist ein Musterbild aggressiver, charismatischer
Herrschaft. Er imitiert den rassistischen Jean-Marie Le Pen. Alle zusammen kla-
gen sie den angeblichen Niedergang der „Arbeitstugenden“ an, was Pierre Bour-
dieu noch vor seinem Tod dazu veranlasst hat, Segolène Royal als Archetypus der
konservativen Führungskultur zu beschreiben. 
Das Zusammenspiel eines autoritären Führungsmodells mit einem erzwunge-
nen Leistungsmodell in der Arbeitswelt ist von Oskar Negt mit dem Stichwort
„autoritäre Leistungsgesellschaft“ umschrieben worden.30 In Bezug auf die fran-
zösische Gesellschaft möchte ich das Konzept hier auf den sozialen und gesetzli-
chen Arbeitsdruck anwenden. Arbeitslose Jugendliche sehen sich der offenen Re-
pression ausgesetzt, Studierende werden zu unbezahlten Berufspraktika in Reihe
genötigt, Jungakademiker durch befristete Jobs diszipliniert, während in Abwe-
senheit jeglicher Mitbestimmung in den Betrieben Gewerkschaftsverfolgung statt-
findet. Das angesichts der Massenproteste gescheiterte Arbeitsgesetz für prekäre
Beschäftigung (mit seinem sog. CPE-Vertrag) hat das soziale Unbehagen an die-
ser autoritären Arbeitskultur kristallisiert. Insgesamt handelt es sich hier um eine
allgemeine Revolte gegen die autoritäre Leistungsgesellschaft, die junge und auch
ältere Menschen unter Leistungsdruck setzt, ihnen aber gleichzeitig jede Aner-
kennung verweigert.
Gesellschaftlicher Widerstand, soziale Bewegung und Gegenöffentlichkeit
Der gesellschaftlichen Rahmen, den ich angerissen habe, kann innerhalb der be-
stehenden Institutionen kaum verändert werden, wie nicht zuletzt das klägliche
30 Oskar Negt: „Tendenzen der autoritären Leistungsgesellschaft“ in (ders.): Keine Demokratie ohne Sozialis-
mus, Suhrkamp, Frankfurt/Main, 1976, Seiten 47-178.
131
Scheitern von François Mitterand und Lionel Jospin gezeigt hat. Emanzipatori-
sche Vorstöße und Bewegungen werden deshalb seit dem Mai 68 hauptsächlich
von der Straße getragen. Drei Erfahrungen der letzten Jahre fallen besonders auf:
die basisdemokratische Kampagne gegen den Verfassungsentwurf der Europäi-
schen Union, die Bewegung gegen prekäre Beschäftigung und gegen schlechtes
Leben, sowie der Ansatz zur Formierung einer linksalternativen Sammlungsbe-
wegung auf politischer Ebene. Beide Mobilisierungen haben die soziale Frage mit
der demokratischen eng verknüpft.
Der vom damaligen Staatspräsidenten Chirac initiierte Volksentscheid vom
29. Mai 2005 entspricht ganz der plebiszitären Politik, die von De Gaulle begrün-
det wurde: „Der Mann der Vorsehung, dem die Macht übergeben war, sollte, im
Dienst dieser Vorsehung, als der mit besonderen Vorrechten ausgestattete Inter-
pret aller Franzosen erscheinen.“31 Es geht bei diesen Präsidentenreferenden we-
niger darum, den demos zu befragen, als die bereits im Vorfeld abgesteckten staat-
lichen Entscheidungen möglichst öffentlichkeitswirksam zu legitimieren. Das
Präsidentenreferendum ist darauf angelegt, die Position des Staatschefs durch das
Volk zu bestätigen. Diesmal ging der Schuss nach hinten los. 
Dabei schien der Widerstand gegen die Durchsetzung des herrschenden Dis-
kurses zunächst aussichtslos. Die EU-Verfassung wurde sowohl von Chirac als
auch dem ehemaligen Präsidenten Giscard d’Estaing verteidigt, der den Text zu-
sammengestellt hat. Sämtliche Fraktionen des französischen Parlaments haben
mehrheitlich dafür gestimmt, einschließlich der Sozialisten und der Grünen, mit
Ausnahme der kleinen KPF (1,9% bei den jüngsten Präsidentschaftswahlen). Die
öffentlichen und privaten Massenmedien waren voll auf Annahme der Verfassung
eingestimmt, bis auf eine kleine Anzahl linker Zeitungen. Das gesamte Unterneh-
merlager sowie die Kirchen haben sich positiv dazu geäußert. In diesem Zusam-
menhang lag die Zustimmung Anfang 2005 in Umfragen bei 60-65%. 
Der öffentliche Widerspruch kam von einem linksoppositionellen Aufruf von
Intellektuellen, Feministinnen, Politaktiven und Gewerkschaftern. Innerhalb kür-
zester Zeit hat es dieses Regenbogenkollektiv vermocht, über zehntausend Unter-
zeichner zu versammeln und somit eine gewisse Gegenöffentlichkeit zu erzeugen.
Der Erfolg dieser Initiative beruht auf ihrer basisdemokratische Herangehens-
weise, die bereits 2002 nach dem linken Wahldebakel durch den Aufruf „Nous
voulons autre chose!“ bekannt geworden ist.32 Die Originalität dieser Initiativen
besteht darin, breite Debatten im Internet zu eröffnen und es den Unterzeichnern
zu ermöglichen, sich direkt in örtlichen Kollektiven zu vereinen. Diese Kollek-
tive, von denen sich am Ende etwa eintausend im ganzen Land herausgebildet hat-
ten, waren dazu imstande, enorme Meetings und Diskussionsveranstaltungen zu
31 Jean-Marie Vincent, Frankreich 1968, EVA, 1969, S.152.
32 Die Politikwissenschaflerin Isabelle Sommier hat in La France rebelle (Michalon, Paris, 2006) betont, dass die
Dynamik des „linken Neins“ gegen das Referendum ihren Ausgang in dem Aufruf „Nous voulons autre
chose!“ nimmt, zu deren Initiatoren der Verfasser dieses Artikels zählt.
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organisieren. Die Strategie der politischen Selbstverwaltung wirkte auch auf die
linken Massenorganisationen ein. Während die Leitung der CGT sich zunächst
enthalten wollte, musste sie sich schlussendlich einem Votum ihres Gewerk-
schaftsrates beugen und zum „linken Nein“ aufrufen. Bei Sozialisten und Grünen
sind bedeutende Strömungen ausgeschert und haben sich dieser „negativen Dia-
lektik“ angeschlossen. Am allerwichtigsten aber war die Tatsache, dass diese de-
mokratische Mobilisierung Menschen ansprechen konnte, die vorher kaum an den
bestehenden Organisationen interessiert waren. Gleichzeitig hatten die linksradi-
kalen und linkskritischen Parteien gar keine andere Wahl mehr als sich locker zu-
sammenzuschließen und gemeinsame, regionale, öffentliche  Riesenveranstaltun-
gen abzuhalten. Es herrschte dort eine Atmosphäre, die zwischen Rebellion,
Euphorie und Freiheitsgefühl lag. Nachdem selbst die Meinungsumfragen den
Stimmungsumschwung registrierten, mussten sich auch die Massenmedien dieser
Kritik öffnen. Im Zentrum dabei standen der Mangel an demokratischen Einflus-
smöglichkeiten auf EU-Ebene, die Abwesenheit von konkret definierten Gleich-
heitsrechten und die inhaltliche Orientierung des Verfassungsentwurfes an neoli-
beralen Wirtschaftsrezepten. Das Ergebnis der Volksbefragung, 55%
Neinstimmen, entspricht keineswegs einem nationalistischen oder populistischen
Reflex gegen den europäischen Kulturraum, was soziologische Wahluntersuchun-
gen nachgewiesen haben. Weit über zwei Drittel der traditionellen Linkswähler
haben mit Nein gestimmt, was einem guten Drittel des Wahlkörpers entspricht.
Die rechte Wählerschaft hat fast geschlossen dafür gestimmt, mit Ausnahme der
rechtsradikalen Front national, die aber in diesem Fall bei 15% stagniert. Die de-
mokratische Hegemonie der progressiven Strömungen steht also außer Zweifel,
während der Wahlausgang die Frage nahelegt, wie es sein kann, dass 90% der Par-
lamentsabgeordneten für einen Text stimmen, der von 55% der Wähler abgelehnt
wird. Das spektakuläre Scheitern des plebiszitären Verfahrens wirft demokrati-
sche Grundsatzfragen auf. Hierbei steht die Spannung zwischen bürgerlicher Öf-
fentlichkeit und gesellschaftlicher Gegenöffentlichkeit im Vordergrund.
Wer gemeint hätte, der Klassenkampf gehöre definitiv der Vergangenheit an,
im demokratischen Glauben, die Rechte würde schon das Volksvotum beherzigen,
der wurde 2006 eines besseren belehrt. Die rechte Regierung brannte darauf, den
aufmüpfigen Linken und Gewerkschaftern eine Niederlage zu versetzen, indem
sie ihr Arbeitsgesetz zur prekären Beschäftigung, unter Ausschaltung des Parla-
ments (Artikel 49.3 der Verfassung) autoritär durchgesetzt hat. Der strittigste Be-
standteil diese Gesetzes sah vor, neu eingestellte Arbeitnehmer während der ersten
zwei Jahre „fristlos“ und „ohne Begründung“ kündigen zu können, also den Kün-
digungsschutz praktisch zu streichen. Diese Möglichkeit betrifft in erster Hinsicht
die jungen Arbeitnehmer, also indirekt auch die Studierenden, die sich zuerst zur
Wehr gesetzt haben. Während die Gewerkschaften im Februar zu einem müden
Demonstrationstag gerufen haben, radikalisierten die ohnehin schon prekarisier-
ten Studierenden allmählich ihre Aktionen (etwa die Hälfte finanziert sich über
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Nebenjobs). Ihre Informationsveranstaltungen gingen bald in Vollversammlungen
über, die hier und da zum unbefristeten Streik aufriefen. Kurz darauf liefen die er-
sten Besetzungen, die schließlich zu Blockaden umfunktioniert wurden, um den
Unibetrieb völlig stillzulegen. Angesichts der unvergleichbaren Schwerhörigkeit
und Arroganz der Regierungsparteien weiteten sich die Aktionen täglich aus, bis
im Frühjahr fast alle öffentlichen Hochschulen besetzt waren. Eine demokratisch
gewählte Koordinierung unternahm die praktische Zusammenarbeit mit den lin-
ken Richtungsgewerkschaften, die die Proteste mit neuen Demonstrationen unter-
stützten. Während einzelne Vollversammlungen der Studierenden ganze Fußball-
stadien füllten, so gesehen in Poitiers. Mit jedem neuen Aktionstag ging die
Bewegung auch in die gesellschaftliche Breite. Zunächst schließen sich die
Schüler und Berufsschüler an, dann die Lehrer und der öffentliche Dienst und am
Ende die Industriebetriebe, sowie die Belegschaften von Kleinbetrieben die be-
reits von einer ähnlichen Kündigungsregel betroffen waren. Auch die angeblich
unpolitische Vorstadtjugend hat sich an den Demonstrationen massenhaft betei-
ligt, doch die Medien wollten nur einige gewalttätige Randgruppen sehen. 
Wie schon im Mai 68 ging die Radikalisierung der Gewerkschaftsbewegung
von den Studierenden und ihren Aktionen aus.33 Zuletzt gingen an einem einzigen
Protesttag, Anfang April 2006, drei Millionen Menschen auf die Straße. Der Pro-
test drohte in eine offene politische Krise überzugehen, während innerhalb der Ge-
werkschaften Aufrufe zum Generalstreik kursierten. Nach einigem Theater sah
sich die Regierung gezwungen, das bereits beschlossene und angenommene Ge-
setz wieder abzusetzen. Der gesamte, von den bürgerlichen Parteien beherrschte
Staatsapparat hatte eine offene Niederlage erlitten: der Staatspräsident und sein
Premier, die Nationalversammlung, der Senat und das von Rechten besetzte Ver-
fassungsgericht, welches das Gesetz ohne Rückhalt angenommen hatte. Chirac ist
zwar nicht zurückgetreten, aber seine Autorität war dahin. Heine beschreibt einen
ganz ähnlichen Verlauf der demokratischen Revolte von 1830, die zwar nicht zum
Abdanken der Monarchie führt, jedoch zum europäischen Frühling der Völker von
1848, also zur Frankfurter Paulskirche… Demokratisierung und Konterrevolution
stehen ganz offensichtlich bis heute auf der Tagesordnung.
Ausblick
Ich habe versucht anzureißen, aus welchen Gründen die 5. Republik und ihre Ge-
sellschaftsstrukturen ein überlebtes Herrschaftssystem darstellen, das sich heutzu-
tage in einer permanenten Krise befindet.
Die Methoden der Machtausübung werden in diesem Zusammenhang härter;
sie reichen von der praktischen Ausschlachtung des Parlaments bis zu direkten
33 Siehe Henri Lefebrve, Mai 68. L’irruption de Nanterre, Syllepse, 1997.
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Angriffen gegen die Gewerkschaften und bis hin zur militärischen Repression der
revoltierenden Jugendlichen. Die regierungspolitisch beeinflussten Fernsehsender
versuchen diese Krisensituation zu vertuschen, werden aber andauernd von neuen
Ausbrüchen überrascht.
Die gesellschaftlichen Gegenkräfte besitzen ein sehr großes Mobilisierungs-
potenzial und eine hohe politische Effektivität, die sich aber nur punktuell in ei-
ner organisierten Form der Gegenöffentlichkeit äußert. Der erste Anlauf zu einer
breiten politischen Alternativbewegung, unter Einschluss aller Kräfte des „linken
Neins“ von 2005, ist vorerst gescheitert, unter anderem am Widerstand der klei-
nen Parteiapparate (KPF, Grüne, Trotzkisten), die für ihre sektiererische Haltung
von den Wählern bestraft worden sind.34 Die politischen und sozialen Strukturen
der Linken sind insofern noch ein Teil des Problems.
Neue Zeitschriften und Zeitungen der kritischen Linken sprießen aus dem Bo-
den wie Pilze. Kritische, öffentliche Aufrufe sind besonders beliebt, während die
sozialen Bewegungen direkte Demokratie einsetzen. Das weltweite Feld des Mög-
lichen steht frei. Deshalb ließ sich schon Heine hinreißen zu einem „Vive La
France … quand même“. Es lebe Frankreich, trotz allem.
Dr. Alexander Neumann hat an der sozialwissenschaftlichen Fakultät der Sor-
bonne (Paris V) promoviert, zum Thema Arbeitsflexibilisierung und Wandel der
Öffentlichkeit, und arbeitet als Sozialforscher an der Universität Rouen. Er ist
Chefredakteur der internationalen Zeitschrift für kritische Theorie „Variations“
(Paris-Lyon). Zahlreiche Veröffentlichungen in deutscher und französischer Spra-
che. Der vorliegende Beitrag stützt sich auf ein Redemanuskript für die Hanno-
veraner Montagsgespräche (Juni 2006).
34 Der Stimmenanteil der Trotzkisten halbiert sich im 1. Wahlgang Präsidentschaftswahlen von 2007 verglichen
mit 2002 (5% gegen 10%) ; die KPF fällt von 3,4 auf 2,9% und die Grünen von 5,2 auf 1,6%. Die sozialde-
mokratische Kandidatin erhält 25%, das liberale Zentrum 18% und der reaktionäre Block (Sarkozy, Villiers,
Le Pen) 43%. Der 2. Wahlgang bestätigt dieses Kräfteverhältnis (Royal unter 47%, Sarkozy über 53%).
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3.3. Politische Akteure
KAI BURMEISTER
Gewerkschaftliche Handlungsfelder in Europa
„Die Mehrheit der europäischen Bürger bevorzugt einen freien Markt ohne staat-
liche Eingriffe” (Eurobarometer: 2006)
Sollte sich in dem vorangestellten Zitat tatsächlich die Mehrheitsmeinung der
knapp 500 Millionen Menschen innerhalb der Europäischen Union (EU) aus-
drücken, so wäre dies eine schlechte Ausgangsbedingung für all jene, die sich für
ein soziales Europa engagieren. Es lässt sich jedoch vermuten, dass sich in der
Aussage des Eurobarometers vielmehr der Wunsch der EU-Kommission als
tatsächlich die wirkliche Realität abbildet. Dies wird nicht zuletzt dadurch belegt,
dass hinter den europaweiten Protesten gegen die Dienstleistungsrichtlinie und
dem `Nein´ zur EU-Verfassung in Frankreich und in den Niederlanden vor allem
die wachsende Kritik an einem wirtschaftsliberal ausgerichteten Europa steht.
Seitdem zeichnet sich mehr und mehr ab, dass die weitere Zustimmung der Be-
völkerungen zu Europa entscheidend von der Stärkung des Sozialen abhängt. 
Angesichts des politischen Kräfteverhältnisses sowie der Veränderungen der
Ökonomie auf globaler und europäischer Ebene ist allerdings zunächst eine Ein-
schätzung notwendig, wie realistisch die Durchsetzung eines sozialen Europas ist.
Zudem gilt es zu beantworten, welchen Nutzen Europa für Arbeitnehmerinnen
und Arbeitnehmer haben kann. Darauf aufbauend sollen die (möglichen) Ele-
mente eines sozialen Europas ausgeleuchtet und die Herausforderungen für Ge-
werkschaften bei deren Durchsetzung beschrieben werden.35
Europa – mehr als eine Wirtschaftsgemeinschaft?
Die Ursprünge der heutigen EU gehen zurück auf die Überlegungen Robert Schu-
manns, dem französischen Außenminister. Sein Schumann-Plan sah die Gründung
der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl (1951) vor. Weitere Schritte
auf dem Weg zum vereinigten Europa waren vor allem die Verträge von Rom
(1957) und die Etablierung der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft (EWG).
Der Zusammenschluss vor 50 Jahren von Italien, Frankreich, Deutschland, Bel-
gien, den Niederlanden und Luxemburg ist bis heute auf insgesamt 27 Mitglieds-
länder angewachsen und erstreckt sich mittlerweile nahezu auf den gesamten
35 Dieser Beitrag bezieht sich ausschließlich auf die innere Gestaltung Europas. Darüber hinaus ist der Anspruch
des sozialen Europas auch mit einer entsprechenden Rolle gegenüber anderen Kontinenten verbunden. Aus
Platzgründen kann auf Aspekte der europäischen Handelspolitik etc. hier nicht eingegangen werden. 
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Kontinent. Nicht nur geografisch, auch hinsichtlich der Bedeutung für die einzel-
nen Politikfelder der Mitgliedsstaaten ist die Integration weit vorangeschritten.
Längst bezieht sich die EU nicht mehr nur auf wirtschaftliche Themen. Nahezu
alle Politikbereiche auf Bundes- und Landesebene bis hin zur einzelnen Kom-
mune sind mittlerweile von den Brüsseler Politikvorgaben mehr oder weniger
stark beeinflusst. Es fand also nicht nur eine Erweiterung sondern auch eine Ver-
tiefung statt. Doch trotz des wachsenden Einflusses auf die Innen- und Außen- so-
wie auf die Sozial- und Bildungspolitik war der bisherige Integrationsverlauf vor
allem auf die Ökonomie bezogen. Diese stellte den Anstoß für die Integration auch
anderer Politikbereiche dar. Für die Übermacht der Ökonomie stehen die jeweils
mehrere Jahre bestimmenden großen Integrationsprojekte wie das einheitliche Eu-
ropäische Währungssystem, der Binnenmarkt, die Einführung einer gemeinsamen
Währung und die Zielvorgabe der Lissabonstrategie, Europa bis zum Jahr 2010
zum erfolgreichsten Wirtschaftsraum der Welt entwickeln zu wollen. 
Abbildung 1: Aspekte der europäischen Integration
Negative Integration Positive Integration Europäisierung des 
Alltags
Erweiterung der Ausweitung der Märkte Regional- und Austausch von 
Integration durch Öffnung, Entwicklungsfonds, Bürgerinnen und 
Deregulierung, Bürgern;
und Liberalisierung Bildung europäischer Nutzung der 
politischer vier Freiheiten
Institutionen
Vertiefung der Deregulierung, z.B. europäische Regeln, Gemeinsame 
Integration Einführung des z.B. Ablehnung Programme
Herkunftslandprinzips des Herkunftslands- der verbesserteren 
prinzips, Kommunikation;
europäisches gemeinsame 
Sozialmodell grenzüberschreitende 
Forschungsinstitute
Quelle: Altvater 2006: 19
Das Zusammenwachsen Europas ist im Wesentlichen  mit der so genannten „ne-
gativen Integration“ erreicht worden. Im Mittelpunkt stand die Schaffung eines
gemeinsamen Marktes durch den Abbau von Zöllen und nicht-tarifären Handels-
hemmnissen, öffentliche Aufgaben wurden zudem europaweit verstärkt dem Wett-
bewerb ausgesetzt und viele Sektoren dereguliert. Elemente der „positiven Inte-
gration“, wie beispielsweise die Überwindung des ökonomischen Gefälles durch
unterstützende Regional- und Entwicklungsfonds und eine eigenständige Be-
schäftigungspolitik, waren zwar auch Bestandteil der politischen Instrumente Eu-
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ropas, doch führten sie bislang eher ein Schattendasein. Darüber hinaus wurde die
Integration durch die Europäisierung des Alltags befördert: Beispielsweise ist das
Auslandssemester heute für viele Studentinnen und Studenten zur europäischen
Realität geworden. Und Europa lässt sich täglich in unseren Geldbörsen sehen. 
Die Dominanz der wirtschaftlichen Integration vor dem Sozialen wird vielfach
als zentraler Kritikpunkt gegenüber der heutigen EU angeführt. Dieser Vorwurf ist
im Wesentlichen berechtigt. Genauer gefasst muss sich die Kritik jedoch auf die Art
und Weise der europäischen Wirtschaftspolitik beziehen. Diese ist neben der nega-
tiven Integration dominiert vom Mythos effizienter Märkte und von der Auffassung,
dass sozialstaatliche Regelungen vor allem als Wettbewerbshemmnisse wirken, die
es zu beseitigen gilt. Europäische Wirtschaftspolitik wird nach offizieller Lesart als
Abbau von Marktbeschränkungen und im Sinne einer rein kostenbezogenen Stan-
dortpolitik betrieben. Besonders deutlich wird die Grundüberzeugung der EU-Kom-
mission bei der Gestaltung des für die Beschäftigung wichtigen Dienstleistungssek-
tors. Nach dem entsprechenden Richtlinienentwurf sollte unter anderem für
Gesundheits-, Pflege-, Verkehrs- und Bildungsdienstleistungen ein völlig liberali-
sierter europäischer Markt geschaffen werden. Die künftig europaweit tätigen An-
bieter von entsprechenden Dienstleistungen sollten dabei nur den Vorgaben des je-
weiligen Herkunftslandes unterliegen, so dass im Ergebnis bestehende sozial- und
umweltrechtliche Regelungen ebenso wie nationale Tarifregelungen ausgehebelt
würden. Arbeitsbedingungen gerieten damit verstärkt unter Druck.
Orientiert man sich an den Versprechen der in der EU tonangebenden Ange-
botspolitiker, so müsste die Zielrichtung intensivierter Wettbewerb zu vermehrten
Wohlstandsgewinnen führen. Sowohl die wirtschaftspolitische Bilanz der EU so-
wie konkrete Beispiele von mehr Wettbewerb und Privatisierungen zeigen hinge-
gen das genaue Gegenteil:
Tabelle 1: Wirtschaftsentwicklung und Arbeitslosigkeit
BIP 2006 BIP Wachstum, Arbeitslosen- EURO-
in Mrd. Euro 2000 bis 2006 quote STAT
Anteil an EU27 2000 = 100
Belgien 313,04 2,7% 110,4 8,6
Dänemark 221,40 1,9% 110,1 3,8
Deutschland 2.307,97 20,1% 105,7 8,9
Finnland 167,37 1,5% 118,6 7,7
Frankreich 1.781,12 15,5% 110 9,3
Griechenland 194,78 1,7% 128,7 9,3
Großbritannien 1.890,01 16,4% 115,8 5,3
Irland 173,85 1,5% 135,6 4,3
Italien 1.473,12 12,8% 105 7,1
Luxemburg 32,30 0,3% 122,7 4,6
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Niederlande 529,25 4,6% 109,1 3,9
Österreich 256,46 2,2% 110,8 5,1
Portugal 152,45 1,3% 104,5 7,6
Schweden 304,30 2,6% 116,2 7,3
Spanien 976,50 8,5% 121,7 8,1
Bulgarien 24,26 0,2% 134,9 8,9
Estland 12,82 0,1% 164,9 5,4
Lettland 15,49 0,1% 163,9 7,4
Litauen 23,34 0,2% 156,6 5,9
Polen 265,65 2,3% 121,7 13,9
Rumänien 96,59 0,8% 141,5 7,6
Slowenien 29,42 0,3% 124,1 6,1
Slowakei 43,59 0,4% 133,5 14,3
Tschechien 112,42 1,0% 126,7 7,4
Ungarn 88,30 0,8% 128,5 7,3
Malta 4,77 0,0% 103,8 7,0
Zypern 14,32 0,1% 121,3 5,4
EU-27 11.504,89 100,0% 112 8,0
Quelle: Ameco-Datenbank
Seit 2000, dem Jahr in dem die Lissabonstrategie verabschiedet wurde, blieb das
Wirtschaftswachstum der EU und besonders des Euroraums deutlich hinter denen
der USA zurück. In den letzten sechs Jahren wuchs die Wirtschaft in den USA um
16 Prozent, in Europa blieb die Dynamik mit 12 Prozent im Durchschnitt verhal-
tener. Innerhalb der Mitgliedsländer ist eine gespaltene Entwicklung zu beobach-
ten. Während in den neu beigetretenen EU-Ländern, von einem niedrigeren Aus-
gangsniveau kommend, hohe Wachstumsraten erreicht wurden, blieb die
Entwicklung besonders in Portugal (+4,5%), in Italien (+5%), in Deutschland
(+5,7%) und in Frankreich (+10%) schwach. Zwar werden aktuell in Deutschland
und in Europa insgesamt wieder höhere Wachstumsraten erreicht, jedoch kann
dies nicht die Wachstumsschwäche der letzten Jahre überdecken. 
Die Ursachen für die schwache Dynamik sind vor allem in der angebotsorien-
tierten wirtschaftspolitischen Ausrichtung der EU-Kommission zu suchen. Der
tonangebende Neoliberalismus in Europa übersieht systematisch, dass ökonomi-
scher Erfolg maßgeblich von sozialer Sicherheit und einer stabilen Nachfrage ab-
hängt. Löhne müssen ebenso wie Renten und andere Sozialtransfers stetig steigen,
andernfalls kann die private Nachfrage auch nicht steigen. Die wirtschaftspoliti-
sche Schlussfolgerung der letzten Jahre lautet, dass eine verkürzte rein angebots-
politisch orientierte Agenda keine Wachstumsdynamik entfalten kann. 
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Als fatal hat sich die mehrheitlich restriktive Finanzpolitik der Mitgliedsstaa-
ten erwiesen. Der Stabilitäts- und Wachstumspakt verpflichtet die EU-Länder zu
einer prozyklischen Finanzpolitik, die bei einer schwachen Konjunkturlage durch
rigide Sparvorgaben für die öffentlichen Haushalte krisenverschärfend wirkt.
Treffend hat deshalb der ehemalige EU-Kommissionspräsident Romano Prodi den
Pakt als dumm bezeichnet. Auch die Geldpolitik hat die wirtschaftliche Bilanz Eu-
ropas belastet. Die Europäische Zentralbank verfolgt ohne Rücksicht auf Wachs-
tum und Beschäftigung eine Politik der monetären Beschränkung und hat ihren
Blick auf nicht vorhandene Inflationsgefahren gerichtet. 
Zusammenfassend: Die europäische Einigung ist in den letzten 50 Jahren weit-
gehend wirtschaftlich motiviert gewesen. Dies stellt für sich genommen ein Kon-
struktionsdefizit dar; als wirklich problematisch erweisen sich aber die falschen
wirtschaftspolitischen Weichenstellungen der EU-Institutionen. Hierdurch geraten
erstens soziale Standards europaweit unter Druck und zweitens entsteht weder
eine Wachstumsdynamik noch können die ökonomischen Herausforderungen be-
wältigt werden. 
Mit der EU-Verfassung sollte die einseitige wirtschaftspolitische Ausrichtung
Verfassungsrang erhalten. Die Ablehnung bei den Volksabstimmungen in Frank-
reich und den Niederlanden ist vor allem vor diesem Hintergrund zu erklären. Of-
fensichtlich ist auch mehr als zwei Jahre nach dem Nein, dass die tonangebenden
wirtschaftlichen und politischen Eliten die EU in eine Krise manövriert haben,
ohne in der Lage zu sein, einen Ausweg zu finden. Die EU-Kommission zeigt sich
insgesamt unbeeindruckt von der schlechten wirtschaftspolitischen Bilanz und der
wachsenden Kritik an der neoliberalen Ausrichtung. Angesichts dieser Situation
bietet es sich jetzt an, Alternativen zu formulieren und für ein demokratisches, so-
ziales und wirtschaftlich nachhaltiges Europa und entsprechend überarbeitete ver-
tragliche Grundlagen der EU zu streiten. 
Gestaltungspotential Europas nutzen
Im Folgenden sollen wesentliche Zukunftsaufgaben Europas bei der Gestaltung
des Wirtschaftsprozesses aufgezeigt werden. Spätestens seit Wegfall des System-
gegensatzes ist die Internationalisierung der Kapital- und Güterströme offenkun-
dig geworden. Die gestiegene Arbeitsmigration zeigt zudem, dass auch der Faktor
Arbeit zunehmend international aufgestellt ist. Transnationale Konzerne haben in
den letzten Jahren einen unbestreitbaren Machtzuwachs sowohl gegenüber den
Belegschaften und ihren Interessenvertretungen als auch gegenüber den meisten
Nationalstaaten erlangt. 
Überall in Europa ist in den letzten Jahren ein Bedeutungszuwachs der Finanz-
märkte und der dort agierenden institutionellen Anleger festzustellen. Renditeer-
wartungen von Hedge Fonds geben heute den Ton an. Diese als Finanzmarktkapi-
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talismus beschriebene Entwicklung hat Auswirkungen auf nahezu alle Branchen
und damit auch auf fast alle Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer. Die derzeit be-
stimmenden Managementstrategien richten sich maßgeblich an den Finanzmärk-
ten aus. Der Kurs der Aktien wird dabei häufig zur alles entscheidenden Größe der
Unternehmensführung. Es ist zu beobachten, dass dieser Orientierung schon mit-
telfristig ausgerichtete Innovationspfade und auch gute Arbeitsbedingungen zum
Opfer gefallen sind.
Mehr und mehr wird das zerstörerische Potential dieses Finanzmarktkapitalis-
mus deutlich. Selbst von Vertretern großer Finanzmarktfonds wird der Ruf laut,
dass diesem Spiel gesetzliche Grenzen gesetzt werden müssen. Eben in der Ge-
staltung und Zähmung des Finanzmarktkapitalismus liegt die entscheidende Auf-
gabe einer „europäischen Wirtschaftsregierung“. Die Regulierung der Finanz-
märkte durch verbindliche Regeln für Fonds ist eine wichtige Bedingung dafür,
das soziale Europa gestalten zu können. Es geht neben einer neuen Kultur der ge-
sellschaftlichen Verantwortung um einen verbindlichen europäischen Regulie-
rungsrahmen, der Aufsicht, Kontrolle und Transparenz sowie die steuerliche
(Gleich-)Behandlung von Private-Equity und Hedge-Fonds regelt. Hierbei sollte
der Grundsatz gelten, dass langfristige Realinvestitionen gefördert und kurzfri-
stige Finanzspekulationen diskriminiert werden (vgl. Hierschel/Stober 2006: 61).
In der EU wird gut ein Fünftel der weltweiten Wirtschaftsleistung erbracht. Die
wirtschaftliche Macht des Kontinents ermöglicht es, dass die EU die entschei-
dende Ebene für die demokratische Gestaltung des finanzgetriebenen Kapitalis-
mus sein kann. Auch bei der makroökonomischen Steuerung verfügt Europa über
hohes wirtschaftspolitisches Potential. Enttäuschend ist, dass dieses bislang unge-
nutzt bleibt. Optimistisch gewendet bedeutet dies allerdings auch, dass die Aus-
einandersetzung über die wirtschaftspolitische Ausrichtung auf die Tagesordnung
gesetzt werden sollte. Alternative Wege sind vorhanden und begehbar. 
Was kann das Europäische Sozialmodell sein?
Historisch wurde der Sozialstaat im Rahmen des Nationalstaates erstritten; auch
andere Erfolge gewerkschaftlicher Kämpfe wurden weitgehend auf dieser Ebene
erzielt. Neben der Rhetorik „die Zukunft liegt in Europa“ ist gewerkschaftlich ge-
nauer zu beantworten, wieso der Sozialstaat künftig stärker europäisch ausgerich-
tet sein sollte und welche Auswirkungen hiermit konkret verbunden sind. 
Die Aufgabe des Sozialstaates besteht in der Gewährung sozialer Rechte ge-
genüber seinen Bürgerinnen und Bürgern. Mit dem Sozialstaat soll eine Verteilung
durchgesetzt werden, die das Marktergebnis zu mehr Gerechtigkeit hin korrigiert
(vgl. Ganßmann 2000: 41). Im Wesentlichen geschieht dies durch die Bereitstel-
lung öffentlicher Güter sowie über sachliche und monetäre Transfers. Finanziert
wird der Sozialstaat durch die Besteuerung von Einkommen und Vermögen sowie
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die Erhebung von Sozialabgaben. Die Existenz sozialstaatlicher Institutionen be-
wirkt eine Modifikation der kapitalistischen Wirtschaftsweise insgesamt. Deutlich
wird dies insbesondere am Arbeitsmarkt: Zweifelsohne hat in den letzten Jahren
der Druck auf das sozialversicherungspflichtige Arbeitsverhältnis zugenommen
und Arbeitslose stehen verstärkt unter Druck, auch schlecht bezahlte Tätigkeiten
anzunehmen. In den meisten Ländern Europas befinden sich prekäre Arbeitsver-
hältnisse auf dem Vormarsch. Dennoch ist die Ware Arbeitskraft durch soziale
Mindeststandards und durch gesetzliche und tarifliche Regulierungen geschützt
und dem freien Spiel des Marktes nicht gänzlich unterworfen.
Das soziale Europa ist bei dem gesellschaftlichen Streit über Begriffe zualler-
erst ein Kontrapunkt zu den augenblicklich marktliberal ausgerichteten Institutio-
nen der EU. Es ist ein Label, dass die Entwicklungsrichtung der nächsten zehn bis
fünfzehn Jahre kennzeichnen soll und stellt somit eine Alternative gegenüber der
heutigen EU dar. Die Stärkung des sozialen Europas soll den seit den Anfängen
der europäischen Einigung vorhandenen Konstruktionsfehler überwinden helfen
und Soziales und Ökonomie mindestens gleichwertig behandeln. 
Wenn die EU zu einer wirklichen politischen Einheit mit regional annähernd
gleichwertigen Lebensbedingungen werden soll, so muss die immense Spaltung der
wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit und dem Niveau der sozialen Sicherung über-
wunden werden. Die Abbildung 2 verdeutlicht, wie sehr die alten und die neuen
bzw. die nördlichen und südlichen EU-Mitgliedsländer immer noch auseinanderlie-
gen. Ein Prozess des Zusammenwachses ist keine Angelegenheit von wenigen Jah-
ren. Umso wichtiger ist es, der Basis eines sozialen Europas nachzugehen.
Abbildung 2: Gespaltenes Europa 
Quelle: Ameco-Datenbank 
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Aufzubauen wäre auf den historischen Erfahrungen vieler EU-Mitgliedsländer.
Der Markt wird dabei als ein äußerst leistungsfähiger Mechanismus zur Koordi-
nierung wirtschaftlicher Aktivitäten verstanden. Gleichzeitig wird aber auch er-
kannt, dass der Markt mit einer gerechten Verteilung der Wertschöpfung heillos
überfordert ist und zudem immer wieder wirtschaftliche Krisen verursacht. Ent-
sprechend braucht es Ergänzungen und Korrekturen durch eine demokratisch le-
gitimierte Politik. Diese Ergänzungs- und Korrekturaufgaben übernimmt in Eu-
ropa vielfach der Sozialstaat – wie unterschiedlich die Ursprünge, die sozialen
Sicherungssysteme und Kulturen auch sein mögen. Die zentralen Institutionen des
europäischen Sozialstaates sind starke Gewerkschaften, Mitbestimmung und Ta-
rifautonomie, umfassende Systeme des Sozialschutzes sowie ein verteilungs- und
beschäftigungspolitisch aktiver Staat. 
Missverstanden wäre die Konzeption des sozialen Europas allerdings unter der
Annahme, dass die in nationalstaatlichen Auseinandersetzungen verlorengegange-
nen sozialen Standards künftig auf europäischer Ebene zurückgewonnen werden
könnten. Dies wäre angesichts der sich erst im Aufbau befindlichen europäischen
Öffentlichkeit eine Überforderung und bietet strategisch auch keinen Ausweg aus
den Angriffen auf den Sozialstaat in vielen Mitgliedsländern. Ein weiteres Miss-
verständnis ist es, den Anspruch des sozialen Europas mit dem Aufbau eines von
Zypern bis zum Nordkap reichenden einheitlichen Sozialstaats mit einheitlichen
Regeln zu verwechseln. Die unterschiedliche wirtschaftliche Leistungsfähigkeit
der einzelnen Regionen sowie die gewachsenen wohlfahrtsstaatlichen Traditionen
in den einzelnen Ländern sprechen ökonomisch und sozialpolitisch dagegen.
Das erneuerte europäische Sozialmodell ist mehr als eine bloße Floskel und
weniger als ein völlig neuer und den nationalen Sozialstaat ersetzender Ansatz.
Die europäische Ebene zielt auf die Ergänzung nationalstaatlicher sozialer Siche-
rung und versucht die in vielen Ländern Europas auftretenden Problemlagen ge-
meinsam zu bewältigen. Der Bezug auf Vorhandenes und Bewährtes muss mit der
Bereitschaft verbunden werden, sich den neuen Fragen durch neue Strategien zu
stellen. Drei Elemente sind qualitativ prägend für das neue europäische Sozialm-
odell des 21. Jahrhunderts (vgl. Peters 2005: 80). 
Erstens sollte das europäische Sozialmodell inhaltlich auf dem Ziel erneuerter
Vollbeschäftigung mit gesellschaftlich sinnvoller und selbstbestimmter Erwerb-
stätigkeit aufbauen. Die Verteilung der Wertschöpfung zwischen Arbeit und Kapi-
tal sollte ebenso wie zwischen den Generationen und den Geschlechtern egalitä-
rer sein und die sozialstaatlichen Leistungen sind solidarischer zu finanzieren.
Zweitens sollte die Durchsetzung der sozialstaatlichen Ziele nicht nur den Mit-
gliedsländern allein überantwortet werden. Auch die EU-Kommission selbst er-
hält die Aufgabe für deren Realisierung. Drittens braucht es Reformen, die im ei-
gentlichen Sinne des Wortes wirken und die bestehenden Defizite der bisherigen
sozialstaatlichen Sicherungen überwinden helfen. Zusammengefasst geht es
darum, dass ein sozial und demokratisch erneuertes Europa einen positiven Bei-
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trag dazu leisten kann, den Problemen und Sorgen der Menschen entgegen zu wir-
ken.
Gewerkschaftliche Handlungsfelder für ein solidarisch erneuertes Europa
Gewerkschaften haben sich in ihrer Geschichte stets für eine Verbesserung der Ar-
beits- und Lebensbedingungen eingesetzt. Schon im berühmtesten Lied der Ar-
beiterbewegung heißt es „die Internationale erkämpft das Menschenrecht“. Aus
diesem Bewusstsein heraus sind es die Gewerkschaften, die traditionell für den in-
ternationalistischen Gedanken stehen. Allerdings erleben heute Arbeitnehmerin-
nen und Arbeitnehmer Globalisierung vielfach als Bedrohung für den eigenen Ar-
beitsplatz. Unternehmen sind unter Hinweis auf mögliche Verlagerungen der
Produktion nach Osteuropa und Asien in der Lage, Einschnitte bei Löhnen und
verlängerte Arbeitszeiten zu verlangen und zum Teil auch durchzusetzen. Die
Form der Globalisierung wirkt so vielfach als Bedrohung für Arbeitsplätze und so-
ziale Standards. Diese Negativspirale ist keineswegs exklusiv auf Deutschland be-
grenzt. Von ähnlichen Erfahrungen berichten zunehmend auch Gewerkschaften
aus Ungarn, Tschechien und Polen, die sich mit dem Hinweis auf angedrohte Ver-
lagerung auf billigere Standorte konfrontiert sehen. Gewerkschaften aus verschie-
denen europäischen Ländern müssen die Herausforderung Europa annehmen und
sich in ihren klassischen Handlungsfeldern für eine solidarische Variante der eu-
ropäischen Integration stark machen. 
Handlungsfeld „Wachstum und Beschäftigung in Europa“
Neben der notwendigen Regulierung des Finanzmarktkapitalismus und der exem-
plarisch von der Euro-Memorandum-Gruppe erarbeiteten Vorschläge einer keyne-
sianisch ausgerichteten Wirtschaftspolitik kommt es darauf an, dass die Gewerk-
schaften ihre wirtschaftspolitischen Vorstellungen an den Realitäten ausrichten.
Wichtig ist zu berücksichtigen, dass bei Verlagerungen die tatsächliche Situa-
tion mit der gefühlten Bedrohungslage auseinander fällt. Der ideologische Gehalt
der Standortdiskussion und die reale Möglichkeit zur Erpressung von Belegschaf-
ten haben ihre Wirkungen nicht verfehlt. Der Kieler Wirtschaftswissenschaftler
Klodt stellt hierzu aufklärend fest, dass „der massive Arbeitsplatzexport durch
Auslandsinvestitionen deutscher Unternehmen (...) eher Mythos als Realität“ ist.
Neu entstehende Produktionskapazitäten in Ostmitteleuropa sind häufig nicht als
Alternative zu bestehenden Standorten geplant, sondern dienen vor allem der
Markterschließung in den entsprechenden Regionen. Keinesfalls soll damit weg-
diskutiert werden, dass einzelne Branchen von kostenbedingten Verlagerungen
betroffen sind. Klodt führt hierzu weiter aus „Nicht die Standortflucht in Nied-
riglohnländer steht im Vordergrund der Globalisierung, sondern die Etablierung
globaler Wertschöpfungsnetzwerke“. Globalisierung wird von Belegschaften häu-
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fig als Gefahr für Arbeitsplatz und Einkommen erfahren, gleichzeitig ist Deutsch-
land angesichts des riesigen Exportüberschusses vor allem Gewinner im Stan-
dortwettbewerb und mehr und mehr Arbeitsplätze hängen vom Außenhandel ab.
Es kann den Gewerkschaften daher nicht um eine bloße Steigerung der preislichen
Wettbewerbsfähigkeit gehen. 
Gewerkschaften in Deutschland müssen vor allem deutlich machen, dass jetzt
eine gestärkte europäisch koordinierte Struktur- und Industriepolitik notwendig
ist. Diese muss sich der doppelten Herausforderung stellen und die industrielle
Produktion sowie die Beschäftigung in den entwickelten Regionen erhalten und
gleichzeitig den industriellen Aufholprozess in den neuen EU-Ländern fördern. 
Handlungsfeld „europäische Tarifpolitik“
Im einheitlichen Währungsraum der Eurozone hängt die nationale Lohnentwick-
lung eng mit der Entwicklung der preislichen Wettbewerbsfähigkeit zusammen.
Würden Gewerkschaften und Arbeitgeber in einem Land über eine zurückhaltende
Lohnpolitik Wettbewerbsvorteile erzielen wollen, so hätte dies direkt negative
Auswirkungen auf die anderen Länder. Bedienen sich gleich mehrere Länder die-
ser Logik, so könnte insgesamt eine deflationäre Entwicklung befördert werden.
Entsprechend wichtig ist es deshalb, dass Gewerkschaften in Europa sich verstärkt
tarifpolitisch koordinieren und Lohndumping entgegenwirken. Im Metallsektor
haben die Gewerkschaften eine entsprechende Koordinierungsregel vereinbart,
wonach mindestens der verteilungsneutrale Spielraum aus Preis- und Produkti-
vitätssteigerungen auszuschöpfen ist. 
Ein Blick auf die gesamtwirtschaftliche Verteilungsbilanz der Jahre 1995 bis
2005 zeigt, dass der verteilungsneutrale Spielraum innerhalb der 25 EU-Länder
eindeutig nicht ausgenutzt werden konnte (vgl. Schulten 2006: 369). Erfreuli-
cherweise ergibt sich bei der Betrachtung der Jahre 2000 bis 2005 ein für Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmer besseres Bild, die Löhne haben sich wieder stär-
ker den verteilungsneutralen Möglichkeiten genähert. Bemerkenswert an der
verteilungspolitischen Bilanz ist aber, dass zwischen den EU-Ländern erhebliche
Unterschiede bei der Lohnentwicklung festzustellen sind. Als besonders proble-
matisch hat sich dabei die Negativbilanz Deutschlands erwiesen. Als größte
Volkswirtschaft hat die im Ergebnis lohnpolitische Zurückhaltung starke Auswir-
kungen auf die anderen EU-Länder (siehe Tabelle 2). 
Die Gewerkschaften stehen vor der Aufgabe, ihre Anstrengungen zur verbes-
serten Abstimmung sowohl sektoral als auch auf der gesamtwirtschaftlichen
Ebene zu stärken und jetzt höhere Löhne im Sinne des verteilungsneutralen Ziels
als Untergrenze durchzusetzen. Ferner bedarf es verstärkt gemeinsamer tarifpoli-
tischer Anstrengungen, um die vorhandenen programmatischen Ansätze zur Ar-
beitszeit, zu den Qualifizierungsrechten, zur prekären Beschäftigung, zur Ge-
schlechtergerechtigkeit und zur Regelung guter und humaner Arbeitsbedingungen
für Männer und Frauen europaweit umzusetzen. Dies scheitert derzeit nicht zu-
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letzt an der Blockadehaltung der Arbeitgeberseite, die auf europäischer Ebene we-
der verhandlungsbereit noch abschlussfähig sind.
Tabelle 2: Verteilungsbilanz der EU-Länder in %
Zeitraum
1995 - 2005 2000 - 2005
Litauen 24,9 -0,8
Tschechien 20,0 9,5
Großbritannien 8,8 5,9
Portugal 8,1 2,4
Schweden 6,3 0,1
Frankreich 0,3 1,9
Niederlande 0,0 1,4
Luxemburg -0,1 6,0
Dänemark - 0,8 1,4
Malta -1,5 2,7
Griechenland -1,6 1,8
EU15 -1,9 -0,1
Italien -2,6 2,7
Ungarn -3,0 13,5
Zypern -3,5 0,9
EU25 -3,6 -0,4
Spanien -4,1 -1,8
Belgien -5,6 -1,6
Finnland -6,9 1,5
Irland -9,7 2,0
Deutschland -10,6 -6,1
Österreich - 13,6 -4,0
Slowenien - 14,1 -0,1
Estland -14,1 2,6
Polen -19,2 -11,2
Slowakei -21,2 -11,4
Lettland -24,9 -11,9
Quelle: Schulten 2006. Erklärung: Die Verteilungsbilanz ist der Saldo aus der nationalen Nominalloh-
nentwicklung und der Entwicklung des nationalen Verteilungsspielraums (Nationale Preis- und Pro-
duktivitätsentwicklung).
Handlungsfeld „Betriebspolitik und Mitbestimmung in Europa“
Auch wenn das Gerede von der mangelnden Wettbewerbsfähigkeit im Kern keine
Basis hat, so sehen sich Gewerkschaften dennoch zunehmend mit zahlreichen be-
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trieblichen Abwehrkämpfen und Auseinandersetzungen über angedrohte Produk-
tionsverlagerungen konfrontiert. Gewerkschaften müssen hierauf konzeptionell
eine Antwort finden und gestaltend Einfluss nehmen. Dies setzt eine kontinuierli-
che Vernetzung von Gewerkschaften und Arbeitnehmervertretungen der verschie-
denen Standorte voraus. Bestehenden Ansätze grenzüberschreitender Kooperation
von Belegschaften müssen verstärkt aufgegriffen und verbreitert werden. Ziel
sollten grenzüberschreitende und gemeinsam getragene Strategien von Gewerk-
schaften und Arbeitnehmervertretungen innerhalb einzelner Konzerne und Bran-
chen sein, die solidarisches Handeln ermöglichen. 
Im Zusammenhang mit grenzüberschreitender Interessenvertretung sind Euro-
Betriebsräte ein wichtiger Ansatz. Vor allem in Krisensituationen und in Um-
strukturierungsprozessen zeigt sich aber, dass die Informations- und Anhörungs-
rechte des Euro-Betriebsrates bislang nur unzureichend sind. Notwendig ist daher
die längst fällige Revision der EBR-Richtlinie.
Handlungsfeld „Europäische Sozialpolitik”
Bislang besitzt die EU noch wenig direkte Entscheidungskompetenz in der Sozi-
alpolitik. Eine europäische Sozialpolitik muss künftig die offene Methode der Ko-
ordinierung dafür nutzen, um tatsächlich sozialpolitische Verbesserung zu fördern
und nicht länger lediglich den Abbau sozialer Leistungen zu koordinieren. 
Auf dem Weg zu einem solidarisch erneuerten Europa braucht es in einem er-
sten Schritt europäische Mindeststandards. Diese sollen vor allem auf die in na-
hezu allen Ländern zu beobachtende Fehlentwicklungen wie der Privatisierungs-
welle öffentlicher Leistungen, der Prekarisierung der Arbeit und der Ausweitung
der Arbeitszeiten entgegentreten. Die Gewerkschaften verlangen hierzu von der
EU-Kommission europäische Gesetzesvorschläge, um unter anderem die öffentli-
chen Dienstleistungen besser zu schützen. 
Mehr und mehr Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer sind im Niedriglohnsek-
tor beschäftigt. Nach Schätzungen der EU sind rund 15 Prozent und damit mehr
als jeder siebte Arbeitnehmer von niedrigen Löhnen betroffen. Die Entwicklung
in den einzelnen Ländern verläuft dabei sehr unterschiedlich. Einen unterdurch-
schnittlichen Anteil an niedrig entlohnten Arbeitnehmern gibt es zum Beispiel in
Dänemark, Italien und Österreich. In Ländern wie Großbritannien, Irland und
Griechenland liegt der Anteil hingegen über dem EU-Durchschnitt. Auch
Deutschland liegt über dem Durchschnitt, Tendenz eindeutig steigend. 
Gewerkschaften müssen sich dieser Entwicklung mit dem Leitbild guter Arbeit
entgegenstellen. In diesem Kontext ist die Etablierung eines europäischen Min-
destlohnsystems ein Ansatz. In 20 von 27 EU-Ländern bestehen bereits heute ge-
setzliche Mindestlöhne und sind damit eher die Regel, als die Ausnahme. Die eu-
ropäischen Erfahrungen zeigen, dass das Tarifsystem durch gesetzliche
Mindestlöhne ergänzt und unterstützt werden kann. Allerdings zeigt sich in den
Ländern auch, dass gesetzliche Mindestlöhne Armut und prekäre Einkommen
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nicht per se verhindern. Positiv ist das Beispiel Großbritannien, denn hier sind die
Einkommen von über einer Million Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer durch die
Einführung des gesetzlichen Mindestlohnes gestiegen. Entscheidend für einen ar-
mutsfesten Mindestlohn sind regelmäßige Anhebungen. Hierzu bietet sich eine In-
dexierung an die allgemeine Lohn- und Preisentwicklung an. Zudem ist es sinnvoll,
wenn Gewerkschaften und Arbeitgeber an der Ausgestaltung des Mindestlohnes be-
teiligt werden. Wird eine aktive Mindestlohnpolitik betrieben, so profitieren hiervon
insgesamt Arbeitnehmer mit niedrigen Löhnen. Die EU-Staaten sollten sich darauf
verständigen, innerhalb von wenigen Jahren einen europaweiten gesetzlichen Min-
destlohn einzuführen. Dieser sollte mindestens der Hälfte des jeweiligen nationalen
Durchschnittslohnes entsprechen. Mit einem solchen Ansatz könnte die Idee des so-
zialen Europas direkt für Millionen von Menschen spürbar werden.
Gewerkschaftsarbeit europäisieren 
Die Gewerkschaften in Deutschland und in den anderen europäischen Ländern
stehen vor der Aufgabe, innerhalb kurzer Zeit den zweifelsohne vorhandenen Eu-
ropäisierungsrückstand zu überwinden. Dies erfordert neben zu setzenden Akzen-
ten in den beschriebenen Handlungsfeldern auch ein Umdenken in der gewerk-
schaftlichen Praxis und Organisation. Europa hat noch zu sehr den Status des
exotischen Expertenthemas, dass zwar immer mal auftaucht, dann aber wieder
auch schnell verschwindet. Es gilt Europa in allen gewerkschaftlichen Auseinan-
Beschäftigte in Niedriglohnsektoren
- Anteil in Prozent -
19,4
18,7
16,6
16
15,6
15,6
11,2
10,9
10,8
9,7
8,6
15,7
15,1
12,2
Großbritannien
Irland
Niederlande
Griechenland
Deutschland
Spanien
Frankreich
EU13
Belgien
Österreich
Portugal
Finnland
Italien
Dänemark
Quelle: Europäische Kommission 2004
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dersetzungen mitzudenken und an den programmatischen Anspruch des interna-
tionalistischen Denkens und Handelns praktisch anzuknüpfen.
Die Gewerkschaftsbewegung fängt in Sachen Europa keineswegs bei Null an.
Schon heute existieren zahlreiche Euro-Betriebsräte und auch die europäische Ta-
rifkooperation gewinnt an praktischer Bedeutung. Mit der europaweiten Mobilisie-
rung gegen die Dienstleistungsrichtlinie konnten die Gewerkschaften einen (Teil-)
Erfolg erzielen und vor allem eine europapolitische Praxis einüben. Weiterhin gibt
es bereits heute funktionierende interregionale Gewerkschaftsräte sowie unzählige
Kooperationen zwischen Belegschaften in Europa. Es ist längst noch nicht alles er-
reicht, aber die Europäisierung hat bereits eine Basis in den Gewerkschaften. 
Die Auseinandersetzung über die politische Ausrichtung der EU erfordert ge-
nauso wie die Stärkung der gewerkschaftliche Handlungsfähigkeit auf den Fel-
dern der europäischen Tarifpolitik und der europäischen Betriebspolitik einen lan-
gen Atem. Die IG Metall hat sich jüngst dafür entschieden, einen Schwerpunkt auf
die solidarische Erneuerung Europas zu legen. In diesem Zusammenhang wird in
der IG Metall derzeit über ein europapolitisches Memorandum beraten; die Orga-
nisation will sich stärker europäisieren. 
Die Herausforderung Europa ist in den Gewerkschaften verstanden worden. Jetzt
gilt es sie zu meistern. Angesichts der offensichtlichen Krise des bisherigen, vor allem
an wirtschaftlichen Interessen ausgerichteten, Integrationsweges und der konzeptionel-
len Leere der wirtschaftlichen und politischen Eliten wird jetzt ein Neuanfang in Rich-
tung eines solidarisch erneuerten europäischen Sozialmodells gebraucht. 
Kai Burmeister arbeitet beim Vorstand der IG Metall im Funktionsbereich Ge-
sellschaftspolitik/Grundsatzfragen/Strategische Planung und lebt in Offenbach.
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Ein Platz in der Lobby.
Das europäische Sozialmodell und die Gewerkschaften
Im folgenden Text soll der Frage nachgegangen werden, welche Rolle die Ge-
werkschaften bei der Bewahrung bzw. der Neugestaltung des europäischen So-
zialmodells36 spielen. In einer Bestandsaufnahme der gewerkschaftlichen Politik
zur Verteidigung sozialer Sicherungs- und Regulierungssysteme werden zuvor-
derst in Ausschnitten die sichtbaren Aktivitäten der Gewerkschaften auf der eu-
ropäischen Ebene beschrieben, um dann deren politische Ausrichtung sowie die
vorhandenen strukturellen Defizite zu diskutieren. Notwendige Empfehlungen zur
zukünftigen Strategie und Taktik der Gewerkschaften bilden den Abschluss dieses
Beitrages.
Gewerkschaftliches Handeln in Europa
Zuweilen machen sich die Gewerkschaften auf der europäischen Ebene bemerk-
bar. Dann klirrt Glas und einige Fensterscheiben gehen am Straßburger EU-Parla-
mentsgebäude zu Bruch. Die Hafenarbeiter, die Ende 2005 so gegen die Port
Package 2 Richtlinie der EU protestierten, konnten sich durchsetzen. Nicht unbe-
dingt wegen der zur Schau gestellten Durchschlagskraft ihrer Protestformen, als
vielmehr aufgrund divergierender Interessenlagen aufseiten der Kapitaleigner so-
wie einer übernational interventionsfähigen gewerkschaftlichen Organisation
(vgl. Kamin 2006; Derrida 2006).
Es geht also – selbst mit diesen vorwiegend national aufgestellten Gewerk-
schaften. Von zentraler Bedeutung scheint jedoch eine transnationale Organisation
wie die Internationale  Transportarbeiterförderation (ITF) zu sein. Die ITF hat die
Erzeugung von Druck, innerhalb und außerhalb der Parlamente, geradezu muster-
gültig vorgeführt. Sie hat den eigenen Positionen durch eine aktionsorientierte
Konfrontation das nötige Gewicht verliehen. Die effektive europaweite Aktivie-
rung der Belegschaften stand im Mittelpunkt dieser Strategie.
36 An dieser Stelle kann die berechtigte Frage nach dem Charakter eines Europäischen Sozialmodells nicht in
der nötigen Ausführlichkeit diskutiert werden (Positionen für eine vertiefende Diskussion finden sich bei-
spielsweise in den Thesen für ein Europapolitisches Memorandum der IGM, vgl. IGM 2006). In einem ersten
Ansatz kann der Charakter des Europäischen Sozialmodells kursorisch folgendermaßen gefasst werden: In der
fordistischen Periode nach dem Zweiten Weltkrieg bildeten sich in Europa Verteilungs- und Regulierungs-
strukturen heraus, die eine Beteiligung der Lohnabhängigen am zunehmenden Wirtschaftsprodukt sicherstell-
ten, der Schaffung von sozialen Sicherungssystemen, dem Ausbau der Arbeitsgesetzgebung und der Heraus-
bildung eines Systems der industriellen Beziehungen mit kooperativ-produktivistischem Charakter dienten.
Diese Entwicklung verlief je nach Nationalstaat unterschiedlich. Zu den unterschiedlichen Traditionen sozial-
staatlicher Regulationen in Europa vgl. als kurzen Überblick Mitbestimmung 2005: 24. 
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Doch lässt sich dieses erfolgreiche Beispiel für gewerkschaftliche Durchset-
zungsstärke verallgemeinern?
Die Transportarbeiterförderation konnte und wollte einen Kampf führen, der
mehrere Spezifika aufwies. Zum einen handelt es sich bei den Häfen um eine
Wachstumsbranche. Hier werden Kapazitäten aus- und nicht abgebaut. Die Be-
schäftigten können deshalb von den Unternehmen auch nicht so ohne weiteres in
unmittelbare Konkurrenzsituationen zu einander gebracht werden. Anders als
Handyproduktionen lassen sich Häfen als Transportknoten kaum kurzfristig ver-
lagern. Und nicht zuletzt hatten relevante Teile des Kapitals kein Interesse an ei-
ner weitergehenden Liberalisierung a la Port Package 2, da sie in der Folge nicht
zu Unrecht drastische Preissteigerungen in den Häfen erwarteten.
Eine andere Situation findet sich in der Automobilindustrie oder der Luftfahrt-
branche. Hier ist weder eine so effektive Vernetzung wie unter den Gewerk-
schaftsaktivisten in den europäischen Häfen zu finden, noch deren solidarische
und entschiedene Kampfbereitschaft. Statt dessen schieben sich auch im Handeln
von Betriebsräten und Gewerkschaftern nationale Interessen und Konkurrenzver-
hältnisse in den Vordergrund. Starke Gewerkschaften, mit Sitz im Mutterland des
Konzerns oder guten Kontakten zu ihren jeweiligen Regierungen nutzen diese zur
nationalen Standortsicherung. Aller Rhetorik zum Trotz werden Deals auf Kosten
der Kollegen an anderen internationalen Standorten durchgezogen (vgl. Lillie/Lu-
cio 2004). Die Voraussetzungen sind also von vorne herein andere als in der Ha-
fenbranche. Doch auch die Vernetzung unter den europäischen Dockern entstand
nicht von heute auf morgen. Eine über viele Jahre eingeübte und gepflegte Kom-
munikation und - vielleicht noch wichtiger - Aktionsorientierung hatten dafür ge-
sorgt, dass die gewerkschaftlichen Truppen standen und dann auch marschierten,
als es notwendig war. Das in relativ ruhigen Zeiten sehr bewusst und gezielt auf-
gebaute Vertrauen und Verstehen zahlte sich im Kampf gegen Port Package 2 aus. 
Betrachten wir ein weiteres Beispiel gewerkschaftlicher Intervention auf der
europäischen Ebene. Eines das schon weniger strahlend als der erfolgreiche
Widerstand gegen Port Package daherkommt: Die so genannte Bolkesteinrichtli-
nie (vgl. zur Kritik an der Richtlinie Dräger 2006a). Auch hier protestierten die
Gewerkschaften. Zwischen 2005 und Februar 2006 erlebte Europa eine breite
Mobilisierung, die auch in einer Reihe von Mitgliedstaaten in die Fläche ging
(nicht nur Gewerkschaften, sondern auch Wohlfahrtsverbände, soziale Bewegun-
gen und andere Interessenverbände waren beteiligt). Als im Februar 2006 rund
50.000 Gewerkschafter aus ganz Europa in Straßburg gegen die Dienstleistungs-
richtlinie demonstrierten, da zogen es die Gewerkschaftsführungen vor, eine
sanfte Landebahn gezielt anzusteuern. Einige Korrekturen, die im parlamentari-
schen Geplänkel zwischen Konservativen und Sozialdemokraten zu Stande ka-
men, veränderten die Richtlinie zwar nur punktuell (vgl. Dräger 2006b), für den
Chef des Europäischen Gewerkschaftsbundes John Monk reichten die Anpassun-
gen im Detail jedoch aus, um auf der Abschlusskundgebung von einem großen Er-
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folg der Arbeiter zu sprechen. Die siegreichen Werktätigen wurden wieder in ihre
heimischen Nationalstaaten zurückgeschickt. Von weiteren Mobilisierungen ge-
gen die im wesentlichen Teilen unveränderte Dienstleistungsrichtlinie war keine
Rede mehr.
Zeigte sich der gewerkschaftliche Widerstand gegen die EU-Dienstleistungsricht-
linie schon als suboptimal, floppten nicht nur die deutschen Gewerkschaften beim
Thema Europäische Verfassung mehrheitlich. Wie wenig die Wahrnehmung in Tei-
len der Apparate noch mit der Lebensrealität der Mitglieder zu tun hat, zeigte sich an-
schaulich bei der ehemals kommunistischen Gewerkschaft Frankreichs, der CGT.
Der Gewerkschaftsvorsitzende der CGT, Bernard Thibault, erlitt im Februar 2005
im nationalen Konföderationskomitee (comité confédéral national – CCN), dem
höchsten beschlussfassenden Organ zwischen den Gewerkschaftskongressen, trotz
Rücktrittsdrohung eine vielbeachtete Abstimmungsniederlage (vgl. Noblecourt
2005). Das als Parlament der CGT titulierte Gremium entschied damals entspre-
chend der Stimmung an der Basis eindeutig, die Gewerkschaft in die Front des Neins
im Referendum über die EU-Verfassung einzureihen. Die Führungsriege um Thibault
hatte dagegen, vor allem um sich im erst kürzlich beigetretenen Europäischen Ge-
werkschaftsbund den dortigen Mehrheitspositionen anzupassen, dafür plädiert, sich
kämpferisch jeder Meinungsäußerung zum Verfassungsentwurf zu enthalten.
Eine solche Blamage ersparten sich in Deutschland die Gewerkschaften ebenso
wie das Establishment in der Politik. Diesseits des Rheins dachte das politische
Personal nicht einmal im Traum daran, der wahlberechtigten Bevölkerung bei ei-
ner so entscheidenden Frage ein Wahlrecht zuzugestehen.
Nicht der unmittelbaren Gefahr ausgesetzt, von der eigenen Basis die Rote
Karte gezeigt zu bekommen, machten es sich die Gewerkschaften37 in Deutsch-
land mehrheitlich bequem. Unterstützung wie auch Kritik an der rot-grünen Bun-
desregierung38 (trotz ihrer faktisch gewerkschaftsfeindlichen Politik) und der
neuen EU-Verfassung (trotz ihrer marktradikalen Ausrichtung) wurden lauwarm
vorgetragen. Der Duktus des DGB klang in etwa so: Wir sind für Reformen bzw.
eine EU-Verfassung. Aber nicht so. Also, wenn da das eine und andere verbessert
würde (...). Und dafür treten wir entschieden ein. In Gesprächen. Nachdrücklich
(vgl. DGB 2003). 
Fazit: „...mit dieser EU-Verfassung wäre es um Europa besser bestellt ...“
(DGB Chef Sommer 2005: 12).
Auch nach den gescheiterten Referenden in Frankreich und den Niederlanden
zeigten sich nicht wenige Gewerkschafter dem in seinem Kern marktradikalen
EU-Projekt weiter verbunden und plädierten lediglich für ein behutsameres Vor-
gehen, um die Menschen nicht zu überfordern.
37 Für die Minderheit der klar vernehmbaren Kritiker steht der IG Metall Vorsitzende Jürgen Peters, welcher sich
zum EU-Verfassungsprozess mit deutlichen Worten äußerte (vgl. Peters 2004). 
38 Das Wirken von Rot-Grün in der Bundesregierung brachte eine „Zerreißprobe für die Gewerkschaften“ (Hoff-
mann 2006: 56).
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Doch nicht an allen ist die eindruckvolle Demonstration des französischen und
niederländischen Mehrheitswillens spurlos vorübergegangen. Auf dem letzten Ge-
werkschaftstag des DGB im Mai 2006 bezog sich der Vorsitzende Michael Som-
mer mit deutlichen Vorbehalten auf die inzwischen in den Schubladen liegende
Europäische Verfassung. Inzwischen wird dieses Thema in den deutschen Ge-
werkschaften insgesamt durchaus kritischer diskutiert. Der DGB hat sich mittler-
weile dazu durchgerungen, einen neuen Verfassungsentwurf zu fordern (vgl. Pinz-
ler 2006: 22) und die IG Metall plädiert dafür einen deutlich veränderten, in seinen
sozialen Dimensionen gestärkten Verfassungsvertrag anlässlich der Europawahlen
2009 europaweit zur Abstimmung zu stellen (vgl. IG Metall 2006).
Strukturen und Ausrichtung auf der europäischen Ebene
Weite Teile der deutschen Gewerkschaftsbewegung scheinen dennoch nach wie
vor auf eine Strategie der Anpassung zu setzen. Es wird eine Haltung sichtbar,
welche sich vorwiegend auf ein Klein-Klein, ein Kratzen am Detail einlässt und
die die entschiedene politische Konfrontation scheut. Diese wird durch sanften
Lobbyismus zu ersetzen gesucht. Da auf eine grundsätzliche Kritik der an den Kri-
terien der Lissabonstrategie ausgerichteten EU verzichtet wird, reicht ihnen der
Platz am Katzentisch der Entscheider auf dem europäischen Parkett.
Eine auskömmliche Nische nennen Ökonomen jenen Bereich in der Wirtschaft,
in dem man von den eigentlichen Playern am Markt keine feindliche Aufmerk-
samkeit zu fürchten braucht. Eine solche Nischenexistenz führen zumeist die In-
stitutionen auf europäischer wie der gesamten internationalen Ebene, in deren
Mitarbeit sich das internationale Engagement der deutschen Gewerkschaften
weitgehend erschöpft.
Die internationalen Abteilungen der deutschen Einheitsgewerkschaften sind
mit unzureichenden Finanzen und zu wenig Personal ausgestattet und sorgen an-
gesichts ihrer allein schon daraus resultierenden zwangsläufigen Beschränktheiten
im inoffiziellen Gespräch mit Gewerkschaftsfunktionären regelmäßig für unver-
ständiges Kopfschütteln.
Dass die Hans-Böckler-Stiftung keine eigenen Auslandsvertretungen besitzt und
auch der DGB - dessen Einzelgewerkschaften immer noch zu den finanzstärksten der
Welt gehören - sich solche nicht leisten mag, sondern statt dessen auf die Vertretung
durch die Büros der Friedrich-Ebert-Stiftung zurückgreift, wirft ein bezeichnendes
Licht auf den Stellenwert, den die internationale Arbeit zugemessen bekommt. 
Der Verweis auf transnationale Institutionen wie bspw. den europäischen Ge-
werkschaftsbund (EGB) trägt zur Entlastung dieser sträflichen Vernachlässigung
internationaler Arbeit nicht bei. „Die Repräsentation in internationalen und eu-
ropäischen Gewerkschaftsorganisationen liegt in Händen weniger Spitzenfunk-
tionäre, die vertretene Politik hat einen geringen innerorganisatorischen Öf-
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fentlichkeitswert und findet eher eine schematische innerorganisatorische Legiti-
mation“ (Reutter/Rütters  2003: 512). Auch hier spiegelt sich die mangelnde Wert-
schätzung der internationalen Arbeit durch die deutschen – und nicht nur diese –
Gewerkschaften. Der EGB ist chronisch unterfinanziert und seine Institutionen
sind ökonomisch von der Europäischen Kommission abhängig (vgl. Hyman
2004). Die weitgehende Domestizierung des EGB’s, seine Orientierung am Lob-
byismus und der vorwiegend semantischen Bearbeitung der Sozialabbauvorlagen
der Europäischen Kommission anstelle von Formulierungen qualifizierter,
grundsätzlicher Alternativen, wurzeln u.a. in diesem Abhängigkeitsverhältnis.39
In der Folge tritt der EGB kaum durch Koordination übernationaler Gewerk-
schaftsaktivitäten zur Initiierung und Aktivierung von politischer Mobilisierung in
Erscheinung.
Statt dessen gibt man sich froh einer weiter voranschreitenden Institutionali-
sierung hin, in deren Rahmen die Einrichtung Europäischer Betriebsräte (vgl.
Richtlinie 95/45/EG) sowie die Implementierung von Betriebsräten auf der be-
trieblichen Ebene im Gefolge einer EU-Richtlinie aus dem Jahr 2002 (Richtlinie
2002/14/EG) noch zu jenen Entwicklungen gehören, die zumindest potenziell zur
Mehrung gewerkschaftlicher Machtmittel beitragen können. Die gewerkschaft-
lichen Interessenvertretungen von verschiedenen europäischen Standorten ei-
nes Konzerns in gemeinsame Solidaritätsvereinbarungen einzubinden, ist ein
anspruchsvolles Unterfangen, dem bspw. die IG Metall nachgeht (vgl. Bart-
mann/Blum-Geenen 2006). In der Vergangenheit haben sich die örtlichen Beleg-
schaftsvertretungen u. a. im Automobilbereich von ihren Konzernmanagern in
Standortwettbewerbe Werk gegen Werk treiben lassen. Inwieweit die Gegenstra-
tegien der Gewerkschaften langfristig und nachhaltig Wirkung entfalten können,
wird sich noch erweisen müssen.40
39 Der korrumpierende Zusammenhang von öffentlicher Finanzierung und obrigkeitshöriger und mitgliederfer-
ner Ausrichtung von Gewerkschaften ist an vielerlei nationalstaatlichen Beispielen hinreichend untersucht
worden (vgl. beispielsweise zum brasilianischen „sindicalismo de Estado“ Vellay 2001) und stellt sich auch
auf supranationaler Ebene nicht grundsätzlich neu.
40 Die gewerkschaftlichen Solidaritätsvereinbarungen können jedoch langfristig und nachhaltig nur in dem
Maße erfolgreich sein, wie sie durch grenzüberschreitende gemeinsame Kämpfe der Belegschaften an Durch-
setzungskraft gewinnen. Bis dahin verweisen Beispiele wie die jüngste Auseinandersetzung um die Golf-Pro-
duktion in Brüssel oder Wolfsburg eher auf eine Bestätigung betriebspatriotischer Praktiken (vgl. Stroobants
2006). Dies erscheint auch wenig verwunderlich. Wie soll internationale Solidarität verwirklicht werden,
wenn schon innerhalb Deutschlands Betriebsräte und Gewerkschafter nicht selten einer entsolidarisierenden
Standortlogik willig folgen und ihre örtlichen Produktionen auf Kosten der eigenen Kollegen in Schwester-
werken abzusichern suchen. Auch bei General Motors beispielsweise zeigt sich eine widersprüchliche Ent-
wicklung: Einerseits konnten die Gewerkschaftsvertreter der GM Autowerke im Dezember 2006 einen kol-
lektiven Bestandsschutz für alle westeuropäischen Werke erreichen (vgl. Skowronowski 2006). Andererseits
wurde im Vorfeld die Schließung des portugiesischen Werkes in Azambuja hingenommen und wirft der Be-
triebsratsvorsitzende des Opel Werkes Bochum Reiner Einenkel dem Gesamtbetriebsratsvorsitzenden Klaus
Franz einseitige Parteinahme für das Rüsselsheimer Werk vor, in dem Franz auch Betriebsratsvorsitzender ist
(vgl. Schubert 2006: 5). 
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Es gibt also einzelne sinnvolle Ansätze. Doch wo es konkret wird, da setzen
sich die guten Vorsätze kaum in praktisches Handeln um. Ein typisches Beispiel
hierfür ist die Koordinierung der europäischen Tarifpolitik.41 Die „Solidarische
Lohnpolitik in Europa“ (Schulten 2004) ist eine der notwendigsten und zentralsten
Aufgaben der Gewerkschaften in einer EU zunehmend deregulierter und flexibi-
lisierter nationaler Ökonomien, „denen nur noch schwer mit traditionellen Tarif-
politiken begegnet werden“ kann (Altvater/Mahnkopf 1993: 19).
Dennoch müssen die Tarifberichte des WSI seit Jahren die immer gleiche Fest-
stellung treffen: Dass gerade in Deutschland die Löhne und Gehälter unterhalb je-
nes Verteilungsspielraumes bleiben, der auszuschöpfen dringend notwendig ist,
wollen die Gewerkschaften in Europa sich nicht zunehmend in ein Wettrennen
der Einkommen nach unten begeben (vgl. Schulten 2005 u. 2006). Bei diesem
Race to the bottom42 liegt Deutschland ganz weit vorn (vgl. Kohl/Lehndorf/Schief
2006). Ein Grund ist zweifelsohne die offensichtliche gewerkschaftliche
Schwäche in vielen Wirtschaftssektoren. Betrachten wir jedoch jene Branchen, in
denen der Laden brummt und auch mögliche Drohungen mit Standortverlagerun-
gen aktuell gegenstandslos sind, so sehen wir eine Zurückhaltung bei Lohnforde-
rungen und deren Durchsetzung, die sich weder durch die ökonomischen Rah-
menbedingungen noch durch mangelnde gewerkschaftliche Kampfkraft erklären
lässt. 
In Teilen der Gewerkschaften scheint man sich dem marktradikalen Wettbe-
werbsparadigma bereitwillig hinzugeben (vgl. Hälker 2005: 84 ff.). Auch jene
Demagogie, mit der ein demografisches Problem konstruiert wird, findet teilweise
ihren Platz im gewerkschaftlichen Denken und Publikationen. Diskutiert werden
Lohnsenkungen (chiffriert als Lohnnebenkostensenkungen), Deregulierungen des
Arbeitsmarktes, so genannte aktivierende Programme und Niedriglohnjobs, die
staatlich subventioniert werden sollen, usw. (vgl. Merkel 2005).
Zuweilen wird’s dann, in der Debatte um die gewerkschaftliche Zukunftsver-
ortung, philosophisch. Wie dabei unabdingbare Grundvoraussetzungen autonomer
Gewerkschaften durch neu-sozialdemokratisches Denken entsorgt werden sollen,
zeigt die folgende Wortmeldung in der Zeitschrift Mitbestimmung der Hans-
Böckler-Stiftung. Dort veröffentlichten der ehemalige, langjährige Leiter der Ab-
teilung Öffentlichkeitsarbeit des DGB-Vorstandes, Hans-Jürgen Arlt und Klaus W.
West, Büroleiter des Vorsitzenden der Gewerkschaft IGBCE einen erstaunlichen
Aufsatz. Unter dem programmatischen Titel Gewerkschaft braucht Werte! wird
41 Eine Übersicht zum Thema Europäische Tarifpolitik geben Schroeder/Weinert (2003: 565 ff.).
42 Die sich ausweitenden transnationalen Konzernbetriebsvereinbarungen im Rahmen der international wirksa-
men Tendenz der Verbetrieblichung der Tarifbeziehungen drohen zu einem zusätzlichen Instrument des Un-
terbietungswettkampfes in Unternehmerhänden umfunktioniert zu werden, in dem sie die niedrigsten natio-
nalen Sozial- und Tarifstandards als verbindlichen Maßstab aushandeln. Um dem Einhalt zu gebieten fordert
beispielsweise die französische CGT ein Klausel der non-régression (etwa vergleichbar dem deutschen Gün-
stigkeitsprinzip) in einem zu schaffenden europäischen Regelwerk für länderübergreifende Betriebsvereinba-
rungen (vgl. Meynent 2006).
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der zentrale gewerkschaftliche Wert der Solidarität zuerst auf ein historisches Phä-
nomen reduziert, um ihn dann seiner inhaltlichen Bedeutung beraubt zu entsorgen.
„Von jeglichem Einfluss ausgeschlossen, mit Geld nicht gesegnet und von der
herrschenden Meinung missachtet, hatte die Arbeiterbewegung tatsächlich nur
eine, ihre Waffe, die Solidarität. Das ständige Gefühl, zu wenig davon zu haben,
lässt sich von daher leicht verstehen. Deshalb hat die Arbeiterbewegung ihren So-
lidaritätsbegriff sozialromantisch verklärt und als konfrontativen zu den Konkur-
renzbeziehungen des Marktes etabliert. Sie hat ihrem Solidaritätsbegriff das Ele-
ment von Freiheit und Selbstbestimmung entzogen ...“ (Arlt/West 2006: 43). Die
Autoren bedauern zwar, dass für sie die Schlussfolgerungen für Programmatik
und Praxis der Gewerkschaften nicht auf der Hand lägen. Aber, etwas verklausu-
liert, wird dann doch deutlich, wo die Gewerkschaften auf die neoliberale Linie
von Kapital und Politik einschwenken sollen: „Ladenschluss und Ruhestand, Min-
destlöhne und befristete Beschäftigung, Bürgerversicherung und Gesamtschule -
sie alle müssen im Spannungsverhältnis von Selbstverantwortung und gesell-
schaftlicher Verantwortung eingeordnet und unter Freiheits-, Gerechtigkeits- und
Solidaritätsaspekten austariert werden“ (ebenda). Im weiteren geht es in dem vor-
liegenden Text um die „Anschlussfähigkeit“ gewerkschaftlicher Politik, um „soli-
darische Bänder“, die „wie buntes Papier am Maibaum“ der „Zivilgesellschaft“
flattern. Faktisch wird gefordert, dass die Gewerkschaften von ihren, als überholt
dargestellten, moralischen Imperativen ablassen: „Denn Solidarität setzt voraus,
dass die Einzelnen darüber entscheiden können, welche soziale Bindungen sie
eingehen möchten und welche nicht. Sie ist praktizierte Freiheit, wie laut an man-
chen Megafonen auch appelliert werden mag, sie als moralische Pflicht zu be-
greifen. Unfreiwillige Solidarität ist keine“ (ebenda). Die geforderte „Runder-
neuerung des gewerkschaftlichen Werteprofils“ soll nicht nur die Positionen zu
Ladenschluss, Rentenalter, Mindestlöhnen, Arbeitsplatzsicherheit etc. neu über-
denken, sie soll vor allem auf jenes Fundament verzichten, auf denen letztlich alle
Säulen des Gewerkschaftshauses ruhen. Solidarität käme in diesem Modell nur
noch als kühl kalkuliertes Zweckbündnis zwischen egoistischen Individuen zu-
stande. Solidarität als Koalition, die genau solange aufrechterhalten wird, wie sie
dem Eigennutz des Einzelnen zuträglich erscheint. Sie darf von diesem jederzeit
ohne Zögern oder Scham aufgekündigt werden, wenn anderweitig mehr zu holen
ist. Ein solcher Solidaritätsbegriff wäre dann tatsächlich seiner sozialromanti-
schen Verklärung entkleidet und stände nicht mehr in Konfrontation zu den Kon-
kurrenzbeziehungen des Marktes. Es zeigt sich eine konkurrenzgetrieben perver-
tierte Solidarität, die, denkt man an seinen eigenen Arbeitsplatz und die Kollegen
und Kolleginnen dort, ein gruseliges Gefühl erzeugt. Sich auf das Spiel der Kapi-
talseite einzulassen, die unmittelbaren individuellen oder bestenfalls korporatisti-
schen Einzelinteressen zur Messlatte für gewerkschaftliches Handeln zu machen,
mag – zumindest für den besser gestellten Teil der Lohnabhängigen – eine Weile
gut gehen. Anfänglich wird die Rechnung vor allem am unteren Ende der Sozi-
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alskala gezahlt (je nach Wahl sei es im Niedriglohnbereich hierzulande oder in
Süd/Ost-Europa, bzw. in gar noch periphereren Weltgegenden des globalen Kapita-
lismus). Doch früher oder später wird die Konkurrenzlogik des Teile und Herrsche
für alle Lohnabhängigen zum Verhängnis und in der großen Abwärtsspirale fallen
immer mehr Sozialstandards dem forcierten Akkumulationszwang eines zunehmend
von den Finanzmärkten getriebenen Kapitals zum Opfer. Dagegen hat die Arbeiter-
bewegung auch heute nur ein Gegenmittel: die Konkurrenz überwindende Solida-
rität im gemeinsamen Kampf der Lohnabhängigen gegen das Kapital.43
Nun ist es kein neues Phänomen, dass der den Arbeitsbeziehungen zugrunde-
liegende  antagonistische Widerspruch zwischen Kapital und Arbeit von Gewerk-
schaftern geleugnet wird, die ihre Realitätsresistenz dabei durch eine Aura der
Modernisierung zu kaschieren suchen (vgl. Werner 2001: 63).
Bei Arlt und West scheint jedoch eine neue Qualität auf, die über die traditio-
nelle Sozialpartnerschaftsidee hinausgeht. Es zeigt sich ein Denken, welches den
tatkräftig vorangetriebenen Sozialabbau und die reduzierte gewerkschaftliche Or-
ganisationsmacht44 nun ideologisch mittels Solidaritätsabbau absichern will. Die
Veränderungen in Ökonomie und Lebensweisen des gegenwärtigen Kapitalismus
werden bei solchen neu-sozialdemokratischen Diskursen ausgeblendet und Ursa-
chenanalyse bewusst vermieden (vgl. Burmeister/Scholle 2006: 18). Bereitwillig
folgen diese Modernisierer dem, was Bichoff/Detje die „große neoliberale Erzäh-
lung“ nennen, „nach der sich die Gewerkschaften durch Anpassung an die ‚Sach-
zwänge der Globalisierung’ – Einpassung in die betriebswirtschaftliche Logik der
Unternehmen, Verbetrieblichung der Tarifsysteme, wettbewerbsorientierte Lohn-
politik, Flexibilisierung von Arbeitsmarkt und Arbeitsverhältnissen, wettbewerbs-
orientierte Verwohlfeinerung der Systeme sozialer Sicherung – zu ‚modernisieren’
haben ...“ (2006: 31). 
Diese Strategie einer sich erneuert gebärdenden, (vorgeblichen) Sozialdemokra-
tie kritisiert Oskar Negt im Rahmen der SPD-Programmdebatte: „Angesichts einer
gesellschaftlichen Wirklichkeit, in der chronische Arbeitslosigkeit herrscht, die Po-
larisierung von Armen und Reichen beständig wächst, 15 Prozent der unter 24-jähri-
gen in unserer Gesellschaft, eine der reichsten der Welt, unter Armutsbedingungen
aufwachsen – angesichts dieser Selbstzerrissenheit und dem wachsenden Angstroh-
stoff, der dem sozialdarwinistischen Überlebenskampf der Menschen entspringt,
müsste der Realitätsblick in eine ganz andere Richtung gehen, als die, welche die
politischen Entzauberer eingeschlagen haben“ (Negt 2006: 7). Ein auf eine größere
Realitätstauglichkeit zielender Strategiewandel, so Negt, müsste vielmehr „eine
neue Kapitalismuskritik“ auf die Tagesordnung setzen (ebenda). 
43 Dass die Lohnabhängigen, um dauerhaft erfolgreich in diesem Kampf zu sein, dabei nicht nur die Konkurrenz
untereinander u.a. durch die Bildung von Gewerkschaften aufheben müssen, sondern das Konkurrenzprinzip
der Wirtschaft schlechthin abschaffen müssen, dass war nicht nur in der Gründungsphase der Gewerkschaften
richtig – aber dies gilt es in einem anderen Artikel zu diskutieren.
44 Organisationsmacht die autonome, mit Konfliktfähigkeit bewehrte Gegenmacht zur zentralen Grundlage hat.
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Alternativen zur gegenwärtigen Europapolitik der Gewerkschaften
Die Kapitalseite ist international und insbesondere europäisch aufgestellt. Eine
der Schwächen der Gewerkschaften ist ihre weit gehende nationale Beschränkt-
heit, wozu auch das bisherige Fehlen eines gewerkschaftlichen Gegenentwurfs
zum europäischen Einigungsprozess gehört. Ein Mangel, den die IG Metall Ende
2006 zum Anlass genommen hat, Thesen für ein europapolitisches Memorandum
vorzustellen, um so den eingestandenen „Europäisierungsrückstand” aufzuholen
(IG Metall 2006). Doch die in dem Memorandum erhobenen sozialen und demo-
kratischen Forderungen werden sich nicht ohne aktive Mobilisierungs- und Kon-
fliktorientierungen durchsetzen lassen. Diese stehen im grundsätzlichen Gegen-
satz zu einer Strategie, die vorwiegend auf einen Lobbyismus auf der Basis
freundschaftlichen Einvernehmens mit der Europäischen Kommission setzt.  
Doch für Teile der Apparate mag sich eine politisch einflusslose Weiterexistenz
in den zugewiesenen Reservaten innerhalb des Institutionengefüges der Europäi-
schen Union auch weiterhin als attraktiv darstellen. Durchsetzungsstärke für ihren
eigentlichen Job, der Verteidigung der materiellen Interessen45 der Lohnabhängi-
gen, erreichen sie so offensichtlich nicht. Auch die Methode, Verhandlungsergeb-
nisse im tariflichen wie politischen Bereich, die bestenfalls gesichtswahrende
Rückzugskompromisse sind, als Erfolge zu verkaufen (vgl. Baluff 2005), kann
langfristig keinen Bestand haben. Mit der zunehmenden Abwendung der Lohnab-
hängigen von solch erlebbarer gewerkschaftlicher Impotenz wird auch die Aner-
kennung und partielle Alimentierung dieser Apparate durch die Staat-Kapital-
Seite ihre Notwendigkeit verlieren. 
So wenig bedauernswert dies wäre, der dem zu Grunde liegende Niedergang der
gewerkschaftlich organisierten Arbeiterbewegung würde die Lohnabhängigen jener
kollektiven und solidarischen Schutzmittel berauben, auf die sie auch und gerade im
entgrenzten Kapitalismus des 21. Jahrhunderts dringend angewiesen sind.
Einen Kapitalismus ohne Gewerkschaften, wird es dennoch nicht geben. So
wie „das Verschwimmen der Klassenfronten” in den Wirtschaftswunderjahren
nach dem zweiten Weltkrieg nicht dazu führte, „dass der Industriebetrieb des ent-
wickelten Industriealismus keine Spannungen von der Form der Klassenge-
gensätze” mehr kannte (Dahrendorf 1967: 92), so bleibt auch heute „der Konflikt
als Movens des Geschehens sichtbar und konstitutiv” (Schumann 2002: 342).
„Angesichts des im Arbeitsverhältnis inhärenten Konfliktpotentials ist es höchst
unwahrscheinlich, dass die weitere kapitalistische Entwicklung ohne Arbeiterun-
ruhen und Streiks verlaufen wird. Alles hängt jedoch davon ab, ob es gelingt, die
45 Um nicht missverstanden zu werden: hier soll nicht einem reduktionistischen Verständnis der Aufgaben von
Gewerkschaften auf den bloßen Lohnkampf das Wort geredet werden. Eine Erneuerungsstrategie der Ge-
werkschaften wird sicherlich mit einer Öffnung zu einer breiten Interessenvertretung in vielen Feldern ein-
hergehen müssen (vgl. Negt 2004: 70 ff.). Dies setzt aber zunächst voraus, dass die Gewerkschaften in ihrem
traditionellen Kernfeld der Tarifauseinandersetzungen (vgl. zur Geschichte des Arbeitskampfes Kittner 2005)
kämpferische Durchsetzungsmacht erlangen. 
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originäre Markt- und Produktionsmacht neuer Arbeitnehmergruppen in Organisa-
tionsmacht zu überführen” (Müller-Jentsch 2006: 1243).     
Wie auf der nationalen Ebene kommen die Gewerkschaften auch in Europa
nicht an der Bildung autonomer Gegenmacht vorbei (vgl. Urban 2006: 102 f.). Zur
solidarischen Selbstorganisation der Beschäftigten in ihren Gewerkschaften und
zu ihrer internationalen Vernetzung besteht somit keine Alternative. 
Ist diese gewollt, dann stellt der europäische Integrationsprozess eine Chance
für die gewerkschaftliche Erneuerung dar. Voraussetzung ist ein Gegensteuern zur
vorherrschenden marktradikalen Ideologie. Es gilt, für einen alternativen Ent-
wicklungspfad, die Reregulierung und die Harmonisierung von sozialen Stan-
dards auf dem höchsten europäischen Niveau zu mobilisieren. Besonders an-
schlussfähig wäre der Kampf gegen die fortschreitende Flexibilisierung der
sozialen Sicherung, wie sie sich hinter den Konzepten der Flexicurity verbergen.
Es muss offensiv gegen den Abbau und für eine Steigerung öffentlicher Ausgaben
im Sozialsektor gestritten werden. Die Einführung eines Systems europaweiter,
armutsfester Mindestlöhne ist zu diskutieren (vgl. Schulten/Bispinck/Schäfer
2006). Zentral muss eine europaweite Kampagne gegen die Enteignung von Le-
bensarbeitsleistung durch Rentenkürzungen und Lebensarbeitszeitverlängerungen
stehen. Die Verteidigung der öffentlichen Rentensicherungssysteme gegen den
Zugriff der Kapitalmärkte kann eine hohes Mobilisierungspotenzial erschließen –
wie schon in vielen Ländern, bisher jedoch leider auf die nationalen Ebenen be-
schränkt, unter Beweis gestellt wurde46 – und die Gewerkschaften gesellschafts-
politisch auf europäischer Ebene interventionsfähig werden lassen.
Die Gewerkschaften dürfen bei aller notwendigen Orientierung auf Europa die
internationale Arbeit jenseits von Europa nicht vernachlässigen. Sie müssen sich
sehr viel stärker internationalisieren. Es reicht nicht festzustellen, dass die inter-
nationalen Strukturen und Vernetzungen völlig unzureichend ausgebildet sind: Sie
sind oft in geradezu grotesker Weise nicht vorhanden. Der globalisierten Realität
tragen die Gewerkschaften mit ihren weit gehend defensiven Reaktionsmustern
und dem Verharren auf der nationalen Ebene kaum Rechnung. Direkter Aus-
tausch, über die Koordination von Euro- und Weltbetriebsräten hinaus bis hin zur
Ebene der aktiven Mitglieder, ist machbar und sinnvoll. Nötig sind zudem inter-
national vernetzte Kampagnen und Arbeitskämpfe (vgl. Nissen 1999), wie sie
mittlerweile im Transportsektor erfolgreich geführt (Hafenarbeiter) und auch in
anderen Sektoren (z. B. die europäische Lidl-Kampagne) schon vereinzelt ange-
gangen werden. Dazu müssen die Gewerkschaften auch verstärkt den internatio-
nalen Austausch über Strategien und Konzepte organisieren. Die Kooperation mit
der globalisierungskritischen Bewegung, zum Beispiel über die europäischen und
nationalen Sozialforen, ist zu vertiefen (vgl. Bieling/Schulten 2006: 22f.). Sichere
46 Generalstreiks gegen Rentenreformen in Griechenland im Jahr 2002, in Österreich und Frankreich im Jahr
2003 (vgl. Lesch 2003: 37).
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Erfolge sind angesichts der Ausgangslage mit keiner Strategie verbürgt. Es gibt
kein Zaubermittel. Aber: Die Gewerkschaften haben das Spiel auch nicht zwangs-
läufig verloren. Dies wäre nur dann ihr sicheres Schicksaal, wenn sich die Kräfte
durchsetzen, die es von vorneherein verloren geben wollen.
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DANIEL KREUTZ 
Soziale Bewegungen und Gewerkschaften 
Auch in Deutschland wird seit einigen Jahren vermehrt über stärkere Kooperatio-
nen von Gewerkschaften und sozialen Bewegungen zur Entwicklung gesell-
schaftlicher Gegenwehr, aber auch über eine neue Bewegungsorientierung ge-
werkschaftlicher Arbeit selbst (vgl. den Beitrag von Hälker/Vellay in diesem
Band) diskutiert. Anlass hierzu gibt das Verständnis der gemeinsamen Herausfor-
derungen durch den Neoliberalismus - bei weitgehendem Verlust der traditionel-
len Möglichkeiten, sozialen Belangen wirkungsvoll Geltung zu verschaffen. 
Epochale Herausforderung
Seit dem Kollaps des „Realsozialismus“ und der deutschen Vereinigung betreibt
die herrschende Politik im Bündnis mit der außerparlamentarischen Macht des
Großen Geldes in sämtlichen Regierungskoalitionen einen regelrechten gesell-
schaftspolitischen Systemwechsel. Insbesondere der Sozialstaat, wie er in West-
deutschland nach 1945 unter maßgeblicher Bezugnahme auf Lehren aus der Ka-
tastrophe von Weimar begründet wurde, wird systematisch zerstört, um einem
„Wettbewerbsstaat“ Platz zu machen, der einseitig den Interessen des großen Ka-
pitals und der Vermögensbesitzer verpflichtet ist. Die Lebensinteressen des Groß-
teils der abhängig Beschäftigten und all derer, die auf leistungsfähige soziale Si-
cherungssysteme und wirksame soziale Regulierungen des Marktes angewiesen
sind, bleiben dabei auf der Strecke. Es ist ernsthaft zu fragen, ob diese Entwick-
lung nicht tatsächlich Artikel 20, Absatz 4 Grundgesetz berührt. Der sichert allen
Bürgerinnen und Bürgern – wenn andere Abhilfe nicht möglich ist – das Recht auf
Widerstand gegen jeden, der es unternimmt, die sozialstaatliche Ordnung zu be-
seitigen. 
Diese Entwicklung ist bekanntlich keine deutsche Spezialität, auch wenn
Deutschland auf manchen Gebieten (z.B. bei der Privatisierung der Alterssiche-
rung) eine Vorreiterrolle übernommen hat. Vielmehr findet sie unter Koordinie-
rung durch europäische Institutionen europaweit statt – was ihre Kontinuität und
Durchsetzungsfähigkeit beträchtlich erhöht (vgl. den Beitrag von Klaus Dräger in
diesem Band). 
Die Herausforderung ist enorm. Es geht nicht nur um eine Korrektur einzelner
gesetzgeberischer oder tarifpolitischer Maßnahmen, sondern buchstäblich um al-
les. Es geht um die Richtung gesellschaftlicher Entwicklung insgesamt – also
letztlich um die Frage, in welcher Art Staat, Gesellschaft und Ökonomie wir
zukünftig leben wollen. Es geht darum, das „Pendel der Geschichte“ wieder in
Richtung sozialen Fortschritts und sozialer Emanzipation zu lenken. Dabei bleibt
163
der Nationalstaat ein wesentliches Terrain der Auseinandersetzung. Doch der Grad
supranationaler und ökonomischer Integration in Euroland erzwingt – und er-
möglicht zugleich – eine europäische Dimension und Perspektive. Denn zum Ei-
nen ist es schlechterdings nicht vorstellbar, dass ein Erfolg im nationalen Rahmen
gegen das übrige Europa von Dauer sein kann. Zum anderen hat europäisches
Recht erhebliche Bedeutung als Rahmensetzung für die Entwicklung der nationa-
len Politik gewonnen, so dass die EU-Institutionen selbst zum Adressaten der For-
derung nach einer anderen Politik gemacht werden müssen. 
Die Herausforderungen sind weder mit der einen oder anderen Großdemo,
noch mit vielen Demoaufrufen zu allen möglichen Anlässen zu bewältigen.
Tatsächlich waren die Epochen sozialen Fortschritts im deutschen und europäi-
schen Kapitalismus von Szenarien einer grundlegenden Infragestellung des Fort-
bestands der kapitalistischen Ordnung selbst gekennzeichnet: Aufstieg der sozia-
listischen und gewerkschaftlichen Bewegung zur Zeit Bismarcks, revolutionäre
Periode zum Ende des 1. Weltkriegs (Novemberrevolution in Deutschland) und
„kommunistische Bedrohung aus dem Osten“ nach dem Zweiten Weltkrieg. Es
spricht viel dafür, dass selbst begrenzte Zielsetzungen einer neuen sozialen Regu-
lierung und Zivilisierung des Kapitalismus nur realisierbar werden, wenn ver-
gleichbare Bedrohungsszenarien die Bereitschaft der wirtschaftlichen und politi-
schen Eliten zu neuen Kompromissen befördern, um „Schlimmeres zu verhüten“. 
Weitgehender Verlust der parlamentarischen Repräsentanz des Sozialen
Derweil finden wir in der parlamentarischen Politik vorerst keine Kräfte mehr vor,
von denen mit Aussicht auf Erfolg erwartet werden könnte, dass sie gleichsam
stellvertretend für die Zivilgesellschaft einen neuen Richtungswechsel für Sozial-
staat und soziale Gerechtigkeit durchsetzen. Vor allem die Transformation der So-
zialdemokratie zur Partei der „Neuen Mitte“ (new labour), in geringerem Maße
auch die der vormals sozial-ökologischen Grünen zu einem ökologisch verbräm-
ten Liberalismus in Konkurrenz zur FDP, hat zu einem weit reichenden Verlust der
demokratischen, parlamentarischen Repräsentanz des Sozialen geführt. Damit ha-
ben die Gewerkschaften ihren traditionellen „politischen Arm“ vollends verloren;
ebenso wie jene vielfältigen sozialen Initiativen und Bewegungsansätze, die sich
bis Ende der 1990er Jahre im Westen mit Hilfe der Grünen artikulierten.47
In allen traditionellen Parteien sind die verbliebenen Kräfte, die sich für Sozi-
alstaat und soziale Gerechtigkeit engagieren, in einer marginalisierten Minderhei-
tenposition eingemauert.48 Selbst in der entstehenden neuen Linkspartei aus
47 Den Anfang beim Wandel der Parteien ins Gegenteil ihrer selbst machte übrigens die Union, die Anfang der
1990er Jahre ihre konservative (bewahrende) Haltung zugunsten einer neoliberal inspirierten radikalreforme-
rischen Neuorientierung aufgab. 
48 Dies gilt auch für den Sozialflügel der CDU um Norbert Blüm und Heiner Geißler. 
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L.PDS und WASG gibt es ausweislich der in den Koalitionen in Mecklen-
burg-Vorpommern und Berlin mitverantworteten Politik eine ausgeprägte Bereit-
schaft, sich in der Rolle eines neosozialdemokratischen Co-Managers beim neoli-
beralen Systemwechsel einzurichten. Aber auch eine konsequent linkssozialde-
mokratische oder gar „sozialistische“ Linkspartei könnte auf absehbare Zeit keine
parlamentarische Perspektive für eine Umkehr der Entwicklungsrichtung der Ge-
setzgebung bieten. Als Juniorpartner in Koalitionen mit der gewendeten Sozialde-
mokratie könnte sie allenfalls Tempo und Reichweite der „Reformen“ dämpfen,
aber keine grundlegende Richtungsänderung durchsetzen. 
Die Krise der parlamentarischen Repräsentanz des Sozialen steht in einem
wechselseitigen Verhältnis zur Erosion des Parteiensystems, dessen Ansehen und
Glaubwürdigkeit seit der ersten Amtszeit von Rot-Grün (1998-2002) zusehends
verfällt. Wenn keine Regierung mehr herbei gewählt werden kann, von der eine
Verbesserung der realen Lebensbedingungen erwartet werden könnte, wenn jede
mögliche Konstellation statt dessen weitere Verschlechterungen befürchten lässt, ist
zunehmende Wahlabstinenz kein Wunder. Korruptionsskandale tragen zur Abwen-
dung von den Parteien bei, so dass auch das „Parteileben“ in den örtlichen Gliede-
rungen weitgehend zum selbstreferenziellen Geschäft von gegenwärtigen und pro-
spektiven Funktions- und MandatstägerInnen und deren Mitarbeiterstäben wird. Mit
der Verselbstständigung der „politischen Klasse“ vertieft sich deren Entfremdung
von den Sorgen und Nöten des täglichen Lebens. So mutieren Parteien zu Quasi-Un-
ternehmen, die sich im Wettbewerb am institutionellen Politik-Markt zu behaupten
suchen. Die Kommunikation der Parteiführungen mit „Basis“ und Öffentlichkeit
bleibt weitgehend den professionellen Meinungsmachern der Medienkonzerne
überlassen, die die Marketing-Botschaften ins Volk transportieren. Mittels Demo-
skopie spürt „professionelle Politik“ den Stimmungen ihrer „Kundschaft“ nach, um
mittels „symbolischer Politik“, oder auch nur bloß rhetorisch, daran zu appellieren.
In Wahlkämpfen wird mit Instrumenten kommerzieller Event-Werbung um die
Neuaufteilung des Markes gestritten. Seine eigentliche Funktion in der parlamenta-
rischen Demokratie, die realen konkurrierenden Interessen der gesellschaftlichen
Klassen und Gruppen programmatisch zu verdichten, sie politisch zu artikulieren
und in entsprechenden Kräfteverhältnissen abzubilden, kann das Parteiensystem un-
ter solchen Umständen kaum noch erfüllen. Es ist nicht erkennbar, dass die Krise
der parlamentarischen Interessenvertretung der Zivilgesellschaft im Allgemeinen
und der Verlust der Repräsentanz des Sozialen im Besonderen aus der parteiförmi-
gen professionellen Politik selbst heraus überwunden werden könnte. 
Bewegungs-TINA
Aus der skizzierten Lagebeurteilung folgt zwingend, dass allein mit einem neuen
gesellschaftlichen Aufbruch von unten, mit einer starken sozialen BürgerInnenbe-
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wegung, an der vorbei und über die hinweg am Ende nicht mehr regiert werden
kann, neue Chancen eröffnet werden können, um unseren Kindern und Enkeln ein
Leben in Würde und sozialer Sicherheit zu ermöglichen. Nur in dem Maße, wie
die untergepflügten sozialen Lebensinteressen unmittelbar und eigenständig poli-
tisch artikulationsfähig werden, wie „die Politik“ damit unter einen aktiven Er-
wartungsdruck von unten gerät, wie dadurch die „Lebenslügen“ und Gespen-
sterängste (Standortgefährdung, „zu teure“ Arbeit, „zu hohe“ Steuern und
Abgaben, demografische Entwicklung) des Neoliberalismus in der öffentlichen
Meinung zurückgedrängt werden, wie soziale (und ökologische) Alternativen
nicht mehr als gutmenschliche Träumereien, sondern als praktikable Handlungs-
alternativen erscheinen, weil relevante Teile der Bevölkerung darauf bestehen –
nur in diesem Maße werden neue gesellschaftliche Kräfteverhältnisse für eine zu-
kunftsfähige Sozialstaatlichkeit in Deutschland und Europa möglich, die auch die
scheinbar in Stein gemeißelte Hegemonie des Neoliberalismus im Parteiensystem
aufbrechen können. Wie man es auch drehen und wenden mag: Eine nüchterne
Lagebeurteilung lässt meines Erachtens keinen anderen Ausweg offen. There Is
No Alternative (TINA) – wir haben dazu keine Alternative. 
Allen Klagen über die „Bewegungsunfähigkeit der Deutschen“ zum Trotz habe
ich keinen Zweifel, dass das Potenzial für eine starke soziale Bewegung in der Ge-
sellschaft vorhanden ist. Ein Großteil unserer Bevölkerung lehnt den Sozialabbau
ab. Die Angst vor sozialem Abstieg und dem Verlust der sozialen Existenz – wenn
nicht der Eltern, dann der Kinder – reicht tief in die Mitte der Gesellschaft hinein.
Landauf, landab treten ArbeitnehmerInnen aus Notwehr gegen Angriffe der Arbeit-
geber auf betrieblicher oder tarifpolitischer Ebene in Aktion. In manchen Kommu-
nen konnten erfolgreiche Volksinitiativen gegen Privatisierungen durchgeführt wer-
den oder sahen sich Energiekonzerne breiten Bürgerprotesten gegen
Preiserhöhungen gegenüber. Diese Kämpfe richten sich stets gegen bestimmte
Aspekte des marktradikalen Gesellschaftsumbaus, bleiben aber fragmentiert und
finden daher kaum Niederschlag in den Massenmedien. Es mangelt bislang an
glaubwürdigen Angeboten, um soziale Opposition auf einen gemeinsamen Nenner
bringen und auch in „bundespolitischer“ Richtung öffentlich ausdrücken zu können
- in solidarischen Aktionen, an denen man sich beteiligt, weil sich damit die Hoff-
nung verbindet, dass es dadurch besser wird. Es ist nicht zuletzt dieser Mangel an
greifbaren solidarischen Antworten von unten auf die Koalitionen von Kapital und
Kabinett, der dem Rechtsextremismus zunehmende Entfaltungsräume eröffnet. 
Krise der zivilgesellschaftlichen Repräsentanz des Sozialen 
Nun sind der Ruf nach einer starken sozialen Bewegung und die Beschwörung ih-
rer Dringlichkeit in der Linken alles andere als neu. Dass praktische Versuche in
dieser Richtung in Deutschland bislang nicht sonderlich erfolgreich waren, hat
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maßgeblich zu tun mit einer langjährigen Krise der sozialen Interessenvertretung
durch die großen zivilgesellschaftlichen Organisationen, von denen man norma-
lerweise erwarten würde, dass sie die fragmentierten Versuche der Gegenwehr zu-
sammenbringen, den marktradikalen Systemwechsel selbst herausfordern und
eine öffentliche Debatte um Richtungsalternativen erzwingen. Meist selbst sozial-
demokratisch dominiert, hielten sie dem Druck der neoliberalen Propaganda nicht
stand und machten sich deren Mythen sogar teilweise zu eigen. Mit defensiver Po-
litik, die der Auseinandersetzung um die Grundsatzfragen ausweichen, sind indes
auch hinsichtlich Gefahrenabwehr und Schadensbegrenzung substanzielle Erfolge
für die jeweilige Kernklientel nicht mehr erreichbar. 
Damit sind – nicht nur, aber doch in besonderer Weise – die gewerkschaftlichen
Führungen angesprochen. Schließlich war die Nachkriegssozialstaatlichkeit in
Deutschland – mit ihrem Versprechen eines sozial zivilisierten Kapitalismus ohne
dauerhafte Massenerwerbslosigkeit – vor allem eine historische Errungenschaft
der Gewerkschaften. Doch seit den Kämpfen der 1980er Jahre um Arbeitszeitver-
kürzung, mit denen der linke Flügel der deutschen Gewerkschaftsbewegung49 da-
mals eine Vorreiterrolle in der (west-)europäischen Gewerkschaftsbewegung
übernahm, indem er – damals nicht ohne Erfolg – einen offensiven Ausweg aus
der Defensive suchte, zog sich die „amtliche“ Gewerkschaftspolitik weitgehend
aus einer aktiven Einmischung in die gesellschaftspolitischen Richtungsfragen
zurück. 
Das soziale Oppositionspotenzial der großen Verbände der Freien Wohlfahrts-
pflege (AWO, Paritätischer, Diakonie, Caritas) wurde maßgeblich auf ökonomi-
schem Wege neutralisiert. Der Umbau der sozialen Infrastrukturen nach dem Vor-
bild kapitalistischer Wettbewerbsmärkte ließ hier die neue Rolle als
„sozialwirtschaftliche Unternehmensverbände“ in den Vordergrund treten. Die
großen Sozialverbände SoVD und VdK, die im Westen rund zwei Millionen Men-
schen organisieren, äußern sich zwar teils erfrischend oppositionell, können aber
mit einer Mitgliedschaft von ganz überwiegend alten und behinderten Menschen
kaum eine Vorreiterrolle für eine Strategie mobilisierungsorientierter Gegenwehr
übernehmen. 
Ansätze sozialer Bewegung 
Zur Kompensation des Organisationsversagens der traditionellen sozialen Inte-
ressenvertretungen traten neue Netzwerke und Aktionsbündnisse auf den Plan.
Das globalisierungskritische attac-Netzwerk mischte sich seit 2000 mit Kampa-
49 1984 führten IG Metall und die damalige IG Druck & Papier (heute: IG Medien) mit Unterstützung einer
Mehrheit im DGB den Tarifkampf um die 35-Stunden-Woche bei vollem Lohnausgleich – ungeachtet des
rechten (sozialpartnerschaftlichen) Flügels um die Chemie- und Bergbau-Gewerkschaften (heute: IG BCE),
der an der Seite der Arbeitgeberverbände gegen Arbeitszeitverkürzung und „für Lohnerhöhung“ stand. 
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gnen in die Auseinandersetzung um die Privatisierung der sozialen Sicherungs-
systeme und der öffentlichen Daseinsvorsorge ein. Vielerorts inspirierte attac die
Bildung örtlicher und regionaler Sozialforen, die sich auf die Bewegung der Welt-
sozialforen und der europäischen Sozialforen bezogen und vor Ort offene Räume
vielfältiger und breiter (non-exklusiver) sozialoppositioneller Debatte und Ver-
ständigung schaffen wollten. Dem bundesweiten Aktionsbündnis gegen Sozial-
kahlschlag gelang mit einer Großdemonstration am 1. November 2003 in Berlin
ein Achtungserfolg bei der Mobilisierung gegen Schröders Agenda 2010, der den
Druck auf die Gewerkschaften erhöhte, ihrerseits in Aktion zu treten. 
In Nordrhein-Westfalen formierte sich Mitte 2003 als Reaktion auf die Schrö-
der-Agenda auf Initiative des ver.di-Landesbezirks das „Bündnis Soziale Bewe-
gung NRW“ mit einem Bündnisspektrum von beachtlicher Breite.50 Mit Hilfe der
Partnerorganisationen gelang es, in rund 20 Städten und Kreisen örtliche Bünd-
nisinitiativen als Kristallisationspunkte für eine starke soziale Bewegung zu schaf-
fen. Nach der erfolgreichen Mobilisierung für die Massendemonstration am
3. April 2004 in Köln erstarben die Bündnisaktivitäten bald, weil es dem auf ein
einzelnes Bundesland beschränkten Ansatz an weiterführenden bundesweiten Per-
spektiven mangelte. 
Das Zustandekommen der unter dem Label des DGB im Rahmen eines eu-
ropäischen Protesttags gegen Sozialabbau organisierten Großdemonstrationen
vom 3. April 2004 verdankte sich maßgeblich einem Zusammenspiel von attac mit
kritischen Kräften im Europäischen Gewerkschaftsbund (EGB) und im DGB. Es
wurde eine bündnispolitische Öffnung der Gewerkschaften erreicht, die im Berli-
ner Perspektivenkongress „Es geht auch anders!“ vom Mai 2004 eine zunächst
viel versprechende Fortsetzung fand. Doch das Blatt wendete sich wieder zum
Schlechten, als das Versprechen des Berliner Kongresses, sich kontinuierlich in
gemeinsamen Zusammenhängen um die Entwicklung einer sozialen Gegenbewe-
gung zu bemühen, uneingelöst blieb und sich die Führungen der großen Einzel-
gewerkschaften weigerten, die weitgehend spontanen Massenproteste der Mon-
tagsdemonstrationen in Ostdeutschland, die anfangs auch in zahlreichen Städten
des Westens beachtlichen Widerhall fanden, systematisch zu verstärken und aus-
zuweiten. 
Das Inkrafttreten von Hartz IV zum Jahresbeginn 2005 besiegelte die Nieder-
lage der versuchten Gegenwehr gegen die rot-grüne Agenda 2010. Erst für den
Oktober 2006 rief der DGB zu erneuten Großkundgebungen gegen die Rente mit
67 und die Gesundheitsreform der Großen Koalition auf. Der zwischenzeitliche
Verlust an Mobilisierungsfähigkeit seitens der eigenständigen Zusammenhänge
und Bündnisse dürfte dazu beigetragen haben, dass der DGB bei diesen Aktionen
wieder vollständig auf bündnispolitische Lockerungsübungen gegenüber außer-
50 Das Bündnisspektrum reichte vom linken Rand über attac, einige Gewerkschaften und Sozialverbände bis zu
örtlichen Gliederungen der Christlich-Demokratischen Arbeitnehmerschaft (CDA). 
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gewerkschaftlichen Akteuren verzichtete. Die Niederlage der Mobilisierungen
von 2003/2004 lastet als Hypothek auf einem Neuanlauf, zeigte sie doch, dass er-
heblich mehr passieren muss, um andere Ergebnisse in der Gesetzgebung errei-
chen zu können. Zwar versprach der DGB, die Oktober-Aktionen seien diesmal
„Auftakt“ einer mittelfristig angelegten Kampagnenstrategie. Doch diesem Ver-
sprechen mangelte es an Glaubwürdigkeit, weil kein entsprechendes Szenario ei-
nes schrittweisen Aufbaus von Gegenmacht erkennbar wurde. Unter diesen Um-
ständen blieben die Mobilisierungen deutlich hinter dem 3. April 2004 zurück. 
Soziale Bewegungen und Gewerkschaften 
Der kleine Rückblick auf Versuche sozialer Gegenwehr während der vergangenen
Jahre mag bereits erkennen lassen, dass soziale Bewegungen und Gewerkschaften
nicht als zwei Paar Schuhe gegenüber gestellt werden können, wie die Überschrift
dies nahe legt. Gewerkschaften sind unbestreitbar die älteste organisierte soziale
Bewegung im Kapitalismus. Nach wie vor beruht das, was sie an Gestaltungs-
macht für sich reklamieren, auf der Bereitschaft von Arbeitnehmerinnen und Ar-
beitnehmern, für gewerkschaftliche Ziele unter Hinnahme von Einkommensein-
bußen in offenem Konflikt mit dem Arbeitgeber in den Streik zu treten. Das ist
schon etwas anderes, als mal samstags an einer Demo teilzunehmen. So richtig die
Analyse ist, dass sich gewerkschaftliche Interessenvertretung in Jahrzehnten sozi-
alpartnerschaftlicher Routinen stark institutionalisiert und bürokratisiert hat, so
falsch wäre es doch, die Gewerkschaften nur als institutionellen Apparat und nicht
ebenso sehr als unmittelbare Organisationsform der abhängig Beschäftigten, als
zumindest potenzielle soziale Bewegung, zu verstehen. 
Die Überschrift überspielt auch das Problem, dass hierzulande eigenständige,
von den gewerkschaftlichen Organisationen unabhängige soziale Bewegungen
heute allenfalls in Ansätzen vorhanden sind. Sie sind noch weit davon entfernt, ei-
nen Gegenpol zur herrschenden Politik von ähnlichem Gewicht zu bilden, wie
dies bei der Bewegung gegen Atomkraftwerke in den späten 1970er Jahren oder
der Friedensbewegung gegen die nukleare Aufrüstung im Konflikt der west-östli-
chen Machtblöcke der frühen 1980er Jahre der Fall war. Dies mag auch damit zu-
sammenhängen, dass die Formulierung politisch zuspitzender konkreter Ziele, für
die über mittelfristige Zeiträume hinweg mobilisiert werden könnte, wie sie da-
mals mit „Kein AKW bei uns und anderswo“ oder „Keine neuen Mittelstrecken-
raketen“ möglich war, wegen des umfassenden Charakters des neoliberalen Sys-
temwechsels und des hohen Tempos der „Reform“-Gesetzgebung bislang nicht
gelungen ist. Die Bewegungsansätze weisen heute ein hohes Maß an Fragmen-
tierung auf, in der sich die Vielzahl der vom neoliberalen Systemwechsel aufge-
worfenen sozialen, ökologischen, ökonomischen, friedenspolitischen, globalisie-
rungspolitischen, bildungspolitischen, menschenrechtlichen und demokratischen
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Herausforderungen spiegelt. Wenngleich ein Großteil der handelnden Personen
durchaus um den „systemischen“ Zusammenhang ihres Kampffelds mit anderen
weiß, bleiben die Akteure doch vorrangig ihren spezifischen Aufgaben verpflich-
tet. Das Problem einer handlungsorientierten Bündelung der Kräfte konnte bislang
nicht gelöst werden. 
Die Entwicklung einer sozialen Bewegung, von der man hoffen könnte, dass
sie gegenüber der herrschenden Politik Wirksames auszurichten vermag, bleibt
noch Zukunftsaufgabe. Dabei hilft es nicht weiter, zurückliegende Versäumnisse
von Gewerkschaften und sozialen Großorganisationen zu beklagen. Es muss jetzt
darum gehen, wie die Kräfte aus den Gewerkschaften, den sozialen Verbänden
und Initiativen, die verstanden haben, worum es geht, gemeinsam weiterkommen.
Und das geht offenbar vorerst nur nach dem Motto „Es rettet uns kein höh’res We-
sen“ - weder ein aufgeklärter Gewerkschaftsvorsitzender noch ein Volkstribun wie
Oskar Lafontaine. Es gibt keine Institution, an die wir die Aufgabe, eine starke so-
ziale Bewegung zu entwickeln, delegieren könnten. Was zu tun ist, muss man sel-
ber tun. 
Dies schließt das systematische Bemühen darum ein, schließlich auch die Spit-
zen und die Apparate der großen Einzelgewerkschaften ins Boot zu kriegen. Denn
eine durchsetzungsfähige Bewegung ist ohne die aktive Mitwirkung der Gewerk-
schaften kaum vorstellbar. Nicht nur wegen der materiellen Mittel und Möglich-
keiten, die deren Infrastrukturen bieten, sondern vor allem deshalb, weil unter al-
len gesellschaftlichen Organisationen allein Gewerkschaften die Fähigkeit
besitzen, mit Mitteln des Arbeitskampfs in den ökonomischen Organismus der
Gesellschaft einzugreifen und dort materielle Gegenmacht zu entwickeln. Nach
Lage der Dinge werden wir darauf angewiesen sein, dass Ziele eines sozialen
Richtungswechsels auch mit Mitteln der Tarifpolitik und des Arbeitskampfes ver-
folgt werden. Auch die neoliberale „Revolution von oben“ vollzieht sich nicht al-
lein über die Gesetzgebung, sondern auch über die Tarif- und Betriebspolitik. 
Aspekte sozialer Bewegungsentwicklung
Die nachfolgenden Hinweise können nicht die Frage beantworten, in welcher
Weise und auf welchen Wegen die Entwicklung starker sozialer Bewegung(en) in
nächster Zeit möglich werden kann. Wenngleich eher allgemeiner und grundsätz-
licher Natur, können sie aber vielleicht doch als Orientierungshilfen für entspre-
chende Bemühungen dienlich sein. 
Was die Entwicklung sozialer Bewegung zu allererst braucht, sind glaubwür-
dige Angebote an alle, die sie nutzen wollen, um von unten in die Auseinander-
setzung um die Richtung gesellschaftlicher Entwicklung einzugreifen. Glaubwür-
digkeit erreichen weder Initiativen, die im Verdacht stehen, hauptsächlich ein
Sammelbecken für Gruppen aus der politischen Linken zu sein, noch punktuelle
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Großaktionen der Gewerkschaften, die im Verdacht stehen, dass da mal Dampf
abgelassen werden soll, um danach weiter zu machen wie vorher. Überhaupt ste-
hen Initiativen einzelner organisierter Akteure außerhalb der eigenen Reihen oft
im Verdacht, dass da einer nur sein eigenes Süppchen kochen will. Auch deshalb
scheint die Entwicklung breiter Aktionsbündnisse mit Perspektiven auf längere
Sicht eine wichtige Voraussetzung dafür zu sein, glaubwürdige Initiativen zu
Stande zu bringen. 
Starke soziale Bewegungen basieren auf dem – wie man heute sagt – „bürger-
schaftlichen Engagement“ vieler Menschen vor Ort, in Gemeinden, in Wohnvier-
teln, in Betrieben und Verwaltungen, die dort einen Gutteil ihrer Freizeit und Kraft
für die gemeinsame Sache opfern, weil sie glauben, dass sich das lohnt. Und sie
zeichnen sich dadurch aus, dass sie Frauen und Männer aus ganz verschiedenen
weltanschaulichen Richtungen, parteipolitischen Präferenzen, sozialen Milieus
und politischen Kulturen zu gemeinsamem Handeln über den Tag hinaus zusam-
menführen. Das fordert allen AkteurInnen ein hohes Maß an Toleranz, an Verzicht
auf gegenseitige Missionierungsversuche und Bereitschaft zur Konzentration auf
die gemeinsame Sache ab. Das heißt nun nicht, dass alle in ein und derselben Ba-
sisinitiative zusammenhocken und sich da mühsam ertragen müssen. Es ist durch-
aus sinnvoll, eigenständige Basisinitiativen in Betrieb und Gewerkschaft, im
Wohnviertel, an Universitäten und Schulen oder auch in Kirchengemeinden zu
bilden.51 Aber die brauchen dann einen verbindlichen Organisationszusammen-
hang, mit dem sie sich gemeinsame Handlungsfähigkeit sichern. 
Soziale Bewegungen brauchen stets ein hohes Maß an basisdemokratischer
Selbstorganisation. Diejenigen, die sich da freiwillig engagieren, brauchen die
Gewissheit, dass ihr Tun nicht von Dritten kontrolliert und gesteuert wird, sondern
von ihnen selbst. Und sie brauchen Räume der offenen Debatte, wo aus der Ver-
schiedenheit der Meinungen und der Verarbeitung gemeinsamer Aktionserfahrun-
gen weiterführende handlungsorientierte Konsense entwickelt werden können.
Großorganisationen, die sich an der Bewegung beteiligen, müssen das respektie-
ren. Sie können, sie sollen, ja sie müssen Einfluss nehmen. Aber nicht durch Kon-
trolle und Kommando, sondern indem sie ihre Mitglieder zum Mitmachen ermu-
tigen, was ihnen entsprechendes Gewicht unter den Aktiven gibt, und indem sie
für ihre Vorschläge auch in kontroversen Diskussionen werben. 
Um der europäischen Dimension der Herausforderung entsprechen zu können,
sollte sich ein solcher Aufbruch von unten von vornherein um eine europäische
Perspektive bemühen. Das beginnt bei der Organisation von Kommunikation mit
ähnlichen Bestrebungen in anderen europäischen Ländern und erfordert dazu die
51 Die Stärke der Bewegungen der 1970er und 80er Jahre gegen AKW und Aufrüstung lag in ihren Netzwerken
selbstorganisierter Bürger- und Basisinitiativen. Auch in den Gewerkschaften bildeten sich eigenständige In-
itiativenstrukturen, die öffentlich wahrnehmbar hervortraten. In einem Wechselspiel von dezentraler Gegen-
aufklärung, regionalen und bundesweiten Mobilisierungen konnten sie schließlich bei ihren Themen gesell-
schaftliche Meinungsführerschaft erreichen, die im Fall der Atomenergie bis heute fortwirkt. 
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Mitwirkung von Akteuren, die über den nationalen Tellerrand hinaus schauen. Die
reale Bedeutung europäischer Politik für das eigene Handeln nachvollziehbar und
möglichst auch erfahrbar zu machen, ist ein wichtiger Teil jener politisch-ökono-
mischen „Alphabetisierung“, der grundlegenden Aufklärung über die tatsächli-
chen Zusammenhänge, die alle Aktivitäten im Sinne eines „Kampfes um die
Köpfe“ begleiten muss. 
Eine Bedingung für eine aufsteigende Entwicklung der Bewegung besteht
darin, dass sie die Hoffnung weckt und bestärkt, dass sich das Engagement lohnt.
Da nichts erfolgreicher ist als der Erfolg, denkt man hier zunächst an Szenarien,
wo etwa eine drohende Verschlechterung tatsächlich abgewendet werden kann.
Wegen des kurzlebigen Rhythmus der heutigen Gesetzgebung und der bislang
fehlenden Bereitschaft der Gewerkschaften, über symbolische Proteste hinaus
eine reale Kraftprobe mit der Politik einzugehen, konnten Teilziele, bei denen
reale Erfolge möglich wären, oberhalb des kommunalpolitischen Rahmens bis-
lang nicht definiert werden. Offen bleibt indes, ob nicht in Verfolgung mittelfri-
stiger positiver Zielsetzungen, die sich an der eigenen Agenda, statt an der der Re-
gierung orientieren, Erfolge des Erstarkens der Bewegung, der Erhöhung ihrer
medialen Präsenz, der Gewinnung neuer Mitstreiterinnen, der Verdichtung ihres
Netzwerks von Basisinitiativen möglich sind. Dann könnte sich die Hoffnung,
dass sich das Engagement am Ende lohnt, auf eine aufsteigende Entwicklung der
Bewegung selbst stützen. 
Große soziale Bewegungen haben ihren eigenen Lebensrhythmus. Sie müssen
„ein- und ausatmen“. Der Großteil ihrer UnterstützerInnen kann nur für begrenzte
Zeiträume zu AktivistInnen werden, dann fordert das gewöhnliche Leben wieder
sein Recht. Deshalb sind Vorstellungen unpraktikabel, die auf „Mobilisierung in
Permanenz“ hinauslaufen. Der gesellschaftliche Aufbruch für Sozialstaat und so-
ziale Gerechtigkeit, um den es heute gehen muss, ist keine Sache von Monaten,
sondern - mindestens - von Jahren. Deshalb braucht die Bewegung ein Rückgrat
aus organisierten Strukturen, die die Phasen des „Ausatmens“ überdauern und sie
zur Vorbereitung auf das Kommende nutzen können. 
Bewegung und politische Linke
Die Ziele einer Bewegung für soziale Gerechtigkeit sind solche, die im politischen
Raum auf der Linken verortet werden. Es liegt in der Natur der Sache, dass Fra-
gen der Verteilungsgerechtigkeit bei Arbeit, Einkommen und Vermögen, zwischen
privatem Reichtum und öffentlicher Armut dabei einen hohen Stellenwert einneh-
men müssen. Eine andere Richtung der Umverteilung des gesellschaftlichen
Reichtums einzufordern, könnte möglicherweise eine politische Klammer wer-
den, die einen Großteil der eigenständigen Bewegungsansätze und die aufge-
schlossenen Einzelgewerkschaften näher zusammen bringt. 
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Nach Lage der Dinge ist es die vornehmste aller Aufgaben der Linken, die Ent-
wicklung einer starken sozialen Bewegung systematisch zu ermutigen. Doch eine
Bewegung, die darauf zielt, zu einer veritablen Volksbewegung zu werden, kann
nicht selbst im politischen Sinne „links“ sein. Sie kann weder nach Parteibüchern
noch nach Bekenntnissen fragen. Sie muss offen sein nicht nur für MitstreiterInnen
aus SPD und Grünen, sondern etwa auch für solche, die sich in der CDU in der Tra-
dition von Blüm und Geißler verorten und bereit sind, sich für die gemeinsamen
Ziele der Bewegung zu engagieren. Nur so wird sie die Chance haben, gesellschaft-
liche Hegemoniefähigkeit, öffentliche Meinungsführerschaft, zu entwickeln. 
Als außerparlamentarische Opposition bleibt sie darauf angewiesen, dass sich
am Ende politische Mehrheiten finden, die wesentliche Forderungen aufgreifen
und in die Gesetzgebung übersetzen. Ihrem überparteilichen Charakter entspre-
chend, wird sie sich kaum privilegiert auf eine Partei beziehen, sondern sich an die
gesetzgebenden Körperschaften insgesamt adressieren. In welcher Weise die poli-
tische Klasse auf den Druck reagiert, ob sich das Parteienspektrum insgesamt öff-
net, ob es zu neuen Umgruppierungen im Parteiensystem und der Herausbildung
neuer Formationen kommt, ist heute nicht vorhersehbar.
Die Formierung der WASG, ihr Achtungserfolg in der NRW-Wahl und der Ein-
zug der vereinigten Linksfraktion in den Bundestag waren Fortschritte auf elektora-
ler und parlamentarischer Ebene. Allerdings kosteten sie den Preis, dass zahlreiche
AktivistInnen, die sich zuvor um die Entwicklung zivilgesellschaftlicher Bewegung
bemühten, den Schwerpunkt ihres Engagements auf den Parteiaufbau verlagerten.
Während sich der Aufstieg der Grünen in den 1980er Jahren aus den großen gesell-
schaftlichen Bewegungen der 1970er und 80er Jahre speiste, die an die Grenzen ih-
rer außerparlamentarischen Möglichkeiten gerieten und deshalb nach parlamenta-
rischer Repräsentanz strebten, fällt das Projekt der neuen Linkspartei in eine Phase
relativ schwacher zivilgesellschaftlicher Bewegung. Es speist sich vor allem aus po-
litischen Differenzierungsprozessen innerhalb der Sozialdemokratie und der ge-
werkschaftlichen Apparate. Es ist nicht Ausdruck von Bewegungen, die sich der Po-
litik bemächtigen wollen, sondern oft eher der Enttäuschung darüber, dass es mit der
Entwicklung von Bewegung nicht recht vorwärts gehen will. 
Um realitätstaugliche Perspektiven für die Durchsetzung eines sozialen Rich-
tungswechsels der Politik entwickeln zu können, müsste sich die neue Linkspar-
tei noch weit stärker als weiland die Grünen als „Bewegungspartei“ verstehen.
Nicht nur als deren parlamentarische Vertretung, sondern unmittelbar als Hefe in
der Entwicklung sozialer Bewegung selbst, als „ehrlicher Makler“, Impulsgeber
und Organisator von Versuchen, die Entwicklung sozialer Bewegung systematisch
zu fördern. Ob dies eine realistische Erwartung an die „neue Linke“ sein kann, sei
hier dahin gestellt. Jedenfalls wird sich ihr Wert vorerst weniger in Wahlkämpfen
und Wahlergebnissen erweisen, als vielmehr darin, was sie zwischen den Wahl-
kämpfen zur Entwicklung eigenständiger sozialer Bewegung beiträgt – und zwar
ohne diese parteipolitisch dominieren oder vereinnahmen zu wollen. 
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JÜRGEN KLUTE
Kirchen als soziale und politische Akteure auf europäischer
Ebene
Kirchen sind nicht als Horte revolutionärer Aktivitäten bekannt. Wenn hier aus ei-
ner linken Perspektive nach der Rolle der Kirchen als soziale und politische Ak-
teure auf europäischer Ebene gefragt wird, dann hat das folgende Gründe:
Die Kirchen mit ihren Wohlfahrtsverbänden beschäftigen ca. 1,3 Millionen
Menschen (überwiegend Frauen), die hauptsächlich im sozialen und im gesund-
heitlichen Bereich arbeiten. Damit decken sie etwa 60 % dieses Sektors ab. Damit
haben die Kirchen einen erheblichen Einfluss auf die Entwicklung dieses Sektors
– sowohl im Blick auf die hier erbrachten Dienstleistungen als auch im Blick auf
die Arbeitsbedingungen, unter denen diese Dienstleistungen erbracht werden.
Soziale Gerechtigkeit, das Recht der Armen, der Witwen, der Waisen und der
Fremden sowie Macht- und Reichtumskritik spielen in den biblischen Texten eine
wichtige Rolle. Auch wenn diese Traditionslinie eher am Rande der etablierten
Kirchen ihren Ort hat – sie stellt einen wichtigen Impuls für die soziale Organisa-
tion der europäischen Gesellschaften dar. In einer Reihe sozialpolitischer Stel-
lungnahmen der Kirchen hat diese Gerechtigkeitstradition ihren Niederschlag ge-
funden. Exemplarisch seien hier genannt die Denkschrift der Evangelischen Kir-
che in Deutschland (EKD) „Verantwortung für ein soziales Europa. Herausforde-
rungen einer verantwortlichen sozialen Ordnung im Horizont des europäischen
Einigungsprozesse“ (1991) und das Sozialwort der katholischen und der evange-
lischen Kirche „Für eine Zukunft in Solidarität und Gerechtigkeit“ (1997). Beide
großen Kirchen haben Impulse zur Konstruktion des bundesrepublikanischen So-
zialstaates gegeben. So ist das so genannte Subsidiaritätsprinzip – um nur ein Bei-
spiel zu nennen – aus der katholischen Soziallehre entlehnt. Auf diesem Hinter-
grund ist es gerechtfertigt, nach der Rolle der Kirchen als soziale und politische
Akteure auf der europäischen Ebene zu fragen.
Allerdings spielen die Kirchen in den europäischen Ländern eine sehr unter-
schiedliche Rolle. Frankreich ist zwar katholisch geprägt, aber seit der französi-
schen Revolution laizistische. In Italien hingegen hat die katholische Kirche nach
wie vor einen hohen Einfluss auf Politik und Gesellschaft. Nordeuropäische Län-
der sind protestantisch geprägt, teils mit der Dominanz einer Kirche (Skandina-
vien), teils mit einer Vielzahl von Kirchen (Großbritannien). In den Ländern des
ehemaligen Warschauer Paktes haben die Kirchen bis 1989 keine Rolle gespielt.
Die orthodoxe Kirche, die vorherrschend ist in den meisten dieser Länder, bemüht
sich mittlerweile wieder – nicht ohne Erfolg – um staatlichen Einfluss. Der Blick
auf die Rolle der Kirchen als soziale und politische Akteure in Europa kann daher
im Rahmen dieses Beitrages nur ein eingeschränkter aus der Perspektive der Bun-
desrepublik sein.
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Um die sozialpolitische Rolle der Kirchen einordnen zu können, ist es zunächst
sinnvoll, eine kurze Einschätzung der ökonomischen und politischen Situation
vorzunehmen. 
In einer alten Industrieregion wie dem Ruhrgebiet ist die ökonomische Situati-
onsveränderung besonders deutlich wahrnehmbar. Diese Veränderungen lassen
sich am treffendsten als Strukturbruch und nicht nur als Strukturwandel beschrei-
ben. Die klassische Industrie, die das Bild des Ruhrgebietes über viele Jahrzehnte
geprägt hat, ist bis auf wenige Reste verschwunden. Aber auch die seit den 1970er
Jahren als Ersatz für verloren gegangene Arbeitsplätze in der Montanindustrie an-
gesiedelten Produktionsstätten sind teils wieder geschlossen worden. Dies ist vor
allem Folge eines enormen technischen Wandels und Fortschritts. An einem Bei-
spiel soll dies verdeutlicht werden. Noch vor 15 Jahren mussten kleine Druck-
schriften in klassischen Druckereien gesetzt und im Offsetdruckverfahren ge-
druckt werden. Heute ist dies mit einem Laptop und einem transportablen
Tintenstrahldrucker zu machen – eine Technik, die von nahezu jedem Bürger und
jeder Bürgerin im Büro oder auch zu Hause nutzbar ist. Selbst Bücher werden
heute nicht mehr von Setzern gesetzt, sondern viele Verlage nehmen nur mehr
druckfertige Postskriptdateien entgegen. Durch moderne Datenverarbeitung sind
also ganze Berufszweige “ausgestorben”, weil deren Produkte heute durch eine
gänzlich andere Technologie erzeugt werden. Hunderttausende Arbeitsplätze sind
diesem technischen Fortschritt zum Opfer gefallen.
Im Ruhrgebiet hat diese Entwicklung zur Folge gehabt, dass heute etwa zwei
Drittel der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer im Dienstleistungssektor arbei-
ten (vgl. Fretschner u.a. 2001: 144). In der EU sind es etwa 70 Prozent und eben
so hoch ist der im Dienstleistungssektor52 erzeugte Anteil am Bruttosozialprodukt
(EU-Dienstleistungsrichtlinie 2004: 6). In gewisser Weise erfüllt sich damit die in
den 1940er Jahren entwickelte These von Allan G. B. Fisher, Colin Clark und Jean
Fourastié (die so genannte Drei-Sektoren-Hypothese), dass die Industriegesell-
schaft von der so genannten Dienstleistungsgesellschaft abgelöst wird (Dichtl/Is-
sing 1987: 417f). Dass es trotz allem eine hohe Arbeitslosigkeit gibt zeigt, dass die
prozentuale Zunahme der Arbeitsplätze im Dienstleistungssektor zum Teil nur
eine relationale Verschiebung abbildet, die Zunahme in absoluten Zahlen aber bei
weitem nicht ausreicht, um die in der Industrie verloren gegangenen Arbeitsplätze
zu kompensieren.
Da die Gewerkschaften ihre organisatorische Stärke in der Großindustrie und
nicht im Dienstleistungssektor hatten, bedingt dieser Strukturumbruch – zumin-
dest vorübergehend – eine Schwächung der Gewerkschaftsbewegung. Ihre Mög-
lichkeiten, soziale Rechte und Errungenschaften im Übergang von der Industrie-
zur Dienstleistungsgesellschaft zu verteidigen, sind gegenwärtig eng begrenzt.
52 Der Begriff Dienstleistungssektor wird statistisch definiert: Sie ist gegeben, wenn die Mehrzahl der Beschäf-
tigten ihren Arbeitsplatz im Dienstleistungssektor haben. Vgl. dazu Dichtl/Issing 1987: 417f.
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Dennoch ist diese technische Entwicklung grundsätzlich nicht negativ zu se-
hen. Der technische Fortschritt macht zum einen möglich, dass eine Vielzahl von
gesundheitsbelastenden und monotonen Tätigkeiten heute von Maschinen ausge-
führt werden können, statt dass Menschen damit ihre Gesundheit aufs Spiel setzen
müssen. Zum anderen schafft dieser Fortschritt die Voraussetzungen dafür, dass
Menschen mit weniger Arbeitszeit auskommen können und dass tatsächlich rein
mengenmäßig so viele Güter produziert werden, dass alle Menschen, die auf un-
serem Globus leben, damit ausreichend versorgt werden können. Dass dieser tech-
nische Fortschritt gegenwärtig nicht in einen solchen sozialen Fortschritt trans-
formiert wird, hat politische Ursachen. 
Das Problem liegt in der politischen Organisation des Strukturumbruchs. Auf-
grund der skizzierten veränderten gesellschaftlichen Kräfteverhältnisse hat sich
ein neoliberales Politikmodell in den letzten rund zwanzig Jahren durchsetzen
können. 
Kennzeichnend für dieses Politikmodell ist, dass es auf einer gesellschaftlichen
Spaltung zwischen Armen und Reichen basiert. Die daraus resultierende gesell-
schaftliche Spannung ist für Friedrich August von Hayek, einem der wichtigsten
Theoretiker des Neoliberalismus, Motor des Fortschritts.53 Die Lebensweisen der
reichen Elite, so Hayek, weckt und fördert das Begehren in der armen Mehrheit
der Gesellschaft, so leben zu wollen wie die reiche Elite. Dieses Begehren der Ar-
men motiviert sie zur Leistungssteigerung und erzeugt damit nach Hayek eine per-
manente Steigerung der Produktivität. Aus dieser Produktivität steigernden Funk-
tion der reichen Elite legitimiert sich zugleich deren Reichtum. In der politischen
und ökonomischen Praxis realisiert sich dieses Politikmodell in Form von Ko-
stensenkungen, die durch Wettbewerb erzwungen werden sollen.54 Der Text des
EU-Verfassungsvertrages nimmt dieses neoliberale Politikmodell in der Weise
auf, dass bereits in Artikel I-3 (2) des Vertrages als Ziel der Union ein „Binnen-
markt mit freiem und unverfälschtem Wettbewerb“ definiert ist. Völlig untypisch
für einen Verfassungstext beschreibt der EU-Verfassungsvertrag umfassend und
53 „Das meiste, wonach wir streben,“ – so führt Hayek dazu in „Verfassung der Freiheit“ aus – „sind Dinge, die
wir wollen, weil andere sie schon haben. Doch während sich eine fortschreitende Gesellschaft auf diesen Pro-
zess des Lernens und des Nachahmens stützt, behandelt sie die Wünsche, die sie weckt, nur als Ansporn zu
weiteren Bemühungen. Sie sichert die Ergebnisse nicht jedem zu. Sie kümmert sich nicht um die Pein uner-
füllter Wünsche, die durch das Beispiel anderer geweckt werden. Sie erscheint grausam, weil sie in demsel-
ben Maß wie ihre Gaben an einige die Wünsche aller vermehrt. Aber so lange sie [die Gesellschaft; Anm. d.
A.] sich im Fortschritt befindet, müssen einige führen und die Übrigen nachfolgen“ (Hayek 1991: 56). Die
Rolle der Reichen in diesem Prozess beschreibt Hayek wie folgt: „Ein großer Teil der Ausgaben der Reichen
dient, obwohl das nicht der beabsichtigte Zweck ist, zur Deckung der Kosten des Experimentierens mit neuen
Dingen, die in der Folge den Ärmeren zugänglich gemacht werden können“ (Hayek 1991: 55).
54 Vgl. dazu EU-Weißbuch 2004: 8: „Gestützt auf die durchgeführte Konsultation ist die Kommission nach wie
vor der Auffassung, dass die Ziele eines offenen, wettbewerbsfähigen Binnenmarkts einerseits und die Ent-
wicklung allgemein zugänglicher, hochwertiger Dienstleistungen von allgemeinem Interesse zu erschwingli-
chen Preise miteinander vereinbar sind. Tatsächlich hat die Schaffung des Binnenmarkts wesentlich zur Ver-
besserung der Effizienz beigetragen und für eine Reihe von Dienstleistungen von allgemeinem Interesse die
Preise erschwinglicher gemacht.“
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detailliert den ordnungspolitischen Rahmen der Dienstleistungsgesellschaft. Kon-
kretisiert werden diese Ausführungen des Verfassungsvertrages dann in der
Dienstleistungsrichtlinie, die am 15. November 2006 vom EU-Parlament verab-
schiedet wurde. 
In der Industriegesellschaft haben Dienstleistungen als Profitquelle nur eine
untergeordnete Rolle gespielt. Soziale, gesundheitliche, kulturelle und Bildungs-
dienstleistungen sind dem Non-Profit-Sektor überlassen worden, da sie lange als
unprofitabel galten. Im Rahmen des so genannten Subsidiaritätsprinzips sind in
der BRD die sozialen und gesundheitlichen Dienstleistungen vorrangig von den
freien Wohlfahrtsverbänden ausgeführt worden. Im Zuge der Etablierung der
Dienstleistungsgesellschaft sind nun diese Non-Profit-Dienstleistungen, die über-
wiegend zur allgemeinen Daseinsvorsorge zu zählen sind, in den Fokus der profi-
torientieren Wirtschaft geraten. Denn auch mit diesen Dienstleistungen lassen sich
mittlerweile beachtliche Profite erzielen. Initiiert wurde dieser Prozess mit der
Schaffung des EU-Binnemarktes, der zum 01. Januar 1993 eingeführt wurde. Da-
mit verbunden war die Zulassung auch privatwirtschaftlicher Anbieter von Dien-
sten, die zuvor den freien Wohlfahrtsverbänden vorbehalten waren. Damit ist eine
neue Wettbewerbssituation geschaffen worden, die gegenwärtig dazu führt, die
gemeinnützigen freien Wohlfahrtsverbände mehr und mehr den privatwirtschaft-
lichen Anbietern gleichzustellen – mit dem Argument, die rechtliche Sonderstel-
lung der freien Wohlfahrtseinrichtungen, die insbesondere eine steuerrechtliche
und eine vergaberechtliche Privilegierung bedeutet, sei diskriminierend55 und
wettbewerbsverzerrend.56 Das im August 2006 veröffentlichte Gutachten des Wis-
senschaftlichen Beirats beim Bundesministerium der Finanzen versteht sich in
diesem Sinne als Beitrag zur Umsetzung der EU-Dienstleistungspolitik in den
deutschen Rechtskontext. 
Dieser Prozess der Ökonomisierung gerade der sozialen und gesundheitlichen
Dienstleistungen – die Ausnahmen der Dienstleistungsrichtlinie beziehen sich nur
auf einen kleinen Ausschnitt dieser Dienste und nimmt diese gerade nicht generell
aus dem Geltungsbereich der Dienstleistungsrichtlinie heraus – lässt sich als Har-
monisierung der in der EU sehr unterschiedlich organisierten sozialen und ge-
55 Vgl. dazu das Gutachten des Wissenschaftlichen Beirats 2006, S. 41: „Der Wunsch, Leistungen, die typi-
scherweise von gemeinnützigen Körperschaften angeboten werden, besonders preiswert zu halten, kann die
Diskriminierung privater Initiative nicht rechtfertigen. Das wirksamste Mittel für eine preiswerte Versorgung
ist erfahrungsgemäß der Wettbewerb, der deswegen gefördert werden muss und nicht beschränkt werden darf.
Man muss zudem wissen, dass die Arbeitsentgelte, die in der freien Wohlfahrtspflege gezahlt werden, häufig
höher sind als bei privat-gewerblichen Anbietern und freien Selbsthilfegruppen.“
56 Vgl. dazu ders. S. 51: „Der Dritte Sektor ist Teil des privaten, und jede staatliche Bevorzugung kann nur durch
die Eigenart der verfolgten Tätigkeit legitimiert werden, nicht aber durch formale und rein unternehmens-
rechtliche Merkmale. Das bedeutet namentlich, dass gemeinnützige Einrichtungen einen Anspruch auf staat-
liche Privilegierung verlieren müssen, wenn erwerbswirtschaftliches Handeln für ihre Gesamttätigkeit prä-
gend ist. Das gilt auch für abgrenzbare Teilbereiche, in denen privatgewerbliche Anbieter genauso gut tätig
werden könnten. Alles andere wäre eine ungerechtfertigte Bevorzugung, die ökonomisch betrachtet zu wett-
bewerblichen Verzerrungen und allokativen Effizienzverlusten führt.“
177
sundheitlichen Dienste über den Markt begreifen. Ganz im Sinne des neoliberalen
Glaubensbekenntnisses, privat sei besser als staatlich. Das schon zitierte Gutachten
des Wissenschaftlichen Beirates beim Bundesministerium der Finanzen führt dazu
aus: „Der große Nachteil staatlichen Handelns ist, dass es ohne Zwangsabgaben
nicht geht. Demgegenüber beruht die private Bereitstellung von Kollektivgütern auf
freiwilligem Entschluss. Da Freiwilligkeit Zwang vorzuziehen ist, ist die private In-
itiative der staatlichen überlegen und insoweit der staatlichen vorzuziehen“ (Gut-
achten 2006: 16). Die Harmonisierung über den Markt tritt an die Stelle politischer
Aushandlungen, die als demokratischer Prozess komplizierter und langwieriger sein
dürften als der von der EU eingeschlagene ökonomische Harmonisierungsweg –
und weniger profitabel für den privatwirtschaftlichen Sektor.
Wenn man nach der Rolle der Kirchen und ihrer Wohlfahrtsverbände57 – Dia-
konie und Caritas – als soziale und politische Akteure auf europäischer Ebene
fragt, dann muss man sich zunächst diese Veränderungen bewusst machen. Bisher
haben sich die Kirchen und ihre Wohlfahrtsverbände als zwei Seiten der gleichen
Medaille verstanden. Diakonie und Caritas wurden als die praktische Seite christ-
lichen Glaubens und christlicher Verkündigung verstanden, die dem Glauben und
der Verkündung Ernsthaftigkeit und Konkretion verleihen. Der neoliberale Öko-
nomisierungsdruck seitens der EU auf die sozialen und gesundheitlichen Dienste
bedeutet für die Kirchen und ihre Wohlfahrtsverbände (wie für den gesamten Be-
reich der freien Wohlfahrtspflege) eine Art Erdrutsch. Der Erdrutsch besteht darin,
dass die Kirchen und ihre Wohlfahrtsverbände sich in der Vergangenheit in einem
auf Gemeinnützigkeit (statt auf Profitmaximierung) ausgerichteten gesellschaftli-
chen Sektor befunden haben.58 Das gesellschaftliche Selbstverständnis der Kir-
chen in der BRD war durch zwei Momente gekennzeichnet. Zum einen haben sie
sich als Anwälte derer verstanden, die durch die gegebene Wirtschaftsordnung
„unter die Räder zu kommen“ drohten.59 Zum anderen haben sie sich als neutrales
Forum verstanden, auf dem Vertreter und Vertreterinnen widerstrebender (gesell-
schaftlicher) Interessenlagen in einen Dialog gebracht werden mit dem Ziel, zu ei-
nem Interessenausgleich im Sinne sozialer Gerechtigkeit beizutragen.60 Diese
57 Das was hier zu den Kirchen und ihren Wohlfahrtsverbänden ihrer veränderten Rolle gesagt wird, trifft im
Grundsatz auf alle Verbände der freien Wohlfahrtspflege zu.
58 Das gilt im übrigen auch für die kirchlichen (und ebenso für die nicht-kirchlichen) Einrichtungen der Er-
wachsenenbildung, die – im Unterschied zu den sozialen und gesundheitlichen Diensten – ausnahmslos unter
die Dienstleistungsrichtlinie fallen.
59 Seinen Ausdruck hat dies gefunden in einer Vielzahl von kritischen Stellungnahmen zur Arbeitslosigkeit, zur
Zukunft der Arbeit, zu verschiedenen Problemfeldern der Arbeitswelt, in Solidaritätsaktionen mit Arbeiterin-
nen und Arbeitern, die um den Erhalt ihrer Arbeitsplätze gekämpft haben (Beispiel: Rheinhausen 1987/88).
Seine deutlichste Formulierung hat diese Seite kirchlichen Engagements im Sozialwort der Kirchen „Für eine
Zukunft in Solidarität und Gerechtigkeit“ von 1997 gefunden. Dort ist ausdrücklich die Rede von der vorran-
gigen Option für die Armen (RN 105 ff.) und von strukturellen Ursachen für Armut und Ungerechtigkeit, die
es zu bekämpfen gilt (RN 107).
60 Dafür standen bzw. stehen der evangelische Kirchliche Dienst in der Arbeitswelt und die katholische Be-
triebsseelsorge, die ihre Arbeit vor allem als parteiliche verstanden haben, und die kirchlichen Akademien, die
sich als gesellschaftliche Foren verstehen.
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Konzeption hat zur Voraussetzung gehabt, außerhalb des als Kampfplatz zwischen
Kapital und Arbeit verstandenen privatwirtschaftlichen Sektors verortet und dem
Gemeinwohl verpflichtet zu sein. In der Industriegesellschaft war diese Konzep-
tion der Kirchen einigermaßen plausibel darstellbar, da die Kirchen sich von der
privatwirtschaftlich organisierten industriellen Produktion offenkundig deutlich
unterschieden. In der neoliberal konstruierten Dienstleistungsgesellschaft finden
sich die Kirchen und ihre Wohlfahrtsverbände hingegen als Teil des privatwirt-
schaftlichen Sektors wieder, der gerade nicht durch Gemeinwohlorientierung ge-
prägt ist, sondern durch das Streben nach Eigennutz. Zugleich sind in der Dienst-
leistungsgesellschaft die inhaltlichen Tätigkeiten kein offenkundiges
Abgrenzungskriterium mehr zwischen privatwirtschaftlichem profitorientiertem
Wirtschaften und einem Wirtschaften, das an anderen Kriterien als der Profitma-
ximierung ausgerichtet ist.
Ganz praktisch bedeutet das: Die Wohlfahrtsverbände werden in den Profitsek-
tor gedrängt und dem freien Wettbewerb ausgesetzt. Die Kirchen stehen damit vor
der Frage, wie sie darauf reagieren sollen. Sollen sie mit ihren Wohlfahrtsverbän-
den in den Markt gehen? Oder sollen sie ihre Wohlfahrtsverbände in den Markt
entlassen und sich selbst in die Nische eines zukünftig zum reinen Ehrenamtlich-
keitssektor umdefinierten Dritten Sektors zurückziehen? Nach EU-Recht unterlie-
gen alle Anbieter wirtschaftlicher Dienstleistungen dem EU-Wettbewerbsrecht.
Dies gilt – trotz der Ausnahmeregelungen – in erheblichem Umfang für die Dia-
konie und die Caritas mit erheblichen Teilen ihrer Dienste. Das gilt auch für die
verfasste Kirche, sofern sie entsprechende Dienste anbietet. Mit ihren Erwachse-
nenbildungsangeboten und Teilen ihrer Beratungsdienste unterliegt sie dem EU-
Wettbewerbsrecht. Wollen die Kirchen die aus dem Amsterdamvertrag61 in den
EU-Verfassungsvertrag62 übernommene Regelung zur Rechtsstellung der Kirchen
für sich in Anspruch nehmen, dann müssen sie sich von allen Marktaktivitäten
trennen.
Wie auch immer die Kirchen sich zwischen diesen beiden Alternativen ent-
scheiden – ihre zukünftige Rolle in der Gesellschaft wird eine andere sein als die
in der Vergangenheit.63
Aufgrund der eingangs beschriebenen Bedeutung der Kirchen im sozialen und
gesundheitlichen Sektor haben ihre Antworten auf diese veränderte Situation al-
lerdings nicht unerhebliche Auswirkungen auf die Entwicklung der sozialen und
61 In Erklärung Nr. 11 der Schlussakte des Vertrags von Amsterdam: „Die EU achtet den Status, den Kirchen und
religiöse Vereinigungen oder Gemeinschaften in den Mitgliedsstaaten nach deren Rechtsvorschriften ge-
nießen, und beeinträchtigt ihn nicht. Die EU achtet den Status von weltanschaulichen Gemeinschaften in glei-
cher Weise.“
62 Artikel I-52 des EU-Verfassungsvertrages hat diese Regelung mit geringen redaktionellen Änderungen über-
nommen.
63 Wie die beiden Kirchen und ihre Wohlfahrtsverbände sich im Augenblick entwickeln ist nachzulesen in: J.
Klute / Franz Segbers: „Gute Arbeit verlangt ihren gerechten Lohn“ Tarifverträge für die Kirchen. Hamburg
2006.
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gesundheitlichen Dienste in der EU. Grundsätzlich haben die Kirchen und ihre
Wohlfahrtsverbände aufgrund ihrer „Marktmacht“ die Möglichkeit in strategi-
schen Allianzen mit anderen gesellschaftlichen Gruppen eigenständige Regelun-
gen von sozialen und gesundheitlichen Diensten durchzusetzen, die diese Dienste
aufgrund ihres Charakters nicht dem Markt ausliefern.
Über eine entsprechende Infrastruktur auf EU-Ebene verfügen die Kirchen:
Seit den Anfängen der Europäischen Union gibt es in Brüssel das Ökumenische
Zentrum, das von protestantischen Kirchen getragen wird. Die Evangelische Kir-
che in Deutschland (EKD) hat ebenfalls ein Büro in Brüssel. Eurodiaconia ist ein
europäischer Dachverband der Diakonischen Werke der evangelischen Kirchen in
Europa (nicht nur in der EU!). Caritas Europa ist das katholische Pendant dazu in
Brüssel. Das Sekretariat der Kommission der Bischofskonferenzen der Europäi-
schen Gemeinschaft (COMECE = Secretariat of the Commission of  the Bishops’
Conferences of the European Community) vertritt die katholische Kirche in Brüs-
sel. Seitens der nicht-römisch-katholischen Kirchen ist zudem die Konferenz Eu-
ropäischer Kirchen (CEC = Conference of European Churches) mit der Abteilung
Kommission für Gesellschaft und Kirche (CSC = Commission for Society and
Church) in Brüssel im ökumenischen Zentrum vertreten. Zumindest die Vertreter
und Vertreterinnen der CEC sind bei der EU akkreditiert und pflegen einen direk-
ten Austausch mit der Kommission und dem Vorsitzenden der Kommission. Die
European Contact Group (ECG), ein ökumenisches Netzwerk sozialer und arbeit-
nehmernaher kirchlicher Gruppen, arbeitet basisnah in vielen europäischen Län-
dern und vermittelt Erfahrungen und Ergebnisse aus Workshops, Seminaren, Trai-
nings und Konferenzen an die CEC.
Die kirchlichen Vertretungen in Brüssel arbeiten in zwei Richtungen. Zum einen
verfolgen sie die Rechtsentwicklung der EU und deren Konsequenzen für die Kirchen.
Natürlich nehmen die Kirchen hier auch Lobbyfunktion im Eigeninteresse wahr.
Vor allem die CEC und das ökumenische Zentrum verstehen ihre Arbeit jedoch
als anwaltschaftliche Arbeit für soziale Interessen der gesellschaftlichen Gruppen,
die keine eigene Lobby (in Brüssel) haben. Dazu gehören u.a. Arbeitslose, Flücht-
linge und Migranten und Migrantinnen. Zur anwaltschaftlichen Arbeit zählt aber
auch die Vertretung eines Sozialstaatskonzepts gegen ausschließlich wirtschaftli-
che Interessen.
In diesem Sinne hat sich die CEC eingebracht in die vorbereitende Diskussion
des EU-Verfassungsvertrages im EU-Verfassungskonvent und in die Diskussion
um die Dienstleistungsrichtlinie. Im Blick auf letztere hat die CEC sich in Ab-
sprache mit dem Europäischen Gewerkschaftsbund (EGB) um die sozialen und
gesundheitlichen Dienstleistungen gekümmert, während der EGB sich um die ta-
rifpolitisch relevanten Teile der Dienstleistungsrichtlinie gekümmert hat. Die Kir-
chen agieren in Brüssel also keineswegs isoliert, sondern sie stehen im Austausch
mit anderen politisch agierenden Organisationen wie dem EGB, mit denen es auf
sozialpolitischer Ebene inhaltliche Überschneidungen gibt. 
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Inhaltlich beziehen die Kirchenvertretungen in Brüssel eine im weiteren Sinne
sozialstaatliche Position. Dass es sich dabei nicht einfach um eine bundesrepubli-
kanische Position handelt, ist bedingt durch die Unterschiedlichkeit der sozialen
Sicherungssysteme in den einzelnen Mitgliedsländern der EU. Die Präferenz ei-
nes einzelnes Systems verbietet sich logischerweise. Aus ihrer sozialen Tradition
heraus setzen die Kirchen – wenn auch mit konfessionell unterschiedlichen Ak-
zenten – auf gesellschaftliche und staatliche Organisationen mit klaren Regulie-
rungskompetenzen, die auf einen sozialen Ausgleich innerhalb der Gesellschaft
zielen und zur Generierung einer annähernden sozialen Gerechtigkeit unerlässlich
sind. Dem liegt die Überzeugung und Einsicht zugrunde, dass eine Gesellschaft
nicht als eine mehr oder minder unverbundene Summe aller in ihr lebenden Indi-
viduen ist, sondern eine eigenständige Größe ist. So bettet die EKD in ihrer Denk-
schrift Soziale Sicherung im Industriezeitalter (1973) die soziale Verantwortung
des Einzelnen in einen ihn überspannenden gesellschaftlichen Rahmen ein: „Für
die Frage der sozialen Sicherung besagt dies, daß zunächst eine Gesamtordnung
der sozialen Sicherung von der Gesellschaft geschaffen werden muss, bei der die
Risiken abgedeckt werden, die durch die Gliederung der Gesellschaft in einem ar-
beitsteiligen Prozeß selbst entstehen. (...) Die großen sozialen Risiken müssen also
gesellschaftlich abgesichert werden, während die kleine Gruppe, die Familie und
der einzelne die Aufgabe haben, die im Gesamtsystem nicht mögliche oder nicht
vorgesehene Sicherung zu organisieren, vor allem aber auch spontan einzusprin-
gen. Das Gebot der Nächstenliebe richtet sich somit einerseits an die Gesellschaft,
nämlich zur Schaffung der sozialen Sicherung, gleichzeitig aber auch an den ein-
zelnen Menschen“ (EKD 1986: 125).
Soziale Risiken – jedenfalls die so genannten großen Lebensrisiken: Unfall,
Krankheit, Erwerbslosigkeit, Tod des Ernährers sowie Altersversorgung und Aus-
bildungszeiten der Kinder – werden hier begriffen als Folge gesellschaftlicher Or-
ganisationsformen, die ihrerseits die Voraussetzung für das Funktionieren einer
Gesellschaft – und damit letztlich die Voraussetzung der Versorgung der zu ihr
gehörenden Menschen – sind. Genau daraus begründet sich die materielle Absi-
cherung dieser Risiken durch die Gesellschaft oder genauer: durch entsprechende
mit dieser Aufgabe betraute gesellschaftliche Institutionen. Gesellschaft und so-
ziale Sicherung als ein Aspekt von Verteilungsgerechtigkeit werden hier begriffen
als Voraussetzung und Rahmen für individuelle Entwicklung, Freiheit und per-
sönliches Engagement auf gesellschaftlicher und privater Ebene. Die vom Neoli-
beralismus präferierte Verlagerung sozialer und ökonomischer Risiken von der ge-
sellschaftlichen auf die individuelle Ebene ist mit einem solchen Verständnis von
Gesellschaft nicht kompatibel.
In der 1991 herausgegebenen „Denkschrift Verantwortung für ein soziales Eu-
ropa – Herausforderungen einer verantwortlichen sozialen Ordnung im Horizont
des europäischen Einigungsprozesses“ hat die EKD sich gegen eine Sachzwang-
argumentation ausgesprochen, die in einem vereinigten Europa die Sozialpolitik
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der Wirtschaftspolitik unterordnet und auf eine Harmonisierung sozialer Stan-
dards auf unterem Niveau hinausläuft (EKD 1991: 24ff). Einer solchen Harmoni-
sierung nach unten setzt die EKD folgende „Allgemeine Ziele und Orientierungen
einer europäischen Sozialordnung“ entgegen: „Deshalb sind die Würdigung, Er-
haltung und Verbesserung der vorfindlichen Sozialstrukturen, die würdige und ge-
rechte Gestaltung der Arbeitsbedingungen, die Respektierung der vielfältigen re-
gionalspezifischen Kulturen, die Berücksichtigung und Ausgestaltung der
Menschenrechte insbesondere der Minderheiten, die Verpflichtung für die ‚Dritte
Welt‘ und die Bewahrung der Schöpfung unverzichtbarer Bestandgel der Zielvor-
stellung, auf die hin sich die Sozialordnung der Europäischen Gemeinschaft zu
bewegen hat“ (EKD 1991: 32). Im Blick auf die Arbeitnehmermitbestimmung er-
gänzt die Denkschrift an späterer Stelle: „Die Mitwirkung der Arbeitnehmer in
den Betrieben an deren Arbeits- und Lohnbedingungen muß unter allen Umstän-
den gewährleistet sein“ (EKD 1991: 58).
Mit dieser Denkschrift hat die EKD eine Grundsatzposition zur EU bezogen,
die die EU vorrangig als Sozial- und nicht als Wirtschaftsunion begreift und defi-
niert. Bis heute ist dies die gültige Position der EKD zur EU.
In ihrem Weißbuch zu Dienstleistungen von allgemeinem Interesse vom Mai
2004 (EU-Weißbuch 2004) hat die EU-Kommission angekündigt gehabt, in 2005
eine Mitteilung über soziale und gesundheitliche Dienstleistungen von allgemei-
nem Interesse vorzulegen. Anlässlich dessen hat die Bundesarbeitsgemeinschaft
der Freien Wohlfahrtspflege, der auch die Caritas und die Diakonie angehören, im
Oktober 2004 in Brüssel das Memorandum Zivilgesellschaftlicher Mehrwert ge-
meinwohlorientierter sozialer Dienste vorgelegt. Darin heißt es: „Die deutschen
Wohlfahrtsverbände sind ‚zivilgesellschaftliche Akteure‘. Ihre besondere Aufgabe
ist, die zivilgesellschaftlichen Kräfte für verbandliches Engagement zu gewinnen
und dadurch Dienste anzubieten, die den Bedürfnissen der von sozialen Nöten be-
troffenen Menschen gerecht werden und die von einer besonderen Qualität ge-
prägt sind. Dies entspricht dem durch den Europäischen Verfassungsvertrag in die
EU neu eingebrachten Prinzip der ‚partizipativen Demokratie‘, die alle Bürger
und Bürgerinnen dazu aufruft, Politik mitzugestalten“ (Memorandum 2004: 4).
Wie das Memorandum betont, zielt diese Formulierung nicht auf eine Durchset-
zung bundesdeutscher Regelungen, sondern darauf, dass soziale Dienste nicht
dem privatwirtschaftlichem Sektor überlassen werden dürfen. 
Im November 2005 fand in Brüssel die Gemeinsame Konferenz der Kommis-
sion Kirche & Gesellschaft der Konferenz Europäischer Kirchen und von Euro-
diaconia unter dem Titel „Eine gemeinsame Vision für ein soziales Europa: Un-
terwegs zu einer Lebensqualität für alle“ statt, an der ca. 60 Vertreter und
Vertreterinnen europäischer Kirchen teilgenommen haben. In der Tagungsbot-
schaft vom 25. 11. 2005 heißt es:
„In Europa gründen die Sozialsysteme auf der Solidarität innerhalb der Gesell-
schaft. In den meisten Ländern beinhaltet dies die Solidarität aller Mitglieder der
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Gemeinschaft, die einen Beitrag zum sozialen System liefern. Sozialschutz ist ein
Grundrecht: soziale Sicherung und Gesundheitsversorgung werden durch öffent-
liche Einrichtungen garantiert. Die Prinzipien der Solidarität, Zugänglichkeit und
Universalität sind weithin anerkannt: jeder sollte den Zugang zu Sozial- und Ge-
sundheitsdiensten haben. (...)
Ohne Einbeziehung der verletzlichen, schwachen Menschen kann es keine
vollständige Gemeinschaft geben. Kirchen und Diakonie haben sich zu einer „vor-
rangigen Option für die Armen“ verpflichtet. Das bedeutet, in Solidarität mit den
Verletzlichen und den Schwachen, den Ausgeschlossenen und den Randgruppen
zu leben. Die Kirchen und die Diakonie stärken in ihrer Fürsprecher-Funktion die
Stimme der Marginalisierten und haben die Aufgabe, auf Defizite in den Sozial-
systemen aufmerksam zu machen. Eine Wirtschaft wird nur dann vollständig ver-
standen, wenn sie vom Blickwinkel der Verletzlichen und Benachteiligten gese-
hen wird. (...)
Sozialpolitik ist ein Hauptelement europäischer Identität. Sozialpolitik darf
kein Anhang anderer Bereiche in der Politik sein, sondern muss vielmehr als ein
integraler Teil aller Politikbereiche angesehen werden. Das ist die Voraussetzung
für eine zukunftsfähige Entwicklung in Europa, die Wirtschafts-, Sozial- und Um-
weltpolitik im Gleichgewicht hält. Daher ist eine bessere Koordination der inte-
grierten  Wirtschaftspolitik auf EU-Ebene und der Umsetzung von Gesundheits-
und Sozialpolitik in den Mitgliedsstaaten nötig. Ebenso nötig ist ein kohärenterer
Ansatz in der EU-Außenpolitik, der dazu führen sollte, die wachsende Kluft zwi-
schen den Reichen und den Armen dieser Welt zu verringern. Zur Verbesserung
und Entwicklung der Gesundheits- und Sozialsysteme wird eine bessere Vertei-
lung von Ressourcen und Wohlstand notwendig sein.“
Anlass dieser Tagung und ihrer Botschaft war die bevorstehende Lesung und
Verabschiedung der EU-Dienstleistungsrichtlinie im EU-Parlament im Februar
2006.
Im Sinne dieser Tagungsbotschaft haben die CEC, Eurodiaconia, Caritas Eu-
ropa und die COMECE am 25. Januar 2006 eine „Gemeinsame Einschätzung des
Vorschlags für eine Richtlinie über Dienstleistungen im Binnenmarkt im Hinblick
auf die erste Lesung im Plenum des Europäischen Parlaments“ an alle Abgeord-
neten des EU-Parlaments verschickt. Diese Einschätzung votiert „Für eine Her-
ausnahme der Sozial- und Gesundheitsdienstleistungen aus dem Anwendungsbe-
reich der Richtlinie“.
Die Kirchen auf europäischer Ebene haben damit zu verstehen gegeben, dass
sie nicht bereit sind, sich auf die gesellschaftliche Rolle einzulassen, die ihnen der
Neoliberalismus zuzuweisen gedenkt: Versorgung und Pazifizierung der Opfer
neoliberaler Wirtschaftspolitik und die Vermittlung von Sinn in einer sinnentleer-
ten Konsumgesellschaft, um einem Zerfall der Gesellschaft entgegenzuwirken.
Die Ergebnisse zeigen, dass der Widerstand noch lange nicht ausreicht, den
neoliberalen Druck zu brechen. Das liegt u.a. auch daran, dass die Aktivitäten der
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Kirchen auf europäischer Ebene viel zu wenig in den Kirchen der Mitgliedsländer
verankert sind. In den Kirchen ist – wie in den Gewerkschaften, Parteien und
Wohlfahrtsverbänden – Europa nach wir vor noch ein abstraktes Thema. Bis es zu
der engen Vernetzung kirchlicher Arbeitsebenen in Europa kommt, die die Eu-
ropa-Denkschrift der EKD einfordert (EKD 1991: 28ff.), wird es noch dauern. An-
dererseits zeigen die Aktionen zur Dienstleistungsrichtlinie, die ja in Abstimmung
mit dem EGB erfolgten, dass den neoliberalen Interessenvertretern durchaus wirk-
sam etwas entgegengesetzt werden kann. Durch abgestimmtes Handeln und im
Zusammenspiel mit parlamentarischer und außerparlamentrischer Opposition ist
es möglich gewesen, die Tarifpolitik weitgehend von der Dienstleistungsrichtlinie
auszunehmen und zu verhindern, dass soziale und gesundheitliche Dienste gänz-
lich unter die Richtlinie fallen. Durch einen Ausbau strategischer Allianzen, in de-
nen die Kirchen und ihre Wohlfahrtsverbände eine nicht unbedeutende Rolle spie-
len, ist deutlich mehr zu erreichen. Eine wichtige Voraussetzung dafür ist, dass die
Kirchen sich nicht auf das neoliberale Rollenverständnis einlassen, dass ihnen die
Akteure der Wirtschaft zuweisen wollen, sondern weiterhin zu ihrer Selbstver-
pflichtung zu einer „vorrangigen Option für die Armen“64 stehen. Eine solche stra-
tegische Allianz würde sinnvollerweise auch ein sozialpolitisches Bündnis der
Kirchen mit der neuen Linken in Deutschland umfassen müssen, denn die oben
genannten Positionen der Kirchen finden gegenwärtig nur in der Linken einen po-
litischen Widerhall. 
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Kapitel 4
4.1. Anders leben und arbeiten. Self-empowerment und
solidarische Ökonomie
PETER FLEISSNER
Zur Metamorphose des Sozialstaats
Status Quo und Perspektiven in Österreich
Abstract
Die neoliberale Globalisierung verändert in vielen Ländern der Erde die sozio-
ökonomische Lage und damit die politischen Kräfteverhältnisse. Sogar der Inter-
national Monetary Fund hat neuerdings festgestellt, dass sich in den G7 die Ein-
kommenssituation in einschneidender Weise auf eine verstärkte soziale
Ungleichheit der Menschen zubewegt. Diese Tendenz macht auch vor Österreich
nicht halt, das noch vor kurzer Zeit als „Insel der Seligen“ angesehen wurde, und
bringt den traditionellen Sozialstaat (in Österreich unter dem Namen „Wohl-
fahrtsstaat“ bekannt) zunehmend unter Druck. Der vorliegende Beitrag gibt einen
kurzen Überblick über die Einkommenssituation in der Alpenrepublik, bleibt aber
dabei nicht stehen, sondern skizziert einige methodische und praktische Möglich-
keiten, den negativen Folgen der Globalisierung zu entkommen. 
Soziale Ungleichheit nimmt weltweit zu 
In Kreisen von Globalisierungskritikern ist es ein Gemeinplatz, dass die weltweite
neoliberale Umstrukturierung nicht nur positive Effekte hat. Es ist aber selten ge-
nug, dass sogar einer der wichtigsten Akteure für eine verstärkte Globalisierung,
der Internationale Währungsfond (IWF), behauptet, dass sich seit 1980 die Löhne
und Gehälter der Industrieländer um sieben Prozentpunkte reduziert haben. Da der
IWF wohl kaum als Globalisierungsgegner eingeschätzt werden kann, ist diese
Aussage besonders ernst zu nehmen: “The decline in the labor share since 1980
has been much more pronounced in Europe and Japan (about 10 percentage
points) than in Anglo-Saxon countries, including the United States (about 3–4 per-
centage points)“ (International Monetary Fund 2007: 168). Besonders jene Bran-
chen sind am stärksten betroffen, deren Arbeitskräfte eine niedrigere Qualifika-
tion65 (lower skills) aufweisen als andere. 
65 Die IWF Studie misst dies vergröbernd und entsprechend der schlechten vorhandenen Datenlage an der Zahl
der Arbeiter im Vergleich zur Zahl der Angestellten (blue and white collar workers).
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Quelle: International Monetary Fund 2007: 168-169.
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Als Ursachen für den Rückgang der Lohnquote wird eine Kombination von
Faktoren angegeben. Die drei wichtigsten davon sind (in absteigender Reihen-
folge der Bedeutung): Rückgang der Zahl der ArbeiterInnen, Abwanderung in
Sektoren mit höherer Qualifikation und technische Veränderungen (der Einsatz
von Informations- und Kommunikationstechnologie ersetzt niedrig qualifizierte
Arbeitskräfte). Die Sektoren mit höherer Qualifikation erfahren dagegen einen
Zuwachs ihrer relativen Lohnquote (siehe die Abbildung S. 186).
Soziale Ungleichheit in Österreich
Österreich wird in diesem Bericht sogar explizit als jenes Land erwähnt, in dem
die Verringerung der Lohnquote innerhalb der Europäischen Länder neben Irland
und Niederlanden am stärksten ausgeprägt ist: “Within Europe, the strongest dec-
line is observed in Austria, Ireland, and the Netherlands” (International Monetary
Fund 2007: 168).
Quelle: Eigenberechnung nach Daten von Statistik Austria.
Zieht man Daten aus österreichischen Quellen heran, lässt sich die Aussage des
IWF allerdings um einen interessanten Aspekt ergänzen: Der Fall des Anteils der
Arbeitnehmerentgelte um ca. 5 Prozentpunkte seit 1993 wird von einem paralle-
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len Anstieg des Anteils der Summe aus Brutto-Betriebsüberschuss und Einkom-
men der Selbständigen am BIP begleitet. Diese Größe nimmt zwischen 1993 und
2003 um 6 Prozentpunkte zu.
Die Tendenz der rückläufigen Lohnquote hat nicht erst in den letzten Jahren be-
gonnen. Die Statistiken des österreichischen Bundesministeriums für soziale Si-
cherheit, Generationen und Konsumentenschutz (2004: 258) zeigen, dass die be-
reinigte Lohnquote (die Bereinigung bezieht sich auf eine theoretische Situation,
welche Lohnquote sich bei konstant gehaltener Anzahl der Lohnempfänger ein-
Quelle: Bundesministerium für soziale Sicherheit, Generationen und Konsumentenschutz: 258.
Quelle: Bundesministerium für soziale Sicherheit, Generationen und Konsumentenschutz: 260.
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Quelle: Bundesministerium für soziale Sicherheit, Generationen und Konsumentenschutz: 263.
stellen würde) zwischen 1978 und 2003 sogar um ca. 15 Prozentpunkte gesunken
ist. Parallel dazu hat sich die Arbeitslosenquote von ca. 2 Prozent auf 7 Prozent er-
höht. Die Arbeitslosenquote bezieht sich allerdings auf durchschnittliche Ganz-
tagsarbeitsverhältnisse pro Jahr. Da die durchschnittliche Verweildauer in der Ar-
beitslosigkeit niedriger liegt als ein Jahr, ist die Anzahl der von einer
Arbeitslosenepisode betroffenen Menschen mit rund 900.000 wesentlich höher als
7 Prozent des Arbeitskräfteangebots (Lohnabhängig Beschäftigte und Arbeits-
lose), was ca. 200.000 „Ganztagsarbeitlosen“ entsprechen würde. 
Die Grafik der Entwicklung von Gewinn- und Investitionsquote in Österreich
zeigt ferner, dass die Investitionen auf niedrigem Niveau stagnieren, obwohl die
Gewinne einen umfangreichen Zuwachs erfahren haben, d.h., dass sich die äußerst
günstige Ertragslage nicht in einer entsprechend gesteigerten Investitionstätigkeit
oder einer höheren Lohnquote der Lohnabhängigen niedergeschlagen hat. Es wird
klar, dass der Slogan, der in Österreich von Unternehmerseite verbreitet wird, ein-
fach nicht stimmt: „Geht’s der Wirtschaft gut, geht’s uns allen gut!“
Dabei ist die Lage noch bedrückender: Laut einem Bericht der Statistik Austria
(2003: 213) fallen im Jahr 2003 insgesamt 1,044.000 Personen in Österreich un-
ter die Armutsgefährdungsschwelle von 60% des Medianeinkommens (Media-
neinkommen für Einpersonenhaushalt = EUR 1310 pro Monat). Das sind 13,2
Prozent der Gesamtbevölkerung. Deren verfügbares Einkommen liegt im Durch-
schnitt um fast ein Fünftel unterhalb des von der EU definierten Schwellwertes.
Die Unterschiede innerhalb der lohnsteuerpflichtigen Einkommen nehmen seit
1995 zu (Bundesministerium für soziale Sicherheit, Generationen und Konsu-
mentenschutz 2004: 21). Der so genannte Gini-Koeffizient66 ist ein Maß dafür. Er
66 Vgl. http://en.wikipedia.org/wiki/Gini_coefficient.
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liegt zwischen Null und Eins und ist umso größer, je ungleicher die Verteilung.
Man kann die zunehmende Ungleichheit der Einkommensverteilung auch direkt
sehen, wenn man den Anteil der 20 Prozent (= ein Quintil = ein Fünftel) Einkom-
mensbezieherInnen mit den niedrigsten Einkommen mit den höchsten 20 Prozent
vergleicht. Das Quintil mit den niedrigsten Einkommen konnte 1995 noch 2,9 Pro-
zent der gesamten Einkommenssumme an sich ziehen, 2002 waren es nur noch 2,4
Prozent. Umgekehrt für die 20 Prozent BezieherInnen der höchsten Einkommen. Ihr
Anteil stieg von 44,4 Prozent im Jahr 1995 auf 45,9 Prozent im Jahr 2002.67
Die Tendenz zur größeren Ungleichheit innerhalb der Lohneinkommen wird
durch eine Steuerpolitik verstärkt, die wieder die Lohnabhängigen gegenüber den
Unternehmern im Zeitverlauf benachteiligt: „Seit 1995 ist in Österreich die Bela-
stung der Arbeit um zwei Prozentpunkte gestiegen, jene von Kapital um 3,4 Pro-
zentpunkte gesunken!“ (WISO 2006: 16).
Die Beschreibung der sozialen Ungleichheit in Österreich soll hier abgebro-
chen werden, obwohl weiteres Material reichlich vorhanden wäre.68
Diskussionen um das Grundeinkommen in Österreich
Unter dieser Bedingung ist es nicht erstaunlich, dass Konzepte der Umverteilung
des Reichtums heute in Österreich neu diskutiert werden. Sie stehen im Abend-
land in einer langen Tradition. Schon Aristoteles war der Meinung, dass die Voll-
automatisierung zur Auflösung sozialer Klassen führen würde: „Wenn nämlich je-
des einzelne Werkzeug auf einen Befehl hin, oder einen solchen schon voraus
ahnend, seine Aufgabe erfüllen könnte, wie man das von den Standbildern des
Daidalos oder den Dreifüßen des Hephaistos erzählt, von denen der Dichter sagt,
sie seien von selbst zur Versammlung der Götter erschienen, wenn also auch das
Weberschiffchen so webte und das Plektron die Kithara schlüge, dann bedürften
weder die Baumeister der Gehilfen, noch die Herren der Sklaven…“ (Aristoteles
1989: 1. Buch 1253 b33 - 1254 a1).
Die Marx’sche Vision einer ausbeutungsfreien Zukunft war ebenfalls von der
Überzeugung geprägt, dass der Stand der Wissenschaft und der Fortschritt der
Technologie schließlich dem Kapitalismus ein Ende bereiten werden, da die ge-
sellschaftlichen Verhältnisse zu eng geworden wären, um die Möglichkeiten der
Reichtumserzeugung auszuschöpfen. 
Bereits zu Beginn des 20sten Jahrhunderts gab es in Österreich genaue Vor-
stellungen, wie eine alternative Wirtschaft konkret aussehen könnte. Der Sozial-
67 Bei einer perfekten Gleichverteilung müssten die 20 Prozent aller BezieherInnen der niedrigsten wie der höch-
sten Einkommen jeweils 20 Prozent der gesamten Lohnsumme erhalten.
68 Bezüglich der Vermögensverteilung vergleiche frau Bundesministerium für soziale Sicherheit, Generationen
und Konsumentenschutz (2004), bezüglich der Veränderung der Steuerbelastung vgl. Österreichisches Wirt-
schaftsmuseum (2006).
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philosoph und Ökonom Josef Popper-Lynkeus (1838 - 1921) beschrieb in seinem
Buch „Die allgemeine Nährpflicht als Lösung der sozialen Frage“ (1912) einen
auf den ausgezeichneten Statistiken der k.u.k. Monarchie aufbauenden Vorläufer
eines Grundeinkommens in Naturalform: Eine Nährarmee erzeugt Produkte, die
nicht verkauft, sondern ausnahme- und bedingungslos allen Menschen zugeteilt
werden. 13 Jahre Nährpflicht (im Gegensatz zur Wehrpflicht) würden ausreichen,
um Nahrung, Wohnung und Wohnungseinrichtung, Kleidung, ärztliche Hilfe und
Krankenpflege für alle Bürger der Donaumonarchie zu erzeugen. Bei Otto Neu-
rath (1882 – 1945), einem Mitglied der Bayrischen Räterepublik, tauchten diese
Ideen einige Jahre später wieder auf, etwa in seiner Schrift „Durch die Kriegs-
wirtschaft zur Naturalwirtschaft” (1919). 
Nach dem Zweiten Weltkrieg wurde in Österreich die Diskussion im Bereich
der Katholischen Sozialakademie Österreichs (KSÖ) mit dem Buch „Grund-
einkommen ohne Arbeit“ von Herwig Büchele and Lieselotte Wohlgenannt (Bü-
chele/Wohlgenannt 1985) neu aufgenommen. Sie argumentierten, dass das Grund-
einkommen ein Weg zu einer kommunikativen Gesellschaft wäre. Die Diskussion
wurde 1996 am „Österreich-Tag“69 des 6. Internationalen Grundeinkommens-
Kongresses fortgesetzt, der von der KSÖ gemeinsam mit dem Basic Income Eu-
ropean Network und dem European Centre for Social Welfare Policy and Rese-
arch veranstaltet worden war (Ragl 1996). Aus dem Umfeld eines von Peter
Heintel initiierten Arbeitskreises „Alternative Ökonomie“ des Interuniversitären
Instituts für Forschung und Fortbildung (IFF) stammt ein Sammelband mit Beiträ-
gen zum Thema Grundeinkommen von Luise Gubitzer, Peter Heintel und Erich
Kitzmüller (Kitzmüller/Horn 1998). Mit der Veröffentlichung des Buches „Leben
ohne zu arbeiten? Zur Sozialtheorie des Grundeinkommens” von Manfred Füll-
sack (2002) gewann die Diskussion neuen Schwung. Füllsack argumentierte, dass
Arbeit am besten als Problemlösungsstrategie verstanden werden könnte. Die ge-
genwärtige Gesellschaft wäre so komplex geworden, dass das Lösen von Proble-
men neue Probleme erzeuge, die durch Arbeit gelöst werden müssten. Um der
Komplexität der Arbeit gerecht zu werden, wäre ein garantiertes Grundeinkom-
men für alle notwendig. 
Im Oktober 2005 wurde der Internationale Kongress „Grundeinkommen – In
Freiheit tätig sein“70 in Wien abgehalten, auf dem vor etwa 500 TeilnehmerInnen
mehr als 50 Referate präsentiert wurden. 
In jüngster Zeit entwickelte die „Inhaltsgruppe Grundeinkommen” von
%attacAustria71 verschiedene Szenarios, wie ein Grundeinkommen in Österreich
konkret eingeführt und finanziert werden könnte. 
69 Auf ihm kamen unter anderen Herwig Büchele, Alexander van der Bellen, Volker Kier, Erich Kitzmüller,
Bernd Marin und Lieselotte Wohlgenannt zu Wort.
70 http://www.ksoe.at/ge2005/; Netzwerk Grundeinkommen und sozialer Zusammenhalt – Österreich/Netzwerk
Grundeinkommen – Deutschland 2006, Hg: Margit Appel, Ronald Blaschke, Christian Fuchs, Manfred Füll-
sack, and Luise Gubitzer.
71 http://www.attac.at/.
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Simulation als Forschungsinstrument
Angesichts der dichter und konkreter werdenden Überlegungen zur Einführung ei-
nes Grundeinkommens in Österreich und in anderen Ländern stellt sich die Frage,
wie realistisch diese Vorschläge tatsächlich sind und wie sie in die heutige sozio-
ökonomische und politisch-kulturelle Landschaft passen. Die bisherige Diskus-
sion zur Einführung eines Grundeinkommens schöpft nach Meinung des Autors
nicht alle methodischen Möglichkeiten aus, die in den Sozial- und Systemwissen-
schaften vorliegen. Ein Schwachpunkt zeigt sich immer wieder: Die Konzepte be-
handeln zwar mehr und mehr den Finanzierungsaspekt, sie bleiben jedoch statisch
und machen keine Aussagen über die Dynamik und Nachhaltigkeit der jeweiligen
Varianten eines Grundeinkommens. Um diese Schwäche zu überwinden und um
sich mehr Klarheit zu verschaffen, entwickelte der Autor einen ersten Prototy
eines mathematischen Simulationsmodells. Simulation stellt wissenschaftsge-
schichtlich eine neuere Erkenntnismethode dar, die über das in den Naturwissen-
schaften bisher hauptsächlich verwendete Experiment hinausgeht. Ein Simulati-
onsmodell ist der Versuch, die als wesentlich betrachteten Aspekte eines
bestimmten Teilbereichs der Natur oder der Gesellschaft72 mittels mathematischer
Methoden widerzuspiegeln. Es sei dabei vorausgesetzt, dass es unmöglich und un-
sinnig wäre, eine vollständige Abbildung der Welt vorzunehmen. Man würde dann
dem von Umberto Eco (1990) beschriebenen Paradoxon der Landkarte aufsitzen,
das besagt, dass man sich an einer Landkarte, die im Maßstab Eins zu Eins die
Realität perfekt wiedergibt, nicht besser orientieren kann als an der Realität selbst.
Andererseits muss sich die Modellkonstrukteurin immer bewusst sein, dass alle
Modelle der Welt immer eine subjektiv vermittelte Auswahl von Gesichtspunkten
darstellen, die den Interessenslagen, Vorlieben, Traditionen und der Kultur der
ModelliererInnen entsprechen. Kurz gesagt, Modelle sind immer gleichzeitig Ab-
bildung und Entwurf (vgl. Ellersdorfer/ Hofkirchner 1994: 105).
Eine weitere Überlegung spricht für diese Methode: Die Simulation auf dem
Computer bietet eine Ersatzwirklichkeit, die in idealtypischer Form (Max Weber)
die gegenwärtige Wirtschaft repräsentieren soll. An dieser Ersatzwirklichkeit kön-
nen Experimente vorgenommen werden, ohne dass die Wirklichkeit Schaden
nimmt. Es wäre nach Meinung des Autors unverantwortlich, mit ganzen Volks-
wirtschaften zu experimentieren, ohne alles Menschenmögliche unternommen zu
haben, sicherzustellen, dass der Erfolg des Experimentes garantiert ist. Die Rolle
von Wissenschaft besteht unter anderem auch darin, durch die blind machende
Oberfläche der Wirklichkeit zu sehen und mittels Abstraktion die zentralen Me-
chanismen, die für das Funktionieren eines Systems wesentlich sind, herauszuar-
beiten und mit den empirisch messbaren Indikatoren zu verknüpfen.
72 Beispiele für Systemdynamik Modelle vgl. Forrester 1971, 1977 und 1991; Meadows 1972, 1992 und 2004;
Fleissner/Ludwig 1992. Beispiel für eine Kombination aus Systemdynamik und ökonometrischem Modell
vgl. Bruckmann/Fleissner 1989. Zur Input-Output Analyse vgl. Fleissner 1993.
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Die hier angewandte Methode verknüpft die Erklärung der bereits vergangenen
Entwicklung durch ein mathematisches Modell mit einigermaßen fundierten An-
nahmen über die Mechanismen, die nach Einführung von modifizierten gesell-
schaftlichen Rahmenbedingungen gelten und damit in Zukunft wirksam werden.
Der Vorteil dieser Methode ist ihre vollständige Transparenz und Überprüfbarkeit
(letzteres gilt in der Praxis allerdings nur für ExpertInnen, die sich auf Simulations-
modelle spezialisiert haben, oder für Menschen, die sich die entsprechende Zeit für
das Nachvollziehen der einzelnen Modellierungsschritte nehmen). Sollte eine kriti-
sche ZeitgenossIn mit der einen oder anderen Annahme für das Verhalten des Mo-
dells oder einzelner darin abgebildeter Interessensgruppen nicht einverstanden sein
und alternative Verhaltensweisen vorschlagen, können diese umgehend in das Ge-
samtmodell integriert und die daraus resultierenden Ergebnisse berechnet, visuali-
siert, interpretiert und erneut kritisiert werden. Damit spielt ein Simulationsmodell
die Rolle eines Werkzeugs, das in Interaktion mit den BenutzerInnen lernfähig ist
und in die verschiedensten Richtungen verändert und ausgebaut werden kann.
Ein Prototyp eines Systemdynamikmodells 
Das mathematische dynamische Modell der österreichischen Wirtschaft, das vom
Autor probeweise entwickelt wurde, bildet ausgewählte Variablen der Volkswirt-
schaftlichen Gesamtrechnung ab, die mit so genannten Verhaltensgleichungen ge-
steuert werden. Obwohl es nötig sein wird, eine präzisere Variante des Modells zu
entwickeln, scheint es interessant, die vorläufigen Ergebnisse darzustellen.
Das Modell wird nur in groben Zügen beschrieben.73 Es enthält eine Produkti-
onsfunktion, die Arbeit und Kapital mit der maximal möglichen Produktionska-
pazität verknüpft. Über Investitionen wird die Produktionskapazität erweitert.
Über die (marginale) Arbeitsproduktivität wird die zusätzliche Produktionskapa-
zität in neu geschaffene Arbeitsplätze umgerechnet. Die Arbeitsproduktivität er-
höht sich durch technische Verbesserungen. 
Entsprechend der Fragestellung ist der Arbeitsmarkt detaillierter modelliert. Es
gibt eine Angebotsfunktion, die von den Entscheidungen der arbeitenden Men-
schen abhängt, und eine Nachfragefunktion, die von Managemententscheidungen
bestimmt wird. Das Minimum der beiden Funktionswerte lässt die tatsächliche
Beschäftigtenzahl abschätzen. 
Die folgende Abbildung bietet einen groben Überblick der wichtigsten Größen,
die im Modell berücksichtigt wurden und zeigt die wichtigsten Eingriffsorte, wo
Effekte eines Grundeinkommens berücksichtigt werden. Diese Orte sind gleich-
zeitig jene Punkte, an denen das Verhalten der Menschen eine Rolle spielt. Es wur-
den drei Annahmen über die Effekte eines Grundeinkommens eingebaut:
73 Eine genauere Beschreibung des Modells ist auf Anfrage vom Autor über e-mail zu erhalten 
(fleissner@arrakis.es)
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• A1: Je höher das relative Grundeinkommen, desto weniger Menschen werden
in Sweatshops arbeiten wollen
• A2: Je höher der zusätzliche Lohn, desto mehr Menschen werden arbeiten
wollen
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• A3: Je höher der zusätzliche Lohn, desto produktiver werden die Menschen
arbeiten
Da der Konsum vor allem aus den Lohneinkommen finanziert wird, führen
wachsende Einkommen (die aus Lohneinkommen und Grundeinkommen zusam-
mengesetzt sind) zu erhöhtem Konsum, der die Gewinne steigen lässt. Das Unter-
nehmerverhalten wird von den Gewinnerwartungen bestimmt. Die Unternehmer
investieren mehr, wenn ihre Gewinnerwartungen höher werden. Höhere Investi-
tionen führen zu einem Zuwachs bei der Nachfrage nach Arbeitskräften. Diese
Annahmen, die in kapitalistischen Wirtschaften weitgehende Geltung haben, wer-
den daher auch als Prämissen für die folgenden Simulationen verwendet. 
Zwei Szenarios
Das Simulationsmodell wurde unter zwei unterschiedlichen Annahmen über
die Art der Einführung des Grundeinkommens laufen gelassen. Die beiden
Szenarien unterschieden sich in der Art der Finanzierung. Im ersten Szenario
sind die Nicht-Lohneinkommen (Rohes Betriebsergebnis und Selbständi-
geneinkommen) die Quelle der Finanzierung, während die Brutto-Löhne und
Gehälter, die von den Betrieben bezahlt werden, keine direkte Veränderung er-
fahren. Das jeweilige Grundeinkommen wird allen Mitgliedern der Gesell-
schaft ausgezahlt bzw. zu den Löhnen addiert. Im zweiten Szenario erfolgt die
Finanzierung wesentlich aus der Umverteilung innerhalb der Lohn- und Ein-
kommensbezieherInnen.
Die folgenden Abbildungen sind screenshots der Modellergebnisse für die fol-
genden fünf Jahre nach dem Zeitpunkt der Einführung des Grundeinkommens.
Die ausgewählten Indikatoren sind zu drei Gruppen zusammengefasst: Die erste
Gruppe besteht aus Arbeitsmarktindikatoren, die zweite enthält Löhne, Gewinne
und Arbeitsproduktivität, die letzte umfasst das Brutto-Inlandsprodukt, seine
Komponenten und den physischen Kapitalbestand der österreichischen Wirt-
schaft. Der Verlauf der Indikatoren wird für beide Szenarien dargestellt. 
Die erste Abbildung in den jeweiligen Szenarien zeigt die Arbeitsmarktvaria-
blen Lpot (maximale Anzahl von Jobs, die in der Wirtschaft aus technischen Grün-
den angeboten werden können), Lsupply (das Arbeitskräfteangebot), Ldemand
(die Nachfrage nach Arbeitskräften) und schließlich die tatsächliche Zahl der
lohnabhängig Beschäftigten. Die zweite Abbildung zeigt für beide Szenarien den
pro Kopf Jahresdurchschnittslohn, die gesamten relativen Gewinne (Betriebsü-
berschüsse und Einkommen der Selbstständigen), die Arbeitsproduktivität und die
Summe aus pro Kopf Lohn und pro Kopf Grundeinkommen pro Jahr. Die dritte
Abbildung gibt die Dynamik des Kapitalbestands K, der Brutto-Investitionen I,
des Konsums C und des Brutto-Inlandsprodukts Y wieder.
Das vorliegende Modell ist nicht als endgültige Version, sondern als eine erste
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Annäherung an eine weitere umfassendere Modellvariante gedacht. Sie weist
zahlreiche Vereinfachungen auf, z.B. enthält sie weder einen Außenhandelssektor
noch ist der Bereich der Sozialversicherung abgebildet. Es ist geplant, im Rahmen
eines umfangreicheren Forschungsprojekts ein präziseres Modell zu entwickeln.
Szenario 1
Das erste Szenario nützt die Nicht-Lohneinkommen als Finanzierungsquelle des
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Grundeinkommens, das exemplarisch in verschiedenen Höhen ins Modell einge-
führt wird: Jede Abbildung enthält vier verschiedene Annahmen. Links oben wird
die Situation ohne Grundeinkommen gezeigt. Rechts oben kann man die Ergeb-
nisse eines Grundeinkommens von nur 1000 EUR pro Jahr sehen, während links
unten und rechts unten die Höhe des Grundeinkommens bei 3000 bzw. 4000 EUR
pro Jahr liegt. Alle Ergebnisse weisen darauf hin, dass unter dieser Annahme, die
voraussetzt, dass die Unternehmen sich so verhalten wie heute, schon ein Grund-
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einkommen bei einem Betrag von 3000 EUR nicht nachhaltig wäre. Die Abbil-
dungen zeigen deutlich ein Schrumpfen aller wichtigen Wirtschaftsindikatoren.74
74 Die Werte der gegen Ende der fünf Jahre dargestellten Indikatoren sollten nicht überinterpretiert werden: nach
dem Niedergang der Wirtschaft besitzen die Variablen keine Bedeutung mehr, da das Modell nicht so kon-
struiert wurde, dass es die Verhältnisse während und nach einem Zusammenbruch adäquat abbilden kann. 
75 Die Idee einer negativen Einkommenssteuer wurde erstmals von Juliet Evangeline Rhys Williams im Zuge der
britischen Steuerreform in den vierziger Jahren des vergangenen Jahrunderts vorgeschlagen (vgl. http://www.
aim25.ac.uk/cgi-bin/search2?coll_id=5921&inst_id=1). Später wurde sie in den Vereinigten Staaten von Mil-
ton Friedman als Mittel gegen die zunehmende Armut von Teilen der U.S. amerikanischen Bevölkerung pro-
pagiert (vgl. Friedman/Friedman 1982).
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Szenario 2
Das zweite Szenario geht von einer Finanzierung des Grundeinkommens über
eine negative Einkommenssteuer75 aus. Durch diese Art der Finanzierung werden
die Gewinne kaum belastet. Das Verhalten der Unternehmen führt nicht zu einer
restriktiven Investitionspolitik wie im ersten Szenario. Die folgende Abbildung
zeigt die Einkommensverteilung des Jahres 2002 und den Bereich der Einkom-
menshöhen, auf den sich ein Grundeinkommen positiv auswirken würde. Die wei-
teren Abbildungen zeigen, dass - unter ökonomischen Gesichtspunkten betrachtet
– ein Grundeinkommen in einer Größenordnung von 12.000 EUR pro Jahr nach-
201
haltig wäre. Natürlich wird durch dieses Modell die politische Frage überhaupt
nicht berührt, und es bleibt aufgrund des Modells offen, ob die Mehrheit der Men-
schen einer Finanzierung eines Grundeinkommens durch Umverteilung der Ein-
kommen zustimmen würde. Hier ist sicherlich noch eine umfangreiche politische
Überzeugungsarbeit zu leisten.
202
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Sozialstaatsreform durch Bürgeraktivierung? 
Auch wenn sich ein Grundeinkommen realisieren lassen sollte, wäre es nach An-
sicht des Autors notwendig, begleitende Maßnahmen anzubieten, die Werte wie So-
lidarität und gegenseitige Hilfe nicht nur Theorie und Gegenstand von Sonntagsre-
den bleiben lassen. Auf welcher Basis könnte dies geschehen? Der Grundgedanke
ist einfach: Weder groß angelegte Institutionen noch die einzelnen Menschen sind
optimal in der Lage, mit den Schattenseiten der menschlichen Existenz angemessen
fertig zu werden. Große Institutionen können oft nicht auf die spezielle Lebenssi-
tuation der Menschen adäquat und flexibel genug eingehen, und die Einzelnen sind
z.B. bei Krankheit schnell überfordert. Am Institut für Gestaltungs- und Wirkungs-
forschung der Technischen Universität Wien wurden daher im Rahmen eines welt-
weiten Preisausschreibens76, das von Futuroscope bei Poitiers ausgeschrieben und
von der UNESCO verbreitet wurde, neue gruppenzentrierte Institutionen vorge-
schlagen, die von zeitgemäßen Kommunikationswerkzeugen und entsprechenden
Ausbildungsangeboten unterstützt werden sollten. Während der Autor später für die
EU-Kommission tätig war, konnte er einen internationalen Workshop veranstalten,
um die Einrichtung dieser neuen Gruppen zu diskutieren. Um dem Kind einen Na-
men zu geben, wurden sie „Targeted Intelligence Networks“ (TINs) genannt. Die
Gemeinsamkeit der verschieden Gruppen bestand in der freiwilligen Zusammenar-
beit in Kleingruppen auf ein bestimmtes Ziel hin.
Der Autor ist Realist genug, um zu wissen, dass es nicht genügt, nur auf den
postmodernen Mythos der Selbstorganisation zu vertrauen und auf seine Verwirk-
lichung zu warten. Er vertritt vielmehr die Ansicht, dass ein gesetzlich abgesi-
cherter Rahmen geschaffen werden müsste, innerhalb dessen diese neuen Formen
entstehen können. Dieser Rahmen besteht nicht nur aus ermunternden Worten und
Medienkampagnen, sondern auch aus finanziellen, infrastrukturellen, Kontroll-
und Bildungsmitteln, die es Menschen ermöglichen, ihre neuen Aufgaben freiwil-
lig zu übernehmen.
Hier ist eine methodische Bemerkung angebracht. Während sich die herkömmli-
che Arbeit von Sozialwissenschaftlerinnen mit der Analyse vergangener Entwicklun-
gen befasst, geht es hier vor allem um die Zukunft. Aber wie lassen sich Vorschläge
für die Zukunft mit Entwicklungen aus der Vergangenheit verbinden? Die methodi-
sche Antwort des Instituts für Gestaltungs- und Wirkungsforschung war, nach Keim-
formen einer zukünftig zu verallgemeinernden Entwicklung zu suchen, also nach
Fällen, Beispielen, Fallstudien aus der vorhandenen Praxis. Wäre eine solche Su-
che erfolglos, wären die Vorschläge im schlechten Sinne utopisch (im Sinne der ur-
sprünglichen Bedeutung des Wortes im Altgriechischen: „Ohne Ort“, „nirgendwo“). 
76 Diese Aktivität war Teil einer Antwort auf ein Preisausschreiben mit dem Titel: “Men’s work – tomorrow”,
das von FUTUROSCOPE, einer Art Disneyland für die Zukunft, von Poitiers, Frankreich, aus veranstaltet und
von der UNESCO weltweit verbreitet wurde. Das Institutsteam war einer der beiden Gewinner (siehe das Ge-
samtergebnis unter http://members.chello.at/gre/fleissner/documents/work/work.pdf).
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Daher begann das Projektteam an der TU Wien verschiedene gesellschaftliche
Teilbereiche nach bereits existierenden alternativen Entwicklungen abzuklopfen.
Interessanterweise konnten in jedem der wichtigsten Teile des Sozialstaates Ent-
wicklungen aufgewiesen werden, die den Kriterien der Suche entsprachen: im Be-
reich der Altenbetreuung, dem Bildungswesen, dem Gesundheitswesen und der
Beschäftigung: „Peer Group Care“ als Betreuungseinrichtung für ältere, arme, be-
hinderte Menschen oder sonstige Außenseiter; „Studienzirkel“ zur Ergänzung des
traditionellen Schulsystems, „Arbeitermedizin“ zur Verbesserung des betriebli-
chen Gesundheitswesens, und „Intrapreneur-Gruppen“ gegen die Entfremdung
am Arbeitsplatz. Alle vier Gruppen stellen nur einige Beispiele dar, wie der Sozi-
alstaat ergänzt und transformiert werden könnte. Sie ließen sich um viele weitere
ergänzen.
Peer Group Care
Teils ging die Initiative von Peer Group Care Aktivitäten, die das Institut fest-
stellte, von religiösen Gemeinschaften aus (z.B. Caritas), teils von anderen NGOs,
die sich um alte Menschen, Drogenabhängige, Obdachlose, MigrantInnen oder
Angehörige von Minderheiten annahmen. Der verallgemeinernde Vorschlag für
ein TIN in diesem Bereich könnte etwa eine Gruppe von Freiwilligen sein, die
sich in ihrer Freizeit in ihrem Wohnviertel engagieren. Ihre Tätigkeit könnte durch
freien Internet-Zugang unterstützt werden. Staatliche Einrichtungen müssten je
nach Zielgruppe entsprechendes Training anbieten. Wichtig für solche Gruppen
wäre der professionelle Umgang mit Krisensituationen: Sie müssten Zugang zu
den Notdiensten haben, sie müssten die Möglichkeit haben, ihre Klienten wenn
nötig in öffentliche oder private Krankenanstalten überweisen zu können. Ein
Grundeinkommen würde derartige Initiativen zumindest von der finanziellen
Seite her in den Bereich der Realisierbarkeit rücken. 
Studienzirkel
Im Bildungswesen konnte eine Einrichtung identifiziert werden, die schon seit
vielen Jahrzehnten in Skandinavien besteht: Die so genannten Studienzirkel. Sie
sind in den skandinavischen Ländern weit verbreitet. Ihr Ursprung geht auf die
protestantischen Bibelrunden des 19. Jahrhunderts zurück. Im Unterschied zur rö-
misch-katholischen Tradition, wo die Bibel für private Interpretation nicht offen
war und nur die kirchlichen Autoritäten das Recht hatten, die Texte authentisch
auszulegen, lud der protestantische Klerus die Gläubigen ein, ihre persönliche In-
terpretation hinzuzufügen. Eine säkularisierte Version der Bibelrunden wurde von
den Regierungen fortgeführt. Bis heute kann jede Gruppe von Personen, die sich
mit einem bestimmten Gegenstand beschäftigen will, bei jeder öffentlichen Ein-
richtung, sei es bei lokalen oder regionalen Verwaltungen, Kammern oder Ge-
werkschaften um (beschränkte) finanzielle Unterstützung ansuchen. Mehr als die
Hälfte aller skandinavischen Staatsbürger sollen mindestens einmal im Leben ei-
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nen Studienzirkel besucht haben. Die Internetunterstützung für Studienzirkel hat
in den skandinavischen Ländern bereits begonnen (vgl. Karlsson 2000). Soll die
Arbeit mit Studienzirkeln nicht wirkungslos verpuffen, wäre eine institutionelle
Anerkennung durch das formale Bildungswesen und die Schulen nötig. Beson-
ders im Bildungs- und Ausbildungsbereich, wo die Halbwertszeit des Wissens
laufend schrumpft, können neue Wissensfelder leichter außerhalb als innerhalb
der offiziellen Institutionen erschlossen werden. Durch Studienzirkel ließen sich
die Grenzen des Lehrplans erweitern. Damit könnte dem Bildungssystem
größere Flexibilität und Anpassungsfähigkeit an neue Entwicklungen verliehen
werden.
Arbeitermedizin
Im Bereich des Gesundheitswesens stieß das Projektteam in Italien auf eine inter-
essante Entwicklung: In den 70er Jahren starteten die meisten italienischen Ge-
werkschaften eine gemeinsame Initiative, um die gesundheitliche Lage in den Fa-
briken vor allem für die manuellen Arbeiter zu verbessern (vgl. Wintersberger
1981 und 1988, Dörr/Klautke 1981). Sie erfanden zwei neue Konzepte: Die Idee
der „homogenen Gruppe“ und das „non delega” Prinzip. Eine „homogene Grup-
pe“ wurde eine Gruppe von Menschen genannt, die am selben Fließband unter
mehr oder weniger identischen Arbeitsbedingungen tätig war, und deren Mitglie-
der sich persönlich kannten. Solch eine Gruppe muss nicht bloß eine inter-
aktive Arbeitsgruppe sein, sondern kann sich auch als politisch bewusste Ge-
meinschaft formieren, die sich für die Verbesserung ihrer Arbeitsbedingungen ein-
setzt. Mit der Anwendung des „non delega” Prinzips durchbrachen die Arbeiter
die übliche Praxis, in der den Arbeitsmedizinern eine Vermittlerrolle zwischen Ar-
beitern und ihrer Umwelt zugeschrieben wird. Die homogene Gruppe selbst über-
nahm die Verantwortung für die eigene Gesundheit, wobei sie von der Gewerk-
schaft mit Lehrmaterialien, aber auch mit Geräten unterstützt wurde, um
bestimmte Umweltparameter mit Messinstrumenten zu bestimmen (Vibration,
Licht, Staub, Lärm etc.). Die Arbeit der homogenen Gruppen war ziemlich schöp-
ferisch. Neue Konzepte zur Bestimmung von Krankheit und Gesundheit wurden
erfunden. Krankheiten wurden etwa nicht nach dem lateinischen Namen geglie-
dert, sondern nach der Länge der Zeit, die notwenig ist, um sich von der Krank-
heit wieder zu erholen. 
In den 70er Jahren fanden solche Konzepte auch in schweizerischen und bei
Teilen der österreichischen Gewerkschaften Interesse, aber sie gingen Mitte der
siebziger Jahre mit der Wirtschaftskrise wieder zugrunde. Heute könnten „arbei-
termedizinische Gruppen“ durch elektronische Hilfsmittel verstärkt unterstützt
werden. Die Gruppen könnten sich untereinander und mit professionellen arbeits-
medizinischen Ressourcen vernetzen, wobei das Grundeinkommen Kooperations-
partner außerhalb der Betriebe ermöglichen würde.
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Intrapreneur-Gruppen
Als letztes Beispiel, das den Sozialstaat unterstützen könnte, soll eine Entwick-
lung angeführt werden, die etwa zur gleichen Zeit in den USA und in der Sowjet-
union aufkam, natürlich unter völlig verschiedenen Randbedingungen. Während
in den USA die Intrapreneur-Gruppen als kleinere Produktions- und Verrech-
nungseinheiten angesehen wurden, die auf eigene Rechnung, aber mit kleinem
Overhead arbeiten können, wurden die so genannten „Brigaden“ Gorbatschows
als mehr oder weniger selbstbestimmte Teileinheiten des staatlichen Produktions-
systems betrachtet, die vertraglich an den Staatsbetrieb gebunden waren. Hier soll
eine Erweiterung beider Konzepte vorgeschlagen werden: Intrapreneur-Gruppen
sollten nicht nur innerhalb ihrer Unternehmung ihre Güter und Dienstleistungen
auf eigene Rechnung anbieten können. Um das Ausgeliefertsein an den eigenen
Betrieb zu reduzieren, wäre es durchaus vorstellbar, dass Intrapreneur-Gruppen
nicht nur an den eigenen Betrieb, sondern auch an andere Unternehmungen ver-
kaufen können. Dadurch würde sich die Verhandlungsposition der Intrapreneur-
Gruppen gegenüber der „Mutterfirma“ drastisch ändern. Auch die Produktions-
mittel könnten an die Intrapreneur-Gruppen tendenziell entweder geleast oder
verkauft werden. An die Stelle der vielstufigen Unternehmenshierarchie würde
teilweise der Markt treten, die Zahl der Hierarchiestufen könnte reduziert werden,
die traditionelle Ausgrenzung der Belegschaft von den Managemententscheidun-
gen würde abgebaut werden und die Zahl der Menschen, die an Entscheidungen
beteiligt sind, wüchse enorm. Die Menschen kämen verstärkt in die Lage, ihre
Probleme selbstbestimmt lösen zu können (und zu müssen). Sie könnten direkt
das Ergebnis ihrer eigenen Entscheidungen und ihrer eigenen Tätigkeit erfahren,
was u. U. auch die Arbeitsproduktivität erhöhen würde. Gleichzeitig könnten sich
die Unternehmen rascher an geänderte Marktbedingungen anpassen. Die Einstel-
lung von weiterem Personal würde erleichtert werden. Die Intrapreneur-Gruppen
könnten Kooperationspartner aus ihrer eigenen Nachbarschaft gewinnen, wobei
eine Querverbindung zur oben erwähnten Peer Group Betreuung hergestellt wäre.
Ausbildungsmängel ließen sich durch Studienzirkel beheben. 
Schlussbemerkung
Die obigen Beispiele sollten Möglichkeiten skizzieren, wie der Sozialstaat verän-
dert und ergänzt werden könnte, um die gegenwärtige soziale Ungleichheit zu re-
duzieren und menschenfreundlichere Verhältnisse herzustellen. Ein Grundein-
kommen in Kombination mit neuen Kleingruppen wäre eine interessante Variante.
Andererseits wird es auf die Art und Weise der Implementierung wesentlich an-
kommen. Wie hoch wird das Grundeinkommen sein, das zur Verfügung steht?
Wird es bedingungslos als Recht zustehen? Wie werden sich Arbeitszeit und freie
Zeit entwickeln? 
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Wenn die Gesellschaft in der Lage ist, den Menschen das Gefühl zu vermitteln,
dass sie in der besten aller möglichen Welten leben, und dass sie sich glücklich
und erfolgreich fühlen, braucht es solche Konzepte nicht. Aber mit erhöhter Er-
fahrung von Krisenerscheinungen, mit verstärkten Stress- und Angstgefühlen
könnte sich eine Diskussion um Alternativen entwickeln. TINs in Kombination
mit einem Grundeinkommen könnten darin ihren Platz finden, denn sie hätten ei-
nen zusätzlichen Effekt, der mit der direkten Erfahrung der negativen Seiten des
menschlichen Lebens zusammenhängt. Die Menschen würden nicht mehr so ein-
fach die Augen vor den zerstörerischen Tendenzen des gegenwärtigen sozialen
Wandels verschließen können, da sie diese tausendfach im Rahmen ihrer persön-
lichen Praxis direkt und ungefiltert erleben würden. Möglicherweise würden sie
dann ihre Wahlentscheidung stärker an ihrer eigenen Erfahrung ausrichten als an
den Traumbildern, die ihnen Spindoktoren heute vorgaukeln.
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JUDITH DELLHEIM
Solidarische Ökonomie als Herausforderung
sozialistischer Politik
Drei Vorbemerkungen zum Titel der Arbeitsgruppe „Sozialpolitik zwischen außer-
parlamentarischer Opposition, Regierungsbeteiligung, parlamentarischer Opposi-
tion und Kommunalpolitik“:
1. Dass das so Widersprüchliche zusammengehen kann, zeigt ein Beispiel:
Der Noch-Arbeitsminister von Mecklenburg-Vorpommern Helmut Holter ist
Mitglied des Arbeitslosenverbandes und hat – die Medien haben sich darüber un-
terschiedlich empört ausgelassen – an Demonstrationen gegen die Arbeitsmarkt-
reform-Gesetze, insbesondere gegen „Hartz IV“, teilgenommen. Unter den De-
monstrierenden waren auch seine Genossinnen und Genossen aus der
Landtagsfraktion, aus den Kreistagsfraktionen, Bürgermeister/innen mit Mandat
der Linkspartei.PDS und vor allem Mitglieder der Parteibasis, die vielfach zu den
Organisatorinnen und Organisatoren der Proteste gehörten. Bei der Umsetzung
der Arbeitsmarktreformen wurde bzw. wird in Mecklenburg-Vorpommern und
Berlin anders als in anderen Bundesländern agiert, werden Spielräume der Lan-
despolitik zugunsten der Betroffenen ausgenutzt. Die zum Zeitpunkt der Be-
schlussfassung nur zu zweit im Deutschen Bundestag vertretenen PDS-Abgeord-
neten hatten gegen die Arbeitsmarktreformgesetze gestimmt.
2. Claus Offe hat eine Seite des Begriffs Sozialpolitik auf den berühmten Punkt
gebracht als er vor über 30 Jahren sagte:
„… Sozialpolitik [ist] eine staatliche Strategie zur Eingliederung von Arbeits-
kräften in das Lohnarbeitsverhältnis … In diesem Verständnis ist Sozialpolitik nicht
etwa die Reaktion des Staates auf die Probleme der Arbeiterklasse, sondern sie wirkt
unverzichtbar an der Konstitution der Arbeiterklasse mit. Die wichtigste Funktion
der Sozialpolitik besteht darin, den Proletarisierungsprozess zu regulieren …       
Neben der repressiven und sozialpolitischen Vorbereitung der Proletarisierung
und der Stabilisierung derselben durch sozialpolitische Zwangskollektivierung
der Risikoverarbeitung kommt als dritte Komponente der staatlichen Sozialpolitik
die qualitative Steuerung des Proletarisierungsprozesses hinzu“ (Offe 2006: 163).
„ … die drei unterschiedlichen Bezugsprobleme – das der Arbeitsbereitschaft,
der individuellen Arbeitsfähigkeit und das der objektiven ‚Verkaufschancen’ der
Arbeitskraft“ sind in den Einrichtungen der Kontrolle, Anpassung und Regulie-
rung gemischt. Das Vorherrschen dieser Einrichtungen schließt repressionspoliti-
sche Maßnahmen von vornherein ein“ (Offe 2006: 164).
Allerdings zeigen die genannten „Bezugprobleme“, dass der Staat nicht der al-
leinige Akteur von Sozialpolitik ist und dass es auch um Bereiche geht, die dem
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Arbeitsleben vor- bzw. nachgelagert sind. So kann unter Sozialpolitik das Ringen
um Macht verstanden werden, die Verhältnisse zwischen den Menschen in Bezug
auf das gesellschaftliche Arbeitsvermögen und den sozialen Zusammenhalt zu
verändern. 
Was den „Proletarisierungsprozess“ und die Reproduktion mit ihm verknüpfter
Sphären des gesellschaftlichen Lebens anbelangt, so wird von den einzelnen Men-
schen verlangt, zunehmend „eigenverantwortlich“ zu sein. Allerdings werden
nicht die Voraussetzungen dafür geschaffen, dass die einzelnen auch „eigenver-
antwortlich“ regeln können, was von ihnen gefordert wird. So wachsen Vereinze-
lungsprozesse, soziale Ungleichheit und Repression im gesellschaftlichen Leben.
Im politischen System der Bundesrepublik sprechen sich sehr viele Akteure
und alle im Bundestag vertretenen Parteien für mehr individuelle Aktivität bzw.
Partizipation, für Selbstorganisation in der Gesellschaft aus. Dabei wurde von an-
deren EU-Mitgliedsländern gelernt. So hat der deutsche Bundestag – unter EU-
Europäischem Druck – am 18. Mai 2006 ein Gesetz verabschiedet, das die Grün-
dung und die Tätigkeit von Genossenschaften wesentlich erleichtert, aber zugleich
genossenschaftliche Prinzipien untergräbt.  
3. In der Sozialpolitik der Bundesrepublik und der Europäischen Union ist die Be-
deutung der Sozialen Ökonomie bzw. des Dritten Sektors oder dritten Systems –
also des nicht am Profit orientierten Bereichs zwischen Privatwirtschaft und staat-
licher Wirtschaft bzw. öffentlichem Dienst gewachsen. Das ist zum einen eine
Folge des Bedürfnisses der Menschen, gemeinnützig aktiv zu sein, zum anderen
des Rückzuges des Staates aus sozialpolitischer Verantwortung. Bei größer ge-
wordener Sozialer Ökonomie ist die Gesellschaft unsozialer geworden. Gerade in
der Sozialen Ökonomie haben prekäre Beschäftigungsverhältnisse und Repres-
sion zugenommen – Stichwort: Ein-Euro-Jobs bei den Wohlfahrtsverbänden, je-
doch nicht bei der Volkssolidarität.
Bei einer anderen regierenden und vor allem herrschenden Politik könnten ein
zunehmendes Gewicht der Sozialen Ökonomie im gesellschaftlichen Leben und
demokratische, soziale, solidarische und ökologische Veränderungen durchaus zu-
sammengehen. In diesem Zusammenhang wird international und zunehmend auch
in Deutschland über Solidarische Ökonomie diskutiert.
Der Beitrag besteht aus zwei Teilen: Teil I bezieht sich auf die am 7.10.2006 in
Dortmund gegebene Diskussionsgrundlage, Teil II auf die Problematik Solidari-
sche Ökonomie.
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I.
Die zentrale These lautet: Die Sozialpolitik sozialistischer Kräfte in der außer-
parlamentarischen Opposition, in einer Regierungskoalition, in parlamentari-
scher Opposition und in der Kommune muss alles tun, um individuelle Aktivitäten
und die Selbstorganisation von Bürgerinnen und Bürgern als solidarisches Mit-
einander zu fördern. Die große Herausforderung besteht darin, die Ambivalenzen
im neoliberal geprägten Kapitalismus zugunsten von Selbstbestimmung und soli-
darischem Handeln, vor allem mit den sozial Schwächsten und Schwachen, pro-
duktiv zu machen. „Produktiv machen“ meint, an individuellen Bedürfnissen und
Aktivitäten so ansetzen, dass die Menschen in der Auseinandersetzung mit ihren
Alltagsproblemen zugleich für gesellschaftspolitische Reformalternativen eintre-
ten, für die Zurückdrängung und letztendliche Überwindung der Profitdominanz. 
Der Berliner Landesverband der Linkspartei.PDS hat sich in der außerparla-
mentarischen und parlamentarischen Opposition für die Stärkung genossenschaft-
licher Elemente im sozialen und wirtschaftlichen Leben eingesetzt. Der rot-rote
Senat brachte eine Richtlinie auf den Weg, mit der das erste Mal in der Geschichte
der Bundesrepublik in einem öffentlichen Förderprogramm Genossenschaften ge-
genüber anderen Unternehmensformen gleichgestellt wurden. Damit entstanden
nicht automatisch linke Genossenschaftsprojekte, aber es wurden in einem von
der Landespolitik beeinflussbaren Bereich die Bedingungen dafür verbessert, dass
Menschen ihre Alltagsprobleme gemeinsam mildern können. Zum anderen wur-
den neue Möglichkeiten dafür eröffnet, dass Soziale Ökonomie in der Stadt eher
solidarisches Handeln als neoliberalen Umbau befördert. Zum Dritten wurde ge-
gen die ökonomische Diskriminierung von Genossenschaften gehandelt und da-
mit zugleich gegen eine Ideologie, die Kollektives gering schätzt und diffamiert. 
Dabei wissen auch die Berliner Linkspartei-Mitglieder: Wer sich in der neoli-
beral geprägten Gesellschaft bewegt und Politik betreibt, ist immer damit kon-
frontiert, dass individuelle und kollektive Aktivitäten von Bürgerinnen und Bür-
gern, um soziale, ökologische und ökonomische Probleme zu mildern und zu
lösen, in mehr Konkurrenz münden können. 
Herrschende Politik ist daran interessiert, dass Arbeitslose Genossenschaften
gründen, um öffentliche Ausgaben zu sparen, soziale Kohäsion zu stärken, das
Angebot an geeigneten Arbeitskräften zu erhöhen, Steuersenkungen für Unter-
nehmen zu legitimieren bzw. neue zu begünstigen. Das darf allerdings Linke nicht
daran hindern, alles zu tun, um die Gründung und den Betrieb leistungs- und so-
mit überlebensfähiger Arbeitslosengenossenschaften zu unterstützen. 
Schließlich geht es um das Leben konkreter Menschen und das gesellschaftli-
che Leben in einer konkreten Kommune. 
Es ist durchaus möglich, dass trotz eines gewissen Interesses herrschender Po-
litik Regierende und Verwaltungen erst einmal genötigt werden müssen, für Ge-
nossenschaften aktiv zu werden. Andererseits ist es auch keinesfalls zufällig,
wenn manche linke Kommunalpolitiker/innen z. B. partizipative Haushalte fürch-
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ten und rechte solche fordern: Die konkreten politischen Kräfteverhältnisse be-
stimmen darüber, ob mehr Partizipation den sozial Schwächsten und Schwachen
und ökologischen Problemlösungen zu Gute kommt oder nicht. Wenn man aller-
dings von links aus die Gesellschaft positiv verändern will, dann gibt es keinen an-
deren Weg als im Ringen um demokratische Teilhabe gesellschaftspolitische Kräf-
teverhältnisse zu verändern. Die hierbei auftretenden Widersprüche machen
allerdings deutlich, dass es nie – auch nicht in der Kommune – einzig darum ge-
hen darf, sich auf Instrumente wie Genossenschaften und partizipative Haushalte
zu konzentrieren. Es kommt zum ersten darauf an, zu zeigen, was mit ihnen mög-
lich sein kann, zum zweiten sie mit linken Positionen zu verbinden, zum dritten
andere dafür gewinnen, dass sie gemeinsam mit uns Positionen entwickeln, für de-
ren Realisierung und partizipative Politikformen eintreten.
Die entscheidende Frage ist, wie zugleich individuelle Lernprozesse und neue
politische Bündnisse für eine demokratische, soziale, zivile, gerechte und ökologi-
sche Entwicklung befördert werden können. Das verlangt, immer das Alltagspro-
blem des/der Einzelnen mit dem verknüpften gesellschaftlichen Problem erkenn-
bar und erfahrbar zu machen, gegen Lösungen auf Kosten der jeweils
Schwächeren anzukämpfen. 
Wenn es z. B. um Engagement für eine Arbeitslosengenossenschaft geht, dann
gilt es für Linke in einer Arbeitslosenorganisation und/oder einer Gewerkschaft,
im Kommunal- und Landesparlament oder in der Verwaltung immer, zugleich
auch für eine andere Beschäftigungs-, Sozial- und Wirtschaftspolitik bzw. für eine
andere Gesellschaftspolitik einzutreten, zu mobilisieren und dabei unterschiedli-
che Akteure zusammen zu zubringen. 
Dabei sollte nicht allein in der Logik der politischen Verwaltungsebenen Kom-
mune, Land, Nationalstaat und EU gedacht, sondern das wachsende Gewicht der
Region gesehen werden.
Die Region ist ein Territorium, in dem gesellschaftliche Reproduktion und ge-
sellschaftliches Leben durch konkrete Geschichte, Traditionen und Probleme,
durch kulturelle, soziale und ökonomische Verdichtungen bestimmt sind. Globa-
lisierung als widersprüchlicher Vergesellschaftungsprozess bedeutet vielfach
Entgrenzung der Reproduktion individueller Kapitale und gleichzeitig Regionali-
sierung, Entwicklung von Wachstums- und Problem-, oder sogar Niedergangsre-
gionen. 
Das Leben in der Region ist zunehmend davon abhängig, inwiefern sie Stan-
dort für Transnationale Konzerne bzw. Teile von ihnen oder relevante Partner, Zu-
lieferer, Dienstleister usw. ist. 
Im Zuge der Globalisierung gewinnt die regionale Ebene gegenüber der natio-
nalstaatlichen an Gewicht. Regional im Sinne sowohl der Weltwirtschaft als auch
im Sinne der Verdichtungen in den Lebens- und Reproduktionsgeflechten inner-
halb der Nationalstaaten bzw. diese übergreifend – Stichwort: Grenzregionen. So
wächst das Gewicht der EU-europäischen Ebene für das Leben der Menschen im
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Nationalstaat, in der Region und in der Kommune. Gleichzeitig delegiert der Na-
tionalstaat Reproduktionsaufgaben auf die Länder bzw. Regionen und Kommu-
nen, für deren Erfüllung vielfach die öffentlichen Finanzmittel fehlen. Die trans-
nationalen Konzerne interessieren sich zunehmend für Entscheidungen der
Europäischen Union und in ihren Standort-Regionen. Schließlich sind ihre bevor-
zugte „Spielwiese“ der Gemeinsame Markt und die Weltmärkte. EU-Richtlinien
und EU-Positionen in den WTO- Verhandlungen sind für Konzern- bzw. Unter-
nehmensstrategien wichtig bzw. wesentlich. Dabei wachsen die Diskrepanzen in
den Lebensbedingungen, demographischen Entwicklungen und in der Wertschöp-
fung zwischen den Regionen und ebenso in den Bedingungen für sozial und öko-
logisch nachhaltige Regionalentwicklung. 
Die Aufwertung der Region im Sinne von Europäischer Union und Region in
bzw. zwischen den Nationalstaaten für das Leben der/des Einzelnen und für ge-
sellschaftliche Reproduktionsprozesse fordert von Linken Antwort auf die Frage,
wie von der Region aus auf die Entwicklung der Europäischen Union und auf Glo-
balisierungsprozesse so eingewirkt werden kann, dass diese nicht weiterhin vor al-
lem durch neoliberale Politik bestimmt werden und globale Probleme zuspitzen.
Linke Politik im Alltag muss durch einen ständigen „Blickwechsel“ geprägt sein:
Einerseits wachsen die Probleme und die Verantwortung, wenn man ausgehend vom
eigenen Handlungspunkt in der Kommune fragt, wie man Regionalentwicklung und
Politik auf nationalstaatlicher und EU-europäischer Ebene so beeinflussen kann,
dass menschliche und ökonomische Ressourcen endlich zur Lösung sozialer, öko-
logischer und globaler Probleme eingesetzt werden. Andererseits nötigen die Le-
bensbedingungen der Menschen und ihre Kämpfe in ärmeren und armen Ländern
dazu, das eigene Handeln in einen globalen Kontext zu stellen. Es ist etwas anderes,
wenn man gegen die Privatisierung des kommunalen Wasserwerkes eintritt oder ob
man sich beim Eintreten gegen die Privatisierung des kommunalen Wasserwerkes z.
B. mit jenen Menschen in Lateinamerika solidarisiert, die um ihr Trinkwasser kämp-
fen, und ob man sich an einer Kampagne gegen das GATS beteiligt.
Auch macht es einen Unterschied, ob man „nur“ eine Arbeitslosengenossenschaft
gründet oder ob man in der Vorbereitung darauf von Arbeitslosengenossenschaften
und Solidarischer Ökonomie in ost- und westeuropäischen Ländern, in Afrika und
Lateinamerika berichtet und sich an den politischen Aktionen zum alljährlichen glo-
balen Genossenschaftstag beteiligt (jeweils der erste Sonnabend im Juli).
II.
Im Vorfeld des 1. Kongresses zur Solidarischen Ökonomie in Deutschland wurden
insbesondere drei Fragen aufgeworfen: Wollen wir angesichts von Armut und
Ausgrenzung „eigene wirtschaftliche Strukturen“ aufbauen oder für umfassende
gesellschaftspolitische Strategien und Reformalternativen eintreten? Geht es uns
um eine Diskussion von Aktiven in Bewegungen und in der Alternativökonomie
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oder um eine breite Debatte über gesellschaftspolitische Reformalternativen? Ver-
stehen wir unter Solidarischer Ökonomie einen Wirtschaftssektor oder eine Wirt-
schaftsweise? 
Die Fragen wurden zunächst zu Gunsten ihres ersten Teiles beantwortet. Aller-
dings wäre die Diskussion so weiter zu treiben, dass vom ersten Teil der Fragen
zum zweiten Teil übergegangen wird. Dabei kann und soll aus dem „oder“ ein
„und“ werden. 
Somit würde an jenen insbesondere lateinamerikanischen Diskussionen ange-
knüpft, die Solidarische Ökonomie als wichtigen „Baustein“ des transformatori-
schen Projektes demokratischer Sozialismus verstehen und entwickeln wollen. 
Zum anderen würde nach langen Jahren eine Debatte unter Linken in der (al-
ten) Bundesrepublik Deutschland wieder aufgenommen, die mit dem „Beitrag von
Selbsthilfe und neuen Genossenschaften für gesellschaftliche Reformpolitik“ von
Heinz Bierbaum und Marlo Riege 1989 leider einen vorläufigen Abschluss erfuhr.
Dort heißt es: „Solange die Debatte auf den schmalen Bereich der Selbsthilfebe-
wegung beschränkt bleibt und allenfalls größeres Gewicht im Zusammenhang mit
den ‚Neuen sozialen Bewegungen’ erhält, wird der Einfluss auf gesellschaftliche
Reformpolitik gering sein. ... Notwendig ist eine Neubestimmung genossen-
schaftlicher Ansätze auf Basis entwickelter kapitalistischer Verhältnisse im Rah-
men einer umfassenden gesellschaftlichen Reformkonzeption“ (Bierbaum, Riege
1989: 139).
Dazu sechs Diskussionsthesen:  
1. Solidarische Ökonomie ist eine wirtschaftspolitische Denkrichtung und eine
Wirtschaftsweise, in der genossenschaftliche Prinzipien und Werte angestrebt bzw.
gelebt werden. Sie zielt darauf, dass diese Prinzipien und Werte zunehmend das
wirtschaftliche und gesellschaftliche Leben bestimmen. 
In der offiziellen internationalen Diskussion meint „Solidarische Ökonomie“ im
Allgemeinen Genossenschaften, gemeinsame Betriebe und Stiftungen, die weder
der profitorientierten Privatwirtschaft noch dem öffentlichen Sektor zugeordnet
werden können. Sie betrifft vier wesentliche Bereiche: 1) soziales, demokratisches
und partizipatives Unternehmertum, 2) Beschäftigung und soziale Kohäsion/Inte-
gration, 3) lokale Entwicklung und 4) gemeinsamer sozialer Schutz als Basis ei-
nes demokratischen Modells, das Entwicklungen entsprechend der Bedürfnisse
und Erwartungen der Bürgerinnen und Bürger ermöglicht. 
Es ist gebräuchlich, Dritter Sektor und Solidarische Ökonomie synonym zu
verwenden. In der Europäischen Union wird der Begriff „Soziale Ökonomie“ an-
stelle von „Solidarischer Ökonomie“ benutzt.
Weltweit arbeiten etwa 5% aller Beschäftigten im 3. Sektor, in der EU sind es
mehr als 10 Millionen Menschen.
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Gemäß UNO und ILO gelten als genossenschaftliche Werte: Selbsthilfe, Ei-
genverantwortung, Demokratie, Gleichheit, Durchlässigkeit und Solidarität,
Glaube an die ethischen Werte Ehrlichkeit, Offenheit, soziale Verantwortung und
Sorge für andere. Die sieben genossenschaftlichen Prinzipien sind: a) Freiwillig-
keit und offene Mitgliedschaft, b) demokratische Mitgliederkontrolle, c) ökono-
mische Partizipation der Mitglieder, d) Autonomie und Unabhängigkeit, e) Bil-
dung, Ausbildung und Information der Mitglieder und Kollektive, f) Kooperation
unter genossenschaftlichen Unternehmen und g) Verantwortung gegenüber der
Gesellschaft (UNO 2005: 5).
Weltweit gibt es mehr als 230 nationale und internationale genossenschaftliche
Mitgliederorganisationen, die in über 100 Ländern tätig sind und mehr als 800
Millionen Individualmitglieder zählen. Sie haben auf allen Ebenen – von der lo-
kalen bis zur globalen - eigene Strukturen geschaffen, nicht zuletzt dank UNO.
Europa zählt mehr als 235.000 genossenschaftliche Unternehmen, über 140 Mil-
lionen Genossenschaftsmitglieder und 131 genossenschaftlichen Organisationen
mit ca. 5,5 Millionen Beschäftigten.   
Selbstverständlich sagen die Zahlen zu Genossenschaften, zum Dritten Sektor,
Dritten System, zur offiziellen Solidarischen bzw. Sozialen Ökonomie nichts dar-
über aus, inwiefern hier tatsächlich genossenschaftliche Werte und Prinzipien ge-
lebt werden. Aber deren Formulierung ist zweifellos insbesondere für Linke in-
teressant. Und erst recht sind jene Bemühungen interessant, Genossenschaften zu
nutzen, um gesellschaftliches Leben zu verändern.
2. Die Geschichte des demokratischen Sozialismus beginnt mit den Koopera-
tivprojekten der utopischen Sozialisten als doppelte Kritik am System der gesell-
schaftlichen Arbeitsteilung77: zum einen wegen der Unterdrückung menschlicher
Schöpferkraft und Gesundheit, zum anderen wegen der Überflüssigkeit des Kapi-
talisten als direkten Organisator der Produktion. 
Mitte der 60er Jahre des 19. Jahrhunderts formulierte Marx mindestens vier Ge-
danken, die für jene von Interesse sind, die sich mit der Genossenschaftsproble-
matik als Element eines transformatorischen Projektes befassen: Die Herausfor-
derung, sich selbstorganisierten Projekten zuzuwenden und ihre Gründer/innen
bzw. Betreiber/innen für politische Bündnisse und gesellschaftsverändernde
Bewegungen zu gewinnen; die Ermutigung bzw. politische Orientierung darauf,
zielgerichtet derartige Projekte zu gründen, damit verbundene Ambivalenzen zu
erkennen und produktiv zu machen; das Drängen, die Gewerkschafts- und Ge-
77 Gesellschaftliche Arbeitsteilung wird hier nicht einfach als technische Arbeitsteilung verstanden, sondern zu-
sätzlich und insbesondere als System von Verhältnissen zwischen den Menschen, die in der Auseinanderset-
zung mit der Natur und den Ergebnissen ihres Arbeits- und Reproduktionsprozesses entstehen. Selbstver-
ständlich sind die Eigentumsverhältnisse und das von ihnen abgeleitete Ziel der Produktion bzw. des
Wirtschaftens von besonderem Stellenwert. 
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nossenschaftsbewegung als zusammengehörig zu stärken; die Klarstellung des-
sen, dass Genossenschaften mit wissenschaftlichem und technischem Fortschritt
zusammengehen können, also nicht auf die (Selbst-)Organisation sozial Schwa-
cher beschränkt bleiben müssen (Marx 1962: 195-196).
3. Die offizielle Soziale Ökonomie in Deutschland hat außerordentlich stark von
EU-Politik profitieren können. Diese und ihre Folgen sind ambivalent: Einerseits
wurden in Deutschland Dank der EU Entwicklungen möglich, die Solidarische
Ökonomie befördern könnten. Andererseits gehen sie mit einer neoliberal gepräg-
ten Politik einher, die Soziale Ökonomie in den Dienst forcierter Konkurrenz,
Durchkommerzialisierung und Durchkapitalisierung der Gesellschaft stellt - ihres
Umbaus in eine Gesellschaft, in der die/der Einzelne Unternehmer/in eigener Ar-
beitskraft und Daseinsvorsorge ist. 
Der Leiter der Generaldirektion für Unternehmen bei der Europäischen Kommis-
sion Timo Summa hat auf der 2. Konferenz für Soziale Ökonomie ausgeführt, dass
für das EU-„Schlüsselkonzept Konkurrenzfähigkeit“ die „Unternehmen der So-
zialen Ökonomie im heutigen Europa extrem wichtig sind“ (Summa 2004: 1). Für
die Erlangung der Lissabon-Ziele „können die Unternehmen der Sozialen Ökono-
mie eine wichtige Rolle spielen“ (Summa, 2004: 1). Sie können helfen, öffentli-
che Sozialausgaben zu drücken, Humankapital zu verbessern, soziale und territo-
riale Kohäsion zu befördern.
Der Europäischen Kommission ging bzw. geht es bei ihren Initiativen pro Ge-
nossenschaft letztendlich um sieben Faktoren:
1) um mehr Verständnis für die Unternehmensform Genossenschaft und um
mehr Interesse an ihr
2) um ihre Gleichberechtigung gegenüber anderen Unternehmensformen und
eine Verbesserung ihrer Wettbewerbs- bzw. Konkurrenzfähigkeit
3) um den Erhalt und die Mehrung von Kleinst-, Klein- und mittleren Unter-
nehmen, deren Insolvenzen soziale Probleme vergrößer(te)n
4) um die Milderung sozialer Probleme in den Kandidaten- bzw. neuen EU-
Mitgliedsländern, vor allem in der Landwirtschaft und in ländlichen Räumen
5) um Strategien für Krisenregionen und Regionen mit hohem Entwicklungs-
rückstand
6) um die Erschließung von Potenzen zur Schaffung von Arbeitsplätzen und 
7) um Strategien gegen Armut und soziale Ausgrenzung.
Allerdings wird ungebrochen eine Politik betrieben, die immer wieder Kon-
kurrenz anpeitscht und damit soziale Probleme zuspitzt. 
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4. Akteure der Solidarischen Ökonomie sind gefordert, die Ambivalenzen der So-
zialen Ökonomie zu analysieren und in diesen eigene Handlungsspielräume zu er-
schließen. Bei aller Orientierung auf SELBSTorganisation und SELBSThilfe, soll-
ten sie nicht darauf verzichten, politische Forderungen zu formulieren und um
Kooperationsbeziehungen zu ringen, die die eigenen Reproduktionsbedingungen
und die gesellschaftlichen Bedingungen dafür verbessern, genossenschaftliche
Werte und Prinzipien zu leben. 
Selbstorganisation bzw. Selbsthilfe von Menschen, Genossenschaften und an-
dere Unternehmen der Sozialen Ökonomie sind nicht per se links, aber zumindest
in dreifacher Hinsicht für Solidarische Ökonomie und sozialistische Politik inter-
essant: Erstens wegen der zu gewinnenden Akteure, zweitens wegen ihres Poten-
zials zur Milderung und Lösung gesellschaftlicher Probleme, drittens wegen ihrer
Wertschöpfungsprozesse, die zwar dem Finanzkapital zugute kommen können,
sich aber zumeist sehr von dessen Reproduktionsweise unterscheiden. 
Allerdings können auch Genossenschaften nach Gewinnen aus der Globalisie-
rung und insbesondere aus Spekulation trachten und müssen nicht unbedingt Ak-
teure sozialer und ökologischer Regionalentwicklung sein. 
Wichtige Herausforderungen für linke Politik sind, 1) Unternehmungen Sozia-
ler Ökonomie zu verteidigen, die nicht zuletzt mit BASEL II, den Internationalen
Buchhaltungsstandards IAS und dem konzipierten GATS existenzielle Bedrohun-
gen erfahren; 2) gegen ihren antiemanzipativen Gebrauch zu mobilisieren (Ein-
Euro-Jobs bei Wohlfahrtsverbänden); 3) Elemente der Sozialen Ökonomie in die
Solidarische Ökonomie zu „überführen“.   
5. Das emanzipative und transformatorische Potenzial der Sozialen Ökonomie zu-
nehmend erschließen, heißt konsequente Kapitalismuskritik und sozialistische Re-
formpolitik miteinander verknüpfen, Lernprozesse befördern, Individuen zur In-
itiative ermutigen und befähigen, Akteure für politisches Handeln gewinnen und
organisieren, Ressourcen mobilisieren - um gesellschaftliche Probleme zu lösen
und gesellschaftspolitische Reformalternativen einzuleiten.
„ … die Selbsthilfe [kann] ihren emanzipatorischen Anspruch nur behaupten und
entfalten, wenn sie in eine umfassende Konzeption gesellschaftlicher Reformpo-
litik eingebettet wird. Tritt sie an deren Stelle, so ist ihre Integration in konserva-
tive politische Programmatik und Praxis der Privatisierung und Deregulierung
vorgezeichnet. Notwendig ist daher, dass Selbsthilfeansätze mit Strategien der di-
rekten Gestaltung gesamtgesellschaftlicher Strukturen, also mit Strategien der
Vergesellschaftung verknüpft werden. Selbsthilfe allein ist … punktuelle Vorweg-
nahme einer wirklichen gesellschaftlichen Aneignung des Lebensprozesses“
(Bierbaum, Riege 1989: 135).
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Damit sind zumindest zwei Orientierungen für praktische Politik gegeben:
Zum einen das Drängen auf Schaffung einer gesellschaftlichen Umwelt, die
Selbsthilfe unterstützt ohne zugleich in der Gesellschaft Konkurrenz zu befördern,
zum anderen – was durchaus damit zusammenhängt – den Einsatz öffentlicher
Mittel mit Stärkung bzw. Nutzung von Selbsthilfe zu verbinden, um insbesondere
soziale Probleme zu mildern und zu lösen.
6. Wissenschaftliche und politische Diskussion, die darauf gerichtet ist, das trans-
formatorische Potenzial der Sozialen Ökonomie zu erschließen und Solidarische
Ökonomie zu entwickeln, braucht internationale Impulse. Sie kann nicht umhin-
kommen, Erfahrungen und Diskussionen, die mit sozialistischen Versuchen ver-
woben sind, mit Ostdeutschland und den staatssozialistischen Nachfolgestaaten,
aufzunehmen. Sie kann nur erfolgreich geführt werden, wenn die diskutierenden
und praktizierenden Akteure zu Selbstkritik und Selbstveränderung bereit und
fähig sind. 
Politik, die Solidarische Ökonomie entwickeln will, muss die Potenzen der So-
zialen Ökonomie von Links aus erschließen und deshalb insbesondere sechs Her-
ausforderungen annehmen:  
Erstens kommt es darauf an, in der Genossenschaftsbewegung auf die Einhal-
tung der genossenschaftlichen Werte zu drängen. Schließlich geraten diese unter
den Bedingungen anwachsender globaler Konkurrenz immer wieder unter Druck.  
Zweitens geht es darum, jene in der Genossenschaftsbewegung bzw. Sozialen
Ökonomie zu unterstützen, die dafür eintreten, dass in der Gesellschaft genossen-
schaftliche Werte gelebt werden.
Damit ist drittens die Organisation von gesellschaftspolitischen Bündnissen
verbunden – insbesondere mit den Gewerkschaften und jenen demokratischen Be-
wegungen, die für individuelle und kollektive soziale, politische und kulturelle
Rechte, für Wirtschaftsdemokratie und einen sozialökologischen Umbau der Wirt-
schaft und Gesellschaft eintreten.
Viertens besteht die Herausforderung darin, Genossenschaften und Projekte,
die der Genossenschaftsidee verbunden sind, für eine soziale und ökologische Re-
gionalentwicklung zu gewinnen, die sich an den Interessen der Menschen in der
Region orientiert, an Solidarität und Zukunftsfähigkeit.
Fünftens ist insbesondere die Kooperation von Akteuren der Sozialen Ökonomie
mit der internationalen globalisierungskritischen Bewegung geboten. Ganz beson-
ders wichtig ist heute die Organisation von Unterstützung für jene Akteure Solida-
rischer Ökonomie, die in Lateinamerika fortschrittliche Regierungen an die Macht
gebracht haben. Dazu gehört selbstverständlich, für internationale Maßnahmen ein-
zutreten, die diesen Regierungen Handlungsmöglichkeiten erschließen.
Sechstens gilt es, eine Besonderheit der EU-europäischen und internationalen
Genossenschaftsbewegung und der Sozialen Ökonomie zu nutzen: Sie haben ei-
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gene Strukturen und teilweise sogar Elemente einer eigenen Regulierungsweise
geschaffen. Diese Strukturen wären auszunutzen und zu stärken - für die Mobili-
sierung von Menschen und Ressourcen, um soziale, ökologische und globale Pro-
bleme zu lösen, Regionen demokratisch zu entwickeln und dafür notwendigen po-
litischen Druck zu organisieren.
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4.2. Sozialpolitik und Sozialstaat als Kräfteverhältnis
zwischen den Klassen 
ASBJØRN WAHL
Wohlfahrtsstaat und Sozialmacht 
Einleitung 
Es gibt eine Reihe hitziger Diskussionen über den Wohlfahrtsstaat bzw. das
„europäische Sozialmodell“78, wie es hier in Europa oft bezeichnet wird. In mei-
nem Teil der Welt sprechen wir vom „nordischen Modell“, das von vielen welt-
weit als die fortgeschrittenste Variante des Wohlfahrtsstaates angesehen wird. 
In der derzeitigen Ära neoliberaler Hegemonie wird die Rolle des Wohlfahrts-
staates in vielerlei Hinsicht in Frage gestellt. Gewerkschaften, soziale Bewegun-
gen und andere verteidigen aktiv das recht unscharf definierte europäische So-
zialmodell. Wegen der öffentlichen Unterstützung, die es erfährt, ist Lob für dieses
Sozialmodell natürlich ebenfalls zu einem Eckpfeiler jedweder politischen Rheto-
rik geworden. Es kann deshalb nicht überraschen, dass selbst neoliberale Angriffe
auf soziale Leistungen seitens der EU-Kommission, nationaler Regierungen oder
politischer Parteien meist als Mittel zur Sicherung des europäischen Sozial-
modells in der Zukunft verkauft werden. 
Wir erleben derzeit auch, dass viele Arbeiterorganisationen in der südlichen He-
misphäre und linke Politiker, wie z.B. der brasilianische Präsident Lula, daran in-
teressiert sind, dieses Modell in ihre Länder zu „importieren“. Gewerkschaften und
politische Parteien, insbesondere sozialdemokratische Parteien der nördlichen He-
misphäre, sind ebenso eifrig dabei, ihr erfolgreiches Sozialmodell zu „exportieren“,
und sie verwenden eine Menge Kraft darauf, ihre Erfahrungen in den Süden zu
transferieren. Sozialer Frieden, trilaterale Kooperation und sozialer Dialog werden
als entscheidende Maßnahmen zum Aufbau des Wohlfahrtsstaates beworben. 
Diese Diskussionen werden jedoch als oft etwas vereinfachend bewertet. So-
ziale Vorsorgeleistungen oder das Gesamtkonzept eines Wohlfahrtsstaates werden
unabhängig von ihren sozialen oder historischen Wurzeln und den Machtverhält-
78 Das europäische Sozialmodell wird oft zur Beschreibung des Sozialstaates verwendet, der sich in Westeuropa
insbesondere nach dem 2. Weltkrieg einschließlich des gewachsenen Einflusses von Arbeiterorganisationen in
diesen Gesellschaften entwickelte. Auch wenn es in den westeuropäischen Ländern viele gemeinsame Merk-
male gibt, darf man jedoch nicht übersehen, dass das europäische Sozialmodell in Wirklichkeit eine Reihe ver-
schiedener Modelle umfasst, die sich im Rahmen starker Nationalstaaten herausbildeten. Ihre Grundlage war
national, nicht europäisch und von eigenen Traditionen und Besonderheiten geprägt. In Spanien und Portugal
überlebte selbst der Faschismus bis in die siebziger Jahre. Andererseits wiesen diese Sozialmodelle zahlreiche
Ähnlichkeiten bezüglich des historischen Kontexts, der globalen Machtverhältnisse und der kulturellen Be-
dingungen auf. Ich werde mich in diesem Artikel nicht mit nationalen Besonderheiten befassen, sondern auf
ein verallgemeinertes Wohlfahrtsstaatsmodell konzentrieren. 
222
nissen, die den Wohlfahrtsstaat erst möglich machten, diskutiert. Wenn wir uns
wirklich mit dem Potential und der Perspektive des Wohlfahrtsstaates beschäfti-
gen wollen, ist eine gründlichere Analyse und ein tieferes Verständnis dieses be-
sonderen Sozialmodells unerlässlich. 
Die politische Ökonomie des Wohlfahrtsstaates 
Mit der Entwicklung der Wirtschaft bilden sich in allen Ländern bestimmte Sozi-
alleistungen (in den Bereichen Gesundheit, Bildung, sozialer Schutz usw.) heraus.
Die Wirtschaft selbst stellt hohe Ansprüche, z.B. bei der Reproduktion der Arbeit,
der Qualifikation, dem öffentlichen Verkehr usw. Organisatorische Form, Qualität
und Niveau dieser Leistungen widerspiegeln jedoch die Machtverhältnisse sowohl
in den jeweiligen Gesellschaften als auch international. 
Letztendlich sind demokratisch verwaltete, allgemein zugängliche öffentliche
Dienstleistungen im Gegensatz zu den gewinnorientierten privaten Dienstleistungs-
märkten eine Frage der strukturellen Macht – der ökonomischen, sozialen und poli-
tischen Macht und der Machtbeziehungen in der Gesellschaft. Qualitativ hochwertige
und gleichmäßig verteilte öffentliche Dienstleistungen sind das Ergebnis gesell-
schaftlicher Kämpfe. Dank der Organisation und dem Kampf der Gewerkschafts-
und Arbeiterbewegung im Bündnis mit anderen Volks- und Gesellschaftsbewegun-
gen wurden neue Machtverhältnisse in der Gesellschaft begründet und allgemeiner,
qualitativ hochwertiger sozialer Schutz und öffentliche Dienstleistungen ermöglicht. 
So kam es zur Einführung des staatlichen Gesundheitswesens, der nationalen
Sozialversicherungssysteme, der Sozialhilfe und anderer öffentlicher Leistungen,
die im Zuge der wachsenden Stärke der organisierten Arbeiterschaft ausgebaut
wurden. Staatliches Eigentum und staatliche Kontrolle der gesellschaftlichen
Hauptinfrastruktur, der Versorgungswirtschaft, stellen einen wichtigen Teil dieser
neuen Machtverhältnisse dar.
Der Wohlfahrtsstaat in der uns bekannten Form ist nicht nur ein Produkt der
Machtverhältnisse im allgemeinen, sondern auch das Ergebnis einer sehr spezifi-
schen historischen Entwicklung im 20. Jahrhundert einschließlich der russischen
Revolution (s.u.). Entgegen der von vielen in der Arbeiterbewegung geteilten An-
nahme, der Wohlfahrtsstaat sei das Ergebnis des sozialen Dialogs und der trilate-
ralen Kooperation, ist er das Ergebnis einer langen Periode harter gesellschaftli-
cher Kämpfe und Klassenkonfrontationen. 
Seit der Kapitalismus zur dominierenden Produktionsweise in unseren Gesell-
schaften geworden ist, entwickelt er sich stets von Aufschwung zu Abschwung, von
Abschwung zu Aufschwung. Der relativ unregulierte „Laissez-Faire“-Kapitalismus
des 19. und der ersten Hälfte des 20. Jahrhunderts war durch eine starke Ausbeutung
der Arbeiter allgemein gekennzeichnet und verursachte in seinen Niedergangspha-
sen ungeheures Elend. Die Reaktion der Arbeiterklasse bestand darin, sich zu orga-
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nisieren und zu kämpfen – am Arbeitsplatz und auf politischer Ebene. In diesen Aus-
einandersetzungen hat die Arbeiterbewegung allmählich bessere Löhne, bessere Ar-
beitsbedingungen und qualitativ hochwertige Sozialleistungen erkämpft. 
Das ausgehende 19. und das beginnende 20. Jahrhundert war massiv durch
soziale Konfrontationen geprägt. Es kam zu Generalstreiks und Aussperrungen. Po-
lizei und Militär wurden gegen streikende Arbeiter eingesetzt – auch in den skandi-
navischen Ländern. Es gab Verwundete und Tote in diesen Auseinandersetzungen.
Die Arbeiterorganisationen wuchsen und erstarkten jedoch und gewannen in diesen
Kämpfen allmählich an Boden. Ein großer Teil der Bewegung wandte sich politisch
dem Sozialismus als Mittel zur Beendigung kapitalistischer Ausbeutung zu. Entspre-
chend verstärkten sich die Forderungen nach weiteren Änderungen des Systems. 
Insbesondere die Weltwirtschaftskrise der dreißiger Jahre verstärkte die öffent-
lichen Forderungen nach einer strengeren politischen Regulierung der Märkte.
Massenarbeitslosigkeit, zunehmende Verelendung, Faschismus und Krieg führten
zu massiven Forderungen nach Frieden, sozialer Sicherheit, Vollbeschäftigung
und politischer Kontrolle der Wirtschaft. Als die Führer der Siegerstaaten kurz vor
Ende des Zweiten Weltkrieges zur Konferenz von Bretton Woods zusammenka-
men, war die Botschaft der Arbeiter und Bürger in ihren Heimatländern unmiss-
verständlich: Der unregulierte, krisenanfällige Kapitalismus muss ein Ende haben.
Unter den gegebenen Machtverhältnissen siegte dann das Keynesianische Modell
eines regulierten Kapitalismus, das die sozialen und wirtschaftlichen Grundlagen
des Wohlfahrtsstaates legte. 
In diesem Zusammenhang muss festgehalten werden, dass die Stärke der Arbei-
terbewegung nicht nur zu mehr gewerkschaftlichen Rechten und regulierten Ar-
beitsmärkten führte. Viel wichtiger war die generelle Zähmung der Marktkräfte. Die
Macht des Kapitals wurde zugunsten gewählter politischer Körperschaften einge-
schränkt. Der Wettbewerb wurde durch politische Markteingriffe gedämpft. Es
wurde eine Kontrolle des Kapitals eingeführt und das Finanzkapital streng reguliert.
Durch einen starken Ausbau des öffentlichen Sektors und des Wohlfahrtsstaates
wurde ein Großteil der Wirtschaft dem Markt völlig entzogen und politischen Ent-
scheidungen unterstellt. Diese allgemeine Zähmung der Marktkräfte war die Vor-
aussetzung für die Entwicklung des Wohlfahrtsstaates, und der sich daraus erge-
bende umfassende ordnungspolitische Rahmen wurde wichtiger als die
Arbeitsgesetzgebung zur Sicherung besserer Arbeitsbedingungen.79
Der Wohlfahrtsstaat ist deshalb, anders gesagt, nicht nur die Summe der ge-
sellschaftlichen Institutionen und öffentlichen Haushalte. Er ist in allererster Linie
Ausdruck der konkreten Machtverhältnisse in der Gesellschaft.80 Insbesondere die
79 Das ist heute besonders festzuhalten, da ein Großteil der nationalen und internationalen Gewerkschaftsbewe-
gung sehr eng ausgerichtete Aktionen für Beschäftigungsstandards betreibt, als ob diese die nachteiligen Aus-
wirkungen der Deregulierung des Marktes ausgleichen würden. Das Gegenteil ist der Fall: Wenn Beschäfti-
gungsstandards wirksam sein sollen, muss das Kräfteverhältnis durch die Begrenzung der Macht des Kapitals
verändert werden. 
224
Kontrolle des Kapitals ermöglichte es den Regierungen, eine Politik der nationa-
len und sozialen Entwicklung zu betreiben, ohne sich ständig mit Kapitalabwan-
derungsstrategien der Großunternehmen auseinandersetzen zu müssen, die mit
Ausflaggung und Auswanderung in Länder mit günstigeren Bedingungen drohen,
wenn ihre Interessen verletzt werden. Kurz gesagt, die öffentliche Wohlfahrt ist
eine Machtfrage! 
Die Politik des Sozialpakts
Ein wichtiges Kapitel in der Geschichte des Wohlfahrtsstaates und der Kräftever-
hältnisse in der Gesellschaft ist der Sozialpakt oder Klassenkompromiss. Da dies
nicht der Platz für eine umfassende Analyse ist, werde ich mich lediglich auf ei-
nige Schlüsselelemente dieser speziellen historischen Entwicklung konzentrieren.
Im letzten Jahrhundert wurden die sozialen Auseinandersetzungen zwischen Ar-
beit und Kapital in vielen Ländern zu einer Art Stellungskrieg, bei dem keine Seite
große Erfolge bei der Durchsetzung ihrer Positionen erzielte. Die Arbeiterbewe-
gung konnte keine neuen Machtpositionen erobern, und die Kräfte des Kapitals
waren ihrerseits nicht imstande, die Arbeiterorganisationen zu besiegen. Im Er-
gebnis dessen entwickelte die Gewerkschaftsbewegung allmählich eine Art fried-
licher Kohabitation mit den kapitalistischen Interessen. 
In den dreißiger Jahren institutionalisierte sich diese Kohabitation in einigen
Teilen Europas, als die Gewerkschaftsbewegung insbesondere im Norden, jedoch
nach dem Zweiten Weltkrieg auch in großen Teilen Westeuropas, Vereinbarungen
mit Arbeitgeberorganisationen schloss. Die Gesellschaften traten aus einer durch
harte Auseinandersetzungen zwischen Kapital und Arbeit geprägten Periode in
eine Periode des sozialen Friedens, der bi- und trilateralen Verhandlungen und der
Politik des Miteinander ein. Das Kräftegleichgewicht im Rahmen dieses Sozial-
pakts zwischen Arbeit und Kapital bildete die Grundlage, auf der sich der Wohl-
fahrtsstaat herausbildete – und sich die Arbeits- und Lebensbedingungen sowie
die Sozialleistungen schrittweise verbesserten. 
Ein wichtiger Faktor in der Nachkriegszeit war das starke und stabile Wachs-
tum des internationalen Kapitalismus über einen Zeitraum von mehr als 20 Jah-
ren. Das machte es einfacher, die Dividende zwischen Arbeit, Kapital und öffent-
licher Hand aufzuteilen. 
Dabei muss man sehen, dass die Sozialpartnerschaft zwischen Arbeit und Kapi-
tal das Ergebnis der tatsächlichen Stärke der Gewerkschaften und der Arbeiterbe-
wegung war. Die Arbeitgeber und ihre Organisationen kamen zu der Erkenntnis,
80 Es gibt keine direkte Korrelation zwischen hohen Sozialausgaben und der Qualität des Wohlfahrtsstaates. So
entsprechen z.B. die Ausgaben für das Gesundheitswesen in den USA 15 Prozent des Bruttoinlandsprodukts,
während die entsprechenden Ausgaben in den höher entwickelten skandinavischen Wohlfahrtsstaaten etwa 10
Prozent des BIP betragen. 
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dass sie die Gewerkschaften nicht besiegen konnten. Sie mussten sie als Vertreter
der Arbeiter anerkennen und mit ihnen verhandeln. Die friedliche Kohabitation von
Arbeit und Kapital beruhte also auf der Stärke der Arbeiterbewegung – einer Stärke,
die sich genau in den zahlreichen Kämpfen und Auseinandersetzungen zwischen
Kapital und Arbeit in der vorangegangenen Periode entwickelt hatte. 
Ein wichtiger Faktor war in diesem Zusammenhang die Existenz eines kon-
kurrierenden Wirtschaftssystems in der Sowjetunion und Osteuropa. Wie der bri-
tische Historiker Eric Hobsbawm (s. Hobsbawm 1994) ausführte, war dies maß-
geblich dafür, dass die Kapitalisten im Westen einen Kompromiss zu akzeptieren
bereit waren. Man muss auch festhalten, dass der Wohlfahrtsstaat in Gestalt des
regulierten Kapitalismus vor seiner Herausbildung nie ein Ziel der Arbeiterbewe-
gung gewesen ist. Das erklärte Ziel war der Sozialismus. Es war die Furcht vor
dem Sozialismus (nach der russischen Revolution und der Stärkung und Radika-
lisierung der Arbeiterbewegung in Westeuropa während des Zweiten Weltkrie-
ges), dass sich die Kapitaleigner in Westeuropa vielen Forderungen der Arbeiter-
bewegung beugten. Sie schlossen freiwillig Sozialpakte ab und gingen auf viele
soziale und ökonomische Forderungen der Arbeiterschaft ein, um Zeit zu gewin-
nen und die sozialistischen Neigungen in der Arbeiterbewegung zu dämpfen.
Heute, 50 Jahre später, können wir sagen, dass sich diese gemeinsame Strategie
als recht erfolgreich erwiesen hat. 
Die Tatsache, dass der Wohlfahrtsstaat nicht das erklärte Ziel der Arbeiter-
bewegung, sondern das Ergebnis des konkreten historischen Kompromisses
zwischen Arbeit und Kapital war, spiegelt sich auch in den unterschiedlichen
Charakteristika des Wohlfahrtsstaates wider. Einerseits sind Teile davon ein Aus-
druck insbesondere der Visionen der Arbeiterbewegung von einer anderen und
besseren Gesellschaft (Sozialversicherung, Kindergeld, Umverteilung, kostenlose
Sozialleistungen, universelle Rechte), andererseits funktionieren andere Teile des
Wohlfahrtsstaates eher als Reparaturwerkstatt eines brutalen und inhumanen Wirt-
schaftssystems, mit der Defizite kompensiert werden (z.B. Arbeitslosenunterstüt-
zung, arbeitsbedingte Erwerbsunfähigkeit, Berufskrankheiten, Ausgrenzungen
aus dem Arbeitsmarkt usw.). 
Wir sollten auch nicht vergessen, dass es innerhalb der Arbeiterbewegung auf
dem Weg voran ideologische und politische Auseinandersetzungen gab. Die eher
radikalen oder revolutionären Strömungen wollten die Produktionsmittel verge-
sellschaften oder demokratisieren, während die eher moderaten oder reformisti-
schen Strömungen die Macht des Kapitals durch politische Regulierungen und
Reformen zu beschränken dachten. Die Bereitschaft zu einem Klassenkompro-
miss seitens der kapitalistischen Kräfte in Westeuropa rührte gerade aus der Stärke
der radikaleren Strömungen her. Die wichtige Rolle der Sowjetunion in dieser
Hinsicht erklärt sich aus der Furcht der Kapitaleigner Westeuropas, dass die So-
wjetunion bei einer Auseinandersetzung um die Staatsmacht in Ländern Westeu-
ropas die radikaleren Strömungen unterstützen würde.81
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Die Politik des Sozialpakts, die in Wirklichkeit die Entwicklung des Wohl-
fahrtsstaates begründete, führte jedenfalls zu deutlichen Verbesserungen der Ar-
beits- und Lebensbedingungen. In der Arbeiterbewegung wiederum führte dies zu
der allgemeinen Ansicht, dass für die Gesellschaft nun ein Weg gefunden worden
war, der sozialen Fortschritt und eine relativ gerechte Verteilung des Reichtums an
das einfache Volk ermöglichte, ohne dass all die mit Klassenkampf und gesell-
schaftlichen Auseinandersetzungen verbundenen Opfer gebracht werden mussten.
Vereinbarungen zwischen Arbeit und Kapital wurden recht geordnet und friedlich
auf nationaler Ebene getroffen. Die herrschende Ansicht war, dass die Gesell-
schaft ein höheres Zivilisationsniveau erreicht hatte. 
Durch schrittweise Reformen hatte die Arbeiterbewegung die demokratische
Kontrolle der Wirtschaft verstärkt. Der krisenfreie Kapitalismus war Wirklichkeit
geworden! Nie wieder Wirtschaftskrisen wie in den dreißiger Jahren, nie wieder
Massenarbeitslosigkeit, nie wieder soziale Not, nie wieder Konzentration des
Reichtums in den Händen der Reichen und Privilegierten, nie wieder Elend in der
Bevölkerung. Alle sozialen Tendenzen zeigten nach oben. Für viele Arbeiter war
das der reformistische Weg zum Sozialismus – und jeder konnte sehen, dass es
funktionierte! Diese sozialen Errungenschaften waren die materielle Grundlage
für eine Ideologie der Sozialpartnerschaft, die in der nationalen und europäischen
Arbeiterbewegung tief verwurzelt war und immer noch ist. 
Für die Gewerkschaftsbewegung stellte der Sozialpakt in Wirklichkeit die An-
erkennung der kapitalistischen Produktionsorganisation, des Privateigentums an
den Produktionsmitteln und des Rechtes der Arbeitgeber auf Lenkung des Arbeit-
sprozesses dar.82 Als Gegenleistung für die Verbesserung der sozialen Lage und
der Arbeitsbedingungen garantierten die Gewerkschaftsbünde den tarifpolitischen
Frieden und Zurückhaltung bei Lohnverhandlungen. Vereinfacht gesagt: Der
Wohlfahrtsstaat und die sich allmählich verbessernden Lebensbedingungen waren
für die relativ friedliche Arbeiterbewegung die Gegenleistung dafür, dass sie ihr
sozialistisches Ziel aufgab. Heute können wir feststellen, dass dies eine kurzfri-
stige Errungenschaft in einem sehr konkreten historischen Kontext war.
Heute, mehr als 50 Jahre später, müssen wir eingestehen, dass die Kapitalisten
mit ihrer Strategie weitgehend erfolgreich waren. Dank wichtiger Errungenschaf-
ten in der Wohlfahrt, bei Löhnen und Arbeitsbedingungen wurde die Politik des
Sozialpakts massiv von der Arbeiterklasse unterstützt, und die radikaleren und an-
tikapitalistischen Kräfte der Arbeiterbewegung wurden allmählich an den Rand
gedrängt. Die dominierenden Kräfte der Arbeiterbewegung sahen den sozialen
81 Die Rolle der Sowjetunion in dieser Hinsicht sollte nicht als Qualitätsmerkmal des sowjetischen Sozial-
modells interpretiert werden. Es war zuallererst die Drohung, die dieses Modell in Bezug auf das Eigentum
an den Produktionsmitteln darstellte, die für die Kapitaleigner im Westen entscheidend war. 
82 Dies wurde natürlich nur selten, halbherzig und indirekt von den Führern der Arbeiterbewegung so gesagt. Es
herrschte eine sozialistische Sprachregelung, besonders in den ersten Jahren der Klassenkooperation, wenn
auch mehr in den Gewerkschaften als in der Partei, da an der Basis immer noch sozialistische Neigungen ver-
breitet waren. 
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Fortschritt nun auch nicht mehr als Produkt der Stärke, die sie in den letzten 50
Jahren sozialer Auseinandersetzungen gewonnen hatten, sondern als Ergebnis des
sozialen Friedens und der Zusammenarbeit mit den zivilisierteren Kapitaleignern.
Für viele Gewerkschaftsführer seinerzeit waren soziale Auseinandersetzungen
doch tatsächlich zu negativen Erscheinungsformen geworden, die sich nachteilig
auf die Bedingungen der Arbeiter auswirkten und deshalb zu vermeiden waren.
Dies und die vorherrschende Auffassung, dass der ungezügelte Marktkapitalismus
besiegt war, führte zur Entpolitisierung und Deradikalisierung der Arbeiterbewe-
gung und zur Bürokratisierung der Gewerkschaftsbewegung. Den sozialdemokra-
tischen Parteien wuchs nun die historische Rolle zu, diese Politik des Klassen-
kompromisses zu verwalten. 
Was die Ideologie des Sozialpakts nicht erklären kann, ist, dass die großen Er-
rungenschaften bei den Sozialleistungen und der Verbesserung der Arbeitsbedin-
gungen in der Ära des Klassenkompromisses nach dem Zweiten Weltkrieg eine
Zeit der Ernte war. Dies war nur möglich, weil große Teile der Arbeiterklasse in
der Lage gewesen waren, das Kräfteverhältnis zwischen Arbeit und Kapital in
Auseinandersetzungen und harten Klassenkämpfen in der ersten Hälfte des 20.
Jahrhunderts (einschließlich der russischen Revolution) zu verändern. Es waren
also, mit anderen Worten, die kämpferischen Konfrontationen der vorausgegan-
genen Periode sowie die immer noch vorhandene organisatorische Stärke, die es
den Gewerkschaftern in der Ära der Sozialpartnerschaft möglich machten, in
friedlichen Verhandlungen Erfolge zu erzielen. Wir stehen damit vor der parado-
xen Situation, dass die Ideologie des Sozialpakts, die das politische Fundament
des Wohlfahrtsstaates bildete, langfristig die Machtbasis untergrub, auf der der
Wohlfahrtsstaat aufgebaut wurde! 
Der Wendepunkt: die neoliberale Offensive 
Als sich der Um- und Wiederaufbau der Wirtschaft nach dem Zweiten Weltkrieg
dem Ende zuneigte, stieß das Keynesianische Wirtschaftsmodell zunehmend auf
Schwierigkeiten. Stagnation, Inflation und Profitkrisen häuften sich. Angestachelt
von diesen internationalen Wirtschaftskrisen gingen die Marktkräfte in die Offen-
sive und leiteten die derzeitige Ära des Neoliberalismus ein. Die Politik des Sozi-
alpakts hatte ihren Höhepunkt in den siebziger Jahren. Danach änderten die kapi-
talistischen Kräfte ihre Strategie, um die Rentabilität wiederherzustellen, indem
sie sich allmählich vom Sozialpakt verabschiedeten und eine stärker auf Konfron-
tation gegenüber den Arbeitern setzende Politik verfolgten. 
Die politische und ideologische Hegemonie, die die kapitalistischen Kräfte in
sehr kurzer Zeit errichten konnten, wurde für die Umsetzung eines raschen und
systematischen Projekts der Deregulierung genutzt. Einige der damit erzielten
Resultate sind wachsende Marktkonkurrenz und Angriffe auf Löhne, Arbeits-
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gesetzgebung, Tarifabkommen und Machtpositionen, die in der Ära der Wohl-
fahrtswirtschaft errungen und damals von den Arbeitgebern als Teil des Klassen-
kompromisses akzeptiert worden waren. Mit Hilfe von politischem Druck, ange-
drohten Ausflaggungen oder spekulativen Angriffen auf die Währungen gehen sie
soweit, Regierungspolitik zu sanktionieren, und setzen Kürzungen in den öffent-
lichen Haushalten durch – also in der Wirtschaft des Wohlfahrtsstaates. 
Ein Großteil des komplexen Systems ordnungspolitischer Mittel, die zur
Zähmung der Marktkräfte und damit zur Schaffung der Voraussetzungen für den
Aufbau des Wohlfahrtsstaates eingesetzt worden waren, sind einfach demontiert
worden. Die Politik der Deregulierung hat zur Entwicklung einer völlig wahnsin-
nigen, spekulativen Wirtschaft, in der über 90 Prozent der internationalen Wirt-
schaftsgeschäfte, vor allem Währungsgeschäfte, reine Spekulationen sind, und zu
einer beispiellosen Umverteilung des Wohlstandes – von der öffentlichen Hand in
Privathand, von Arbeit zum Kapital und von arm zu reich – geführt. Öffentliche
und private Armut wachsen Seite an Seite mit einem immer sichtbarer werdenden
Überfluss privaten Reichtums bei den Eliten. Das Umverteilungsmodell des
Wohlfahrtsstaates ist, anders gesagt, auf den Kopf gestellt worden. 
Ein wichtiger Teil der Strategie des Kapitals ist die Umstrukturierung der kapi-
talistischen Produktion auf globaler Ebene. Globale Produktionsketten, schlanke
Produktion, die als „Outsourcing“ bekannte Vergabe von Aufträgen an Subunter-
nehmer, die Verlagerung von Arbeitsplätzen ins Ausland, „Off-Shoring“ genannt,
sowie die Verlegung von Fertigungsstraßen und unterstützender Dienstleistungen
sind Kennzeichen dieser Entwicklung. Arbeiter und Sozialmodelle werden im
Zuge der immer ungehemmteren Freiheit des Kapitals, der Waren und Dienstlei-
stungen gegeneinander ausgespielt. Neue Managementmethoden haben Modelle
der Privatwirtschaft auch im öffentlichen Sektor eingeführt. Marktfreiheit und die
Fähigkeit des Agierens in zunehmend deregulierten internationalen Märkten sind
die hinter der aktuellen Politik stehenden Leitprinzipien. Infolgedessen wächst der
Konkurrenzdruck auf dem Arbeitsmarkt, und die rasche Zunahme prekärer Ar-
beitsverhältnisse untergräbt Gewerkschafts- und Arbeiterrechte. Einer der gravie-
rendsten Effekte dieser Entwicklung ist eine weitverbreitete „Brutalisierung der
Arbeit“.83
Diese kapitalistische Offensive ist nicht auf nennenswerten Widerstand ge-
stoßen. Die Arbeiterbewegung war nicht besonders gut auf die neue wirtschaftli-
che und soziale Situation vorbereitet. Die Gewerkschaften hatten Schwierigkei-
ten, unter den veränderten ökonomischen und sozialen Bedingungen zum Handeln
zu finden, da ihre Politik und ihre Aktionen vor allem an ihre Erfahrungen aus der
83 Der Autor dieses Artikels hat den Begriff der Brutalisierung der Arbeit vor einigen Jahren in Norwegen ein-
geführt, um die rasch zunehmende Ausgrenzung aus dem Arbeitsmarkt unter dem Neoliberalismus zu be-
schreiben. 11 Prozent der Erwerbspersonen Norwegens sind derzeit vom Arbeitsmarkt ausgeschlossen und auf
Erwerbsunfähigkeitsrente gesetzt; vor 25 Jahren lag diese Zahl bei 6 Prozent. Der Begriff ist jetzt allgemein
gebräuchlich. 
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Zeit des wirtschaftlichen Wohlstands geknüpft waren. Außerdem machte es der
Prozess der Entpolitisierung und Deradikalisierung, der sich während der Ära des
Sozialpakts vollzogen hatte, leichter, die Krise durch Angriffe auf die Arbeitsbe-
dingungen, die Rechte der Gewerkschaften und der Arbeiter, die öffentlichen Lei-
stungen und die sozialen Rechte und Bedingungen zu „lösen“. 
Was wir also in den letzten 20 Jahren erlebt haben, ist die Beseitigung der Kon-
trolle des Kapitals, die Deregulierung und Liberalisierung der Märkte, die Um-
verteilung und Konzentration des Reichtums, die Privatisierung öffentlicher
Dienstleistungen, der zunehmende Einsatz von Konkurrenzausschreibungen und
Outsourcing, der Abbau der Beschäftigtenzahlen auf das absolute Minimum und
die sich daraus ergebende zunehmende Intensivierung der Arbeit sowie die Flexi-
bilisierung der Arbeitsmärkte. Infolgedessen ist die wirtschaftliche und materielle
Grundlage, auf der der Wohlfahrtsstaat aufgebaut worden war, einfach ver-
schwunden. 
Wir stehen nicht vor einem zufälligen Rückschlag, sondern vor einem grundsätz-
lichen Wandel in der Entwicklung unserer Gesellschaften. Hinter der massiven Ver-
schiebung des Kräftegleichgewichts in der Gesellschaft, die wir in den letzten Jahr-
zehnten erlebt haben, können wir einige starke ökonomische und politische Kräfte
ausmachen. Die „Globalisierung“ ist nicht die notwendige Folge technischer und
organisatorischer Veränderungen, wie es einige behaupten, sondern das Ergebnis
strategischer und politischer Entscheidungen hinter den Türen der Vorstandsbüros
multinationaler Konzerne, in Finanzinstituten und Regierungen. 
Über informelle Machtstrukturen, die niemandem Rechenschaft schuldig sind,
wie die G8, Institutionen wie den Internationalen Währungsfonds (IMF), die Welt-
bank und die Welthandelsorganisation (WTO), über regionale Institutionen wie
die Europäische Union (EU) und das Nordamerikanische Freihandelsabkommen
(NAFTA) sowie weitere bilaterale und regionale Handelsabkommen wird neoli-
berale Politik international durchgesetzt und institutionalisiert. Kurz gesagt – eine
immense Verlagerung des Kräftegleichgewichts zwischen Arbeit und Kapital hat
stattgefunden, diesmal zugunsten des Kapitals. Die multinationalen Großunter-
nehmen standen dabei an der Spitze der Entwicklung - mit ihrer neuerworbenen
Freiheit von demokratischen Regularien und Kontrollen. 
Die Tatsache, dass die Machtgrundlage des Wohlfahrtsstaates schwindet, be-
deutet natürlich nicht, dass wir das Risiko eingehen können, in eine Situation wie
vor dem Wohlfahrtsstaat zurückzufallen, wo die Sozialausgaben einen deutlich
geringeren Anteil am Bruttoinlandsprodukt hatten als heute (s. Lindert, 2004, S.
11 ff.). Die Gesellschaft hat sich seitdem beträchtlich weiterentwickelt, und die
derzeitige Wirtschaft hängt vollständig von einer Reihe sozialer und öffentlicher
Leistungen ab. Entscheidend wird also nicht die Größe des öffentlichen Sektors an
sich sein, sondern die darin herrschenden Machtverhältnisse. 
Die Aushöhlung und Schwächung des Wohlfahrtsstaates wird sich eher in den
organisatorischen Formen, der Schichtung, der Qualität und dem Niveau der So-
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zialleistungen widerspiegeln – durch Privatisierung, Zunahme von Konkurrenz-
ausschreibungen, wachsende Armut und Ungleichheit in der Gesellschaft, mehr
und höhere Nutzergebühren, Übergang von allgemein zugänglichen Leistungen
zur Bedürftigkeitsprüfung, wachsender Kommodifikation der Arbeit (s. Esping-
Andersen, 1990: 35 ff.) und so weiter. Aufgrund der gestärkten Kräfte des
Marktes werden viele mit nur noch eingeschränktem Zugang zu annehmbarem
Wohnraum und einer Verschlechterung der Arbeitsbedingungen und Gesundheits-
fürsorge konfrontiert sein. 
Ausgehend davon können wir schlussfolgern, dass die Schwächung und De-
montage des Wohlfahrtsstaates weitergeht, dass jedoch das Potential der neuen
Machtverhältnisse nicht erschöpft ist. Institutionelle Langsamkeit, die Existenz
des allgemeinen Wahlrechts und demokratischer Institutionen, wenn auch ge-
schwächt, und sporadischer sozialer Widerstand verlangsamen des Tempo der De-
montage. Ob diese Entwicklung weitergeht oder nicht, wird deshalb von der
Breite und Stärke des sozialen Widerstandes abhängen, der zur Verteidigung der
Errungenschaften, die durch den Wohlfahrtsstaat möglich wurden, mobilisiert
wird. 
Vom Konsens zur Konfrontation 
Die Tatsache, dass der relativ stabile Klassenkompromiss der Zeit nach dem Zwei-
ten Weltkrieg zusammengebrochen ist und sich die Kräfte des Kapitalismus aus
dem Sozialpakt zurückziehen, bedeutet auch, dass die Konsenspolitik des Sozial-
pakts nach und nach durch konfrontative Angriffe ersetzt wird. Anders gesagt –
bi- und trilaterale Verhandlungen oder der „soziale Dialog“, wie er jetzt in der Eu-
ropäischen Union genannt wird, funktionieren nicht mehr so wie in den Zeiten des
Sozialpakts. 
Die Gewerkschaftsbewegung wurde von dieser Entwicklung überrascht. Der
Wechsel des Kapitals vom Konsens zur Konfrontation war für die Arbeiterbewe-
gung mit ihrer konsensorientierten Ideologie des Sozialpakts nicht nachvollzieh-
bar. Der Zusammenbruch des historischen Kompromisses führte deshalb auch zu
einer politischen und ideologischen Krise in den sozialdemokratischen Parteien
und großen Teilen der Arbeiterbewegung. Angesichts ihrer entpolitisierten und
passiven Mitglieder sowie einer zunehmend sich aus sich selbst rekrutierenden
Führung, die in der Elite der Gesellschaft verkehrt, passten sich die sozialdemo-
kratischen Parteien rasch an die herrschende neoliberale Agenda an, wenn auch in
Form sanfterer Alternativen als die ursprüngliche rechtsorientierte Version. 
In diesem Kontext wurde die Globalisierung weniger als konkrete Form der
derzeitigen neoliberalen Offensive, sondern vielmehr als notwendige Entwick-
lungsphase der neuen Weltwirtschaft interpretiert. „Die Globalisierung bleibt be-
stehen“ ist zum Mantra der herrschenden Teile der Arbeiterbewegung geworden,
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und weite Teile der Gewerkschaftsbewegung in den entwickelten Ländern setzen
sich deshalb ebenfalls für eine eng orientierte Politik der Stärkung der internatio-
nalen Wettbewerbsfähigkeit ihrer eigenen Unternehmen ein. Zunehmende Flexi-
bilität einschließlich ihrer neuen Version im Gewand der „Flexicurity“, was Ver-
schlechterung der Arbeitsbedingungen und -vorschriften bedeutet, wurde im
Namen besserer Wettbewerbsfähigkeit akzeptiert. Die Wettbewerbsfähigkeit wird
ihrerseits als die einzige Methode zur Sicherung von Arbeitsplätzen dargestellt. 
Deregulierung und Liberalisierung der Wirtschaft generell sind ebenfalls weit-
gehend anerkannt, vorausgesetzt, dies wird durch Arbeitsnormen bzw. Sozial-
klauseln begleitet. Damit wurde die Konzentration auf reale Machtverhältnisse
und die Eingrenzung der Marktkräfte mit Hilfe durchsetzbarer Bestimmungen
durch eine Art juristischen Formalismus ersetzt, sowohl national als auch auf der
Ebene der Europäischen Union und internationaler Institutionen wie z.B. WTO
und Weltbank. Eine ganze akademische Industrie, die sich auf „Corporate Social
Responsibility“, die soziale Verantwortung der Unternehmen in Form von ethi-
schen Normen, konzentriert, hat sich in diesem durch die schrumpfende Macht der
Gewerkschaften und der sozialen Bewegungen geschaffenen Vakuum herausge-
bildet – und stützt sich auf eine Armee finanziell gut ausgestatteter und wohlmei-
nender Nichtregierungsorganisationen (NROs) und Forschungsgruppen, die eine
ideologische Nebelwand produzieren, um die enorme Machtverlagerung zugun-
sten kapitalistischer Interessen, wie sie sich gegenwärtig in der Welt vollzieht, zu
verhüllen. 
Mit dieser Politik soll nicht die Liberalisierung der Wirtschaft selbst bekämpft
werden, sondern die negativen Auswirkungen der Liberalisierung auf die Erwerb-
stätigen. Allerdings gibt es keine Liberalisierung ohne negative Auswirkungen auf
die Beschäftigten. Der Liberalisierungsprozess selbst ist das Problem. Wenn die
Gewerkschaften und sozialen Bewegungen die negativen Auswirkungen der Li-
beralisierung abschwächen wollen, müssen sie deshalb die Liberalisierung
bekämpfen, da Liberalisierung Deregulierung und Privatisierung bedeutet, die ja
gerade die derzeit stattfindende enorme Verschiebung des Kräftegleichgewichts
der Gesellschaft zu verantworten haben. 
Dies ist für uns eine der wichtigsten Erfahrungen aus der kurzen Geschichte des
Wohlfahrtsstaates. Viele der Regelungen in der heutigen Gesellschaft sind das Er-
gebnis sozialer und gewerkschaftlicher Auseinandersetzungen zum Schutz von
Arbeitern, Frauen und Kindern sowie der Umwelt vor den Exzessen des freien
Marktkapitalismus. Die großen sozialen Forschritte in der Ära des Wohlfahrts-
staates wurden gerade dank solcher Regelungen ermöglicht. Die Arbeiter sicher-
ten ihre Interessen und gewannen mehr Macht und Einfluss durch Regulierung
und wachsendes öffentliches Eigentum. Regulierung in diesem Bereich bedeutet
Gesetze und Vorschriften, die die Macht des Kapitals und der Marktkräfte be-
schränken, gleichzeitig jedoch demokratisch gewählten Körperschaften sowie Be-
schäftigten und Gewerkschaften mehr Einfluss einräumen. Liberalisierung bedeu-
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tet, dass diese Instrumente zur Durchsetzung von Demokratie, sozialem Schutz
und Einflussmöglichkeiten der Gewerkschaften und der Arbeiter ausrangiert und
aufgegeben werden. 
Die recht enge Konzentration auf die soziale Verantwortung der Unternehmen
und den sozialen Dialog wird nichts bringen und die Auseinandersetzung nur irre-
leiten. Forderungen nach einem neuen Klassenkompromiss, offensichtlich erhoben
in der nostalgischen Hoffnung, dass der soziale Frieden und die allmähliche Ver-
besserung der sozialen Bedingungen wie in den sechziger Jahren wiederhergestellt
werden können, haben angesichts des derzeitigen Kräfteverhältnisses keine realisti-
sche Grundlage. Die gesellschaftlichen Kräfte, die die öffentlichen Dienstleistungen
und den Wohlfahrtsstaat verteidigen wollen, werden sich den konfrontativen An-
griffen der kapitalistischen Kräfte mit einer Gegenoffensive stellen müssen. Ob wir
es wollen oder nicht, die Wirklichkeit sieht so aus, dass wir uns vom Konsens zur
Konfrontation bewegen. Wir sollten besser darauf eingestellt sein. 
Was ist schiefgelaufen?
Der Wohlfahrtsstaat und insbesondere das nordische Modell standen für die große
Mehrheit der Bürger für enormen sozialen Fortschritt. Was ist also schiefgelau-
fen? Warum ist etwas, das trotz aller Schwächen als eines der erfolgreichsten So-
zialmodelle in der Geschichte der Menschheit bezeichnet werden kann, jetzt zur
Zielscheibe von Angriffen geworden und soll geschwächt werden? Ich möchte im
folgenden die wichtigsten Gründe zusammenfassen: 
Erstens war der Sozialpakt nichts Stabiles. Es war ein Kompromiss in einer
konkreten historischen Situation, und die wichtigsten ökonomischen und sozialen
Merkmale des kapitalistischen Systems waren noch intakt. Zweitens wurde das,
was aus Sicht der Arbeiterbewegung als wichtiger kurzfristiger taktischer Kom-
promiss hätte betrachtet werden müssen, zum strategischen Langfristziel. Anstatt
den Klassenkompromiss und seinen echten Sprössling, den Wohlfahrtsstaat, als
einen Schritt in Richtung einer grundsätzlicheren Emanzipation zu betrachten,
wurden diese zum Zweck der Geschichte. Drittens hat sich, in Verbindung mit
dem zweiten Punkt, die Ideologie des Sozialpakts als falsch erwiesen. Die demo-
kratische Kontrolle der Wirtschaft wurde nie erreicht, der krisenfreie Kapitalismus
nie erschaffen und der Klassenkampf nie überflüssig. Viertens wurde die Arbei-
terbewegung von der neoliberalen Offensive überrascht. Statt gesellschaftlicher
Mobilisierung zur Verteidigung der durch den Wohlfahrtsstaat erkämpften Errun-
genschaften und Fortführung der sozialen Auseinandersetzung wurden viele Füh-
rer der Gewerkschaften und der Arbeiterbewegung in die Defensive gedrängt, wo
sie sich an das Modell des sozialen Friedens und des sozialen Dialogs klammer-
ten, Zugeständnisse aushandelten und eine überraschend große Portion der neoli-
beralen Ideologie selbst übernahmen. 
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Es gibt keinen Grund, angesichts dieser Entwicklungen Moral zu predigen. We-
der Verschwörungstheorien noch Schuldzuweisungen sind in dieser Hinsicht be-
sonders ergiebig. Es gibt Gründe, warum es dazu gekommen ist, und es ist mög-
lich, die politischen und ideologischen Auswirkungen der sehr spezifischen
historischen Entwicklungen zu verstehen. Wichtig ist, die Gründe für die sozialen
und politischen Gegenreaktionen, die wir erleben, zu analysieren und zu verstehen
suchen, sowie nicht zuletzt daraus zu lernen und entsprechend zu handeln. 
Keynes und weiter
Die wichtigste Lehre aus der Geschichte des Wohlfahrtsstaates, so wie sie sich
heute darstellt, besteht darin, dass die Übernahme der demokratischen Kontrolle
der Wirtschaft nicht weit genug geführt wurde. Der erfolgreichste Teil des Wohl-
fahrtsstaates bestand in der Umverteilung des Einkommens in der Gesellschaft.
Die Grundverhältnisse kapitalistischer Produktion behielten jedoch die Oberhand.
Die starke Konzentration auf das Eigentum an Kapital, den Produktionsmitteln,
bildete eine starke Machtbasis, von der aus ein Angriff auf die gerechtere Vertei-
lung von Waren und Leistungen in Wohlstandsgesellschaften geführt werden
konnte. Genau das erleben wir jetzt in Form der fortgesetzten globalen neolibera-
len Offensive. 
Ein neues Sozialmodell wird deshalb über den Keynesianischen Wohlfahrts-
staat hinausgehen müssen. Linke emanzipatorische Sozialpolitik setzt eine
grundsätzlichere Veränderung im Kräfteverhältnis der Gesellschaft voraus. Wenn
wir das erreichen wollen, müssen wir Fragen von Macht und Eigentum verstehen
und stärker in den Mittelpunkt rücken. Es geht nicht um gute Absichten, guten
Willen oder gute Moral (von einigen auch soziale Verantwortung der Unterneh-
men genannt), sondern um Machtverhältnisse, um das Kräftegleichgewicht
zwischen Arbeit und Kapital, zwischen den Kräften des Marktes und der Zivilge-
sellschaft. 
Um langfristig im Interesse der großen Mehrheit der Gesellschaft für ein
anderes Sozialmodell zu kämpfen, müssen wir den ökonomischen, politischen und
sozialen Interessen entgegentreten, die hinter den Angriffen auf öffentliche
Dienstleistungen und den Wohlfahrtsstaat stehen. Machtstrukturen und Machtver-
hältnisse müssen geändert werden. Strukturelle Reformen wie eine Devisensteuer,
Kapitalkontrolle, höhere Besteuerung multinationaler Unternehmen, lokale Kon-
trolle der natürlichen Ressourcen und progressiv verstärkte demokratische Kon-
trolle der Wirtschaft sollten deshalb den Ausgangspunkt bilden, der die Richtung
kommender Auseinandersetzungen bestimmt. 
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Wachsender Widerstand
Nach anfänglichen Rückschlägen, politischen und ideologischen Verwirrungen
und einer Reihe isolierter und verlorener Kämpfe in den achtziger und neunziger
Jahren sehen wir heute wieder wachsenden Widerstand gegen die herrschende
neoliberale Wirtschafts- und Sozialordnung. Während sich viele von den zahlrei-
chen Versprechen einer lichten Zukunft täuschen ließen, wenn erst einmal die
Kräfte des Marktes von Vorschriften und Ketten befreit sein würden, erleben jetzt
immer mehr Menschen in der Praxis, dass das neoliberale Projekt seine Verspre-
chen nicht halten kann. Sowohl der Neoliberalismus als auch seine globalen In-
stitutionen geraten deshalb zunehmend in eine Legitimitätskrise. 
Macht schafft Gegenmacht – und hier geht es allein um Macht. Die Zeit ist reif,
dem Neoliberalismus und der wachsenden Macht des Kapitals frontal entgegen-
zutreten. Es gibt keine andere Möglichkeit zur Überwindung der derzeitigen Ent-
wicklung als die erneute Mobilisierung breiter Bewegungen von unten. Immer
mehr Menschen erkennen, dass die sogenannte Globalisierung der Wirtschaft
nicht nur eine Offensive des Kapitals ist, sondern auch seine Schwächen, seine
Angreifbarkeit, seine Vulgarität und seine inneren Widersprüche zum Ausdruck
bringt. Hand in Hand mit dem wachsenden Widerstand gegen die unternehmeri-
sche Globalisierung erleben wir deshalb auch eine wachsende Globalisierung des
Widerstandes. 
Immer unverhülltere Angriffe auf Wohlfahrts- und Sozialleistungen seitens
multinationaler Unternehmen, Regierungen und internationaler Finanzinstitute
provozieren in wachsendem Maße sozialen Widerstand. In vielen Ländern sehen
wir eine Wiederbelebung der Gewerkschaftsbewegung. Neue und nichttraditio-
nelle nationale und internationale Koalitionen werden zwischen Gewerkschaften,
sozialen Bewegungen und Nichtregierungsorganisationen geschlossen. Die neue
globale Bewegung für Gerechtigkeit und Solidarität, die sich als fähig erwiesen
hat, mehr als 100.000 Teilnehmer auf Sozialforen zu versammeln und Millionen
von Menschen auf die Straße zu holen, hat Optimismus und Zuversicht geweckt,
dass eine andere Zukunft möglich ist. 
Immer mehr Gewerkschafter erleben, dass die enge Beschränkung auf die so-
ziale Verantwortung der Unternehmen und den Sozialdialog in der Gewerk-
schaftsbewegung nicht das gehalten hat, was versprochen wurde, und dass eine
viel breitere, systemkritische Perspektive notwendig ist. Die wachsende Ein-
sicht, dass Arbeitsnormen nicht die nachteiligen Auswirkungen von Privatisie-
rung und Deregulierung wettmachen können, verstärkt den Widerstand gegen
die Liberalisierungspolitik selbst. Erfolgreiche Kämpfe gegen die Privatisie-
rung, so genannte Public-Private-Partnerships, Deregulierung und andere For-
men neoliberaler Politik haben in vielen Ländern das Selbstbewusstsein und ei-
nen neuen Glauben an die gesellschaftliche Mobilmachung als einen
vorwärtsweisenden Weg gestärkt. 
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Die ermutigendsten Entwicklungen lassen sich derzeit in Lateinamerika beob-
achten, wo starke soziale Bewegungen als erklärte Gegner neoliberaler Politik im-
stande sind, Parlamentswahlen zu gewinnen. 
Unsere unmittelbaren Aufgaben 
Die folgenden Aufgaben gehören zu den wichtigsten, denen wir uns unverzüglich
zuwenden sollten: 
a) Verteidigung der Errungenschaften des Wohlfahrtsstaates 
Das ist unsere erste Verteidigungslinie. Es ist ein defensiver Kampf, und uns muss
klar sein, dass wir in der Defensive sind. Das bedeutet Privatisierung, Deregulie-
rung und Angriffe auf unsere soziale Sicherheit zu bekämpfen, uns der Aushöh-
lung der allgemeinen Sozialsysteme, die in vielen Ländern aufgebaut wurden, zu
widersetzen und zu verhindern, dass an ihre Stelle eine Bedürftigkeitsprüfung und
sonstige entwürdigende Anspruchsnachweisprüfungen treten. Dazu gehört auch
der Kampf für ein Finanzierungsmodell, das auf der progressiven Besteuerung der
Besitzenden statt auf individuellen Nutzergebühren der Besitzlosen basiert. 
b) Infragestellung der Institutionalisierung des Neoliberalismus auf internationa-
ler Ebene
Ein wichtiger Teil der neoliberalen Strategie besteht in dem Versuch, sich politisch
auf der transnationalen Ebene zu etablieren. Damit können die hinter den markt-
orientierten Lösungen stehenden Interessen demokratische Strukturen und Pro-
zesse auf lokaler und nationaler Ebene vermeiden oder überstimmen. Die Märkte
werden so durch Gesetzgebungsinitiativen auf EU-Ebene (die Dienstleistungs-
richtlinie ist eines der aktuellsten Beispiele) oder durch Vereinbarungen in inter-
nationalen Institutionen wie der WTO gezwungen, sich zu öffnen. Das Allgemeine
Abkommen über den Handel mit Dienstleistungen (GATS) wird z.B. nicht nur ge-
nutzt, um dem Marktwettbewerb Vorrang vor Sozial- oder Umweltvorschriften
einzuräumen, sondern auch dazu, diese Art der Privatisierung und Deregulierung
irreversibel zu machen. Breite internationale Netzwerke der sozialen Bewegungen
und NROs haben sich gebildet, um gegen eine solche korporative Handels- und
Investmentpolitik mobil zu machen. Das Netzwerk „Our World Is Not For Sale“
(OWINFS) (Unsere Welt steht nicht zum Verkauf) und ihr europäischer Teil, das
Netzwerk Seattle-Brüssel (S2B)84, sind die wichtigsten und verdienen die Unter-
stützung all derer, die die Errungenschaften des Wohlfahrtsstaates verteidigen
wollen. 
84 Siehe www.ourworldisnotforsale.org und www.s2bnetwork.org. 
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c) Demokratisierung und Weiterentwicklung unserer sozialen Leistungen und In-
stitutionen in einem Nutzer-Produzenten-Bündnis
Wenn auch die allgemeine Unterstützung für die öffentlichen Dienstleistungen
breit und umfassend ist, so besteht jedoch häufig Unzufriedenheit mit vielen ihrer
Aspekte, wie z.B. begrenzter Zugang, bürokratische Strukturen, unter den Erwar-
tungen liegende Qualität usw. Die Unterfinanzierung als Mittel zur Schwächung
und Diskreditierung öffentlicher Dienstleistungen, um den Weg für künftige Pri-
vatisierungen zu ebnen, ist ein bekannte Strategie neoliberaler Politiker. Es ist
wichtig, diese Mängel nicht zu negieren oder wegzuerklären, sondern sie zuzuge-
ben, zu korrigieren und eine Politik der weiteren Verbesserung ihrer Qualität, Ein-
flussnahme und des Zugangs für ihre Nutzer zu entwickeln. Demokratische und
organisatorische Reformen sind in dieser Hinsicht entscheidend und können,
wenn erfolgreich durchgeführt, in der Zukunft als verstärkte Barrieren gegen
Privatisierung und politische Angriffe fungieren.85 Die Entwicklung gesellschaft-
licher und politischer Bündnisse zwischen den Nutzern der tatsächlichen öffentli-
chen Dienstleistungen und ihren Erbringern ist von großer strategischer Bedeu-
tung für die noch bevorstehende Entscheidungsschlacht. 
Wenn auch diese unmittelbaren Auseinandersetzungen für sich selbst genom-
men wichtig sind, so müssen sie doch alle so geführt werden, dass unsere länger-
fristigen strategischen Ziele gestärkt werden. Unsere konkreten Forderungen und
Kämpfe sollten deshalb 
* einen Beitrag zur Verschiebung des Kräfteverhältnisses vom Kapital zur Ar-
beit, von den Marktkräften zur Zivilgesellschaft leisten,
* an die Erfahrungen, Probleme und Interessen der betroffenen sozialen Grup-
pen anknüpfen, da dies eine Voraussetzung für eine effektive Mobilisierung ist,
und 
* einen Beitrag zur Schaffung breiter sozialer Bündnisse leisten, die für die Er-
oberung gesellschaftlicher Macht unerlässlich sind. 
Eine deutliche Verlagerung im Kräfteverhältnis ist nur durch eine breite, inter-
essenbasierte Mobilisierung der Gewerkschaften, sozialen Bewegungen und an-
derer Massenorganisationen und NROs zu erreichen, die stark genug ist, Unter-
nehmensinteressen entgegenzutreten und sie in die Defensive zu drängen. Eine
immer größere Zahl von Menschen in der Gesellschaft sind Opfer der derzeitigen
neoliberalen Offensive, und diese betroffenen sozialen Gruppen müssen sich in
neuen, unkonventionellen Bündnissen zusammenschließen. 
Insbesondere sollten wir engagiert darauf hinwirken, ein Bündnis zwischen der
Gewerkschaftsbewegung und der neuen globalen Bewegung für Gerechtigkeit
85 Die Gewerkschaft der kommunalen und allgemeinen Angestellten Norwegens hat ein "Modellkommune" ge-
nanntes Projekt entwickelt, das sich in dieser Hinsicht als recht erfolgreich bewährt hat. Als Projekt von un-
ten stellt es eine Alternative zu Privatisierung und Marktanpassung dar und basiert auf den Kenntnissen und
Erfahrungen der beteiligten Beschäftigten. Informationen unter http://www.fagforbundet.no/Modules/KB_Pu-
blish/ShowPage_WYSIWYG.asp?PageID=1074. 
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und Solidarität zu schaffen, die in den letzten Jahren entstanden ist. Diese Bewe-
gung war bestimmend für die Wiederbelebung des Massenwiderstandes und hat
durch ihre Dynamik, ihr Beharren auf Unabhängigkeit und demokratischer Kon-
trolle von unten, ihre Radikalität und ihren Kampfgeist in uns Hoffnung und In-
spiration geweckt. Diese Eigenschaften können auch konstruktiv zur Wiederbele-
bung vieler altmodischer und bürokratischer Gewerkschaften beitragen (und nach
25 Jahren in der Gewerkschaftsbewegung weiß ich darüber eine Menge). Wenn
wir dieses Bündnis richtig handhaben, könnten sich die beiden Bewegungen ge-
genseitig stärken und den Kampf auf eine höhere Ebene heben. 
Internationale Kooperation und Koordination dieser Bündnisse und Bewegungen
sind wichtig, aber um grenzübergreifend koordinieren zu können, braucht es zu-
allererst starke und aktive soziale Bewegungen auf lokaler und nationaler Ebene. Es
gibt keinen abstrakten globalen Kampf gegen den Neoliberalismus. Soziale Kämpfe
werden global, wenn die lokalen und nationalen Bewegungen die Notwendigkeit für
grenzüberschreitende Zusammenarbeit erkennen, um ihre Positionen gegen interna-
tional existierende und gut koordinierte Gegenkräfte durchzusetzen. Unsere wich-
tigste Aufgabe besteht deshalb in der Organisation der Auseinandersetzung und dem
Aufbau der notwendigen sozialen Bündnisse auf lokaler Ebene. 
In Norwegen konnten wir in den letzten Jahre recht gute Erfolge bei der
Organisierung der „Kampagne für den Wohlfahrtsstaat“86 erzielen. Sie umfasst
Gewerkschaften sowohl des privaten als auch des öffentlichen Sektors, Frauenor-
ganisationen, Studentenverbände, Rentnervereinigungen, Kleinbauernorganisa-
tionen, Verbände von Beziehern von Sozialleistungen usw. Es ist noch keine rich-
tige Massenbewegung, aber wir haben eine politische und organisatorische
Infrastruktur aufgebaut, die sich auf dieses breite Bündnis stützt, das erforderlich
ist, wenn wir der Politik der Liberalisierung, Deregulierung und Privatisierung
Einhalt gebieten – und eine andere Welt möglich machen wollen. 
Schlussfolgerung 
Der Wohlfahrtsstaat ist nicht nur die Summe der sozialen Einrichtungen und öf-
fentlichen Haushalte. Er ist durch ein bestimmtes Kräfteverhältnis ermöglicht
worden, das sich auf alle Bereiche der Gesellschaft ausgewirkt hat: 
• Politik der Vollbeschäftigung,
• regulierte Märkte und gebremster Wettbewerb,
• wachsender Einfluss der Beschäftigten und Gewerkschaften am Arbeitsplatz,
• Umverteilung des Reichtums und Ausmerzung von Armut,
• allgemein zugängliche Sozialleistungen ohne Bedürftigkeitsprüfung. 
86 Siehe www.verferdsstaten.no/english. 
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Die folgenden drei Hauptsäulen stellten die Machtbasis des Wohlfahrtsstaates dar:
a) die Bedürfnisse der neuen kapitalistischen Wirtschaft, die im sozialhilfe-
staatlichen Denken sozial-liberaler Politiker zum Ausdruck kamen,
b) der Kampf der Arbeiterbewegung (zur damaligen Zeit zum Ausdruck ge-
bracht durch die Stärke im Klassenkompromiss) und 
c) die Existenz eines Konkurrenzmodells in Osteuropa, was die Kapitaleigner
im Westen disziplinierte. 
Die letzte Säule ist eingestürzt. Der relativ stabile Klassenkompromiss bricht
zusammen. Das bedeutet, dass die Arbeiterklasse und die mit ihr verbündeten ge-
sellschaftlichen Kräfte, wenn sie das Errungene bewahren und nicht zurückfallen
wollen in minimale, paternalistische, nach Bedürftigkeit gewährte Leistungen
sozial-liberalen Zuschnitts, ihre gesellschaftliche und ökonomische Stärke mobi-
lisieren müssen, über die sie immer noch verfügen und die sie in der modernen
Gesellschaft auch noch ausbauen können, – und auf Konfrontation mit den offen-
siven Kräften des Kapitalismus gehen. 
Das neoliberale Projekt ist weder existenzfähig noch nachhaltig oder human.
Wir sind vielleicht immer noch in der Defensive, aber wir beginnen nun endlich,
Boden zu gewinnen, während die anderen sich zunehmend delegitimieren - durch
ihre Kriege, ihre Enrons, ihre Parmalats und ihre unternehmerische Gier. Die in-
neren Widersprüche des unregulierten Kasino-Kapitalismus werden immer offen-
sichtlicher – genau wie die wachsende Ungleichheit in der Gesellschaft. Dies führt
zunehmend zu sozialen Problemen und Nöten, aber gleichzeitig auch zu Ansatz-
punkten und Möglichkeiten alternativer Entwicklungen, auch wenn es noch harte
soziale Auseinandersetzungen erfordern wird, bis wir es geschafft haben. 
Da der Wohlfahrtsstaat das Ergebnis einer sehr spezifischen historischen Ent-
wicklung war, dürfte er sich kaum kopieren lassen. Unsere Perspektive muss des-
halb über den Wohlfahrtsstaat hinausgehen – hin zu einer sozial und demokratisch
organisierten Gesellschaft, in der die Bedürfnisse der Menschen und die ökologi-
schen Grenzen unsere Leitprinzipien sind. Das Hauptziel der modernen Arbeiter-
bewegung sowohl im Norden wie auch im Süden muss deshalb darin bestehen, die
Macht des Kapitals zu beschränken und die Wirtschaft demokratischer Kontrolle
zu unterstellen. Das wird nicht mit sozialem Dialog und trilateraler Zusammenar-
beit zu erreichen sein, sondern durch Klassenkampf und soziale Auseinanderset-
zungen. Aus der Geschichte haben wir gelernt, dass Macht niemals freiwillig auf-
gegeben wird. Sie muss zur Aufgabe gezwungen werden. 
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